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Einleitung 
 

1. Allgemeines 
 

1.1 Bedeutung und Inhalt der Bemerkungen 
 
Nach der Landesverfassung hat der Landesrechnungshof Schleswig-
Holstein (LRH) das Ergebnis seiner Prüfungen jährlich gleichzeitig dem 
Landtag und der Landesregierung zu übermitteln. Das zusammengefasste 
Prüfungsergebnis wird in den Bemerkungen1 des LRH veröffentlicht. 
 
Die Bemerkungen mit dem Bericht des LRH zur Haushaltsrechnung bilden 
neben der Haushaltsrechnung der Finanzministerin die Grundlage für die 
Entscheidung des Parlaments über die Entlastung der Landesregierung. 
 
Die Bemerkungen beziehen sich nicht auf ein bestimmtes Haushaltsjahr. 
Vielmehr berichtet der LRH über aktuelle Prüfungsergebnisse, damit der 
Landtag Konsequenzen aus finanzwirksamen Vorfällen ziehen kann. 
 

1.2 Zusammensetzung des Senats 
 
Der Senat des LRH war zum Zeitpunkt der Beschlüsse über die Bemer
kungen 2025 wie folgt besetzt: 
 

Präsidentin   Dr. Gaby Schäfer 
Vizepräsidentin  Silke Seemann 
Ministerialdirigent Dr. Matthias Badenhop 
Ministerialdirigent  Christian Albrecht  
Ministerialdirigent  Erhard Wollny 

 
Über den Inhalt der Bemerkungen entscheiden die Mitglieder des LRH kol
legial als Senat. Den Vorsitz im Senat führt die Präsidentin. 
 

1.3 Prüfungsverfahren 
 
Das Prüfungsverfahren gliedert sich in verschiedene Phasen. Es beginnt 
mit der Prüfungsplanung. Einen ersten Abschluss findet es mit der Mittei
lung des vorläufigen Prüfungsergebnisses an die zuständige Stelle. Das 
Prüfungsergebnis wird mit ihr erörtert. Der geprüften Stelle wird Gelegen
heit gegeben, auf die Mitteilung zu erwidern. Die für das Parlament und die 
Öffentlichkeit wesentlichen Prüfungsergebnisse werden als Beiträge in die 
Bemerkungen aufgenommen. Die Beiträge sind den zuständigen Stellen 

                                                      
1  Redaktioneller Hinweis: Sofern zur besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum 

verwendet wird, bezieht sich dieses auf alle Geschlechteridentitäten. 
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ebenfalls zuvor zur Stellungnahme zugeleitet worden. Falls Ergänzungen 
zu den Sachverhalten oder abweichende Auffassungen vorgetragen wor
den sind, kommt dies in den Bemerkungen zum Ausdruck. 
 
Der LRH kann keine Weisungen erteilen, um seine Prüfungsergebnisse 
durchzusetzen. Er sucht deshalb den Dialog mit den geprüften Stellen und  
ihren Aufsichtsbehörden, um durch Argumente zu überzeugen. Darüber 
hinaus präsentiert der LRH der Öffentlichkeit die Bemerkungen in Presse
mitteilungen und Interviews. 
 
Der LRH ist ein unabhängiges, mit verfassungsrechtlichem Sonderstatus 
versehenes Organ der Finanzkontrolle. Seine Mitglieder genießen den 
Schutz richterlicher Unabhängigkeit. Einflussnahmen und Einwirkungen 
auf seine Tätigkeit durch Parlament oder Regierung sind mit der Landes
verfassung unvereinbar. 
 

2. Entlastung des Landesrechnungshofs 
 
Die Rechnung des LRH wird vom Landtag geprüft, der auch die Entlastung 
beschließt (§ 101 Landeshaushaltsordnung - LHO). 
 
Der Landtag hat dem LRH am 22.11.2024 einstimmig Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2022 erteilt.1 

  

                                                      
1  Plenarprotokoll 20/74 vom 22.11.2024, S. 5591, LT-Drs. 20/2684, S.4. 
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Bericht zur Landeshaushaltsrechnung und 
Vermögensübersicht 
 

3. Entlastung der Landesregierung für das Haushaltsjahr 
2022 
 
Der Landtag hat die Landesregierung am 28.02.2025 gemäß Art. 63 
Abs. 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein für das Haushaltsjahr 
2022 entlastet.1 
 

4. Abschluss der Haushaltsrechnung 20232 
 
Die Landesregierung hat dem Landtag zu ihrer Entlastung die Haushalts-
rechnung und Vermögensübersicht für das Haushaltsjahr 2023 am 
06.02.2025 vorgelegt.3 
 
Grundlagen für die Haushaltsführung waren 
• der Erlass zur vorläufigen Haushaltsführung 2023 vom 19.12.2022, 
• das Gesetz über die Feststellung eines Haushaltsplans für das Haus

haltsjahr 2023 (Haushaltsgesetz 2023) vom 22.03.2023,4 
• das Haushaltsbegleitgesetz 2023 vom 22.03.2023,5 
• Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesförderungs-

gesetzes und des Haushaltsgesetzes 2023 vom 19.06.2023,6 
• das Gesetz über die Feststellung eines Nachtrages zum Haushalts

plan für das Haushaltsjahr 2023 vom 21.09.2023,7 
• Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Beauf

tragte oder den Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwande
rungsfragen vom 25.09.2023,8 

• das Gesetz über die Feststellung eines 2. Nachtrages zum Haushalts
plan für das Haushaltsjahr 2023 vom 15.12.2023,9 

• der Haushaltsführungserlass des Finanzministeriums vom 11.04.2023, 
geändert am 10.07.2023,  

                                                      
1  Plenarprotokoll 20/83, S. 6268. 
2  Die in diesem Beitrag verwendeten Zahlen entstammen dem Landeshaushalt Schleswig-

Holstein. Sofern nicht anders gekennzeichnet, hat der LRH auf Basis dieser Zahlen seine 
Tabellen und Grafiken erstellt. Bei eigener Summenbildung können Rundungsdifferenzen 
auftreten. 

 Die Rechnung über Einnahmen und Ausgaben des LRH ist Teil der gesamten Haushalts
rechnung und wird gesondert vom Landtag geprüft. Dieser erteilt auch die Entlastung. 
Die nachfolgenden Daten beinhalten auch Angaben zum Einzelplan 02 (LRH) und wer
den der Vollständigkeit halber aufgeführt. 

3  Vgl. LT-Drs. 20/2910, korrigiert durch LT-Drs. 20/2910 (neu). 
4  GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 84 ff. 
5  GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 156 ff. 
6  GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 286 f. 
7  GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 462. 
8  GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 463 f. 
9  GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 644. 
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• der Haushaltsführungserlass des zentralen IT-Managements Schleswig- 
Holstein vom 18.04.2023 und 

• die Haushaltssperre vom 16.05.2023, aufgehoben am 30.05.2023. 
 

4.1 Entwicklung des Haushaltssolls 
 
Beim Haushaltssoll handelt es sich um die zunächst im Haushaltsplan 
veranschlagten Einnahmen und Ausgaben. Die Höhe der veranschlagten 
Haushaltsmittel darf die Landesregierung beim Vollzug des Haushalts ver
ändern. 
 
Der Haushaltsplan weist Einnahmen und Ausgaben von jeweils 
 

21.301.326.400 € 
 
sowie Verpflichtungsermächtigungen (VE) von 2.500.436.000 € aus. 
 
Durch Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesförderungs-
gesetzes sowie durch Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Beauftragte oder den Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und  
Zuwanderungsfragen wurden die Einnahmen und Ausgaben im Haus
haltsplan auf 21.311.326.400 € erhöht. 
 
Nach Vollzug des Haushalts beträgt das Haushaltssoll in Einnahmen und 
Ausgaben 

21.874.134.900 €. 
 
Das Haushaltssoll der VE steigt dabei auf 2.506.455.000 €. 
 
Das Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein (Finanzministeri
um) hatte im Einklang mit dem Haushaltsgesetz (HG) in weitere Einnah
men und Ausgaben von 562.808.500 € sowie in weitere VE von 
6.019.000 €, die jeweils als Solländerung gelten, eingewilligt: 
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Entwicklung des Haushaltssolls 2023 

Rechtliche Grundlage Einnahmen in € Ausgaben in € VE in € 
Haushaltsplan 2023 21.311.326.400 21.311.326.400 2.500.436.000 

Ukraine-Geflüchtete 
(§ 8 Abs. 22 i. V. m. § 33 
HG 2022) 
 
zusätzliche Mittel Dritter  
(§ 6 Abs. 1 HG 2023) 
 
Bekämpfung SARS-CoV-2 
(§ 8 Abs. 16 HG 2023) 
 
Förderprogramm IPCEI 
(§ 8 Abs. 18 HG 2023) 
 
Ukraine-Geflüchtete 
(§ 8 Abs. 20 HG 2023) 
 
Bevölkerungsschutz 
(§ 8 Abs. 21 HG 2023) 
 
Perspektiv-Schule 
(§ 24 Abs. 11 HG 2023) 
 
Gemeinschaftsaufgaben 
(§ 31 Abs. 1 HG 2023) 
 

+348.801.700 
 
 
 

+34.000.000 
 
 

-40.626.400 
 
 

- 
 
 

+202.633.200 
 
 

+17.000.000 
 
 

- 
 
 

+1.000.000 

+348.801.700 
 
 
 

+34.000.000 
 
 

-40.626.400 
 
 

- 
 
 

+202.633.200 
 
 

+17.000.000 
 
 

- 
 
 

1.000.000 

- 
 
 
 

- 
 
 

+4.500.000 
 
 

+185.000 
 
 

+710.000 
 
 

- 
 
 

+624.000 
 
 

- 

Summe Haushaltssoll 21.874.134.900 21.874.134.900 2.506.455.000 
Tabelle 1: Entwicklung des Haushaltssolls 2023 

 
4.2 Kassenmäßiger Abschluss 

 
Der Haushalt 2023 weist nach seinem Vollzug mit Ist-Einnahmen und Ist-
Ausgaben von jeweils 23.844.840.946,97 € ein ausgeglichenes kassen-
mäßiges Jahresergebnis von 0 € nach § 82 Nr. 1 c Landeshaushaltsord
nung (LHO) aus. 
 
Die Einnahmen und Ausgaben überschreiten das Haushaltssoll jeweils um 
1.970.706.046,97 € (+9,0 %). 
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4.2.1 Einnahmen 2023 
 

Soll-/Ist-Einnahmen 2023 

Hauptgruppen Haushalts- Differenz 
  Soll  

in Mio. € 
Ist 

in Mio. € 
Ist - Soll 
in Mio. € 

0 Einnahmen aus Steuern und  
steuerähnlichen Abgaben  12.360,6  11.859,3  -501,3 

1 Verwaltungseinnahmen, Einnahmen 
aus Schuldendienst und dgl.  659,0  977,9  318,9 

2 Einnahmen aus Zuweisungen und 
Zuschüssen mit Ausnahme für  
Investitionen 

 2.108,0  2.763,1  655,1 

3 Einnahmen aus Schuldenaufnah
men, aus Zuweisungen und Zu
schüssen für Investitionen, besonde
re Finanzierungseinnahmen 

 6.746,5  8.244,6  1.498,1 

 Einnahmen insgesamt  21.874,1  23.844,8  1.970,7 
Tabelle 2: Soll-/Ist-Einnahmen 2023 

 
Die aus der Tabelle ersichtlichen Unterschiede zwischen Ist-Einnahmen und 
Soll-Einnahmen sind auf folgende wesentliche Aspekte zurückzuführen: 
 
Die Steuereinnahmen sind um 501,3 Mio. € geringer ausgefallen als  
geplant. So sind unter anderem die Einnahmen aus den Gemeinschaft-
steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer) inklusive der  
Gewerbesteuerumlage um 186,5 Mio. € hinter dem erwarteten Haushalts
soll geblieben. Die Landessteuern sind um 319,3 Mio. € geringer ausgefal
len. Diese Mindereinnahmen sind insbesondere auf niedrigere Grunder
werbsteuern (-235,2 Mio. €) und auf niedrigere Erbschaftsteuern  
(-79,8 Mio. €) zurückzuführen. 
 
Die Verwaltungseinnahmen liegen im Ist mit 977,9 Mio. € um 318,9 Mio. € 
über den veranschlagten Einnahmen. Davon entfallen u. a. 207,7 Mio. € 
auf Abrechnungsbeträge aus dem Vorjahr im Rahmen des Kommunalen 
Finanzausgleichs, 29,4 Mio. € auf Feldes- und Förderabgaben, 25,4 Mio. € 
auf zurückgezahlte Corona-Hilfen und 17,0 Mio. € auf Rückflüsse aus Dar
lehen im Rahmen der Corona-Pandemie. 
 
Die höheren Einnahmen bei den Zuweisungen und Zuschüssen im Ver
gleich zum Soll ergeben sich im Wesentlichen durch 
• 409,9 Mio. € Beteiligung des Bundes an den Sozialleistungen für Unter-

kunft und Heizung zur Weiterleitung an Kreise und kreisfreie Städte, 
• 77,0 Mio. € Finanzausgleichsumlage gemäß § 29 FAG, 
• 63,7 Mio. € Entnahmen aus den Sondervermögen „Breitband“ und 

„MOIN.SH“,  
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• 54,8 Mio. € Zuweisung des Bundes zur Abwicklung der krankenhaus
individuellen Ausgleichs- und Erstattungszahlungen sowie 

• 45,4 Mio. € Zuweisungen des Bundes zur Regionalisierung des öffent
lichen Personennahverkehrs. 

 
Neben den aufgeführten Mehreinnahmen sind in 2023 die Bundesergän
zungszuweisungen um 50,5 Mio. € geringer ausgefallen. 
 
Bei der ausgewiesenen Beteiligung des Bundes an den Leistungen für  
Unterkunft und Heizung handelt es sich um zweckgebundene Einnahmen, 
die nicht im Haushalt 2023 veranschlagt waren. Sie wurden in gleicher 
Höhe wieder verausgabt. 
 
Der Anstieg der Einnahmen bei der Hauptgruppe 3 um 1.498,1 Mio. €  
resultiert überwiegend aus höheren Entnahmen aus den Rücklagen 
(+1.371,5 Mio. €) und Entnahmen aus den Sondervermögen 
(+873,3 Mio. €). Ferner führten eine eingeplante, aber nicht realisierte, 
Globale Mindereinnahme von 286,7 Mio. € und höhere Bundeszuweisun
gen für Investitionen (+115,2 Mio. €) zu weiteren Mehreinnahmen. Dem
gegenüber stehen Mindereinnahmen unter anderem aus einer geringeren 
Schuldenaufnahme (-1.063,0 Mio. €) und einer eingeplanten, aber nicht 
realisierten, Globalen Mehreinnahme (-165,0 Mio. €). 
 

4.2.2 Ausgaben 2023 
 

Soll-/Ist-Ausgaben 2023 

Hauptgruppen Haushalts- Differenz 
  Soll 

in Mio. € 
Ist 

in Mio. € 
Ist - Soll 
in Mio. € 

4 Personalausgaben 5.258,7 5.012,7 -246,0 
5 Sächliche Verwaltungsausgaben und 

Ausgaben für den Schuldendienst 6.104,0 5.965,6 -138,4 

6 Ausgaben für Zuweisungen und Zu-
schüsse mit Ausnahme für Investi-
tionen 

8.505,0 9.971,3 1.466,3 

7 Baumaßnahmen 296,3 274,7 -21,6 
8 Sonstige Ausgaben für Investitionen 

und Investitionsförderungsmaßnah
men 

1.471,4 1.259,8 -211,6 

9 Besondere Finanzierungsausgaben 238,8 1.360,7 1.122,0 

 Ausgaben insgesamt 21.874,1 23.844,8 1.970,7 
Tabelle 3: Soll-/Ist-Ausgaben 2023 

 
Die wesentlichen Veränderungen bei den Ist-Ausgaben der Hauptgruppen 
6 und 9 im Vergleich zum Haushaltssoll sind auf folgende Aspekte zurück
zuführen: 
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• Die Mehrausgaben bei den Zuweisungen und Zuschüssen 
(+1.466,3 Mio. €) ergeben sich vorwiegend aus der Zuführung an das 
Sondervermögen IMPULS (+828,4 Mio. €), aus höheren Schlüsselzu-
weisungen an die Kommunen (+285,0 Mio. €) sowie aus der an die 
Kommunen weiterzuleitenden Bundesbeteiligung an den Leistungen 
für Unterkunft und Heizung (+409,9 Mio. €). 

 
• Die bei der Hauptgruppe 9 „Besondere Finanzierungsausgaben“ aus

gewiesenen Mehrausgaben (+1.122,0 Mio. €) ergeben sich insbeson
dere durch höhere Zuführungen an Rücklagen (+1.250,3 Mio. €). Die
sen Mehrausgaben stehen Minderausgaben bei den Globalen Mehr-
ausgaben (Vorsorge) in Höhe von 177,5 Mio. € gegenüber. 

 
Den Mehrausgaben bei den Hauptgruppen 6 und 9 stehen Minderaus-
gaben beim Personal, überwiegend aufgrund nicht benötigter Mittel für  
Tarif- und Besoldungserhöhungen, gegenüber.  
 
Die geringeren Ausgaben bei der Hauptgruppe 5 ergeben sich hauptsäch
lich aus Minderausgaben für sächliche Verwaltungsausgaben  
(-132,5 Mio. €) sowie für Zinsausgaben (-30,9 Mio. €). Diesen Minder-
ausgaben stehen nicht veranschlagte Tilgungsausgaben für Marktpflege1 
(+25,0 Mio. €) gegenüber. 
 
Die Ausgaben für Investitionen (Hauptgruppen 7 und 8) waren um 
233,1 Mio. € geringer als veranschlagt. Davon entfallen 21,6 Mio. € auf 
Baumaßnahmen und 211,5 Mio. € auf „Sonstige Ausgaben für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen“. 
 

4.3 Finanzierungssaldo 
 
Der Finanzierungssaldo beschreibt die Differenz zwischen den laufenden 
Einnahmen und Ausgaben des Landes. Das Ergebnis (Finanzierungsdefizit 
oder Finanzierungsüberschuss) gibt an, ob die laufenden Einnahmen aus
reichen, um die laufenden Ausgaben zu decken. Ein Finanzierungsdefizit 
wird durch Krediteinnahmen und/oder Rücklagenentnahmen finanziert. Ein  
Finanzierungsüberschuss führt zu einer Kredittilgung und/oder Rücklagen-
zuführung. 
 
Berechnet wird der Finanzierungssaldo anhand der Gesamteinnahmen und 
-ausgaben, die um besondere Finanzierungsvorgänge bereinigt werden. 
Die folgende Tabelle stellt die Berechnungsschritte für das Haushaltsjahr 
2023 dar: 

                                                      
1  § 18 Abs. 4 LHO. 
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Ermittlung des Finanzierungssaldos 

 Soll1 
Mio. € 

Ist 
Mio. € 

Gesamteinnahmen 21.874,1 23.844,8 
./. Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt 4.910,1 3.847,0 
./. Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken 1.114,9 2.497,5 
./. Entnahmen aus Überschüssen der Vorjahre 0,0 0,0 
= Nettoeinnahmen 15.849,1 17.500,3 
./. Haushaltstechnische Verrechnungen 40,3 66,7 
= bereinigte Einnahmen 15.808,8 17.433,5 
Gesamtausgaben 21.874,1 23.844,8 
./. Tilgungsausgaben an Kreditmarkt 4.538,1 4.563,2 
./. Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke 29,5 1.294,0 
./. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren 0,0 0,0 
= Nettoausgaben 17.306,5 17.987,7 
./. Haushaltstechnischen Verrechnungen 40,3 66,7 
= bereinigte Ausgaben 17.266,2 17.920,9 
 

Finanzierungssaldo  
(bereinigte Einnahmen ./. bereinigte Ausgaben) 

-1.457,4 -487,4 

Tabelle 4: Ermittlung des Finanzierungssaldos 

 
Aus der Differenz der bereinigten Ist-Einnahmen von 17.433,5 Mio. € und 
bereinigten Ist-Ausgaben von 17.920,9 Mio. € ergibt sich ein Finanzie
rungssaldo von -487,4 Mio. €. Dieser wurde wie folgt gedeckt: 
 

Deckung des Finanzierungssaldos 

 Soll 
Mio. € 

Ist 
Mio. € 

Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt 4.910,1 3.847,0 
./. Schuldentilgung am Kreditmarkt 4.538,1 4.563,2 
= Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt 371,9 -716,1 
Entnahme aus Rücklagen 1.114,9 2.497,5 
./. Zuführung an Rücklagen 29,5 1.294,0 
= Rücklagenbewegungen 1.085,4 1.203,5 
 

Deckung des Finanzierungssaldos 
(Netto-Neuverschuldung + Rücklagenbewegung) 

 
1.457,4 

 
487,4 

Tabelle 5: Deckung des Finanzierungssaldos 

 
Anhand der Tabelle wird ersichtlich, dass das Finanzierungsdefizit aus
schließlich durch die Rücklagenentnahme gedeckt wurde. Die Rücklagen
entnahme finanzierte überdies auch die Tilgung am Kreditmarkt in Höhe 
von 716,1 Mio. €. 

                                                      
1  Vgl. Tz. 4.1. 
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4.4 Kreditermächtigung 
 
Nach Art. 61 Abs. 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein (LV)1 
sind Einnahmen und Ausgaben grundsätzlich ohne Krediteinnahmen aus
zugleichen. 
 
Das Haushaltsgesetz 2023 ermächtigte das Finanzministerium, Kredite bis 
zu einem Höchstbetrag von 4.910,0 Mio. € aufzunehmen. Dieser Betrag 
setzt sich aus der Anschlussfinanzierung für planmäßige Tilgungen von 
4.538,1 Mio. € und der geplanten Nettokreditaufnahme von 371,9 Mio. € 
zusammen. Die Kreditermächtigung erhöhte sich im Haushaltsvollzug um 
die Beträge zur Anschlussfinanzierung aus Umschuldung und Marktpflege 
(25,0 Mio. €)2 sowie einer Restkreditermächtigung aus dem Vorjahr auf 
insgesamt 5.185,1 Mio. €. 
 
Die folgende Tabelle zeigt, in welcher Höhe das Finanzministerium diese 
Ermächtigung in Anspruch nahm: 
 

Brutto- und Nettokreditermächtigungen und ihre Inanspruchnahme 
im Haushaltsvollzug in € 

Kreditermächtigung 

Nettokreditaufnahme 371.920.800,00 
 

Anschlussfinanzierung für planmäßige Tilgungen 4.538.140.000,00 
 

Anschlussfinanzierung für außerplanmäßige Tilgungen 25.049.000,00 
 

Restkreditermächtigung (Einnahmerest) aus 2022 250.000.000,00 
 

Bruttokreditermächtigung 5.185.109.800,00 

Inanspruchnahme 

Nettokreditaufnahme 0,00 
 

Anschlussfinanzierung für planmäßige Tilgungen 3.821.981.541,20 

davon: aufgenommen im Kalenderjahr 2023 1.536.812.693,61 

davon: aufgenommen im Kalenderjahr 2024, 2.285.812.693,61 
Umbuchung nach 2023 als Haushaltsausgleich 

 

Anschlussfinanzierung für außerplanmäßige Tilgungen 25.049.000,00 
 

Inanspruchnahme der Bruttokreditermächtigung 3.847.030.541,20 

Differenz aus Ermächtigung und Inanspruchnahme 1.338.079.258,80 

Tabelle 6: Kreditermächtigung und ihre Inanspruchnahme im Haushaltsvollzug 2023 

 

                                                      
1  Verfassung des Landes Schleswig-Holstein vom 02.12.2014, GVOBl. Schl.-H. 2014, 

S. 344, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.10.2024, GVOBl. Schl.-H 2024, S. 749. 
2  § 18 Abs. 4 LHO. 
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In der Differenz zwischen Ermächtigung und Inanspruchnahme 
(1.338,1 Mio. €) ist die Restkreditermächtigung aus 2022 in Höhe von 
250 Mio. € enthalten. Diese wurde 2023 nicht in Anspruch genommen und 
steht auch für Folgejahre nicht mehr zur Verfügung. Die verbleibende  
Ermächtigung von 1.088,1 Mio. € wurde im Haushaltsvollzug 2023 nicht 
benötigt. Sie wurde als Mindereinnahme nachgewiesen und kann künftig 
nicht mehr in Anspruch genommen werden. 
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5. Feststellungen zur Haushaltsrechnung und Vermögens-
übersicht 2023 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 15.11.2023 die 
überjährige Nutzung von Notkrediten für verfassungswidrig  
erklärt. Damit wurde bestätigt, dass die Praxis der Landesregie
rung, Notkreditmittel mittels Rücklagen überjährig zu verwenden, 
mit dem Grundsatz der Jährigkeit unvereinbar ist. Dennoch  
wurden 2023 notlagenbedingte Ausgaben von 622 Mio. € aus 
überjährigen Notkredit-Rücklagen finanziert. Rechtlich hätte es 
eines Nachtragshaushalts 2023 bedurft, um nach Feststellung 
der Notlage durch den Landtag neue Notkredite für die Aus-
gaben aufnehmen zu können. Dies ist nicht geschehen.  
 
Diese in 2023 fortgesetzte Finanzierung durch Notkreditrücklagen 
ist in der Haushaltsrechnung nicht transparent ausgewiesen. 
Wegen der Rücklagenfinanzierung wurde kein neuer Notkredit in 
Anspruch genommen. Dies verschleiert den Zusammenhang 
zwischen notlagenbedingten Ausgaben und Kreditbedarf und  
erschwert die Überprüfbarkeit.  
 
Die Landesregierung hat 2023 zahlreiche Rücklagen neu gebil
det. Der LRH empfiehlt erneut, bestehende Rücklagen abzubauen 
und nur noch in Ausnahmefällen Rücklagen zu bilden. Denn die 
rund 100 Rücklagen schränken die Transparenz im Haushalt ein 
und umgehen die Prinzipien der Jährlichkeit und Jährigkeit. 
Rücklagen aus Notkreditmitteln sind nicht zulässig. 
 
Mit einer Pro-Kopf-Verschuldung von 10.737 € weist Schleswig-
Holstein wie in den Vorjahren den zweithöchsten Wert unter den 
Flächenländern aus. Dieser Wert liegt 76 % über der durch
schnittlichen Pro-Kopf-Verschuldung aller Flächenländer von 
6.089 €. 
 
Die Vermögensübersicht der Haushaltsrechnung weist den Liqui-
ditätsbestand nur unvollständig aus. Sie erlaubt auch keine 
Rückschlüsse auf die Ursachen des Liquiditätsabflusses von 
1.400 Mio. €. Die Landesregierung sollte künftig in der Haus
haltsrechnung über die Herkunft und den Verbleib der liquiden 
Mittel informieren.  
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5.1 Prüfauftrag des LRH 
 
Nach Art. 63 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 
(LV) hat die Landesregierung dem Landtag die Haushaltsrechnung vorzu
legen. Der LRH berichtet dem Landtag und der Landesregierung unmittel
bar zur Haushaltsrechnung. 
 

5.2 Wie hoch war Schleswig-Holstein 2023 verschuldet? 
 
Nach § 18 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung (LHO)1 bestimmt das Haus
haltsgesetz, bis zu welcher Höhe das Finanzministerium Kredite zur  
Deckung von Ausgaben und zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen 
Kassenwirtschaft aufnehmen darf. Die Inanspruchnahme dieser Krediter-
mächtigungen obliegt dem Finanzministerium.  
 
In der Haushaltsrechnung werden unterschiedliche Schuldenstände (Kre
ditmarktschulden, fundierte Schulden sowie Schulden des Kernhaushalts 
beim nicht-öffentlichen Bereich) sowie Betrachtungszeiträume (Kalender-
jahr und Haushaltsjahr) für den Kernhaushalt dargestellt.2  
 
Der Vergleich der jeweiligen Schuldenstände mit den Vorjahreswerten 
bringt unterschiedliche Neuverschuldungen hervor.3 
 

5.2.1 Der Schuldenstand zum 31.12.2023 
 
Laut Haushaltsrechnung war der Kernhaushalt des Landes zum 31.12.2023 
am Kreditmarkt mit 30.889,0 Mio. € verschuldet. Hierbei handelt es sich 
um valutierte Schulden, also um solche, die auch zu Zinszahlungen führen. 
Im Vergleich zum Vorjahr sind die Kreditmarktschulden um 308,9 Mio. € 
gesunken. 
 
Der Zufluss an Kreditmitteln betrug 4.052,1 Mio. € und die Tilgung 
4.563,2 Mio. €. In Höhe der Differenz von 511,1 Mio. € ist der Schulden-
stand zurückgegangen. Jedoch hat die Landesregierung 2023 Schulden 
des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) in Höhe von 
202,1 Mio. Mio. € in den Kernhaushalt übernommen. Daher reduzierte sich 
der Schuldenstand zum 31.12.2023 nicht um 511,1 Mio. €, sondern um 
308,9 Mio. €. 

  

                                                      
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

1992, S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.01.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 
Nr. 17. 

2  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 223. 
3  Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 6.9.4. 
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Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung seit 1970: 

 
Abbildung 1: Entwicklung der Landesschulden 1970 bis 2023, jeweils zum 31.12. 
Quelle: Umdruck 20/3489 

 
5.2.2 Der Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 

 
Beim fundierten Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres handelt es 
sich um einen buchungsmäßigen Schuldenstand, der zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht vollständig mit Krediten hinterlegt war und daher auch nicht 
vollumfänglich zu Zinszahlungen führt. Die valutierte, also liquiditätsmäßige 
Kreditaufnahme erfolgte teilweise erst in 2024. 
 
Der fundierte Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 2023 ist im 
Vergleich zum Vorjahr (33.688,8 Mio. €) um 514,0 Mio. € auf 
33.174,8 Mio. € gesunken. 
 
In der Haushaltsrechnung 2023 hingegen wird eine negative Neuverschul
dung in Höhe von 716,1 Mio. € ausgewiesen. Dies ist darauf zurückzufüh
ren, dass die direkte Schuldenübernahme vom UKSH in Höhe von 
202,1 Mio. €1 im kameralen Haushalt nicht gebucht wird: 
 

Negative Neuverschuldung lt. Haushaltsrechnung 2023 in Mio. € 

Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt abzüglich 
Ausgaben zur Schuldentilgung an Kreditmarkt 

3.847,0 
4.563,2 

Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt  -716,1 
Tabelle 7: Ermittlung der negativen Verschuldung 
Quelle: Haushaltsrechnung 2023 

 

                                                      
1  Vgl. Tz. 5.2.1. 
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Die negative Netto-Neuverschuldung resultiert insbesondere aus der Auflö-
sung von Rücklagen und Sondervermögen, die aus Corona- und Ukraine-
Nothilfen gebildet worden sind. Das Bundesverfassungsgericht hatte mit 
Urteil vom 15.11.20231 Aussagen zum Umgang mit Notkrediten sowie 
u. a. zum Haushaltsgrundsatz der Jährigkeit getroffen. Werden Notkre-
ditermächtigungen nicht in dem betroffenen Haushaltsjahr genutzt, ver-
fallen sie zum Ende des Haushaltsjahres. Eine Bevorratung von Notkre
ditmitteln durch Rücklagen oder in Sondervermögen ist nicht zulässig. 
 
Vor diesem Hintergrund wurden 2023 im Haushaltsvollzug Rücklagen für 
Corona- und Ukraine-Nothilfen in Höhe von 850,1 Mio. € aufgelöst und 
432,8 Mio. € aus Sondervermögen entnommen. Diese Entnahmen in Höhe 
von insgesamt 1.282,9 Mio. € sind als allgemeine Deckungsmittel dem 
Haushalt zugeflossen. Zudem musste die für den Haushaltsausgleich nach 
dem Haushaltsgesetz zulässige Kreditaufnahme nicht vollständig in  
Anspruch genommen werden (vgl. Tz. 4.4).  
 
Die Rückführung der Nothilfemittel hat nicht dazu geführt, dass sich die 
Tilgungsausgaben erhöht haben. Von Anfang an waren Tilgungsausgaben 
von 4.538,1 Mio. € im Haushalt geplant. 
 
Wie unter Tz. 5.2.1 beschrieben, betrug im Kalenderjahr 2023 der Zufluss 
an Kreditmitteln 4.052,1 Mio. €. In der Haushaltsrechnung hingegen werden 
als Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt 3.847,0 Mio. € ausgewiesen.  
 
Die voneinander abweichenden Werte lassen sich mit dem praktizierten 
Verfahren des sogenannten Haushaltsausgleichs begründen. Dem Finanz-
ministerium ist es erlaubt, im folgenden Haushaltsjahr eingehende Einnah-
men noch zugunsten des abzuschließenden Haushaltsjahres zu buchen 
oder umzubuchen. Diese Ermächtigung nutzt das Finanzministerium, um 
Krediteinnahmen für den erforderlichen Haushaltsausgleich einzusetzen.2 
 
Die sich hieraus für 2023 ergebenen Effekte lassen sich folgendermaßen 
beschreiben: 

  

                                                      
1  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22. 
2  Haushaltsrechtliche Ermächtigung in Kap. 1116. 
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Zusammensetzung der 2023 ausgewiesenen Krediteinnahme 

Einzelne Komponenten der Krediteinnahme in Mio. €  
aus 2024 empfangene Krediteinnahmen für den  
Haushaltsausgleich 2023 
zuzüglich  
Einzahlungen 2023 aus Kreditverträgen 
abzüglich  
aus 2023 für den Haushaltsausgleich nach 2022  
gebuchte Krediteinnahmen 

 
2.285,8 

 
4.052,1 

 
 

2.490,9 

Krediteinnahme gemäß Haushaltsrechnung 3.847,0 
Tabelle 8: Zusammensetzung der 2023 ausgewiesenen Krediteinnahmen 
Quelle: Haushaltsrechnung 2023 

 
Im Ergebnis weicht der buchhalterische Schuldenstand (33.174,8 Mio. €) 
zum Ende des Haushaltsjahres 2023 um 2.285,8 Mio. € von dem tatsäch
lichen mit Kreditverträgen hinterlegten Schuldenstand zum 31.12. 
(30.889,0 Mio. €) ab. 
 

5.2.3 Schulden der Extrahaushalte  
 
Die Ausführungen unter Tz. 5.2.1 beziehen sich nur auf den Kernhaushalt 
und umfassen nicht die Verschuldung der Extrahaushalte des Landes. Ex-
trahaushalte sind öffentliche Einrichtungen und Unternehmen, die überwie-
gend vom Staat finanziert und unter dessen Kontrolle liegen und Nicht
marktproduzent sind.1 Sie sind aus dem Landeshaushalt ausgegliedert. 
Deren Verschuldung wird durch das Statistische Bundesamt veröffentlicht.  
 

Schulden Extrahaushalte in Mio. € 
Extrahaushalt Schuldenstand 

31.12.2023 
Veränderung 
zum Vorjahr 

Dataport AöR  10,0   -0,9 
hsh portfoliomanagement AöR  0,0  -194,4 
Ratzeburg-Möllner Verkehrsbetriebe  0,2  +0,2 
AKN Eisenbahn GmbH 26,3 +26,3 
Studentenwerk Schleswig-Holstein 29,0 +29,0 
Universität Kiel  0,7 -0,1 
Kommunaler Investitionsfonds (KIF)  178,6  +24,8 
Landesmuseen Schloss Gottorf  0,3  0 
Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein 4,0 +4,0 
Insgesamt: 249,1  -111,1 

Tabelle 9: Schulden der Extrahaushalte zum 31.12.2023 und im Vergleich zum Vorjahr; ohne 
HIS-Institut für Hochschulentwicklung e.V. (91 € Kassenkredit) 
Quelle: „Einnahmen, Ausgaben und Schulden der Extrahaushalte der staatlichen Ebene 2023“, 
Statistisches Bundesamt (www.destatis.de) 

                                                      
1  Statistisches Bundesamt, Fachbegriffe der Finanz- und Personalstatistiken, S. 6.  
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Erst wenn die Schulden des Kernhaushalts und der Extrahaushalte  
gemeinsam betrachtet werden, ist eine bessere Vergleichbarkeit der öffent-
lichen Haushalte untereinander möglich. 
 

5.2.4 Pro-Kopf-Verschuldung des Landes inklusive der Extrahaushalte 
 
Das Statistische Bundesamt weist für den öffentlichen Gesamthaushalt 
des Landes Schleswig-Holstein eine Verschuldung beim nicht-öffentlichen 
Bereich von insgesamt 31.764 Mio. € (2022: 32.959 Mio. €) aus. Dieser 
Schuldenstand zum 31.12. setzt sich zusammen aus: 
 

Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts in Mio. € 
Schulden des öffentlichen 
Gesamthaushalts (in Mio. €) 

Schuldenstand 
31.12.2022 

Schuldenstand 
31.12.2023 

 Kreditmarktschulden 
./. Verschuldung im öffentlichen 
 Bereich 
+ Kassenkredite 
+ Extrahaushalte 

31.198 
 

210 
1.611 

360 

30.889 
 

782 
1.408 

249 
 32.959 31.764 

Tabelle 10: Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts 

 
Bei der vom Statistischen Bundesamt dargestellten Verschuldung werden 
Schulden beim öffentlichen Bereich heraus- und Kassenkredite im nicht-
öffentlichen Bereich hinzugerechnet. Der Schuldenstand des öffentlichen 
Gesamthaushalts ist Grundlage für die Berechnung der Pro-Kopf-Verschul-
dung. Mit dieser Kennzahl wird der Schuldenstand der Länder mit unter
schiedlicher Einwohnerzahl vergleichbar gemacht. 
 
Nachfolgende Grafik stellt die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes 
Schleswig-Holstein und der übrigen Flächenländer 2023 dar: 
 

 
Abbildung 2: Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer inklusive der Extrahaushalte 2023 
Quelle: Eigene Berechnungen und Statistisches Bundesamt (Destatis), „Schulden des Öffent
lichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 - Bl. 71321-22 vom 
29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de 
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Wie in den Vorjahren war auch 2023 Schleswig-Holstein nach dem Saar
land das pro Kopf am zweithöchsten verschuldete Flächenland.  
 
Jeder Schleswig-Holsteiner hatte zum 31.12.2023 rechnerisch eine Schul
denlast von 10.737 € zu tragen. Im Vergleich zum Vorjahr ist der Wert um 
451 € gesunken (2022: 11.188 €). Dieser Rückgang verteilt sich neben einer 
gestiegenen Einwohnerzahl (-45 €/Einwohner) wie folgt: 
• Kreditmarktschulden: -104 €/Einwohner 
• Herausrechnung Schulden im öffentlichen Bereich: -193 €/Einwohner 
• Kassenkredite: -69 €/Einwohner 
• Schulden Extrahaushalte: -38 €/Einwohner 
 
Je Einwohner übersteigt der Schuldenstand des Landes (10.737 €) den 
Durchschnitt der Flächenländer (6.089 €) um 76 %.  
 
Der Durchschnittswert der Flächenländer ist im Vergleich zum Vorjahr um 
200 € je Einwohner gesunken (2022: 6.289 €).  
 
Die Pro-Kopf-Verschuldung bildet nur die Landesschulden ab. Hinzu kom-
men noch die anteiligen Schulden des Bundes (20.078 €/Einwohner)1 und 
der schleswig-holsteinischen Kommunen (1.807 €/Einwohner).2 
 

5.2.5 Kassenkredite und Barsicherheiten  
 
Zum 31.12.2023 beträgt der Schuldenstand des öffentlichen Gesamthaus
halts 31.764 Mio. €3. Darin enthalten sind Kassenkredite in Höhe von 
1.408 Mio. €. Von diesen Kassenkrediten entfallen 1.007,9 Mio. € auf Bar
sicherheiten, die das Land im Zuge abgeschlossener Zinsderivate von den 
Vertragspartnern erhalten hat (Collateralzahlungen).  
 
Beim Einsatz von Derivaten besteht das Risiko, dass ein Vertragspartner 
ausfällt und deshalb seine vereinbarten Zahlungsverpflichtungen nicht (voll) 
erfüllen kann. Um diese Ausfallrisiken zu reduzieren, werden Barsicherhei
ten eingesetzt. Hierbei handelt es sich um liquide Mittel, die als Sicherheiten 
wechselseitig gestellt oder entgegengenommen werden. Das Land Schles-
wig-Holstein beteiligt sich an diesem Verfahren seit 2013.  
 
Die eingenommenen Barsicherheiten werden nicht als Einnahme erfasst, 
sondern außerhalb des Haushalts gebucht. Sie werden durch die bundes

                                                      
1  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 

- Blatt 71321-01, vom 29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de. 
2  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 

- Blatt 71321-13, vom 29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de. 
3  Vgl. Tz. 5.2.3. 



31 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

einheitlichen Statistikvorgaben als Kassenkredite in der Haushaltsrechnung 
ausgewiesen.  
 
Der seit 2013 fortgeschriebene Saldo aus Auszahlungen und Einzahlun
gen ist seit 2022 positiv. Dies bedeutet, dass die insgesamt erhaltenen 
Einzahlungen überwiegen, also die Banken mehr Sicherheiten als das 
Land gestellt haben. 
 

Entwicklung Saldo Barsicherheiten in Mio. € 
Jahr Gestellte 

Sicherheiten 
Erhaltene 

Sicherheiten 
Saldo 

2013  230,30 230,30 
2014 311,40 179,40 -132,00 
2015 283,60 197,00 -86,60 
2016 403,80 224,60 -179,20 
2017 387,15 230,60 -156,55 
2018 440,55 205,40 -235,15 
2019 894,95 109,00 -775,95 
2020 1.241,25 141,90 -1.099,35 
2021 789,05 135,70 -653,35 
2022 593,6 1.611,05 1.017,45 
2023 404,60 1.007,85 603,25 

Tabelle 11: Entwicklung des Saldos der Barsicherheiten 2013 bis 2023 
Quelle: Haushaltsrechnung des Landes 

 
Der positive Saldo ab 2022 ist auch auf die Zinswende in 2022 zurückzu
führen. Der Zusammenhang zwischen Zinsentwicklung und den Barsicher-
heiten wird anhand der nachstehenden Grafik verdeutlicht: 
 

 
Abbildung 3: Monatliche Entwicklung des Saldos der erhaltenen abzüglich der gestellten Bar
sicherheiten und 10-Jahres-Zinssatz (Swapsatz) von Januar 2013 bis Dezember 2023 
Quelle: Bundesbank und Buchführung des Landes 
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Ein Zinsanstieg von einem Basispunkt (0,01 %) führt kurzfristig zu einem 
Nettozufluss an Barsicherheiten von ca. 5 Mio. €. Da die Zinssätze in einem 
Monat durchaus um +/- 20 Basispunkte und mehr schwanken, ergibt sich 
daraus ein entsprechendes Liquiditätsrisiko für das Land. Erhaltene Bar-
sicherheiten müssen verzinst werden, aber das Land kann das Geld auch 
seinerseits anlegen - oder die Kreditaufnahme verringern.  
 
Den Nettobestand an Barsicherheiten kann man interpretieren als den 
Barwert der Zinsersparnisse, die das Land in den nächsten Jahren durch 
die in Zeiten niedriger Zinsen abgeschlossenen Sicherungsgeschäfte  
erzielt. Auch wenn das Land „im Plus“ ist, darf daraus nicht geschlossen 
werden, dass der Einsatz von Zinsderivaten per se zu Zinsersparnissen 
führt. Denn das Land hätte sich alternativ, d. h. ohne Einsatz von Deriva
ten, auch entsprechend längerfristig verschulden und vergleichbare Zins
ersparnisse realisieren können. Die erhaltenen Barwerte werden in der 
Haushaltsrechnung wie Kassenkredite behandelt.  
 

5.2.6 Weitere zuzurechnende Schulden 
 
Neben den Kern- und Extrahaushalten bestehen nach dem sogenannten 
Schalenkonzept noch weitere Einheiten, die nicht dem Sektor Staat zuzu
rechnen sind.  
 
Diese sonstigen öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (FEU) 
entstehen durch Auslagerung öffentlicher Aufgaben, Neugründung oder 
Beteiligungserwerb. Hierunter zählen Einheiten, deren Eigentümer mehr
heitlich - unmittelbar oder mittelbar - den öffentlichen Kernhaushalten  
zuzuordnen sind (z. B. Länder). 
 
Insgesamt betrachtet bilden der Kernhaushalt, die Extrahaushalte sowie 
die FEU den öffentlichen Bereich. Im Gegensatz zu den Extrahaushalten 
sind FEU öffentliche Marktproduzenten, die ihre Kosten überwiegend mit 
eigenen Umsätzen decken. 
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Abbildung 4: Schalenkonzept in den Finanz- und Personalstatistiken 
Quelle: Statistisches Bundesamt mit Ergänzung durch den LRH 

 
Bezogen auf das Land Schleswig-Holstein zählen bspw. die Schleswig-
Holsteinische Landesforsten AöR und das UKSH zu den FEU. 
 
Insgesamt belaufen sich die den FEU zurechenbaren Schulden auf 
1.191 Mio. €.1 Hierdurch steigt die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes um 
weitere 402 € auf dann 11.139 € je Einwohner. 
 
Der Landtag hat in seiner Sitzung am 20.03.20242 die Landesregierung 
aufgefordert, künftig in der Haushaltsrechnung die Verschuldung des Lan
des umfassender und neben den Schulden der Kern- und Extrahaushalte 
auch die der FEU darzustellen. 
 
Das Finanzministerium hat für die Haushaltsrechnung 2024 eine transpa
rente Darstellung zugesagt.  
 

5.3 Trotz geringerer Verschuldung deutlich höhere Zinsausgaben 2023 
 
Die Verschuldung des Kernhaushalts, also die valutierten Schulden, zum 
31.12.2023 ist im Vergleich zum Vorjahr um 309 Mio. € auf 30.889 Mio. € 
gesunken.3 Dies ist ein Rückgang von 1,0 %. Die Zinsausgaben sind jedoch 
im gleichen Zeitraum um 27,0 % gestiegen (vgl. Tz. 5.3.1).  
 

                                                      
1  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2023“, EVAS-Nr.: 71321 

- Blatt 71321-22, vom 29.07.2024, abrufbar unter www.destatis.de. 
2  Plenarprotokoll 20/54. 
3  Vgl. Tz. 5.2.1. 
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Die nachstehende Grafik zeigt die Entwicklung des Schuldenstands und 
der Zinsausgaben seit 2014. 
 

 
Abbildung 5: Entwicklung Schuldenstand und Zinsausgaben 2014 bis 2023 
Quelle: Daten gemäß Umdruck 20/3489 

 
Von 2014 bis 2020 ist der Schuldenstand um 2.920 Mio. € gestiegen. 
Gleichzeitig sind die zu zahlenden Zinsen um 448 Mio. € gesunken. Hin
gegen ist der Schuldenstand von 2021 bis 2023 um 673 Mio. € gesunken 
und die Zinsausgaben um 113 Mio. € gestiegen. Grund hierfür sind die in 
2022 gestiegenen Zinsen. 
 
Im Vergleich der Eckwerte 2014 und 2023 sind die Schulden um 
3.783 Mio. € gestiegen und die Zinsausgaben von 773 Mio. € auf 
450 Mio. €, also um 323 Mio. €, gesunken. Ursache hierfür ist der rückläu
fige Zins: 2014 musste das Land durchschnittlich 2,9 % für seine Schulden 
zahlen, 2023 nur noch 1,4 %. 
 
Die vergangenen Zinsersparnisse sind durch Mehrausgaben an anderer 
Stelle konsumiert worden, anstatt den Schuldenstand zu senken. Damit ist 
das langfristige Zinsänderungsrisiko für den Haushalt hoch. Die Finanz
planung der Landesregierung aus 2024 rechnet mit einer Verdoppelung 
der Zinsausgaben in 2033 auf mehr als eine Milliarde Euro.1 

  

                                                      
1  LT-Drs. 20/2762, S. 29. 
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5.3.1 Zinsausgaben 2023 
 
Die Zinsausgaben 2023 sind im Vergleich zum Vorjahr gestiegen und  
betrugen insgesamt 449,8 Mio. €. Das sind 95,7 Mio. € mehr als 2022 
(354,1 Mio. €). 
 

Zinsausgaben 2022 und 2023 in Mio. € 

 2022 2023 
Zinsausgaben inkl. Stückzinsen 355,1 438,6 
Saldo aus vereinnahmten (-) und gezahlten (+) Agien 9,0 21,2 
Entnahme Zinsausgleichsrücklage -10,0 -10,0 
Insgesamt: 354,0 449,8 

Tabelle 12: Zinsausgaben 2022 und 2023 

 
Der Saldo der Agien hat sich im Vergleich zu 2022 mehr als verdoppelt. 
Das Finanzministerium lehnt es weiterhin ab, Agio-Zahlungen periodenge
recht zuzuordnen. 
 
Der LRH wird die Veranschlagungspraxis von Agio-Zahlungen weiterver
folgen. Im Bundeshaushaltsentwurf 2025 ist eine periodengerechte Zuord
nung derzeit vorgesehen. 
 

5.3.2 Überdurchschnittlich hohe Zinsausgaben je Einwohner  
 
Die überdurchschnittlich hohe Verschuldung Schleswig-Holsteins1 führt 
auch zu überdurchschnittlich hohen Zinsausgaben. 2022 entfielen auf jeden 
Einwohner Schleswig-Holsteins Zinsausgaben von durchschnittlich 152 €. 
Die Flächenländer insgesamt wiesen Ausgaben von durchschnittlich 98 € 
je Einwohner auf. Während sich der Durchschnittswert der Flächenländer 
2023 im Vergleich zum Vorjahr (83 € je Einwohner) um 18 % erhöht hat, 
stieg der Wert Schleswig-Holsteins (Vorjahr: 120 € je Einwohner) um 27 %. 
 
Auch der Vergleich über die Zins-Steuer-Quote zeigt, dass die Zinsausga
ben des Landes überdurchschnittlich hoch sind. 
 

                                                      
1  Vgl. Tz. 5.2.4. 
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Abbildung 6: Zins-Steuer-Quoten 2014 bis 2023 
Quelle: Eigene Berechnung; Datengrundlage: „Einnahmen und Ausgaben der Länder (Kern
haushalte) seit 1995“, Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister 
 
Diese Kennzahl gibt an, wie viel Prozent der Steuereinnahmen für Zins
ausgaben verwendet werden. Musste Schleswig-Holstein 2014 noch 
10,8 % seiner Steuereinnahmen für Zinsausgaben verwenden, sank diese 
Quote auf 3,8 % in 2023. Die Flächenländer hingegen konnten ihre Quote 
im gleichen Zeitraum von 6,3 auf 2,4 % senken. 
 

5.4 Anzahl der nicht notkreditfinanzierten Rücklagen steigt weiter 
 
Die Landesregierung darf nach § 62 Abs. 3 LHO weitere Rücklagen nur für 
bestimmte Zwecke bilden. Diese Möglichkeit soll zu einem wirtschaftliche
ren Verwaltungshandeln beitragen1 und insbesondere dem sogenannten 
Dezemberfieber entgegenwirken. Damit ist gemeint, dass die Ressorts am 
Jahresende möglicherweise unnötige Ausgaben tätigen, nur weil noch 
entsprechende Mittel verfügbar sind.  
 
Mit der Revision der Regelungen zur Schuldenbremse dürfen seit 2020 
Ausgaben auch durch Entnahmen aus Rücklagen finanziert werden. Seit
dem werden vermehrt Rücklagen anstelle von Ausgaberesten gebildet. 
Denn bei der Inanspruchnahme von Rücklagen müssen die Ressorts -  
anders als bei den Ausgaberesten - keine Deckung zulasten anderer 
Haushaltsansätze im Folgejahr erbringen. Das macht das Instrument der 
Rücklagenbildung attraktiver. Dies spiegelt sich bei dem rückläufigen  
Volumen der gebildeten Ausgabereste2 sowie der Anzahl an Rücklagen 
wider. 

                                                      
1  Verwaltungsvorschriften zu § 62 Nr. 1 LHO. 
2  Vgl. Tz. 5.11.2. 
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Übersicht über die Anzahl und den Bestand aller Rücklagen 

Stichtag: 31.12.2021 Stichtag: 31.12.2022 Stichtag: 31.12.2023 
Anzahl Bestand 

in Mio. € 
Anzahl Bestand 

in Mio. € 
Anzahl Bestand 

in Mio. € 
86 5.564,85 112 2.813,00 103 1.610,63 

Tabelle 13: Übersicht über die Anzahl und den Bestand aller Rücklagen 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 
In der Haushaltsrechnung 2023 werden zum 31.12.2023 insgesamt 103 
Rücklagen mit einem Bestand von 1.610,6 Mio. € aufgeführt1. Im Vergleich 
zum Vorjahr hat sich die Anzahl der Rücklagen verringert.  
 
Von den 103 Rücklagen entfallen 5 (2022: 18) auf Corona-Rücklagen und 
8 (2022: 15) auf Ukraine-Rücklagen. Durch das Urteil des Bundesverfas
sungsgerichts zum Umgang mit Notkrediten vom 15.11.20232 haben sich 
die Anzahl und das Volumen der notkreditfinanzierten Rücklagen redu
ziert. Die Ressorts waren vom Finanzministerium aufgefordert, sämtliche 
zum Jahresende 2023 nicht verbrauchten Haushaltsmittel aus Rücklagen, 
die aus Notkrediten des Landes Schleswig-Holstein finanziert wurden, 
dem Landeshauhalt zuzuführen.3 
 
Die daraus resultierende reduzierte Rücklagenanzahl darf aber nicht  
darüber hinwegtäuschen, dass die Anzahl und der Bestand der nicht not
kreditfinanzierten Rücklagen weiter gestiegen sind.  
 

 
Abbildung 7: Anzahl und Bestand der Rücklagen - ohne Corona- und Ukraine-Rücklagen 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

                                                      
1  LT-Drs. 20/2910, S. 146-152. 
2  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22. 
3  Erlass des Finanzministeriums vom 01.12.2023, Ergänzungen zur Haushaltsführung im 

Haushaltsjahr 2023. 
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Die Anzahl der nicht notkreditfinanzierten Rücklagen erhöhte sich von 79 
auf 90, ebenso stieg der Bestand von 952,0 Mio. € auf 1.176,1 Mio. €. 
 
Mit der Bildung von Rücklagen zur Finanzierung von Ausgaben in zukünf
tigen Jahren wird die Transparenz im Haushalt eingeschränkt und werden 
die Prinzipien der Jährigkeit und Jährlichkeit umgangen. Der Landtag hat 
2024 deshalb das Finanzministerium u. a. aufgefordert, an die Bildung von 
Rücklagen einen restriktiveren Maßstab anzulegen.1 
 

5.5 Urteil des Bundesverfassungsgerichts - Auswirkungen auf den Lan
deshaushalt  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 15.11.20232 Aussagen 
zum Umgang mit Notkrediten sowie u. a. zum Haushaltsgrundsatz der 
Jährigkeit getroffen: Werden Notkreditermächtigungen nicht in dem  
betroffenen Notlagenjahr genutzt, verfallen sie zum Ende des Haushalts
jahres. Eine überjährige Bevorratung von Notkreditmitteln durch Bildung 
von Rücklagen oder von Sondervermögen ist nicht zulässig.  
 
Auch Schleswig-Holstein hatte Notkredite über das Notlagenjahr hinaus 
zur Finanzierung von Ausgaben in Rücklagen und Sondervermögen  
„gesichert“. 
 

5.5.1 Notkreditfinanzierte Rücklagen und Sondervermögen des Landes bis 
2022 
 
Aufgrund der Corona-Pandemie hatte der Landtag 2020 eine außerge
wöhnliche Notsituation festgestellt und eine Überschreitung der zulässigen 
Nettokreditaufnahme in Form eines Notkredits bewilligt. Eine weitere Not
lage stellte er 2022 als Folge des russischen Angriffskrieges gegen die  
Ukraine fest und gewährte einen zusätzlichen Notkredit. Insgesamt wurden 
2020 und 2022 Notkredite bis zu 6.500 Mio. € bewilligt. 
 
Die aufgenommenen Notkredite wurden größtenteils zur Verwendung in 
späteren Jahren in Rücklagen gebucht. 2022 wurden Mittel daraus in das 
Sondervermögen IMPULS überführt. Ferner hatte der Landtag 2022  
beschlossen, den Corona-Notkredit wegen der unerwartet guten Steuer
schätzung deutlich zu reduzieren.3 Als Folge dessen wurden 2.313 Mio. € 
aus den Notkreditrücklagen zum Zwecke der Sondertilgung entnommen. 
 

                                                      
1  LT-Drs. 20/1938. 
2  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22. 
3  LT-Drs. 20/162. 
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Die folgende Tabelle stellt die Verwendung der Notkredit-Mittel von 2020 
bis 2022 dar: 
 

Verwendung Notkredit-Mittel 2020 bis 2022 in Mio. € 

 2020 bis 2022 
Mittelabfluss Corona-Notkredit  
 Nothilfen 1.131,8 
+ Ausgleich Steuermindereinnahmen Kommunen 222,4 
+ Ausgleich Steuermindereinnahmen Land 393,3 
+ Sicherung Infrastrukturinvestitionen 173,8 

+ Mittelabfluss Ukraine-Notkredit 41,6 

= Mittelabfluss gesamt 1.962,9 

+ Rücklagenentnahme zur Sondertilgung 2.313,3 
= Insgesamt 4.276,2 

Tabelle 14: Verwendung Notkredit-Mittel 2020 bis 2022 
Quellen: Umdrucke 20/3423, 20/3422 (neu) und Angaben des Finanzministeriums 

 
Im Zeitraum 2020 bis 2022 wurden von den ursprünglichen 6.500,0 Mio. € 
Notkrediten insgesamt 1.962,9 Mio. € verbraucht und 2.313,3 Mio. € aus 
den Notkreditrücklagen zur Sondertilgung entnommen. 
 
Somit verblieben Ende 2022 noch 2.239,6 Mio. € Notkredit-Mittel, die wie 
folgt hinterlegt waren: 
 
• Corona-Rücklagen: 448,2 Mio. €1 
• Ukraine-Rücklagen: 1.313,3 Mio. €2 
• Sondervermögen: 478,1 Mio. €3 
 
Die Summe aus Notkreditverwendung von 4.276,2 Mio. € und Notkredit-
restbestand 2022 von 2.239,6 Mio. € betrug somit 6.515,8 Mio. € und 
überstieg den Notkredit um 15,8 Mio. €. Das Finanzministerium führt diese 
Differenz auf Erstattungen des Bundes und auf Rückzahlungen zurück. 
Auf den 2023 zu tilgenden Betrag hat diese Differenz keinen Einfluss.  
  

5.5.2 Neuer Notlagenbeschluss des Landtages 
 
Im Haushalt 2023 waren Entnahmen aus den notkreditfinanzierten Corona- 
Rücklagen von 205,3 Mio. € und aus den notkreditfinanzierten Ukraine-
Rücklagen von 325,1 Mio. € zur Finanzierung von Ausgaben veranschlagt, 
d. h. in Summe von 530,4 Mio. €. 
 
                                                      
1  LT-Drs. 20/1820 (neu). 
2  LT-Drs. 20/1820 (neu) und Angaben des Finanzministeriums. 
3  LT-Drs. 20/1278. 
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Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat der Landtag am 
23.11.2023 mit Zweidrittelmehrheit für das Jahr 2023 erneut eine außer
gewöhnliche Notsituation festgestellt. Neben den bisherigen Krisen aus der 
Corona-Pandemie und dem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg Russlands 
auf die Ukraine wurde auch die Jahrhundert-Sturmflut im Oktober 2023 
aufgeführt. Zur Bewältigung dieser „multiplen Krise“ hat der Landtag  
beschlossen, dass die bestehenden notkreditfinanzierten Rücklagen und 
Sondervermögen zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben für 
die in den diversen Notlagenbeschlüssen vorgesehenen Zwecke erforder
lich sind. Ferner wurde beschlossen, dass die bis Ende 2023 nicht veraus
gabten Notkredit-Mittel einer Sondertilgung zugeführt werden.1 Einen 
Nachtragshaushaltsplan hat der Landtag hierzu nicht beschlossen. 
 

5.5.3 War der Notlagenbeschluss ohne neue Notkreditermächtigung aus
reichend? 
 
Der Notlagenbeschluss war nicht mit einer neuen Notkreditermächtigung 
verbunden. Im Gegensatz zu anderen Ländern und dem Bund, die einen 
Nachtragshaushalt verabschiedet haben,2 hat die Landesregierung die 
Auffassung vertreten, dass die Aufstellung eines Nachtragshaushalts auf
grund zeitlicher Enge „faktisch unmöglich“ gewesen sei.3 
 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist fraglich, ob der bloße 
Notlagenbeschluss des Landtages ausreichend war, um die notlagenbe
dingten Ausgaben weiterhin durch die bisher im Haushaltsplan 2023 vor
gesehenen Rücklagenentnahmen zu decken. 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 15.11.2023  
betont, dass der Haushaltsgrundsatz der Jährigkeit eine überjährige Ver
wendung von Notkrediten ausschließt. Nach diesem Haushaltsgrundsatz 
müssen Notkreditaufnahme und die notlagenbedingte Ausgabe im selben 
Haushaltsjahr erfolgen. Die im Haushaltsplan 2023 zur Deckung der Notla-
gen-Ausgaben veranschlagten Entnahmen aus notkreditfinanzierten Rück
lagen im Soll von 530,4 Mio. € verstoßen gegen diesen Haushaltsgrundsatz. 
 
Somit hätte der Notlagenbeschluss4 auch eine Notkreditermächtigung ent
halten müssen, mit der die aus verfassungsrechtlicher Sicht zulässige Net
tokreditaufnahme5 überschritten werden dürfte. Hierzu hätte die Landes-

                                                      
1  LT-Drs. 20/1654 (neu). 
2  Umdruck 20/2569, S. 14. 
3  Niederschrift Finanzausschuss, 47. Sitzung am 14.12.2023, S. 7. 
4  LT-Drs. 20/1654 (neu). 
5  Nach § 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zu Art. 61 der 

Landesverfassung. 



41 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

regierung einen Nachtragshaushalt vorlegen müssen, in dem sie die Kredit-
ermächtigung in Höhe der geplanten Rücklagenentnahme erhöht.1 
 
Auch der Wissenschaftliche Dienst des Landes wies darauf hin, dass es 
grundsätzlich eines Nachtragshaushalts bedurfte.2 
 

5.5.4 Weiter wie bisher - Verwendung notkreditfinanzierter Rücklagen und 
Sondervermögen 2023 im Ist 
 
Unmittelbar nach der Urteilsverkündung des Bundesverfassungsgerichts 
hat das Finanzministerium einen Ausgabestopp für notkreditfinanzierte 
Mittel erlassen. Dieser galt bis zum Notlagenbeschluss des Landtages am 
23.11.2023, also eine Woche. Der Landtag hatte beschlossen, die beste
henden notkreditfinanzierten Rücklagen und Sondervermögen weiterhin 
zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben 2023 heranzuziehen. 
Zum Ende des Kalenderjahres 2023 wurden die nicht verausgabten Rück
lagenbestände größtenteils zur Sondertilgung entnommen: 
 

Verwendung notkreditfinanzierter  
Rücklagen und Sondervermögen 2023 in Mio. € 

 Corona-
Rücklagen 

Ukraine-
Rücklagen 

Sonder-
vermögen 

Gesamt 

Bestand am 01.01.2023 448,2 1.313,3 478,1 2.239,6 
./. Ausgabenfinanzierung 83,9 540,6* 5,3 629,7* 
./. Sondertilgungen3 364,3 485,7 432,8 1.282,9 
+ Zuführung an Rücklagen 2,5   2,5 
+ Zuführung an Sonder- 
 vermögen4 

  259,7 259,7 

= Bestand am 31.12.2023 2,5 287,0 299,7 589,2 
Tabelle 15: Verwendung notkreditfinanzierter Rücklagen und Sondervermögen 2023 
* davon 254,7 Mio. € Zuführung an Sondervermögen 
 
Das heißt, die Nettoentnahme aus den Notkreditrücklagen, die nicht zur 
Sondertilgung eingesetzt wurde, betrug 2023 im Ist 83,9 + 540,6 - 2,5 = 
622,0 Mio. €. 

  

                                                      
1  Umdruck 20/2738. 
2  Umdruck 20/2569, S. 13. 
3  LT-Drs. 20/2910, S. 153. 
4  Umdruck 20/3422 (neu), Anlage 1, S. 8 und LT-Drs. 20/2360.  
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Zu den Angaben der Tabelle 15 im Einzelnen:  
 
Corona-Notkreditrücklagen 
 
Der Bestand an Corona-Notkreditrücklagen Ende 2022 betrug 448,2 Mio. €. 
Die entsprechende Rücklagenentnahme 2023 in gleicher Höhe teilt sich 
auf in eine Entnahme nicht verbrauchter Mittel zur Sondertilgung von 
364,3 Mio. € und in eine Entnahme zur Ausgabenfinanzierung von 
83,9 Mio. €: 
 
Die Sondertilgung der Corona-Notkreditrücklagen von 364,3 Mio. € setzt 
sich aus 4 Komponenten zusammen: 
 
• 288,3 Mio. € wurden über den Sondertilgungstitel 1111.00.359 08  

unmittelbar den Rücklagen entnommen.1 
• 62,4 Mio. € waren nicht ausgegebene Mittel, die im Laufe des Haus

haltsjahres bereits der Rücklage entnommen worden waren.2 
• 11,7 Mio. € waren Erstattungen an das Land für Ausgaben, die das 

Land in früheren Haushaltsjahren notkreditfinanziert hatte.3 
• 1,9 Mio. € der Rücklagenentnahmen wurden zwar nicht dem Sonder

tilgungstitel zugeführt, jedoch besteht die Sondertilgung darin, dass sich 
durch die Rücklagenentnahme der Abstand zwischen der tatsächlichen 
und der verfassungsrechtlich erforderlichen Nettotilgung verringert.4 

 
Insgesamt wurden 2023 laut Mittelabflusstabelle und nach Angaben des 
Finanzministeriums 140,9 Mio. € des gesamten Corona-Notkredits verwen-
det. Hiervon wurden 83,2 Mio. € für die Corona-Nothilfe,5 57,6 Mio. € zur 
Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen im Rahmen des sogenannten 
371 Mio. €-Programms6 und 0,1 Mio. € für Infrastrukturinvestitionen in den 
Kommunen eingesetzt.  
 
Zur Ausgabenfinanzierung wurden aus den Corona-Notkreditrücklagen 
83,9 Mio. € entnommen. Darüber hinaus standen dem Haushalt lt. Finanz-
ministerium Erstattungen des Bundes von in Vorjahren geleisteten Notla
genausgaben und Rückzahlungen von Nothilfeempfängern zur Verfügung. 
 
21,9 Mio. € der o. g. Ausgaben für Corona-Nothilfen wurden zeitlich nach 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023 getätigt.7 
                                                      
1  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 151. 
2  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 154, nur Ausgabetitel. 
3  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 154, nur Einnahmetitel. 
4  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 153. 
5  Umdruck 20/3423. 
6  LT-Drs. 20/162. 
7  Umdruck 20/3609. 
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In den Corona-Notkreditrücklagen verblieb ein 2023 zugeführter Rest von 
2,5 Mio. €. Dieser wurde 2024 zur Sondertilgung entnommen. 
 
Ukraine-Notkreditrücklagen 
 
Der Bestand an Ukraine-Notkreditrücklagen Ende 2022 betrug 
1.313,3 Mio. €. Aus diesen Rücklagen wurden 2023 1.026,3 Mio. € ent
nommen. Der Restbestand von 287,0 Mio. € wurde erst 2024 entnommen, 
da das Finanzministerium die notwendige Entnahme 2023 übersehen hatte.1 
 
Die Rücklagenentnahme 2023 von 1.026,3 Mio. € teilt sich auf in eine Ent
nahme nicht verbrauchter Mittel zur Sondertilgung von 485,7 Mio. € und in 
eine Entnahme zur Ausgabenfinanzierung von 540,6 Mio. €. 
 
Die Sondertilgung der Ukraine-Notkreditrücklagen von 485,7 Mio. € setzt 
sich aus 2 Komponenten zusammen: 
 
• 329,7 Mio. € wurden über den Sondertilgungstitel 1111.00.359 22  

unmittelbar den Rücklagen entnommen. Der Wert ergibt sich aus den 
gebuchten 332,4 Mio. €2 abzüglich einer Korrektur zu viel geleisteter 
Sondertilgung von 2,6 Mio. €3. 

• 156,0 Mio. € waren nicht ausgegebene Mittel, die im Laufe des Haus
haltsjahres bereits der Rücklage entnommen worden waren.4 

 
Aus den Ukraine-Notkreditrücklagen wurden 2023 laut Mittelabflusstabelle 
notlagenbedingte Ausgaben von 285,9 Mio. € finanziert. Ferner wurden 
weitere 254,7 Mio. € dem Sondervermögen „Energie- und Wärmewende, 
Klimaschutz und Bürgerenergie" zugeführt.5 
 
Von den notlagenbedingten Ausgaben wurden 144,0 Mio. € sowie auch 
die Zuführung an das Sondervermögen in Höhe von 254,7 Mio. € zeit
lich nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts getätigt.6 Ein 
Teilbetrag dieser Zuführung wurde noch einen Tag vor der Urteilsverkün
dung zur Buchung angeordnet. 

  

                                                      
1  Umdruck 20/3428. 
2  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 152. 
3  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 156. 
4  LT-Drs. 20/2910 (neu), S. 155 f., nur Ausgabetitel. 
5  Umdruck 20/3422. 
6  Umdruck 20/3608. 
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Notkreditfinanzierte Sondervermögen 
 
Ende 2022 betrug der Anteil der Sondervermögen, der mit Notkreditmitteln 
finanziert war, 478,1 Mio. €. Hiervon entfielen 433,1 Mio. € auf Corona-
Notkreditmittel1 und 45,0 Mio. € auf Ukraine-Notkreditmittel.2 2023 wurden 
weitere 5,0 Mio. € Corona- und 254,7 Mio. € Ukraine-Notkreditmittel zuge
führt, 5,3 Mio. € wurden zur Ausgabenfinanzierung verwendet und 
432,8 Mio. € zur Sondertilgung entnommen. Der verbleibende Bestand 
von 299,7 Mio. € wurde 2024 getilgt. 
 
Bestand der notkreditfinanzierten Rücklagen und Sondervermögen 
am 31.12.2023 
 
Zum Ende des Jahres 2023 waren somit noch 289,5 Mio. € Notkreditmittel 
in den Rücklagen und 299,7 Mio. € in den Sondervermögen enthalten.  
 
Den Rücklagen-Restbestand von 289,5 Mio. € hat das Finanzministerium 
2024 entnommen, da es die notwendige Entnahme 2023 übersehen hatte.3 
Die Mittel im Sondervermögen „Energie- und Wärmewende, Klimaschutz 
und Bürgerenergie“ waren über das Jahr 2023 hinaus fest angelegt, obwohl 
die Mittelzuführung erst nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
erfolgte. Diese Mittel konnten daher erst 2024 zwecks Sondertilgung dem 
Landeshaushalt zugeführt werden.4 
 

5.5.5 Sondertilgungen 2023 führten zunächst zu fehlerhaften Ergebnissen 
 
Ende 2023 waren die notkreditfinanzierten Rücklagen- und Sondervermö
gensbestände aufzulösen und einer Sondertilgung zuzuführen. Ferner  
waren alle nicht verausgabten Mittel, die im Laufe des Haushaltsjahres  
bereits aus Notkredit-Rücklagen entnommen worden waren, zu tilgen. 
Ebenso waren Einnahmen, beispielsweise Erstattungen von bereits  
geleisteten Ausgaben aus Notkreditmitteln, zu tilgen. 
 
Über die haushaltstechnische Abwicklung der zu tilgenden Notkredit-Rück-
lagen bzw. -Sondervermögen hatte das Finanzministerium die Ressorts 
mit Erlass vom 01.12.2023 unterrichtet. Die Tilgungsbeträge sollten mittels 
Verrechnungsanordnung direkt auf neu eingerichtete Tilgungstitel gebucht 
werden. 

  

                                                      
1  LT-Drs. 20/1278. 
2  Umdruck 20/3422, S. 8. 
3  Umdruck 20/3428. 
4  Umdruck 20/2374. 
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Die haushaltstechnischen Vorgaben des Finanzministeriums führten  
zunächst u. a. dazu, dass 
• die Sondertilgungen in den Ausgabetiteln als tatsächliche Ausgabe 

und somit fälschlicherweise in den bereinigten Ausgaben1 berücksich
tigt worden sind. 

• die Sondertilgungen in den Einnahmetiteln (als Minusbuchung) die tat
sächlichen Einnahmen reduzierten und somit auch die bereinigten 
Einnahmen2 fälschlicherweise gemindert haben. 

 
Diese Unstimmigkeiten, die auch zu fehlerhaften statistischen Meldungen 
geführt hätten, sowie weitere Fehler (u. a. unterbliebene Tilgungen, falscher 
Tilgungstitel) sind dem Finanzministerium nach dem Jahreswechsel aufge
fallen. Sie führten zu über 90 Korrekturbuchungen im Jahr 2024 für das 
Jahr 2023 und verzögerten so den Jahresabschluss. 
 

5.5.6 Fazit 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil die überjährige Nut
zung von Notkrediten für verfassungswidrig erklärt. Notkredite müssen 
demnach im jeweiligen Haushaltsjahr verausgabt werden, in dem die Not
lage begründet wurde. 
 
Vor diesem Hintergrund hätten die notkreditfinanzierten Rücklagen und 
Sondervermögensanteile 2023 nicht mehr zur Finanzierung von Ausgaben 
verwendet werden dürfen, sondern hätten zur Tilgung herangezogen wer
den müssen. Zur Finanzierung der notlagenbedingten Ausgaben 2023 hätte 
es daher neuer Notkredite bedurft. Hierfür hätte die Landesregierung einen 
Nachtragshaushalt vorlegen müssen. Insofern fehlt es hier an der Ord
nungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung. 
 
Der Landtag hat jedoch nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
beschlossen, dass die im Notlagenbeschluss genannten Ausgaben 2023 
weiterhin aus den Notkreditrücklagen finanziert werden. 
 
Lediglich der bis Ende 2023 nicht verbrauchte Notkreditmittelbestand wurde 
zur Sondertilgung entnommen. Derartige Sondertilgungen werden haus
haltstechnisch dergestalt umgesetzt, dass die zur Tilgung bestimmten Mit
tel als Rücklagen- und Sondervermögensentnahmen in den Haushalt  
fließen. Im Gegenzug zu diesen Einnahmen sinkt die gemäß Ausführungs-
gesetz zu Art. 61 der Landesverfassung zulässige Nettokreditaufnahme in 
gleicher Höhe. Diese Tilgungen sind letztlich einnahmeseitig ein Nullsum
menspiel in dem Jahr, in dem sie erfolgen. 

                                                      
1  Vgl. Tz. 4.3. 
2  Vgl. Tz. 4.3. 
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Da die notlagenbedingten Ausgaben 2023 durch Entnahmen aus Notkredit-
rücklagen und nicht mit einem neuen Notkredit finanziert wurden, weist die 
Haushaltsrechnung folgerichtig eine Überschreitung der zulässigen Netto
kreditaufnahme infolge einer Notsituation von null aus.1 Durch die Rückla
genfinanzierung wird der notwendige sachliche Veranlassungszusammen
hang zwischen notlagenbedingten Ausgaben und Kreditbedarf2 ver-
schleiert und die Überprüfbarkeit erschwert. Die Nettoentnahme aus 
Notkreditrücklagen zur Ausgabenfinanzierung betrug im Ist 622,0 Mio. €. 
Dieser Betrag ist in der Haushaltsrechnung nicht explizit ausgewiesen. 
 
Anstatt aus Notkreditrücklagen hätten diese Ausgaben jedoch mit einem 
neuen Notkredit finanziert und die notkreditfinanzierten Rücklagen- und 
Sondervermögensbestände komplett als Sondertilgung ausgewiesen wer
den müssen. Dann wäre die Sondertilgung um die rücklagenfinanzierten 
Ausgaben höher und hätte somit um diese Höhe die nach dem Ausfüh
rungsgesetz zu Art. 61 der Landesverfassung zulässige Nettokreditauf
nahme gesenkt. Es wäre zu einer Überschreitung dieser gekommen, die 
gerade durch einen neuen Notkredit ausgeglichen worden wäre. 
 

5.6 Fehlender Nachweis über Liquiditätsbestand des Landes 
 
Das Finanzministerium muss sicherstellen, dass es die Zahlungsverpflich
tungen des Landes jederzeit erfüllen kann. Es betreibt zu diesem Zweck 
ein Liquiditätsmanagement, d. h. es legt Liquiditätsüberschüsse kurzfristig 
an und darf zur Überbrückung von Liquiditätsengpässen Kassenkredite 
aufnehmen.3 Neben dem Kernhaushalt des Landes verwaltet das Finanz
ministerium auch die Liquiditätsbestände der Hochschulen. Zudem nimmt 
das UKSH am Betriebsmittelverfahren teil, d. h. es kann kurzfristig  
zulasten oder zugunsten des Landes sein Konto verstärken oder Gut-
haben abführen. Zudem können auch die Bestände der Sondervermögen 
in das Liquiditätsmanagement einbezogen werden. 
 
Der Liquiditätsbestand des Landes zum Jahresende nahm in den Jahren 
2020 und 2021 rapide zu. Ursächlich hierfür war die Art und Weise, wie 
das Land die hohen Corona-Notkredite verbuchte. Der in Anspruch genom-
mene Corona-Notkredit wurde zwar im Haushaltsjahr 2020 als Kreditein
nahme gebucht, dem stand jedoch keine Einzahlung im Kalenderjahr 2020 
gegenüber. Stattdessen wurde der überwiegende Teil der Kreditaufnahme 
aufgeschoben in das nächste Kalenderjahr 2021. Dort wirkte der aufge
schobene Kreditbetrag aufgrund einer haushaltsrechtlichen Vorgabe wie 

                                                      
1  LT-Drs. 20/2910, S. 226. 
2  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22, Rn. 125 f. 
3  § 2 Abs. 6 Haushaltsgesetz 2023. 
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eine Mindestkreditaufnahme.1 Denn das Finanzministerium darf in Anwen-
dung des § 72 Abs. 6 LHO für Zwecke des Haushaltsausgleichs Kredit-
einnahmen des Folgejahres noch zugunsten des abzuschließenden Haus
haltsjahres buchen. Die tatsächliche valutierte Kreditaufnahme findet aber 
nicht mehr im abzuschließenden Haushaltsjahr, sondern erst später statt. 
 
Da der tatsächliche Liquiditätsbedarf 2021 aber deutlich geringer war, 
wurde ein hoher Liquiditätsbestand aufgebaut. Dieser baute sich bis 2023 
wie folgt wieder ab: 
 

 
Abbildung 8: Bestand an Bargeld und Einlagen des schleswig-holsteinischen Kernhaushalts 
am 31.12. eines Jahres 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Finanzvermögen des öffentlichen Gesamthaushalts, EVAS-
Nr. 71411 

 
Das Finanzministerium veröffentlicht die Daten des Liquiditätsbestands 
nicht in der Haushaltsrechnung, daher basiert obige Grafik auf Daten des 
Statistischen Bundesamtes.2 
 
In der Vermögensübersicht der Haushaltsrechnung wird bislang nur der 
Kontostand des Landes bei der Bundesbank ausgewiesen, und zwar als 
Abzugsposition bei den Kassenkrediten. Ende 2023 wies das Landeskonto 
bei der Bundesbank einen Bestand von 429 Mio. € auf, Ende 2022 waren 
es noch 678 Mio. €. In den Haushaltsrechnungen 2022 und 2023 wurde 
diese Abzugsposition fälschlicherweise nicht subtrahiert, sondern addiert. 
Dadurch wurde der Saldo „Summe der Landesverschuldung“ um 1.355 
bzw. 857 Mio. € zu hoch ausgewiesen. Das Finanzministerium hat die 
Haushaltsrechnung korrigiert.3 
                                                      
1  Umdruck 20/1935, S. 10. 
2  Tabelle abrufbar bei https://www-genesis.destatis.de/datenbank/online/table/71411-0002. 
3  LT-Drs. 20/2910 (neu). 
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Neben dem Bestand auf dem Bundesbankkonto verfügte das Land zudem 
über Tagesgeld-Anlagen bei diversen Kreditinstituten und anderen Körper-
schaften. Ende 2022 beliefen sich diese Anlagen auf 1.216 Mio. €; Ende 
2023 waren es nur noch 100 Mio. €. Der Bestand dieser Anlagen fehlt bis
lang in der Haushaltsrechnung. 
 
Veränderungen des Liquiditätsbestands sind das Ergebnis zahlungswirk
samer Vorgänge eines Jahres. Neben dem Finanzierungssaldo spielen 
u. a. die kassenmäßige Nettokreditaufnahme, Kassenkredite und erhaltene 
bzw. gestellte Barsicherheiten eine Rolle.  
 
Auch wenn Veränderungen der Liquiditätsbestände nicht in der Kameralis
tik ausgewiesen werden, sind sie doch eng mit diesem Rechnungslegungs-
system verbunden. Denn den jeweiligen Liquiditätsbeständen stehen bei
spielsweise kamerale Rücklagen gegenüber.  
 
Nach den - für Schleswig-Holstein nicht anzuwendenden - internationalen 
Rechnungslegungsvorschriften für öffentliche Haushalte (IPSAS) und auch 
nach den Standards staatlicher Doppik soll der Jahresabschluss eine Kapi-
talflussrechnung enthalten, aus der eben diese Zusammenhänge deutlich 
werden.1 
 
Eine solche Rechnung wäre notwendig, damit das Finanzministerium  
Rechenschaft über die Herkunft und den Verbleib der liquiden Mittel able
gen kann. Aus den Haushaltsrechnungen und den vom Finanzministerium 
bereitgestellten Unterlagen ist es dem LRH bislang nicht möglich gewesen, 
die Veränderungen des Liquiditätsbestands nachzuvollziehen. 
 
Das Finanzministerium sollte in der Haushaltsrechnung künftig über den 
Liquiditätsbestand des Landes informieren und eine Kapitalflussrechnung 
erstellen. Der LRH wird hierzu das Gespräch mit dem Finanzministerium 
suchen und ist bereit, sich fachlich einzubringen.  
 
Das Finanzministerium hat mitgeteilt, das Gespräch mit dem LRH zeit
nah zu suchen. 
 

5.7 Warum sinkt die implizite Verschuldung um 10 %? 
 
Das Finanzministerium weist in der Haushaltsrechnung jährlich den Barwert 
der künftigen Versorgungsbezüge inklusive Beihilfezahlungen aus. Zum 
Stichtag 31.12.2023 beläuft sich der Barwert auf 86.154 Mio. €, gegenüber 
95.774 Mio. € im Vorjahr. 

                                                      
1  IPSAS 2 - Cash Flow Statements. 
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Die implizite Verschuldung beinhaltet nur die bereits eingegangenen Ver
pflichtungen, die das Land dem Grunde nach erfüllen muss. Der Berech
nung liegt daher die Annahme zugrunde, dass ab dem Stichtag keine wei
teren Beamtenverhältnisse mehr begründet werden. Der Berechnung liegen 
weitere Annahmen über die Lebenserwartung der Beamten, den Abzin
sungsfaktor und die Steigerungen der Bezüge und Beihilfezahlungen  
zugrunde. Aufgrund der Vielzahl der zu treffenden Annahmen unterliegt 
der ausgewiesene Wert einer großen Schätzungenauigkeit. Er verdeutlicht 
aber, dass die impliziten Verbindlichkeiten ein Vielfaches der expliziten 
Landesschulden von rund 30.889 Mio. € betragen. 
 
Gegenüber dem Vorjahr sinkt der Wert deutlich um 9.620 Mio. € bzw. um 
10 %. Mit 441 Mio. € geht nur ein kleiner Teil des Rückgangs auf einen 
etwas höheren Rechnungszins zurück. Das Finanzministerium erläutert 
die verbleibende Differenz von 9.179 Mio. € hingegen nicht.  
 
So fehlt es auch an Angaben über mögliche Maßnahmen der Landesregie
rung, um den Anstieg der Versorgungsausgaben nachhaltig zu dämpfen. 
Damit dürfte der überwiegende Teil des Rückgangs auf veränderte Berech-
nungsannahmen zurückgehen. Das Finanzministerium sollte diese offen
legen und künftig anhand möglichst unveränderter Annahmen die implizite 
Verschuldung bestimmen. Nur so ist ein aussagekräftiger Vorjahresver-
gleich möglich. 
 

5.8 Stichprobenprüfung der Belege 
 
Der LRH hat nach § 90 Nr. 2 LHO auch zu prüfen, ob die Haushaltsrech
nung ordnungsgemäß aufgestellt ist. Hierbei untersucht er, ob 
 
• alle buchungsrelevanten Sachverhalte ordentlich erfasst und belegt 

sowie  
• die haushaltsrechtlichen Vorgaben eingehalten sind. 

  
Maßstab hierfür sind neben der LHO insbesondere die Verwaltungsvor
schriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung zu den §§ 70 
bis 72 und 75 bis 80 LHO (VV-ZBR). Die besonderen Bestimmungen des 
Finanzministeriums zur Rechnungslegung runden die Prüfungsmaßstäbe 
ab. 
 
Der LRH hat die Auszahlungsbelege des Haushaltsjahres 2023 mittels  
einer Stichprobe geprüft. Von der Stichprobe ausgenommen waren die 
Personalausgaben sowie der Verfassungsschutz. Bei 8 Dienststellen wur
den insgesamt 400 Anordnungen inklusive der zahlungsbegründenden 
Unterlagen geprüft.  
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Von den geprüften Belegen wurden 23 überwiegend aus formalen Grün
den (z. B. fehlende Bescheinigung der rechnerischen oder sachlichen 
Richtigkeit) beanstandet. Darüber hinaus wurden 3 Doppelzahlungen mit 
einem Betrag von insgesamt 7.274,39 € festgestellt. Die überzahlten  
Beträge wurden von den betroffenen Dienststellen zurückgefordert.  
 
Insgesamt kommt der LRH zu dem Ergebnis, dass in den geprüften Fällen 
die Einnahmen und Ausgaben ordnungsgemäß belegt waren. 
 

5.9 Über- und außerplanmäßige Ausgaben  
 
Im Haushaltsvollzug kann das Finanzministerium in über- oder außerplan-
mäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen (VE) der Ressorts 
einwilligen, wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar sind (Notbewilli
gungsrecht)1. Fehlt diese Einwilligung, verstößt eine Überschreitung gegen 
das Haushaltsrecht. 2023 gab es 22 Überschreitungen in Höhe von insge
samt 68,7 Mio. €. 
 

Anzahl der Haushaltsüberschreitungen 2019 bis 2023 
Jahr Überschreitungen 

insgesamt 
Überschreitungen 
mit Einwilligung 

Finanzministerium 

Überschreitungen 
ohne Einwilligung 
Finanzministerium 

2019 11 5 6 
2020 15 3 12 
2021 14 3 11 
2022 32 11 21 
2023 22 8 14 

Tabelle 16: Anzahl der Haushaltsüberschreitungen 2019 bis 2023 
Quelle: Haushaltsrechnungen 
 
Die Anzahl der Haushaltsüberschreitungen ist zwar gegenüber dem Jahr 
2022 gesunken, liegt aber immer noch über dem Niveau der Jahre 2019 
bis 2021. Und dies trotz der Aufforderung des Landtages, der Hinweise 
des Finanzministeriums und der weitreichenden Deckungsmöglichkeiten. 
 
Der LRH fordert die Ressorts weiterhin auf, die Vorgaben des Landtages 
und der LHO einzuhalten. Bei künftigen Überschreitungen ist die vorge
schriebene Einwilligung des Finanzministeriums einzuholen.  
 
Haushaltsüberschreitungen mit Einwilligung 
 
Die Haushaltsansätze wurden mit Einwilligung des Finanzministeriums bei 
6 Haushaltstiteln um 38,8 Mio. € überplanmäßig überschritten und bei 
2 Haushaltstiteln um 24,0 Mio. € außerplanmäßig überschritten.  
 

                                                      
1  § 37 Abs. 1 LHO bzw. § 38 LHO i. V. m. § 37 LHO. 
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Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung 
 
Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums hat 
es 2023 bei 14 Haushaltstiteln in Höhe von 5,9 Mio. € gegeben. Die Über
schreitungen sind u. a. auf fehlerhafte Mittelbewirtschaftungen und fehlende 
Deckungsvermerke zurückzuführen. Der Landtag hatte bereits in seinen 
Voten zu den Bemerkungen 2017 und 2018 des LRH die Dienststellen auf-
gefordert, die Haushaltsvermerke und Deckungsringe zu kontrollieren und 
ggf. anzupassen.1 Seit Beschluss des Landtages verweist das Finanzmi
nisterium in seinen unveröffentlichten Haushaltsführungserlassen jährlich 
auf das Votum des Landtages. 
 

5.10 Verpflichtungsermächtigungen  
 
Dienststellen können durch VE finanzielle Verpflichtungen eingehen, die 
zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen. Das Land kann so 
Maßnahmen beginnen, bei denen es sich im Voraus zu Ausgaben über 
mehrere Jahre oder Jahrzehnte verpflichtet. VE verfallen, wenn sie nicht in 
dem Haushaltsjahr in Anspruch genommen werden, in dem sie veran
schlagt sind. Die in Anspruch genommenen VE und der Bestand an Ver
pflichtungen werden in den Büchern des abgelaufenen Haushaltsjahres 
nachgewiesen. 
 
Nach § 38 Abs. 2 LHO bedarf die Inanspruchnahme von VE der Zustim
mung durch das Finanzministerium, sofern u. a. ein vom Finanzministerium 
zu bestimmender Rahmen überschritten wird.2 Die Zustimmung des Finanz-
ministeriums erfolgt aufgrund eines entsprechenden Antrags auf Freigabe 
von VE. 3 
 
Der nach § 38 Abs. 2 LHO zu bestimmende Rahmen wird vom Finanzmi
nisterium über den für das jeweilige Haushaltsjahr aufgestellten Haushalts
führungserlass geregelt. 
 
Mit dem Haushaltsführungserlass 2023 wurde vom Finanzministerium  
bestimmt, dass in die Inanspruchnahme von VE nun nicht mehr gesondert 
eingewilligt werden muss4. Ein Antrag auf Freigabe von VE ist daher nicht 
mehr zu stellen. Laut Aussage des Finanzministeriums wurden die Ver
pflichtungsbudgets mit der Verabschiedung des Haushalts 2023 in voller 
Höhe den Ressorts zur Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 19/364 und LT-Drs. 19/1074. 
2  § 38 Abs. 2 LHO. 
3  VV zu § 38 LHO, Ziff. 3. 
4  Erlass zur Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2023 vom 11.04.2023, Ziff. 6. 
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Im Haushaltsplan 2023 waren VE von insgesamt 2.506 Mio. € für die 
Haushaltsjahre 2024 ff. veranschlagt und den Ressorts als Verpflichtungs
budget bereitgestellt worden.  
 
Nach der Rechnungslegung 2023 wurden von den bereitgestellten Mitteln 
623 Mio. € zulasten der Haushaltsansätze in den folgenden Haushaltsjahren 
in Anspruch genommen. Das sind 25 % der insgesamt für 2023 eingeplan
ten VE. Damit ist die Inanspruchnahme im Vergleich zu den Vorjahren  
gesunken: 
 

 
Abbildung 9: Quote der in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 

Das Finanzministerium verlangt in den jährlichen Haushaltsrunderlassen 
von den Ressorts, VE auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß zu  
beschränken. Dies fordert auch der Landtag: „Die Landesregierung wird 
gebeten, Verpflichtungsermächtigungen unter Berücksichtigung der Notwen-
digkeiten, insbesondere im Bereich des Hochbaus, realistischer anzuset
zen.“1 
 
In den letzten 10 Jahren betrug die durchschnittliche Quote der Inan
spruchnahme 28 %. Somit waren über zwei Drittel der eingeplanten VE 
nicht erforderlich. Nach den Verwaltungsvorschriften zu § 11 LHO sind VE 
mit größtmöglicher Genauigkeit zu errechnen oder zu schätzen. Die durch
schnittliche Quote der Inanspruchnahme von 28 % spiegelt die geforderte 
Genauigkeit nicht wider. Die Quote 2023 liegt sogar unter dem 10-Jahres-
Durchschnitt. 
 

                                                      
1  LT-Drs. 17/2036. 
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Der LRH fordert die Ressorts erneut auf, künftige Mittelanmeldungen mit 
größerer Sorgfalt zu ermitteln und erinnert an den Beschluss des Land-
tages. 
 

5.11 Haushaltsreste 
 
Abweichend vom Grundsatz der Jährigkeit können am Jahresende Ein
nahme- und Ausgabereste in das nächste Haushaltsjahr übertragen wer
den. Einnahmereste können gebildet werden, wenn mit den Einnahmen im 
nächsten Haushaltsjahr gerechnet werden kann. Ausgabereste werden 
grundsätzlich einzeln in Höhe der eingegangenen Rechtsverpflichtungen 
gebildet. Diese bleiben gemäß § 45 Abs. 2 LHO bis zum übernächsten 
Haushaltsjahr (2023 gebildete also bis Ende 2025) verfügbar. 
 
Die obersten Landesbehörden dürfen die Reste selbstständig bilden. Das 
Finanzministerium muss gemäß § 45 Abs. 3 LHO erst einwilligen, wenn 
die Haushaltsreste in Anspruch genommen werden sollen. Es gibt diese ge
gen Deckungen zulasten der Haushaltsansätze oder durch Bildung neuer 
Ausgabereste im laufenden Haushaltsjahr frei. 
 

5.11.1 Geringere Einnahmereste 
 
2023 wurden Einnahmereste ausschließlich in Höhe von 60.000 € bei zu
rückzuzahlenden Zuwendungen für nicht investive Vorhaben der Barriere
freiheit gebildet. Dieser Wert lag damit deutlich unter den gebildeten Ein
nahmeresten der Vorjahre. 
  
• 2020: 8,7 Mio. €, 
• 2021: 259,4 Mio. € (davon 250 Mio. € Einnahmereste aus Krediten) und 
• 2022: 250,1 Mio. € (davon 250 Mio. € Einnahmereste aus Krediten). 
 
Die gebildeten Einnahmereste für Kredite in den Jahren 2021 und 2022 
mit jeweils 250 Mio. € sind nicht in Anspruch genommen worden.  
 

5.11.2 Ausgabereste rückläufig 
 
Die Ausgabereste 2023 haben sich im Vergleich der Vorjahre weiter redu
ziert: 
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Abbildung 10: Entwicklung der Ausgabereste 2020 bis 2023 
Quelle: Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 
Ausgabereste können zu einer wirtschaftlichen und sparsamen Haushalts
führung beitragen. Sie sind aus dem laufenden Haushalt zu finanzieren. 
 
Insgesamt ist ein rückläufiges Volumen der gebildeten Ausgabereste festzu-
stellen. Grund hierfür ist die Zunahme an gebildeten Rücklagen seit 2020. 
 

5.11.3 Ausgabereste - Verfallsdatum nicht beachtet 
 
Nach § 19 LHO sind Ausgaben nur für Investitionen, aus zweckgebundenen 
Einnahmen oder durch einen Haushaltsvermerk übertragbar.1 
 
Gebildete Ausgabereste bleiben nach § 45 LHO grundsätzlich 2 Jahre nach 
ihrer Bewilligung verfügbar. Als Bewilligung ist das Jahr anzusehen, in dem 
eine übertragene Ausgabeermächtigung erteilt worden ist.2 
 
Vor dem Hintergrund der zeitlichen Verfügungsbeschränkung hat der LRH 
geprüft, ob die im Haushaltsjahr 2021 (also bis Ende 2023 verfügbaren) 
gebildeten Ausgabereste 
• bis Ende des Haushaltsjahres 2023 in Anspruch genommen, 
• in Abgang gebracht, 
• erneut in den Folgejahren 2022 und 2023 gebildet wurden. 
 
Zudem wurde geprüft, ob mittels Haushaltsvermerk die zeitliche Verfügungs-
beschränkung des § 45 LHO aufgehoben wurde. 

                                                      
1  VV Nr. 1 zu § 19 LHO. 
2  VV Nr. 3 zu § 45 LHO. 
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Von den 158 gebildeten Ausgaberesten 2021 in Höhe von 124,9 Mio. € 
wurden 10 Ausgabereste näher untersucht. Denn bei ihnen ging nicht ein
deutig hervor, ob ein (vollständiger) Verbrauch bis Ende 2023 erfolgte. 
 
Für einen dieser Ausgabereste war zudem nicht erkennbar, ob es sich um 
Ausgaben aus zweckgebundenen Einnahmen handelt und er damit haus
haltsrechtlich zulässig gebildet werden durfte.  
 
Weiterhin hat ein Ressort bei einem gebildeten Ausgaberest einen Fehler 
selbst erkannt. Der Ausgaberest wurde mit 108.000 € zu hoch gebildet. Er 
wird in der Haushaltsrechnung 2023 als nicht genehmigte überplanmäßige 
Ausgabe ausgewiesen. Der Deckungsausgleich wird im Haushaltsjahr 2024 
erfolgen. 
 
Der LRH stellt im Ergebnis fest, dass ein Ausgaberest ohne haushalts
rechtliche Grundlage gebildet wurde. Bei weiteren 9 Ausgaberesten wurden 
die Ausgabereste teilweise zu hoch berechnet und gebildet oder die zeitliche 
Verfügungsbeschränkung nicht beachtet. 
 
Die Ressorts sind aufgerufen, die haushaltsrechtlichen Vorgaben bei der 
Bildung und Bewirtschaftung von Ausgaberesten zu beachten. 
 

5.12 Vorläufige Haushaltsführung 
 
Das Haushaltsgesetz 2023 wurde vom Landtag erst mit Beschluss vom 
22.03.20231 und damit nach Beginn des neuen Rechnungsjahres 2023 
verabschiedet. In solchen Fällen regelt Art. 59 der Landesverfassung die 
Haushaltswirtschaft. Bis zu einem festgestellten Landeshaushalt 2023 
durften Ausgaben oder Verpflichtungen damit nur eingegangen werden, 
die nötig waren, um 
 
• gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und gesetzlich  

beschlossene Maßnahmen durchzuführen, 
• die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Landes zu erfüllen sowie 
• Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Bei-

hilfen für diesen Zweck weiter zu gewähren, sofern durch den Haus-
haltsplan eines Vorjahres bereits Beträge bewilligt worden sind. 

 
Neben dieser einschränkenden Befugnis aus der Landesverfassung ist auch 
§ 33 des Haushaltsgesetzes 2022 zu beachten. Danach gelten die nach 
dem Haushaltsgesetz 2022 erteilten Ermächtigungen bis zum Inkrafttreten 
des Haushaltsgesetzes 2023 weiter.2 Um diese Vorgaben zu konkretisieren, 

                                                      
1  Plenarprotokoll 20/22, S. 1665. 
2  § 33 Haushaltsgesetz 2022 vom 15.12.2021. 
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hat das Finanzministerium Verwaltungsvorschriften zur vorläufigen Haus
haltsführung1 erlassen. 
 
Ausgaben durften danach u. a. nur bis zu einer Höhe von 60 % des Haus
haltsansatzes unter der Einbeziehung von Deckungsfähigkeiten geleistet 
werden. Die Haushaltsansätze bestimmten sich nach den im Haushalts
entwurf 2023 der Landesregierung fortgeführten Titeln des Haushalts 2022. 
 
Der LRH hat geprüft, inwieweit die festgelegte Obergrenze für Ausgaben 
eingehalten wurde. Hierzu hat er die Ist-Buchungen der Ausgabetitel für 
den Zeitraum vom 01.01. bis 31.03.2023 ausgewertet und den Haushalts
ansätzen inklusive der Deckungsfähigkeiten gegenübergestellt. 
 
Der LRH kommt zum Ergebnis, dass die festgelegte Obergrenze - unter 
Berücksichtigung der ausgebrachten und weitergeltenden Haushaltsver
merke - stets eingehalten wurde. 
 

5.13 Haushaltssperre für 14 Tage 
 
Einnahmen oder Ausgaben können sich im Haushaltsvollzug anders ent
wickeln als mit dem Haushaltsplan veranschlagt. So entstehende Haushalts-
lücken könnten den verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Haushaltsaus-
gleich gefährden.2 Um in solchen Fällen das Erreichen des Haushalts-
ausgleichs zu sichern, kann eine sogenannte haushaltswirtschaftliche 
Sperre (Haushaltssperre) erlassen werden.3 Der Erlass einer Haushalts
sperre fällt in das Ermessen des Finanzministeriums. 
 
Am 16.05.2023 wurde vom Finanzministerium eine Haushaltssperre  
gemäß § 41 LHO erlassen. Anlass war das Ergebnis der regionalisierten 
Steuerschätzung, wonach Schleswig-Holstein im Jahr 2023 mit 376 Mio. € 
Mindereinnahmen rechnen musste. Zusätzlich belastete der im April 2023  
bekanntgegebene Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst (TVöD) den 
Landeshaushalt im Bereich der Kindertagesstättenfinanzierung. Hier wurde 
für das Land mit einem Mehrbedarf für 2023 von 29 Mio. € gerechnet. Die 
so ermittelte Haushaltslücke von insgesamt 405 Mio. € war durch eine ge
troffene Vorsorge von rund 254 Mio. € und eine konjunkturell bedingt  
höhere Schuldenaufnahme von 57 Mio. € gedeckt. Es verblieb nur eine 
Haushaltslücke von 94 Mio. €. 

  

                                                      
1  Regelungen zur vorläufigen Haushaltsführung vom 19.12.2022.  
2  Art. 58 Abs. 1 Verfassung des Landes Schleswig-Holstein. 
3 § 41 LHO. 
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Für die im Herbst 2023 anstehenden Tarifverhandlungen des öffentlichen 
Dienstes der Länder (TV-L) wurde ein ähnlicher Tarifabschluss wie für den 
TVöD erwartet und für den Landeshaushalt 2023 mit einem zusätzlichen 
Mehrbedarf von 50 Mio. € gerechnet. Demnach erwartete die Landesregie
rung eine Deckungslücke von insgesamt 144 Mio. €. 
 
Da sich die Landesregierung auf ein Konsolidierungsprogramm einigte, 
wurde die Haushaltssperre am 30.05.2023 aufgehoben. Die erwartete  
Deckungslücke sollte sich mit 50 Mio. € durch ein verbindlich einzuhalten
des Personalkostenbudget und mit 94 Mio. € aus gekürzten Ressortbud
gets finanzieren. Die gekürzten Ressortbudgets ergaben sich aus einer  
Finanzierungsliste1, die folgende Finanzierungsbeiträge vorsah:  
 
• titelscharfe Kürzungen in den Ressortbudgets von 38 Mio. €, 
• Reduzierung der Vorsorge für Bewirtschaftungskosten von 17 Mio. €, 
• Veränderung verschiedener Rücklagen von 14 Mio. €, 
• Mehreinnahmen der Feldes- und Förderabgabe von 15 Mio. € sowie 
• globale Minderausgaben für Bauunterhaltung von 10 Mio. €. 
 
Die im Umdruck 20/1505 titelscharf für 2023 einmalig aufgeführten Res
sortkürzungen ließen keine systematische Auswahl von Ausgabebereichen 
erkennen. Die Ausgabearten verteilten sich auf folgende Hauptgruppen: 
 

Gekürzte Ressortbudgets nach Hauptgruppen (HGr) in Mio. € 

HGr 4 HGr 5 HGr 6 HGr 7 HGr 8 Gesamt 
0,07 15,1 14,5 0,3 8,1 38,0 

Tabelle 17: Gekürzte Ressortbudgets nach Hauptgruppen 
Quelle: Umdruck 20/1505, eigene Berechnungen 

 
Typischerweise schöpfen die Ressorts die Haushaltsansätze nicht immer 
vollständig aus. Über solche Minderausgaben der jeweiligen Haushaltsjahre 
informieren die Haushaltsrechnungen. Danach gibt es jährlich für einige 
Ausgaben einen sogenannten Bodensatz an Minderausgaben, der zur  
Finanzierung von Mehrausgaben herangezogen werden kann: 

  

                                                      
1  Umdruck 20/1505. 
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Mehr- und Minderausgaben nach Hauptgruppen (HGr) 
2018 bis 2022 in Mio. € 

HGr 2018 2019 2020 2021 2022 Durch
schnitt 

4 -64,8 -107,3 -102,7 -141,8 -157,1 -114,7 
5* -38,9 -29,1 -133,0 -106,9 -54,3 -72,4 
6 +294,4 +940,6 +1.505,6 +1.690,0 +2.334,9 +1.353,1 
7 -19,8 -62,9 -56,5 -30,7 -33,1 -40,6 
8 -624,0 -167,2 -266,5 -297,3 -340,0 -339,0 

Gesamt -453,1 +574,1 +946,9 +1.113,3 +1.750,4 +786,3 
Tabelle 18: Mehr- und Minderausgaben nach Hauptgruppen der Jahre 2018 bis 2022 
-Minderausgaben / +Mehrausgaben 
* ohne Schuldendienst 
Quelle: Haushaltsrechnungen des Landes Schleswig-Holstein, eigene Berechnungen 

 
Nach den Haushaltsrechnungen verblieb in den Hauptgruppen 4, 5, 7 und 8 
immer ein Bodensatz nicht ausgegebener Haushaltsmittel. Im Durchschnitt 
der Jahre 2018 bis 2022 betrug dieser zusammen 566,7 Mio. €.  
 
Die hohen Mehrausgaben in der Hauptgruppe 6 sind insbesondere auf 
Zuweisungen zurückzuführen, die zunächst mit null im Haushaltsplan ver
anschlagt waren. Geleistet durften die Zuweisungen in Höhe bestimmter 
Einnahmen (z. B. Bundesmittel), die sich im Haushaltsvollzug ergaben. 
 
Mit den einmalig gekürzten Ressortbudgets 2023 wurden in den Haupt
gruppen 4, 5, 7 und 8 Finanzierungsbeiträge von insgesamt 23,5 Mio. € 
nachgewiesen. Dieser Wert lag deutlich unter dem durchschnittlichen  
Bodensatz von 566,7 Mio. €. 
 
Auch die 2023 ermittelte Deckungslücke von insgesamt 144 Mio. € lag ein-
deutig unter dem durchschnittlichen Bodensatz. Es war daher für die Res
sorts möglich, den Finanzierungsbeitrag aus titelscharf gekürzten Ausgabe-
mitteln anzubieten. 
 
Statt titelscharfer Kürzungen wären globale Kürzungen möglich gewesen, 
die die Ressorts im Rahmen der Rechnungslegung hätten nachweisen 
müssen. 
 

5.14 Nutzung neuer Stellen - unklar 
 
Die Stellenpläne und -übersichten zum Haushaltsplan weisen aus, wie viele 
Stellen die Ressorts in den jeweiligen Kapiteln je Besoldungs- und Entgelt-
gruppe besetzen können. In 2023 waren dies insgesamt 53.894 Stellen 
(ohne Wirtschaftsbetriebe). Der Haushaltsplan weist in der Obergruppe 42 
aus, wie viel Geld die Ressorts zur Bezahlung des Personals aufwenden 
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können. In 2023 standen insgesamt 3.124.701.300 € zur Verfügung. Die 
Ist-Ausgaben beliefen sich auf 3.065.219.608,72 €. 
 
Trotz dieser eindeutigen Zahlen ist unklar, wie viel Personal mit den Ist-
Ausgaben der Obergruppe 42 finanziert wird. Denn einige Stellen sind 
nicht mit vollzeitbeschäftigten Personen, andere überhaupt nicht besetzt. 
Es besteht ein Informationsdefizit dazu, in welchem Umfang die je Besol
dungs- und Entgeltgruppe zur Verfügung stehenden Stellen eines Kapitels 
tatsächlich genutzt werden. 
 
Darauf hat der LRH bereits mehrfach hingewiesen und Empfehlungen dazu 
ausgesprochen.1 Die Fragen der Fraktionen zum Haushaltsentwurf 2025 
verdeutlichen, dass auch weitere wichtige Informationen zur Beratung der 
Stellenpläne und -übersichten fehlen, insbesondere dazu, seit wann  
Stellen in den jeweiligen Besoldungs- und Entgeltgruppen unbesetzt sind.2 
 
Für den LRH war im Rahmen der Prüfung der Jahresrechnung 2023 von 
Interesse, wie sich die Nutzung der Stellen von 2022 zu 2023 entwickelt 
hat. Hierbei wurden auch die rund 1.600 zusätzlichen Stellen, die mit dem 
Haushalt 2023 geschaffen wurden, berücksichtigt. Die Nutzung der Stellen 
wurde zu den Stichtagen 31.12.2022 und 31.12.2023 ermittelt. 
 
Der Landtag, die Staatskanzlei und die Ministerien haben dem LRH mitge
teilt, wie viele Vollzeitäquivalente (VZÄ)3 zu den Stichtagen vorhanden  
waren. Den VZÄ gegenübergestellt wurden die zu den Stichtagen besetz
baren Stellen. Diese sind nicht zwangsläufig deckungsgleich mit den in 
Stellenplänen und -übersichten zum Haushaltsplan ausgewiesenen Stel
len. Denn im Laufe eines Haushaltsjahres können 
• kw-Vermerke (Wegfallvermerke) wirksam werden, 
• nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes zusätzliche Stellen ausgebracht 

werden, z. B. § 13 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 4 oder § 14 Abs. 18 HG 2023 oder 
• ressortübergreifend Stellen umgesetzt werden, hier insbesondere durch 

die Regierungsneubildung 2022. 
 
Soweit die ausgewiesenen Stellen durch einen Haushaltsvermerk nicht zu 
100 % besetzt werden dürfen oder bei befristeten Vakanzen wegen Per
sonalmangels eine befristete Nachbesetzung nicht möglich war, wurde 
dies in der nachfolgenden Darstellung berücksichtigt. 
 

                                                      
1  Bemerkungen 2022 des LRH, Nr. 9 und Bemerkungen 2024 des LRH, Nr. 6. 
2  Vgl. u. a. Umdrucke 20/3979, 20/3980, 20/3981. 
3  Die Vollzeitäquivalente messen die Anzahl der Beschäftigten und deren Arbeitszeit, um

gerechnet in Vollzeitbeschäftigte. 
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Die Nutzungsquote1 der besetzbaren Stellen je Einzelplan für 2022 stellt 
sich wie folgt dar: 

Nutzungsquote der Stellen 2022 
Einzel
plan 

Stellen lt. 
Haushaltsplan 

Stellen besetz
bar am 31.12. 

VZÄ 
am 31.12. 

Nutzungs
quote in % 

01 232 226,00 185,17 81,93 
03 404 481,00 395,84 82,30 
04 10.865 10.451,22 10.089,22 96,54 
05 5.165 5.156,50 4.540,61 88,06 
06 4.785 304,00 259,08 85,22 
07 22.452 26.919,50 26.503,92 98,46 
08 0 184,00 186,57 101,40 
09 6.227 6.393,47 5.995,13 93,77 
10 714 811,50 737,25 90,85 
13 1.384 1.190,50 1.000,24 84,02 
Summe 52.228 52.117,69 49.893,03 95,73 

Tabelle 19: Nutzungsquote der Stellen 2022 
Quelle: Eigene Berechnungen des LRH basierend auf Angaben des Landtages, der Staats
kanzlei und der Ressorts 

 
Insgesamt waren zum Jahresende rund 2.200 VZÄ nicht besetzt, d. h. die 
besetzbaren Stellen wurden zu fast 96 % genutzt. Das Ministerium für All
gemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bil
dungsministerium) und das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räu
me, Europa und Verbraucherschutz (Landwirtschaftsministerium) wiesen 
die höchsten Nutzungsquoten aus. Der Landtag und die Staatskanzlei 
nutzten die besetzbaren Stellen am wenigsten aus. 
 
2023 stellt sich die Nutzungsquote der besetzbaren Stellen je Einzelplan 
wie folgt dar: 

Nutzungsquote der Stellen 2023 
Einzel
plan 

Stellen lt. 
Haushaltsplan 

Stellen besetz-
bar am 31.12. 

VZÄ 
am 31.12. 

Nutzungs
quote in % 

01 242 238,00 191,53 80,48 
03 484 480,00 389,01 81,04 
04 10.763 10.702,82 10.348,53 96,69 
05 5.259 5.255,50 4.661,90 88,71 
06 328 317,00 279,58 88,20 
07 27.763 27.753,50 26.574,77 95,75 
08 554 551,50 462,90 83,93 
09 6.533 6.493,93 6.121,12 94,26 
10 875 873,50 762,09 87,25 
13 995 988,50 776,99 78,60 
Summe 53.796 53.654,25 50.568,42 94,25 

Tabelle 20: Nutzungsquote der Stellen 2023 
Quelle: Eigene Berechnungen des LRH basierend auf Angaben des Landtages, der Staats
kanzlei und der Ressorts 

                                                      
1  Die Nutzungsquote gibt an, in welchem Umfang die am 31.12. eines Jahres besetzbaren 

Stellen durch am 31.12. eines Jahres vorhandene VZÄ genutzt werden. 
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Ende 2023 waren mehr als 3.000 VZÄ ungenutzt und die Nutzungsquote 
ist gegenüber 2022 um 1,5 %-Punkte zurückgegangen. In diesem Jahr 
nutzten das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport  
(Innenministerium) und das Bildungsministerium die besetzbaren Stellen am 
stärksten aus. Am anderen Ende der Nutzungsquote befanden sich erneut 
der Landtag sowie das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Um
welt und Natur (Umweltministerium). 
 
Ein Grund für den Rückgang der Nutzungsquote könnte im erheblichen 
Aufbau neuer Stellen liegen. Denn mit dem Haushalt 2023 wurden 
1.705 Stellen neu ausgewiesen und 137 Stellen abgebaut. Im Saldo um
fasste der Haushalt 1.568 Stellen mehr als im Vorjahr. 
 
Die Besetzungsquote1 der mit dem Haushalt 2023 neu ausgewiesenen 
Stellen je Einzelplan stellt sich für 2023 wie folgt dar: 
 

Besetzungsquote der neuen Stellen 2023 
Einzel
plan 

Stellen lt. 
Haushaltsplan 

Stellen besetzt 
am 31.12. 

VZÄ 
am 31.12. 

Besetzungs-
quote in % 

01 20 14 13,70 68,50 
03 19 10 10,00 52,63 
04 282 242 241,11 85,50 
05 98 66 65,80 67,14 
06 36 21 19,33 53,69 
07 849 831 819,41 96,51 
08 73 54 53,38 73,12 
09 145 121 117,90 81,31 
10 88 72 69,36 78,82 
13 95 33 32,67 34,39 
Summe 1.705 1.464 1.442,66 84,61 

Tabelle 21: Besetzungsquote der neuen Stellen 2023 
Quelle: Eigene Berechnungen des LRH basierend auf Angaben des Landtages, der Staats
kanzlei und der Ressorts 

 
Ende 2023 waren von den 1.705 neuen Stellen 1.464 besetzt. Die Beset
zungsquote beläuft sich auf 85 %. Besonders zügig gelang es dem Innen-
ministerium und dem Bildungsministerium die neuen Stellen zu besetzen. 
125 Stellen konnten erst 2024 besetzt werden. Für 66 Stellen waren 2024 
die Besetzungsverfahren noch nicht abgeschlossen. Von den verbleiben
den 50 Stellen entfielen 26 auf das Umweltministerium. 5 dieser Stellen 
waren mit einem kw-Vermerk „31.12.2023“ versehen. Weitere 13 dieser 
Stellen wurden vor deren Besetzung im Haushaltsvollzug dem Landwirt
schaftsministerium übertragen und daher waren dem Umweltministerium 
keine Angaben möglich. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 

                                                      
1  Die Besetzungsquote gibt an, in welcher Anzahl die neuen Stellen am 31.12. eines Jahres 

besetzt waren. 
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Technologie und Tourismus (Wirtschaftsministerium) gab an, 11 neue 
Stellen nicht besetzen zu können, weil das Personalkostenbudget nicht 
ausreichte. 
 
Die Besetzungsquote für die neuen Stellen war mit 85 % geringer als die 
Nutzungsquote aller Stellen in 2023, die bei 94 % lag. Dies deutet darauf 
hin, dass der Rückgang der Nutzungsquote um 1,5 %-Punkte in 2023 zu
mindest auch auf die neuen Stellen zurückzuführen sein dürfte. 
 
Die Auswertung der Daten zur Besetzung der 2023 neu geschaffenen 
Stellen könnte u. a. darauf hinweisen, dass 
• der Stellenbedarf aufgrund der teilweise sehr langen Besetzungsver-

fahren weniger dringend war, 
• Stellen auf Vorrat geschaffen wurden, 
• Stellen geschaffen wurden, die möglicherweise benötigt wurden aber 

nicht finanziert waren. 
 
Der LRH empfiehlt daher, dass neue Stellen nur ausgewiesen werden soll
ten, wenn  
• deren Bedarf durch eine Personalbedarfsermittlung nachgewiesen wird 

und 
• deren Finanzierung sichergestellt ist. 
 
Zur Erhöhung der Transparenz und um dem Landtag eine bessere Ent
scheidungsgrundlage zu den Stellenplänen und -übersichten zu geben, 
empfiehlt der LRH zudem: 
• In den Kapiteln sind die VZÄ zu einem bestimmten Stichtag darzustel

len, getrennt nach Planstellen und Stellen. Sofern Planstellen mit Tarif
beschäftigten besetzt sind, sind diese VZÄ gesondert auszuweisen. 
Perspektivisch sollte die Darstellung in den Kapiteln je Besoldungs- und 
Entgeltgruppe erfolgen. 

• Spätestens mit Vorlage des Haushaltsentwurfs ist je Kapitel darzustel
len, welche Planstellen und Stellen seit wann unbesetzt sind. Darüber 
hinaus ist anzugeben, ob und ggf. wann eine Besetzung geplant ist. 
Diese Angaben wurden dem Landtag zu den Stichtagen 31.03. und 
30.09. bis 2021 als „Übersicht über unbesetzte Planstellen und Stellen“ 
zur Verfügung gestellt. Die Berichtspflicht war den Ressorts letztmalig 
mit dem Haushaltsführungserlass 2021 auferlegt.1 

  

                                                      
1  Erlass zur Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2021 vom 10.03.2021, Nr. 4.7. 
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Finanzministerium 
 

6. Grundsatz der Selbstdeckung 
 

Der Grundsatz der Selbstdeckung, nach dem der Staat keine 
Versicherungen abschließen soll, ist aus ökonomischer Sicht gut 
begründet. Das Land hält sich an diesen Grundsatz und schließt 
so gut wie keine Versicherungsverträge ab. 
 
Der überwiegende Verzicht auf Versicherungen ist wirtschaftlich 
vertretbar, birgt aber auch Risiken für den Landeshaushalt.  
 
In Einzelfällen kann der Abschluss einer Versicherung wirt
schaftlich vorteilhaft sein. Dies ist gemäß dem Erlass des Fi
nanzministeriums mit dessen Einwilligung im Einzelfall auch zu
lässig. Das Finanzministerium sollte einheitliche Kriterien für die 
Einwilligung in den Abschluss einer Versicherung erarbeiten. 

 
6.1 Warum versichert sich das Land nicht? 

 
Das Land, wie auch der Bund und die anderen Länder, schließt seit jeher 
grundsätzlich keine Versicherungen ab und folgt damit dem „Grundsatz 
der Selbstdeckung“. Die Umsetzung dieses Grundsatzes hat der LRH  
geprüft. Hierbei hat er betrachtet, weshalb und unter welchen Umständen 
Versicherungen für den Einzelnen einen Vorteil bieten und welche Hand
lungsmaxime für den Staat sich daraus ableiten lässt.  
 

6.1.1 Risikoaversion als Versicherungsmotiv für Privatpersonen 
 
Die Nachfrage nach Versicherungsleistungen rührt aus dem Interesse 
nach Sicherheit. Genauer gesagt verhalten Menschen sich im Allgemeinen 
risikoavers: Sie sind bereit, Geld zu bezahlen, um Risiken zu vermeiden.  
 
Eine Versicherung kompensiert den Versicherungsnehmer im Falle eines 
Schadens im Gegenzug für eine im Voraus gezahlte Versicherungsprämie. 
Die Versicherungsgesellschaft nutzt für ihre Kalkulation das Gesetz der 
großen Zahlen, nach dem der mittlere realisierte Schaden nur wenig von 
dem erwarteten Schaden pro Vertrag abweicht. Voraussetzung dafür ist 
eine große Zahl voneinander unabhängiger Risiken. Wenn die Versiche
rungsprämie genau dem erwarteten Schaden entspricht, macht die Ver-
sicherungsgesellschaft im Erwartungswert keinen Gewinn und man spricht 
von einer fairen Versicherung. Für risikoaverse Versicherungsnehmer ist 
eine faire Versicherung immer vorteilhaft. 
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Marktverfügbare Versicherungen sind aber grundsätzlich nicht fair in die
sem Sinne. Weil die Versicherungsgesellschaft zusätzlich ihre Verwal
tungs- und Kapitalkosten decken muss, ist die Versicherungsprämie höher 
als der im Mittel zu erwartende Schaden. Hinzu kommen die Versiche
rungsteuer und in der Regel ein Gewinn der Versicherungsgesellschaft. 
Für die Versicherungsnehmer ist das aber nur scheinbar ein Verlustge
schäft. Denn sie sind aufgrund ihrer Risikoaversion bis zu einem gewissen 
Grad bereit, diesen Preis zu zahlen und ziehen dennoch überwiegend 
einen Nutzen daraus. 
 

6.1.2 Drei Argumente für die staatliche Nichtversicherung 
 
Das Land folgt indes einem anderen Kalkül und schließt grundsätzlich  
keine Versicherungen ab. In Schleswig-Holstein ist dieser Grundsatz der 
Selbstdeckung in den Verwaltungsvorschriften zu § 34 LHO festgelegt, 
welche vom Finanzministerium erlassen werden.  
 
Der Grundsatz ergibt sich aber nicht direkt aus dem Wortlaut des 
§ 34 LHO, wonach „Ausgaben nur soweit und nicht eher geleistet werden 
[dürfen], als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung erforder
lich sind.“ Daher stellt sich die Frage, ob sich der Erlass zum Grundsatz 
der Selbstdeckung mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot begründen lässt. Tat
sächlich lassen sich dafür gute Argumente anführen. 
 
Erstens sind Schäden des Landes letztlich Schäden der Bürger. Das Land 
wird kleine Schäden aus dem laufenden Haushaltsvolumen finanzieren 
können und für große Schäden unter Umständen einen Kredit aufnehmen 
müssen. Für beides kommen letztlich die Steuerzahler auf. Selbst ein 
Großschaden von 300 Mio. € wird so zu einem überschaubaren Betrag 
von 100 € pro Kopf, legt man ihn auf 3 Mio. Schleswig-Holsteiner um. Die 
meisten Menschen würden so kleine Risiken aber nicht versichern, weil 
bei kleinen Beträgen das Maß der Risikoaversion zu gering1 ist, um die 
Kosten der Versicherung aufzuwiegen. Daher sollte auch das Land sie 
nicht versichern. 
 
Zweitens erlaubt der große Aufgabenbereich des Landes ein höheres 
Maß an Planungssicherheit. Es kann die gewöhnlich auftretenden Schä
den wie eine Versicherungsgesellschaft gemäß dem Gesetz der großen 
Zahlen recht genau kalkulieren und im Haushalt veranschlagen. Bei
spielsweise werden jedes Jahr einige Polizeiautos beschädigt, aber es ist 
fast ausgeschlossen, dass alle Polizeiautos beschädigt werden. Das Land 
muss sich daher nicht versichern. 

                                                      
1  Vgl. hierzu Arrow/Lind (1970): Uncertainty and the Evaluation of Public Investment Deci

sions, American Economic Review, 60(3), S. 364-378. 
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Drittens übersteigt die Versicherungsprämie den im Mittel zu erwartenden 
Schaden, weil die Versicherungsgesellschaft ihre Verwaltungs- und Kapi
talkosten decken muss und evtl. einen Gewinn erzielt. Zudem berücksich
tigt die Versicherungsgesellschaft, dass Versicherungsnehmer sich im 
Wissen einer Schadensübernahme riskanter verhalten und eher beson
ders risikofreudige Subjekte eine Versicherung abschließen. Zusätzlich 
wird auf abgeschlossene Verträge 19 % Versicherungsteuer fällig, die in 
den Bundeshaushalt fließt. 
 
Im Regelfall wird der Abschluss einer Versicherung für das Land daher 
unwirtschaftlich sein. Der in den Verwaltungsvorschriften verankerte 
Grundsatz der Selbstdeckung lässt sich also gut mit dem Wirtschaftlich
keitsgrundsatz in § 34 LHO begründen. 
 

6.1.3 Zweieinhalb Argumente für eine Versicherung des Staates 
 
Wie oben gezeigt wurde, lässt sich die Praxis der staatlichen Nichtver-
sicherung gut mit einem wirtschaftlichen Kalkül begründen. Dennoch las
sen die Verwaltungsvorschriften des Landes richtigerweise zu, dass aus
nahmsweise und mit Zustimmung des Finanzministeriums Versicherungen 
abgeschlossen werden. Das kann unter bestimmten Voraussetzungen 
ausnahmsweise wirtschaftlich vorteilhaft sein. 
 
Erstens bieten Versicherungen neben einem rein monetären Schadens-
ausgleich noch weitere Leistungen an. In einigen Fällen könnten Versiche
rer einen Kostenvorteil gegenüber dem Land haben bei der Bearbeitung 
von Schäden wie auch bei der Abwehr unberechtigter Ansprüche. Auf  
einem gut funktionierenden Markt werden die Versicherer diese Kosten
vorteile an ihre Kunden weitergeben müssen, sodass das Land als Kunde 
davon profitieren könnte.  
 
Zweitens sind Fälle denkbar, in denen Versicherer das Risiko des Landes 
falsch einschätzen und die Versicherungsprämie daher zu niedrig anset
zen. Für das Land ergäbe sich daraus ein wirtschaftlicher Vorteil, wenn
gleich dies im Einzelfall schwer darzulegen sein dürfte.  
 
Drittens gibt es Extremrisiken, die das Land theoretisch versichern sollte. 
Als Beispiel sei die überwiegende Zerstörung der Landesinfrastruktur 
durch eine Naturkatastrophe genannt. Gerade für diese Risiken wird es 
aber auf dem Versicherungsmarkt keine oder kaum finanzierbare Ange-
bote geben. Es gibt zwar die Möglichkeit, auch Extremrisiken über soge
nannte Katastrophenanleihen abzusichern. Dabei gibt ein Staat eine  
Anleihe heraus, deren Rückzahlungsverpflichtung im Falle eines genau 
definierten Schadensereignisses entfällt. Allerdings ist die Emission dieser 
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Anleihen komplex und die von den Investoren geforderte Rendite, welche 
an Stelle der Versicherungsprämien tritt, sehr hoch.1 Nach Einschätzung 
des LRH ist auch dieses Instrument für das Land daher nicht sinnvoll.  
 
Für das Land ist eine Versicherung also nur in wenigen denkbaren Fällen 
wirtschaftlich vorteilhaft, selbst wenn es ein marktverfügbares Angebot  
dafür geben sollte. 
 
Das Finanzministerium stellt fest, dass die bestehende Ausnahmemög
lichkeit eine Einzelfallbetrachtung ermöglichen soll. Neben wirtschaftlichen 
seien auch weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, wie beispielsweise 
unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand oder ein besonders gelagertes 
Haftungsrisiko. Ausnahmeentscheidungen seien nicht nur mit dem Argu
ment der Wirtschaftlichkeit zu begründen.  
 

6.2 Umsetzung des Grundsatzes der Selbstdeckung in der Landesver
waltung 
 
Der LRH hat festgestellt, dass das Land den Grundsatz der Selbstdeckung 
überwiegend einhält und Risiken nicht versichert.  
 
Beispielsweise hat das Land für die eigene Fahrzeugflotte keine Haft
pflichtversicherung abgeschlossen. Damit macht das Land von einer in § 2 
des Pflichtversicherungsgesetzes2 normierten Ausnahme Gebrauch. Auch 
materielle Vermögenswerte des Landes wie Straßen oder große Gebäude 
sind nicht gegen Feuer oder Elementarschäden versichert. 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 34 LHO sehen vor, dass das Finanz-
ministerium in begründeten Ausnahmefällen dem Abschluss einer Ver-
sicherung zustimmen darf. Von 2019 bis 2023 hat das Finanzministerium 
in 35 Fällen dem Abschluss einer Versicherung zugestimmt. Überwiegend 
handelte es sich dabei um Veranstalterhaftpflichtversicherungen und um 
Versicherungen von Messgeräten der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel (Universität Kiel) im Rahmen von Exkursionen. In dem betrachteten 
Zeitraum betrugen die bewilligten Prämienzahlungen 116.000 €. Davon 
entfiel allerdings der überwiegende Teil auf eine Kunstversicherung, mit 
der die Sammlung der Kunsthalle Kiel während der Sanierung versichert 
wird. Von der Kunstversicherung abgesehen geht es also durchweg um  
relativ kleine Summen.  

                                                      
1  The Economist, Why catastrophe bonds are failing to cover disaster damage, 

16.01.2025. 
2  § 2 des Pflichtversicherungsgesetzes vom 5.04.1965 (BGBl. I 1965 S. 213), zuletzt ge

ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.04.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 119). 
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Das Finanzministerium hat bislang allerdings keine eigenen Kriterien auf
gestellt, anhand derer es über eine Ausnahmegenehmigung zum  
Abschluss einer Versicherung entscheidet. Im Lichte obiger Ausführungen 
(Tz. 6.1.3) überzeugten die in den Akten vorgebrachten Begründungen für 
die Ausnahmen nicht durchgehend. Die bloße Tatsache, dass die Ver-
sicherungsprämie klein ist im Verhältnis zur Versicherungssumme, ließe 
sich auf praktisch jeden Versicherungsvertrag anwenden und würde daher 
den Grundsatz der Selbstdeckung aushebeln. Ebenso wenig rechtfertigt 
allein die durch die Versicherung erlangte Planungssicherheit für einen 
kleinen Teilhaushalt ein Abweichen von diesem Grundsatz. Stattdessen 
müssten etwaige Schäden, die nicht aus dem eigenen Budget gedeckt 
werden können, über eine über- oder außerplanmäßige Ausgabe aus dem 
Gesamthaushalt gedeckt werden. 
 
Es wurde bislang auch noch kein Antrag auf Abschluss einer Versicherung 
abgelehnt, was aber laut Auskunft des Finanzministeriums daran liegt, 
dass die Ersuchen im Vorwege telefonisch abgeklärt werden, sodass  
wenig aussichtsreiche Anträge gar nicht erst gestellt werden. 
 

6.2.1 Ausgewählte Versicherungsverträge des Landes 
 
Nach Angaben der Ressorts belaufen sich die gesamten jährlichen  
Prämienzahlungen für Versicherungsverträge auf ca. 48.000 €.   
 
Der größte Posten ist eine Gruppenunfallversicherung für den Kampfmit
telräumdienst. Die Beschäftigten des Kampfmittelräumdienstes haben 
nach dem Tarifvertrag1 Anspruch auf eine Unfallversicherung, die im  
Todesfall 56.498 € und im Invaliditätsfall 112.996 € auszahlt. Das Land  
unterhält bereits seit 1956 eine Unfallversicherung für die Beschäftigten 
des Kampfmittelräumdienstes; die Prämie für 49 versicherte Personen  
inklusive Versicherungsteuer beträgt 12.430 € pro Jahr. In den letzten 
50 Jahren gab es einen Todes- und keinen Invaliditätsfall. Zudem arbeiten 
laut Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport (Innen-
ministerium) nur 29 Personen im unmittelbaren Gefahrenbereich. Die jähr
lichen Auszahlungen liegen im langjährigen Mittel damit deutlich unter der  
Prämienzahlung. Das Innenministerium sollte daher prüfen, ob das Land 
die Entschädigungsleistungen besser selbst erbringen kann – oder ob die 
Versicherung bereit ist, ihre Prämien abzusenken. 
 
Die meisten privat- und öffentlich-rechtlichen Stiftungen des Landes haben 
Vermögenshaftpflicht- und D&O-Versicherungen2 für ihre verantwortlichen 

                                                      
1  § 51 TV-L. 
2  Abkürzung für „Directors and Officers”-Versicherung. Sie schützt die Führungskräfte einer 

Organisation gegen Schadensersatzansprüche. 
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Führungskräfte abgeschlossen. Da in diesen Fällen nicht direkt Schäden 
des Landes abgesichert werden, greift nach Auffassung des Finanz-
ministeriums der Grundsatz der Selbstdeckung in diesem Fall nicht.  
 
Daneben ist der LRH auf einige Kuriositäten gestoßen. Im Innenministe-
rium bestand über viele Jahre eine Versicherung für Kunstgegenstände, 
die sich aber gar nicht mehr dort befanden. Die Versicherung wurde nach 
Beginn der Prüfung gekündigt. Im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Umweltministerium) ist 
der LRH auf Versicherungsverträge für alte Fischereigehöfte gestoßen. 
Nach Auskunft des Umweltministeriums sind die Gebäude vermutlich seit 
den 1920er Jahren durchgehend versichert gewesen, weil sich das Land 
als Pächter dazu verpflichtet hat. Das Land sollte die Versicherungen 
baldmöglichst kündigen. Ebenfalls in den Geschäftsbereich des Umwelt
ministeriums fällt eine Haftpflichtversicherung für die Lorenbahnen zu den 
Halligen für 4.198 € pro Jahr inkl. Versicherungsteuer. Die Begründung für 
den Abschluss dieser Versicherung vom 18.12.1981 ist nicht mehr auf
findbar. Es sind im Lichte der obigen Ausführungen aber keine über-
zeugenden Gründe für ein Abweichen vom Grundsatz der Selbstdeckung 
ersichtlich. Die Versicherung sollte gekündigt werden. 
 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) gab 2024 
mindestens 272.000 € pro Jahr für Versicherungen aus. Sie unterliegt 
zwar laut GMSH-Gesetz formal nicht der LHO und damit auch nicht dem 
Grundsatz der Selbstdeckung, nach Ansicht des LRH sollte aber auf den 
Betrieb der GMSH der gleiche Maßstab wie für die Kernverwaltung des 
Landes angelegt werden. Der Landtag sollte das GMSH-Gesetz daher so 
ändern, dass die GMSH künftig auf den Abschluss von Versicherungen 
verzichtet. Um die wirtschaftliche Substanz der GMSH nicht zu gefährden, 
könnte das Land eine Deckungserklärung für größere Schäden (bspw. ab 
100.000 €) abgeben. 
 
Das Finanzministerium kündigt an, den Vorschlag, für die GMSH das 
Prinzip der Selbstdeckung gelten zu lassen, unter Beachtung der recht-
lichen Selbstständigkeit, der Gleichbehandlung von Anstalten des öffent-
lichen Rechts und der Wirtschaftlichkeit prüfen zu wollen.  
 
Das Innenministerium beabsichtigt zu prüfen, ob zukünftig eine Absiche
rung des Risikos für Mitarbeitende des Kampfmittelräumdienstes nach 
dem Grundsatz der Gesamtdeckung erfolgen soll.  
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6.2.2 Empfehlungen des LRH 
 
Das Finanzministerium sollte Kriterien erarbeiten, die eine Ausnahme vom 
Selbstdeckungsprinzip rechtfertigen oder eben ein Festhalten daran gebie
ten. Im Übrigen sollte das Finanzministerium den Grundsatz der Selbst-
deckung eng auslegen. 
 
Für einige der abgeschlossenen Versicherungen lag keine Ausnahme-
genehmigung des Finanzministeriums vor, überwiegend wird der Grund
satz der Selbstdeckung aber eingehalten. Unabhängig davon rät der LRH,  
bestehende Versicherungsverträge in regelmäßigen Abständen auf ihre 
Erforderlichkeit und auf bessere Konditionen hin zu überprüfen. 
 
Das Finanzministerium befürwortet den Vorschlag, Kriterien für eine kon
sistente und einheitliche Entscheidungspraxis aufzustellen und kündigt 
entsprechende Prüfschritte an. Es sieht die geforderte enge Auslegung 
des Grundsatzes der Selbstdeckung angesichts der wenigen Ausnahme
fälle im Prüfungszeitraum als erfüllt an. 
 
Zudem legt es Wert auf die Feststellung, dass die Einholung einer  
Ausnahmegenehmigung sowie die Überprüfung laufender Verträge in der 
Verantwortung der Ressorts lägen.  
 
Der LRH sieht auch die übrigen Ressorts in der Pflicht, die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Jedoch könnte das Fi
nanzministerium in regelmäßigen Abständen die Ressorts mittels der jähr
lichen Haushaltserlasse auffordern zu prüfen, ob Versicherungsverträge 
noch erforderlich und wirtschaftlich sind.  
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7. Rückforderung von Personalmitteln - Optimierungen 
erforderlich 

 
Bei der Bearbeitung und Rückforderung überzahlter Personal
mittel durch das DLZP besteht erheblicher Verbesserungsbedarf. 
Insbesondere das eingesetzte Bearbeitungsprogramm KoPers 
weist Schwächen auf. 
 
Eine exakte Auswertung der dem Land zustehenden überzahlten 
Personalmittel ist dem DLZP derzeit nicht möglich. Zudem  
erfolgte seit 2014 aufgrund einer nicht funktionsfähigen Schnitt
stelle in KoPers kein automatischer Abgleich, ob ausgezahlte 
Versorgungsbezüge aufgrund von zusätzlich erfolgten Renten
zahlungen gekürzt werden müssen. Dieser Mangel wurde erst im 
Dezember 2024 behoben.  
 
Die aktuelle Bearbeitung der Rückforderungen überzahlter Per
sonalmittel verstößt teilweise gegen den haushaltsrechtlichen 
Grundsatz der ordnungsgemäßen Buchführung. Die Dokumenta
tion bearbeiteter Rückforderungsfälle genügt zudem nicht den 
geltenden Grundsätzen der Aktenführung.  
 

7.1 Ausgangslage 
 
Das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
(DLZP) ist eine Landesbehörde im Geschäftsbereich des Finanzministeri
ums.  
 
Das DLZP zahlt an 100.000 Beamte, Tarifbeschäftigte sowie Versorgungs-
empfänger des Landes aus dem Landeshaushalt stammende Personal-
mittel in Form von Bezügen, Entgelten, Versorgungsbezügen sowie Beihil
fen. Überzahlungen und deren Rückforderungen sind bei einem solchen 
Massengeschäft unvermeidbar, insbesondere, wenn sich rückwirkend  
zahlungswirksame Sachverhalte ändern. 
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Werden Personalmittel überzahlt, muss dies aber zügig festgestellt und ihre 
Rückforderung nach den gesetzlichen Bestimmungen1 veranlasst werden.  
Denn: Verzögerte Feststellungen oder Rückforderungen können dazu füh
ren, dass 
• Rückforderungsansprüche des Landes verjähren, verfallen oder auf

grund sonstiger Umstände nicht oder schwerer durchzusetzen sind, 
• hohe Rückforderungsbeträge auflaufen, deren Rückzahlung die Betrof-

fenen finanziell überfordert und für Frustration sorgt. 
 

7.2 Entstehung und Feststellung von Überzahlungen: Defizite der  
KoPers-Überzahlungslisten 
 
Eine Überzahlung von Personalmitteln kann aus verschiedenen Gründen 
eintreten. Neben fehlerhaften Berechnungen können Überzahlungen auf 
verspäteten, unvollständigen, unzutreffenden oder kurzfristig mitgeteilten 
Sachverhalten beruhen.  
 
Hinweise darauf, dass Personalmittel überzahlt wurden, erhält das DLZP 
nach eigenen Angaben teilweise direkt von den Betroffenen oder deren 
Dienststellen. Aber auch aus IT-gestützten Verfahren sind derartige Hin
weise möglich: 
 
So erstellt das im DLZP eingesetzte Personalverwaltungs- und Abrech
nungsprogramm KoPers u. a. monatlich sogenannte Überzahlungslisten. 
Diese Listen bilden die Basis bei der Bearbeitung von Überzahlungsfällen. 
Sie sind nach Statusgruppen der Beschäftigten unterteilt und weisen neben 
dem Namen und der Personalnummer auch den überzahlten Betrag für 
die jeweilige Person aus. Der Grund für die Überzahlung ist in den Listen 
hingegen nicht ersichtlich. 
 
Der LRH hat sich exemplarisch im Oktober 2023 Überzahlungslisten vor
legen lassen. Die Listen wiesen zu diesem Zeitpunkt 5.472 Fälle mit offe
nen Überzahlungen von 7,81 Mio. € aus.  
 
Allerdings: In der derzeitigen Form enthalten die Überzahlungslisten nicht 
nur Forderungen des Landes, sondern auch Forderungen, die das Land 
nicht für sich selbst einzieht. Dies sind etwa Steuerrückforderungen oder 
Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung.  
 

                                                      
1  Welche Rechtsgrundlagen für die Rückforderung einschlägig sind, richtet sich danach, ob 

Besoldung, Versorgung, Beihilfe oder Entgelt überzahlt wurden. Wesentliche Rechtsgrund-
lagen sind: § 15 Abs. 2 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der 
Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein - SHBesG), § 63 Abs. 2 Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Versor
gung der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter (Beamtenversorgungs-
gesetz SHBeamtVG), §§ 812 ff. BGB. 
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Das Finanzministerium weist darauf hin, dass auch diese Forderungen 
auszuweisen seien. 
 
Die automatisierte Erstellung einer Überzahlungsliste, die nur die dem 
Land zustehenden Überzahlungsforderungen mit den relevanten Daten 
beinhaltet, ist aus dem Programm KoPers derzeit nicht möglich. Nach  
Angaben des DLZP und des Finanzministeriums soll diese Möglichkeit erst 
mit der ab 2027 zu entwickelnden Nachfolgesoftware geschaffen werden.  
 
Eine durch den LRH vorgenommene, manuelle Bereinigung1 der in der 
Liste erfassten Fälle ergab für Oktober 2023 etwa 5.054 Fälle mit einer 
Rückforderungssumme von etwa 7,07 Mio. € für das Land.  
 

7.3 Fehlender Abgleich von Renten- und Versorgungsbezügen 
 
Am 01.01.2024 hatte das Land Schleswig-Holstein insgesamt 38.336 
Versorgungsempfänger. Versorgungsempfänger sind verpflichtet, dem 
DLZP den Bezug von Renten anzuzeigen. Diese Pflicht folgt aus 
§ 66 BeamtVG SH, wonach der Versorgungsbezug aufgrund eines zusätz
lichen Rentenbezugs zu kürzen ist. Bei einer früheren Prüfung2 stellte der 
LRH fest, dass ein Teil der Versorgungsempfänger diese Pflicht verletzte. In 
der Folge wurden Versorgungsbezüge im erheblichen Umfang überzahlt 
und mussten zurückgefordert werden. Als Reaktion darauf wurde der 
regelmäßige Abgleich mit dem Postrentendienst eingeführt.  
 
Mit der Einführung von KoPers 2014 endete dieses Verfahren. Die Schnitt-
stelle zum Rentenabgleich in KoPers war von Beginn an nicht funktionsfähig. 
Erst im Dezember 2024 wurde in KoPers ein Rentenabgleich durchgeführt. 
Es wurden mehr als 3.800 zusätzliche Fälle identifiziert. Eine Auswertung, 
bei wie vielen dieser Fälle der Bezug der Rente dem DLZP tatsächlich hätte 
angezeigt werden müssen und in welchem Umfang eine Anrechnung auf 
die Versorgungsbezüge erfolgen muss, lag zum Berichtszeitpunkt noch 
nicht vor. 
 
Der LRH fordert, dass die Rückforderungsverfahren zügig eingeleitet und 
durchgeführt werden. 
 
Das Finanzministerium führt aus, das DLZP habe zwischenzeitlich mit 
einer Vorprüfung der Fälle begonnen. Bei 1.717 Fällen handele es sich um 
sogenannte informatorische Renten, die nicht zur Anrechnung gelangen. 
  

                                                      
1  Der LRH bereinigte die Liste anhand vorab festgelegter Filterkriterien. Aufgrund der Viel

zahl der Fälle war keine Einzelfallprüfung möglich. 
2  Bemerkungen 2004 des LRH, Nr. 15 (zur Prüfung Pr 2015/1999). 
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Von den weiteren Fällen seien zum 11.02.2025 bereits 197 final geprüft 
worden. In 59 dieser Fälle seien Überzahlungen von insgesamt 408.000 € 
festgestellt worden. 
 
Der LRH bestärkt Finanzministerium und DLZP darin, mit den Prüfungen 
und etwaigen Rückforderungen zügig voranzuschreiten. 
 

7.4 Bearbeitung von Rückforderungen: Haushaltsrechtliche Vorgaben 
einhalten 
 
Um eine ordnungsgemäße Buchführung sicherzustellen, wurden in der 
Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO)1 und den dazu erlas
senen Verwaltungsvorschriften Regelungen getroffen.  
 
Für die vom Land praktizierte kamerale Buchführung besteht eine Vorgabe 
darin, dass rechnungsrelevante Daten in Form von überzahlten Personal
mitteln jederzeit zur Verfügung stehen müssen, entweder im eingesetzten 
SAP-Verfahren selbst oder in einem automatisierten Vorverfahren.2  
 
In der Verwaltungspraxis des DLZP existieren 2 Verfahrenswege, um 
Überzahlungen zurückzufordern: 
 
In den meisten Überzahlungsfällen wird die Forderung des Landes mit 
künftigen Zahlungen an die Beschäftigten aufgerechnet. Dies ist auch 
zulässig.3  
 
Die Aufrechnungen werden dann in KoPers - das haushaltsrechtlich ein 
automatisiertes Vorverfahren zur SAP-Haushaltssoftware des Landes ist - 
erfasst. Allerdings: KoPers kann die für das Land rechnungsrelevanten 
Daten nicht jederzeit auswerten und eine ordnungsgemäße Buchführung 
sicherstellen. Die haushaltsrechtlichen Anforderungen an ein Vorverfahren 
erfüllt KoPers damit nicht. 
 
Bei einem kleineren Teil der Überzahlungsfälle kann keine Aufrechnung 
erfolgen, zum Beispiel, weil die Beschäftigten nicht mehr beim Land tätig 
sind. Sofern eine Aufrechnung mit künftigen Zahlungen nicht möglich ist, 
fordert das DLZP die überzahlten Beträge von den Zahlungsempfängern 
zurück. Eine Erfassung der Rückforderungen in SAP erfolgt aber zunächst 
nicht, da das DLZP nicht zeitgleich mit den Rückforderungen ent-
sprechende Kassenanordnungen erstellt. Dies führt zu verspäteten  
                                                      
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO, zuletzt geändert am 21.03.2024 

(Art. 1 Gesetz vom 21.03.2024, GVOBl. 2024, S. 178). 
2  Nr. 6.1.1.4 Verwaltungsvorschriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung 

(VV-ZBR).  
3  Nr. 2.1.5 VV-ZBR. 
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Sollstellungen. Verspätete Sollstellungen hatte der LRH bereits 2016 kriti
siert. Der Landtag hat diese Kritik aufgegriffen und die Dienststellen aufge
fordert, Annahmeanordnungen umgehend zu buchen.1  
 
Der LRH fordert, dass spätestens mit der geplanten Nachfolgesoftware zu 
KoPers die haushaltsrechtlichen Anforderungen an ein Vorverfahren zu 
SAP erfüllt werden müssen. Bis es soweit ist, empfiehlt der LRH, sämtliche 
Überzahlungsfälle in einer Liste mit allen relevanten Daten zu erfassen 
und der Landeskasse monatlich vorzulegen.  
 
Unabhängig davon muss das DLZP in Fällen, in denen keine Aufrechnung 
erfolgt, für eine zügige Erfassung der Forderungen in SAP sorgen. Nur 
dann hält das DLZP die bestehenden haushaltsrechtlichen Vorgaben ein 
und genügt der Aufforderung des Landtages. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass das DLZP künftig für die 
titulierten und nicht per Aufrechnung zu bereinigenden Forderungen eine 
Sollstellung in SAP vornehmen werde. Für die Fälle, in denen Rückforde
rungen im Aufrechnungswege erfolgen können, bestehe kein Informa-
tionsdefizit bei der Landeskasse. Für die vom LRH vorgeschlagene, in der 
Erstellung sehr arbeitsintensive Monatsliste bestehe daher kein Bedarf. 
 
Der LRH erachtet es für nicht ausreichend, künftig nur für titulierte Forde
rungen eine Sollstellung in SAP vorzunehmen. Dies würde dem Votum 
des Landtages Rechnung tragen. Der LRH hält es aus Gründen einer ord
nungsgemäßen Buchführung darüber hinaus für notwendig, künftig auch 
die aufzurechnenden Forderungen zu erfassen. Nur so kann das DLZP die 
relevanten Daten auswerten. 
 

7.5 Aktenführung: Geltende Grundsätze beachten 
 
Vorgaben, wie Akten in einer Dienststelle zu führen sind, ergeben sich nicht 
nur aus dem Grundsatz der Aktenmäßigkeit, der aus Art. 19 Abs. 4 Grund-
gesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) und Art. 20 Abs. 3 GG 
abgeleitet wird. Auch die „Aktenordnung für die schleswig-holsteinische 
Landesverwaltung (AktenO)“2 enthält konkrete Regelungen, die durch die 
Dienststellen des Landes zu beachten sind. Die hohe Bedeutung ordnungs-
gemäß geführter Akten hat der Wissenschaftliche Dienst des Landtages in 
einem jüngst erstellten Gutachten3 nochmal besonders betont.  

  

                                                      
1  LT-Drs. 18/4702, Tz. 6. 
2  Amtsbl. Schl.-H. 2015, S. 90. 
3  Umdruck 20/3420, „Aktenrelevanz und das Löschen von Akteninhalten“. 
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Für eine ordnungsgemäße Aktenführung ist es u. a. erforderlich, dass  
• Dokumente sinnvoll in einer Akte und innerhalb der Akte in Vorgänge 

zusammengefasst werden und  
• die Bearbeitungsschritte auch für Dritte nachvollziehbar dokumentiert 

werden. 
 
Überzahlungsfälle werden vom DLZP in der elektronischen Personalakte 
veraktet. Der LRH stellte bei der Prüfung von 80 Fällen aus den Bereichen 
„Besoldung“, „Entgelt“ und „Versorgung“ fest, dass die o. g. Grundsätze 
der Aktenführung im DLZP nicht durchgehend beachtet werden: 
 
Grundsätzlich werden zwar alle Dokumente zu einem Überzahlungsfall in 
der jeweiligen Personalakte gesammelt, jedoch nicht in einem zusammen
gefassten Vorgang. Soll ein Überzahlungsfall nachvollzogen werden, ist 
derzeit eine wenig effiziente Sichtung der teilweise sehr umfassenden Akte 
erforderlich. Die Gründe für die nicht erfolgende Bildung eines Überzah
lungsvorgangs sind im Wesentlichen technischer Natur: Sind Schreiben zu 
einem Überzahlungsfall bereits eingescannt worden, können nachträglich 
erstellte Dokumente nicht mehr mit dem Scan zusammengeführt werden. 
 
Auch eine nachvollziehbare Dokumentation der Bearbeitungsschritte ergab 
sich aus den geprüften Akten nicht. Schriftliche Vermerke über eine erfolgte 
Prüfung der Tatbestandsmerkmale, den Sachstand oder das weitere Vor
gehen waren nicht vorhanden. Nach Auskunft des Finanzministeriums 
würden nur in besonderen Situationen und bei komplexen Sachverhalten 
zusätzliche Vermerke gefertigt. Darüber hinaus werde keine Notwendigkeit 
für Dokumentationen gesehen. Die Vorgänge seien für alle in den Fach-
bereichen tätigen Personen transparent und verständlich. Für eine Doku
mentation bestünde auch keine Personalkapazität. 
 
Der LRH fordert das DLZP auf, die Aktenführung zu verbessern und die 
Grundsätze der Aktenführung einzuhalten. 
 
Technische Unzulänglichkeiten, die eine Bildung von Vorgängen verhindern, 
müssen schnellstmöglich beseitigt werden. Im Hinblick auf die Dokumen-
tation gilt: Gerade in Massenverfahren mag diese mit einem gewissen 
Aufwand verbunden und für die Mitarbeiter der Fachbereiche des DLZP 
nicht erforderlich sein. Die Dokumentation der Bearbeitungsschritte bei 
Überzahlungen soll aber gerade auch den von Überzahlungen Betroffe
nen, der Fachaufsicht sowie dem Rechnungshof eine Prüfung des Verwal
tungshandelns ermöglichen.  
 
Der LRH empfiehlt daher, in den Überzahlungsfällen zumindest die  
wesentlichen Entscheidungen und deren Gründe zu dokumentieren. 
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Das Finanzministerium weist darauf hin, dass aus Sicht des DLZP alle 
Bearbeitungsschritte bereits nachvollziehbar in den Akten dokumentiert 
seien. Gleichwohl werden Finanzministerium und DLZP darauf hinwirken, 
dass mit der Nachfolgesoftware ab 2027 verbesserte Aktenfunktionalitäten 
zur Verfügung stehen. 
 
Aus Sicht des LRH sind verbesserte Aktenfunktionalitäten geeignet, künf
tig einen wesentlichen Beitrag zur ordnungsgemäßen Aktenführung zu 
leisten. 
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8. Risikomanagementsystem in der Steuerverwaltung: Bei 
den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft werden die 
Ziele verfehlt 
 

Die Finanzämter des Landes setzen bei der Bearbeitung von 
Steuererklärungen ein automatisiertes Risikomanagement-
system ein. Die Besonderheiten bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft werden von dem System aber nicht hin-
reichend berücksichtigt. So konnten 98 % der geprüften Fälle 
nicht vollautomatisch bearbeitet werden.  
 
So verhindern einerseits entbehrliche Risikohinweise die voll-
automatisierte Verarbeitung von Steuererklärungen. Tatsächliche 
Risiken können andererseits nicht erkannt werden. Das Ziel, 
steuerlich auffällige Sachverhalte zu ermitteln und nur diese 
händisch zu prüfen, wird verfehlt. 
 
Die technischen Voraussetzungen für ein effektives Risikomana
gementsystem liegen nicht vor. Insbesondere fehlt die erforder
liche maschinelle Lesbarkeit von Daten. 
 
Die Abgabenordnung fordert eine regelmäßige Evaluation der 
Risikomanagementsysteme. Hierfür fehlt es aber an einer validen 
Datenbasis. 

 
8.1 Risikomanagementsysteme in der Steuerverwaltung 

 
Die Finanzbehörden setzen zur Beurteilung der Notwendigkeit weiterer 
Ermittlungen und Prüfungen für eine gleichmäßige und gesetzmäßige 
Festsetzung von Steuern automationsgestützte Systeme ein, sogenannte 
Risikomanagementsysteme (RMS). Bund-Länder-Arbeitsgruppen evaluie
ren diese Systeme und unterstützen die Länder bei der Qualitätskontrolle 
und Weiterentwicklung - bisher mit mäßigem Erfolg.1 

Folgende Anforderungen müssen erfüllt sein: 
1. die Gewährleistung, dass durch Zufallsauswahl eine hinreichende  

Anzahl von Fällen zur umfassenden Prüfung durch Amtsträger ausge
wählt wird, 

2. die Prüfung der als prüfungsbedürftig ausgesteuerten Sachverhalte 
durch Amtsträger, 

 
  

                                                      
1  https://landesrechnungshof-sh.de/file/20221010-augsburger-erklaerung.pdf. 
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3. die Gewährleistung, dass Amtsträger Fälle für eine umfassende  
Prüfung auswählen können, 

4. die regelmäßige Überprüfung der Risikomanagementsysteme auf ihre 
Zielerfüllung.1 

 
In der Finanzverwaltung des Landes Schleswig-Holstein werden Risiko
managementsysteme seit 2009 sukzessive in den verschiedenen Veran-
lagungsbereichen eingeführt.  
 
Der LRH hat geprüft, wie sich der Einsatz des RMS auf die Veranlagung 
der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft auswirkt. Seine Feststellungen 
ergeben sich aus der Prüfung von 99 Steuerfällen, die er durch eine reprä
sentative Zufallsauswahl aus einer Grundgesamtheit von 10.000 Fällen 
ermittelt hat.  
 

8.2 Wie funktioniert das RMS? 
 
Durch den Einsatz des RMS werden bei der Bearbeitung von Steuererklä
rungen automatisiert Risikohinweise (RHW) ausgegeben. Diese sollen die 
Bearbeiter auf risikobehaftete Sachverhalte hinweisen. Hierzu werden die 
Steuerfälle anhand eines Kriterienkatalogs maschinell auf ihren Risiko
gehalt hin überprüft. Die Bearbeiter entscheiden bei den ausgesteuerten 
Sachverhalten eigenständig über Art und Umfang der Ermittlungen.  
 
Fälle, die vom RMS als risikoarm eingestuft werden, sollen ohne mensch
liches Zutun vollständig automatisiert beschieden werden.  
 

8.3 Was ist Sinn und Zweck des RMS? 
 
Mit dem Einsatz des RMS verfolgt die Finanzverwaltung insbesondere  
folgende Ziele:  
• Das eingesetzte Fachpersonal soll sich ausschließlich mit steuerlich 

relevanten Sachverhalten befassen. 
• Durch die Anwendung einheitlicher Risikokriterien sollen Steuergerech

tigkeit und eine gleichmäßige Rechtsanwendung sichergestellt werden.  
• Standardisierte Arbeitsabläufe sollen die Arbeitsqualität verbessern. 
• Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns sollen 

gesteigert werden. 
• Es soll eine schnellere Bearbeitung von Steuererklärungen erzielt wer

den.2 
 

                                                      
1  § 88 Abs. 5 S. 3 AO. 
2  Erlass vom 06.11.2009, O 2140-004/01 zur Einführung RMS-Veranlagung 1.0. 



79 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

8.4 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft - steuerlich besonders 
 
Die Land- und Forstwirtschaft wird steuerlich als planmäßige Nutzung der 
natürlichen Kräfte des Bodens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren 
sowie als Verwertung der dadurch selbst gewonnenen Erzeugnisse defi
niert.1 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft stellen im Steuerrecht eine 
eigene Einkunftsart dar,2 die einige steuerrechtliche Besonderheiten auf
weist. So gelten für Land- und Forstwirte grundsätzlich ein abweichendes 
Wirtschaftsjahr3,4 und ein nur für Land- und Forstwirte vorgesehener Frei
betrag.5 Zudem gibt es mit der Gewinnermittlung nach Durchschnittssät
zen6 neben dem Betriebsvermögensvergleich7 und der Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung8 eine dritte Gewinnermittlungsart, die nur für Land- und 
Forstwirte Anwendung findet.  
 

8.5 RMS und Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft passen - noch - 
nicht zusammen 
 
Der LRH hat festgestellt, dass das RMS bei der Veranlagung der Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft den Besonderheiten dieser Einkunftsart 
nicht ausreichend gerecht wird. Dies führt dazu, dass 98 % der geprüften 
Fälle nicht vollautomatisch bearbeitet werden. Hierfür gibt es verschiedene 
Gründe: 
  

8.5.1 Die Anlage L ist maschinell nicht ausreichend lesbar 
 
Das RMS steuert die Ausgabe von Risikohinweisen auf der Grundlage von 
maschinell erfassten Kennziffern und Eingabewerten. Für jede Angabe ist 
im Risikofilter ein Kriterium hinterlegt. Anhand dieser festgelegten Kriterien 
kann das Risikopotenzial eines Sachverhalts erkannt und dieser zur per
sonellen Bearbeitung ausgesteuert werden. 
 
Ein zielführendes maschinelles RMS setzt daher voraus, dass die Anga
ben in der Steuererklärung mit Kennziffern versehen sind.  
 
Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind vom Steuerpflichtigen auf 
der Anlage L zur Einkommensteuererklärung zu erklären. 
 

                                                      
1  R 15.5 Abs. 1 S. 1 EStR. 
2  § 13 EStG. 
3  § 4a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 EStG. 
4  Das Wirtschaftsjahr in der Landwirtschaft geht vom 01.07. bis 30.06. 
5  § 13 Abs. 3 EStG. 
6  § 13a EStG. 
7  § 4 Abs. 1 EStG. 
8  § 4 Abs. 3 EStG. 
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In dieser sind aber bisher nur die Angaben zur Gewinnermittlungsart, zum 
Gewinn und zu etwaigen Veräußerungsgewinnen mit Kennziffern verse-
hen und können somit maschinell ausgelesen werden. Eine maschinelle 
Überprüfung der erklärten Daten beschränkt sich daher maximal auf einen 
Abgleich der in der Anlage L eingetragenen Gewinne mit der jeweiligen 
Gewinnermittlung oder mit den Daten aus der Einkommensteuererklärung 
des Vorjahres. Es handelt sich lediglich um eine maschinelle Plausibilitäts-
prüfung. Für alle weiteren Angaben, z. B. zu Flächenveränderungen und 
-veräußerungen sowie zur Tierhaltung, kann eine maschinelle Risikoprü
fung nicht erfolgen.  
 
Dieses Problem der Anlage L ist seit Jahren bekannt. Das Finanzministe
rium sollte sich in den auf Bund-Länder-Ebene zuständigen Arbeitsgrup
pen dafür einsetzen, dass die Anlage L zeitnah überarbeitet wird, um eine 
maschinelle risikoorientierte Bearbeitung der Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft bundesweit zu ermöglichen. 
 

8.5.2 Ineffiziente Risikohinweise zur Anlage L  
 
Die maschinell erzeugten RHW forderten überwiegend dazu auf, den 
Steuerfall vollumfänglich zu prüfen, weil Einkünfte aus Land- und Forst
wirtschaft vorlagen. Das Ziel des RMS, nur steuerlich auffällige Sachver
halte händisch zu prüfen, wird so nicht erreicht.  
 
Die Bearbeitung dieser RHW zeigte zudem keinerlei steuerliche Auswir
kung. In keinem der vom LRH geprüften Steuerfälle führte die Prüfung der 
RHW zu einer Änderung der Steuerfestsetzung bei den Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft. 
 

8.5.3 Besonderheit der Einkunftsart wird nicht in Gewinnermittlungen 
erfasst  
 
Land- und Forstwirte müssen neben der Anlage L je nach Gewinnermitt
lungsart eine Bilanz, eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung oder die 
Anlage 13a für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen elektro
nisch an das Finanzamt übermitteln.  
 
Der LRH hat festgestellt, dass auch bei den Gewinnermittlungen den steu
erlichen Besonderheiten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im 
Rahmen des RMS kaum Rechnung getragen wird. 
 
So ist die Einnahmen-Überschuss-Rechnung einheitlich für Gewerbetrei
bende, selbstständig Tätige und Land- und Forstwirte angelegt. Neben der 
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Abfrage nach der Einkunftsart weist sie nur wenige spezifische Eintra
gungsmöglichkeiten für Land- und Forstwirte aus. 
 
Durch das RMS werden daher vielfach RHW für Sachverhalte ausgege
ben, die bei einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb nicht risikobehaf
tet sind. Dies verhindert die vollständig automatisierte Bearbeitung und 
verursacht unnötige Arbeit. Sachverhalte, die aufgrund der Besonderhei
ten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft tatsächlich risikobehaftet 
sein könnten, werden hingegen vom RMS nicht erkannt und bleiben unge
prüft. Dies widerspricht dem Sinn und Zweck des RMS.  
 
Die gleiche Problematik ergibt sich bei Land- und Forstwirten, die ihren 
Gewinn durch einen Betriebsvermögensvergleich ermitteln und eine 
E-Bilanz an das Finanzamt übermitteln müssen. Auch hier fehlen spezifi
sche Eintragungsmöglichkeiten und die Risikofilter sind nicht auf die 
Besonderheiten der Land- und Forstwirtschaft ausgerichtet. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass die Verarbeitung der  
Gewinnermittlung nach § 13a EStG seit Juni 2024 möglich sei. Ein Ein
satzzeitpunkt für RMS könne derzeit nicht genannt werden. Im Rahmen 
des Verwaltungsabkommens KONSENS sei festgelegt worden, dass der 
Bund und ausgewählte Länder gemeinsam die Schaffung einer einheit-
lichen Steuersoftware als Auftragnehmer grundsätzlich verantworteten. 
Vonseiten des Landes Schleswig-Holsteins gäbe es daher hier nur die im 
Verwaltungsabkommen bzw. im KONSENS-G vorgesehenen Beteili
gungsmöglichkeiten an den Verfahrensentwicklungen.   
 
Der LRH bittet das Finanzministerium, bei den zuständigen Bund-Länder-
Arbeitsgruppen darauf hinzuwirken, dass bei der Weiterentwicklung des 
RMS die land- und forstwirtschaftliche Veranlagung mehr in den Fokus 
rückt. Das RMS muss den Besonderheiten der jeweiligen Einkunftsart ge
recht werden, wenn es seine Ziele erreichen soll.  
 

8.6 Die Dokumentation der Bearbeitung von Risikohinweisen entspricht 
nicht den Vorgaben des Finanzministeriums  
 
Das Ergebnis der Bearbeitung von RHW ist zu dokumentieren. Nach den 
Dienstanweisungen des Finanzministeriums ist die Dokumentation so 
durchzuführen, dass Art, Umfang und Ergebnis der Prüfung auch für Dritte 
verständlich und nachvollziehbar sind. Diese sollen in die Lage versetzt 
werden, sich innerhalb kurzer Zeit einen Überblick über den Vorgang zu 
verschaffen. Eine gute und aussagekräftige Dokumentation ist auch für 
Erhebungen zur Wirksamkeit und Weiterentwicklung des RMS von Bedeu
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tung. Zudem erleichtert sie die Bearbeitung eines Steuerfalls in den Folge
jahren. 
 
Der LRH hat festgestellt, dass in der Praxis der Finanzämter die Vorgaben 
zur Dokumentation häufig nicht beachtet werden. Oftmals werden Kommen-
tierungen wie „i. O.“ (in Ordnung) oder „gepr.“ (geprüft) verwendet. Diese 
lassen jedoch keinen Schluss darüber zu, was und wie geprüft wurde. Zu
dem ist die Dokumentation in den einzelnen Finanzämtern nicht einheitlich. 
 
Die Bearbeiter sind unter Berücksichtigung der Feststellungen des LRH 
nochmals auf die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Dokumentation und 
die entsprechenden Vorgaben des Finanzministeriums hinzuweisen. 
 

8.7 Es gibt keine valide Datengrundlage für die gesetzlich geforderte 
Evaluation des RMS 
 
Die Abgabenordnung (AO) fordert eine regelmäßige Überprüfung der RMS 
auf ihre Zielerreichung.1 Für diese Evaluation sind verschiedene Bund-
Länder-Arbeitsgruppen zuständig. In diesen Arbeitsgruppen wird über die 
Optimierung der RHW, die Anpassung von Risikoregeln oder die Abde
ckung bisher vom Risikofilter nicht entdeckter Risiken beraten. Die Länder 
haben für diese Beratungen regelmäßig umfangreiche Daten zu erheben 
und zu analysieren, um qualitätsgesicherte Daten in die Beratungen ein
zubringen. 
 
Die Prüfung des LRH zum Einsatz der RMS bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft hat gezeigt, dass unter den derzeitigen Bedingungen 
eine effektive Evaluation in diesem Bereich nicht möglich ist. Es fehlt an 
einer validen Datenbasis. 
 
Gründe hierfür sind u. a.: 
• die fehlenden speziell für die Land- und Forstwirtschaft entwickelten 

RHW, 
• die unterschiedliche Bearbeitung der RHW in den Finanzämtern sowie 
• die Nichterfassung von Mehr- oder Minderergebnissen, die sich aus der 

Prüfung der RHW ergeben haben.  
 
Das Finanzministerium muss endlich zusammen mit dem Bund und den 
anderen Ländern sicherstellen, dass die vom Gesetz geforderte regel-
mäßige Überprüfung des RMS auf seine Zielführung auf der Grundlage 
einer gesicherten Datenbasis durchgeführt werden kann.  
 

  

                                                      
1 § 88 Abs. 5 Nr. 4 AO. 
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9. Aufgabenübertragungen an die Investitionsbank Schleswig-
Holstein - Verfahren vereinheitlichen, Kostencontrolling 
verbessern und Transparenz gegenüber Parlament erhö
hen 

 
Zwischen dem Land und der Investitionsbank Schleswig-
Holstein existieren rund 100 Aufgabenübertragungsverträge. Es 
fehlt bislang an übergreifenden Vorgaben zur Kalkulation und 
Vergütung der Verträge. Die Landesregierung hat zudem keinen 
zentralen Überblick über Anzahl, Art und finanziellen Umfang der 
Aufgabenübertragungen. 
 
Aus der Kostenrechnung der Investitionsbank lassen sich der
zeit die Ist-Kosten der einzelnen Aufgabenübertragungsverträge 
nicht direkt ablesen. Dies erschwert die Abrechnung und das 
Kostencontrolling der Verträge.  
 
Bei pauschal vergüteten Verträgen wurde meist auf wirksame 
Kostenüberprüfungsklauseln verzichtet. In Fällen, in denen die 
übertragenen Förderprogramme nur auf geringe Nachfrage 
stoßen, erhöht dies die Gefahr von Überzahlungen durch das 
Land. 
 
Im Landeshaushalt werden die Vergütungen an die Investitions
bank oftmals nicht transparent abgebildet. Sie werden teils für 
mehrere Jahre vorab ausgezahlt oder aus Titeln für Fördermittel 
finanziert. 
 
Der LRH empfiehlt, dass Land und Investitionsbank sich auf  
klarere Grundlagen für den Abschluss von Aufgabenübertra
gungsverträgen verständigen. Kostenrechnung und -controlling 
müssen nachgeschärft und die Vergütungen an die Investitions
bank künftig transparent im Haushalt ausgewiesen werden. 
 

9.1 Was wurde geprüft? 
 
Die Investitionsbank Schleswig-Holstein AöR (IB.SH) ist das zentrale 
Förderinstitut des Landes Schleswig-Holstein. Der LRH hat in einer Quer
schnittsprüfung alle zwischen dem Land und der IB.SH bestehenden Auf
gabenübertragungsverträge (AÜV) gesichtet und deren Inhalte analysiert. 
Bei einer Auswahl von 21 AÜV hat der LRH zudem die Kalkulationsgrund
lagen für die vereinbarten Entgelte eingesehen, die Vergütungsabrech
nungen geprüft und sich, soweit vorhanden, mit den Unterlagen zum  
Kostencontrolling auseinandergesetzt. Dabei wurden auch die Verfahren 
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der Ministerien als Vertragspartner in den Blick genommen. Mit der Prü
fung sollte u. a. beantwortet werden, nach welchen Kriterien die Vergütun
gen festgelegt werden, inwieweit die Vergütungen aus der Kostenrech
nung der IB.SH ableitbar sind und ob die Aufgabenübertragungen auch ex 
post kostendeckend sind. Nicht geprüft wurde, wie die IB.SH die ihr über
tragenen Aufgaben erledigt hat. Ebenso wenig im Fokus stand angesichts 
der Heterogenität der Verträge, generalisierende Aussagen über die Wirt
schaftlichkeit der Aufgabenübertragungen oder über das Kostenniveau der 
IB.SH zu treffen. Hierzu fehlt es im Übrigen an öffentlich zugänglichen 
Benchmarks oder Erfahrungswerten aus wettbewerblichen Verfahren. 
 

9.2 Investitionsbankgesetz schreibt Kostendeckung vor 
 
Grundlage für Aufgabenübertragungen an die IB.SH ist das Investitions
bankgesetz (IBG).1 Hiernach darf die IB.SH nur dann Aufgaben für das 
Land übernehmen, wenn die damit einhergehenden Aufwendungen 
gedeckt sind (Kostendeckungsprinzip). Übertragen werden die Aufgaben 
durch öffentlich-rechtliche Verträge. Seit einer Gesetzesänderung 2022 
sieht das IBG vor, dass von einigen Ausnahmen abgesehen allein die 
IB.SH für die Abwicklung von Förderaufgaben des Landes zuständig ist. 
Damit wurde die Rolle der IB.SH als zentrales Förderinstitut gestärkt und 
ihr für einen Großteil der Förderbereiche eine Art Monopolstellung einge
räumt. Der Abschluss von AÜV mit der IB.SH unterscheidet sich aufgrund 
dieser Konstellation deutlich von Dienstleistungsverträgen, die in wett-
bewerblichen Verfahren mit externen Dritten abgeschlossen werden. 
Potenziell kostensenkende Wirkungen von Ausschreibungsverfahren kön
nen daher nicht zum Tragen kommen, wobei umgekehrt auch keine 
Gewinnaufschläge seitens der IB.SH einkalkuliert werden.2  
 
Die IB.SH betont, dass das IBG geändert worden sei, um die Umsatz-
steuerfreiheit der Förderdienstleistungen zu gewährleisten. Sie handele 
primär im Interesse des Landes und berücksichtige dabei stets die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die implizite Vermu
tung, sie würde entgegen den Interessen des Landes ihre Leistungen zu 
überhöhten Kosten erbringen, weist sie mit Nachdruck zurück. 
 
Der LRH zieht nicht in Zweifel, dass die IB.SH das Landesinteresse im 
Blick hat. Aufgrund seiner Prüfungserfahrungen hat er auch keinen Anlass 
anzunehmen, dass sie dem Land systematisch überhöhte Kosten in 
Rechnung stellt. Dessen ungeachtet sind aber die besondere Markt-

                                                      
1  Gesetz über die Errichtung der Investitionsbank Schleswig-Holstein als rechtsfähige An

stalt des öffentlichen Rechts vom 07.05.2003, GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 206, zuletzt ge
ändert am 29.04.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 549. 

2  Vgl. zu dieser Problematik Umdruck 19/7161 vom 17.02.2022. 
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stellung der IB.SH und der begrenzte wettbewerbsinduzierte Kostendruck 
zu berücksichtigen, wenn Aufgaben übertragen und Regelungen zu Kos
tenerstattung und -controlling vereinbart werden. 
 

9.3 Vielzahl an AÜV mit sämtlichen Ressorts 
 
Im betrachteten Zeitraum von Anfang 2022 bis Mitte 2024 existierten 
94 AÜV zwischen der IB.SH und den Ministerien des Landes. Für die 
Abwicklung der übertragenen Landes- und EU-Programme hat die IB.SH 
2022 und 2023 jeweils gut 30 Mio. € vom Land erhalten. Knapp die Hälfte 
der AÜV betraf die Abwicklung von Förderprogrammen, bei denen die 
IB.SH Zuschüsse an Endempfänger bewilligte. Bei etwa 20 % handelte es 
sich um Darlehensprogramme und bei 15 % um Beratungs- und sonstige 
Dienstleistungen. Der Rest entfällt auf die Verwaltung von Sondervermö
gen sowie auf Bürgschafts- und Beteiligungsprogramme. 

Nicht in allen Fällen hat das Land eine Vergütung zu entrichten. So wer
den etwa die Kosten vieler Darlehensprogramme über die Zinsmarge oder 
Verwaltungsgebühren der Darlehensnehmer gedeckt. Bei den vom Land 
vergüteten Programmen gibt es eine Vielzahl unterschiedlicher Abrech
nungsvarianten, die von Spitzabrechnungen über Fall- und Gesamt-
pauschalen bis hin zu Abrechnungen nach Stundensätzen reichen.  
 

 
Abbildung 11: AÜV nach Vergütungsregelung 
Quelle: LRH 

 
Dabei werden vergleichbare Aufgaben nicht stets auf die gleiche Art ver
gütet. 
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Die IB.SH betont, dass mehr als die Hälfte der Kostenerstattungen der 
Jahre 2022 und 2023 die Abwicklung der Corona-Programme betreffen. 
Nach ihren Berechnungen entfielen zudem 92 % der vom Land gezahlten 
Entgelte für Zuschussprogramme auf Spitzabrechnungen. Die Anzahl der 
festgestellten Abrechnungsvarianten von 7 stellt aus ihrer Sicht keine Viel
zahl dar und grundsätzlich würden vergleichbare Aufgaben auf die gleiche 
Art abgerechnet. Ausnahmen seien in den konkreten Umständen des Ein
zelfalls begründet. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung, die auf einer intensiven Auswer
tung der AÜV und ihrer Abrechnungsarten beruht. Unbestritten haben sich 
die per Ist-Kosten abgerechneten Corona-Programme deutlich auf die 
Gesamthöhe der Vergütungen ausgewirkt. Dieser Sondereffekt erhöht 
auch die Quote der spitz abgerechneten Entgelte. Zudem sind diverse 
AÜV seit 2021 auf eine Spitzabrechnung umgestellt worden. Betrachtet 
man die im Prüfungszeitraum 2018 bis 2022 gezahlten Entgelte für sämt-
liche vom Land vergüteten AÜV, beruhten weniger als die Hälfte der Ver
gütungen auf Spitzabrechnungen.  
 

9.4 Kein Gesamtüberblick und kaum Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
aufseiten der Landesverwaltung 
 
Die jeweiligen Fachministerien agieren bei den Vertragsverhandlungen mit 
der IB.SH eigenverantwortlich. Außer dem IBG gibt es keine übergreifen
den Vorgaben, und es erfolgt auch keine standardisierte Einbindung des 
Finanzministeriums vor Vertragsabschluss. Ein regelmäßig aktualisierter 
zentraler Überblick über Anzahl, Art und finanziellen Umfang der AÜV mit 
der IB.SH existiert innerhalb der Landesregierung nicht. 
 
In der Regel werden die Vertragsentwürfe für die zu übertragenden Auf-
gaben von der IB.SH erstellt. Die Prüfung der Entwürfe durch die jeweili
gen Fachreferate der Ministerien fällt stark unterschiedlich aus. Den Fach
referaten fehlen oftmals die Detailkenntnisse über die Kalkulations-
methoden der IB.SH, etwa im Hinblick auf die Verrechnung von Gemein-
kosten oder die Zusammensetzung von Stundensätzen. 
 
Die IB.SH stellt klar, dass sie die Vertragsentwürfe den Ressorts nicht ein
seitig vorgebe, sondern sich mit diesen abstimme. Dabei würden alle 
Informationen offengelegt, die für eine Prüfung der Kalkulation erforderlich 
seien. 
 
Nur in Ausnahmefällen konnten dem LRH Wirtschaftlichkeitsuntersuchun
gen gemäß § 7 LHO vorgelegt werden, die die Ressorts vor Vertragsab
schluss durchgeführt hatten. Auch wenn die IB.SH gemäß IBG zentraler 
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Förderabwickler des Landes ist, werden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
zu den AÜV nicht obsolet. Die AÜV sind auf ihre Plausibilität und Ange
messenheit zu prüfen und das Ergebnis ist schriftlich zu dokumentieren. 
Dabei sollte auch die Wahl von Vergütungsart und -höhe begründet wer
den. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass es seit der Änderung des 
IBG 2022 keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nach § 7 LHO mehr für 
erforderlich halte. Abgesehen von der Eigenwahrnehmung durch das Land 
gebe es keine Handlungsalternativen, die untersucht werden könnten. 
 
Der LRH erkennt dies im Grundsatz an, hält aber an seiner Empfehlung 
fest, dass die Ressorts sich vor Vertragsabschluss intensiver mit den oben 
genannten Fragestellungen auseinandersetzen und die Ergebnisse schrift
lich dokumentieren sollten. 
 

9.5 Einheitlicher Rahmen für Kalkulations- und Vergütungsregeln fehlt 
 
Abgesehen von der Orientierung am Kostendeckungsprinzip existieren 
weder aufseiten der IB.SH noch innerhalb der Landesregierung übergrei
fende Vorgaben, wie die Kosten der AÜV zu kalkulieren und welche Ver
gütungsregelungen anzuwenden sind. Bei der IB.SH obliegt es grundsätz
lich dem für den jeweiligen AÜV zuständigen Marktbereich, eine geeignete 
Kalkulationsmethode und Vergütungsregelung auszuwählen. Die Kalkula
tionsmethode legt fest, auf welche Art und Weise die künftig anfallenden 
Kosten der IB.SH geschätzt werden. Die Vergütungsregelung gibt u. a. 
vor, ob die ursprünglich kalkulierten Werte mittels Pauschale abgegolten 
werden sollen oder ob im Nachhinein die Ist-Kosten ermittelt und abge
rechnet werden.  
 
2004 hatte die IB.SH ihrem Verwaltungsrat in einem Bericht noch darge
legt, dass die Entgeltkalkulation einheitlich auf der Basis von Stunden-
Bewertungssätzen der einzelnen Marktbereiche erfolge.1 Seitdem hat sich 
der Verwaltungsrat nicht mehr umfassend mit diesem Thema befasst.  
 
Die Bewertungssätze umfassen Sach- und Teile der Gemeinkosten. Sie 
werden jährlich aktualisiert und lassen sich aus der Kostenrechnung der 
IB.SH ableiten. Tatsächlich ist die Kalkulation nach Bewertungssätzen 
aber nur eine von mehreren Kalkulationsmethoden, die der LRH im Zuge 
der Prüfung vorgefunden hat. 
 

                                                      
1  Investitionsbank Schleswig-Holstein: „Bericht zur Darstellung/Errechnung der Perso-

nalkostensätze“ vom 08.11.2004, „Vorlage zur Verwaltungsratssitzung vom 06.12.2004“. 
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Neben der eher komplexen Berechnung mittels Bewertungssätzen enthiel
ten andere Kalkulationen nur eine grobe Abschätzung der Personalkosten. 
Diese wurden um Pauschalen für Sach- und Gemeinkosten ergänzt, wobei 
letztere sich nicht aus der Kostenrechnung der IB.SH ableiten ließen. Auch 
wurden bei manchen AÜV verschiedene Kalkulationsmethoden miteinan
der kombiniert. Die meisten Programme im Bereich der Arbeitsmarkt- und 
Strukturförderung sowie der Stabilisierungsförderung wiederum werden 
neuerdings nach dem sogenannten „Systemverständnis“ kalkuliert, das 
einer gänzlich anderen Systematik folgt. Dort werden neben den direkten 
Personalkosten des ausführenden Fachbereichs auch die Personalkosten 
der zuarbeitenden Bereiche (Overhead) konkret geschätzt und beides um 
eine Sachkostenpauschale ergänzt. 
 
Die Heterogenität der Kalkulationen lässt sich dabei nicht vorwiegend mit 
den Besonderheiten der abgewickelten Programme erklären. Vielmehr ist 
es so, dass auch vergleichbare Förderprogramme unterschiedlich kalku
liert werden, und zwar in Abhängigkeit davon, welcher Marktbereich der 
IB.SH für das Programm verantwortlich ist. Der LRH hält diese Unüber
sichtlichkeit für nicht zielführend. Ein einheitlicheres Vorgehen würde die 
Verständlichkeit und Vergleichbarkeit der Kalkulationen erhöhen und es 
den Ressorts erleichtern, die Angemessenheit der Kosten zu überprüfen. 
 
Gleiches gilt für die sich an die Kalkulation anschließende Entscheidung 
über die geeignete Vergütungsform. Hier gilt, dass grundsätzlich ein Ziel
konflikt zwischen einem möglichst schlanken Abrechnungsverfahren und 
einer auch im Nachhinein hinreichend strikten Erfüllung des Kosten-
deckungsprinzips besteht. Vereinbart man eine Pauschalzahlung, lässt 
sich diese zwar leicht abrechnen. Entwickelt sich aber die Programmnach
frage und damit auch der Abwicklungsaufwand anders als erwartet, kann 
die vereinbarte Pauschale unter Umständen deutlich von den tatsäch-
lichen Kosten abweichen. Von daher bieten sich reine Pauschalzahlungen 
nur für Programmübertragungen an, bei denen sich Fallzahlen und Bewil
ligungsvolumen gut prognostizieren lassen und Erfahrungswerte zum Auf
wand pro Fall vorliegen. Bei großen Unsicherheiten bezüglich der Pro
grammnachfrage liegt es näher, eine Spitzabrechnung der tatsächlichen 
Kosten zu vereinbaren. Bei weitgehend standardisierten Kosten pro Fall 
kann als Mittelweg auf Fallpauschalen zurückgegriffen werden. 
 
Der LRH konnte nicht feststellen, dass sich die Vergütungsvarianten in 
den von ihm geprüften Fällen an diesen Überlegungen orientiert haben. 
Vielmehr hing die Wahl der Vergütungsart erneut hauptsächlich vom 
zuständigen Marktbereich der IB.SH sowie dem als Vertragspartner auftre
tenden Ressort und nicht von den oben genannten Sacherwägungen ab. 
Im Ergebnis wurden auch komplexe Programme, mit denen Neuland 
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betreten wurde, per Pauschale abgerechnet, wohingegen sich unter den 
spitz abgerechneten Programmen auch Kleinstprogramme mit vergleichs
weise leicht abschätzbarem Aufwand befanden. Ein bereichs- und ressort
übergreifendes Verständnis bei IB.SH und Land über die Vorteile konkre
ter Vergütungsregeln, aus dem sich Leitlinien für den Abschluss von AÜV 
ableiten ließen, ist derzeit nicht erkennbar. 
 
Die IB.SH widerspricht dem Befund, es gebe bei ihr keinen vorgegebenen 
Rahmen für die Kostenkalkulation und Vergütungsregelungen. Die verein
barte Vergütungsregel richte sich nach der Art der jeweiligen Dienst-
leistung und der weit überwiegende Teil der Kostenerstattungen für 
Zuschussprogramme werde bereits einheitlich nach dem Systemverständ
nis abgerechnet. Die Kalkulation nach Bewertungssätzen komme grund
sätzlich bei Kredit-, Bürgschafts- und Beratungsprogrammen zur Anwen
dung. Diese notwendige Differenzierung stelle keine Unübersichtlichkeit 
dar. 
 
Der LRH erkennt an, dass sich die IB.SH seit 2021 im Bereich der 
Arbeitsmarkt- und Strukturförderung auf den Weg gemacht hat, die Vergü
tungssystematik zu vereinheitlichen. Zu konstatieren ist aber, dass im Prü
fungszeitraum von rund 40 Zuschussprogrammen nur etwa die Hälfte 
gemäß Systemverständnis abgerechnet wurden. Dabei war dies für keines 
der Programme außerhalb des Marktbereichs der Arbeitsmarkt- und Struk
turförderung der Fall oder geplant. Er bleibt daher bei seiner Feststellung, 
dass Kalkulations- und Vergütungsform derzeit keiner bereichsübergrei
fenden Systematik folgen.  
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung des LRH, dass ein einheit-
licher Rahmen für Kalkulations- und Vergütungsregeln bisher nicht vor-
liege. Das Kabinett habe das Finanzministerium daher im Dezember 2024 
beauftragt zu prüfen, inwieweit die Konditionen der geltenden AÜV ange
passt und vereinheitlicht werden könnten.  
 

9.6 Kostenrechnung der IB.SH liefert keine ausreichende Hilfestellung 
bei Abrechnungen und Kostencontrolling 
 
Grundsätzlich verfügt die IB.SH über eine leistungsfähige Kostenrech
nung, die auf dem Ist-Kosten-Prinzip beruht. In ihrem Bericht gegenüber 
dem Verwaltungsrat aus 2004 konstatierte die IB.SH, dass die Kosten 
programm- bzw. aufgabenscharf über die Kostenrechnung zugeordnet 
werden könnten und dass der durch eine Förderaufgabe bzw. durch ein 
Förderprogramm verursachte Aufwand durch Rechnungswesen und Con
trolling exakt ermittelbar sei. Dies würde implizieren, dass sich die Kosten 
jedes AÜV zu Abrechnungszwecken direkt aus der Kostenrechnung  
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ermitteln lassen und darüber hinaus flächendeckend Daten zu Zwecken 
des Kostencontrollings vorliegen. Die Prüfung hat allerdings gezeigt, dass 
die Kostenrechnung der IB.SH dieses derzeit nur bedingt erfüllen kann. 
Die wesentlichen Gründe hierfür sind: 
 
• Die IB.SH verteilt in ihrer Abteilungserfolgsrechnung sowohl direkte 

Kosten als auch die Kosten zuarbeitender Bereiche (Overhead) auf 
Kostenstellen der für die AÜV zuständigen Marktbereiche. Allerdings 
wird nicht für jeden AÜV eine eigenständige Kostenstelle bzw. ein 
Kostenträger geführt, sodass sich die Ist-Kosten und die Auskömmlich
keit zahlreicher AÜV nicht direkt aus der Kostenrechnung ablesen las
sen. 

 
• Auch dort, wo für einen AÜV eine eigene Kostenstelle eingerichtet 

wurde, ist die Abteilungserfolgsrechnung nur stark eingeschränkt für 
Abrechnungs- und Controllingzwecke nutzbar. Dies liegt u. a. daran, 
dass gerade bei kleineren Programmen davon abgesehen wird, die 
Personal- und Sachkosten differenziert und verursachungsgerecht auf 
die einzelnen AÜV-Kostenstellen zu verbuchen. Der LRH hat fest-
gestellt, dass die Ergebnisse diverser Kostenstellen aus diesem Grund 
praktisch ohne Aussagekraft sind.  

 
• Darüber hinaus wird im gesamten Bereich der Arbeitsmarkt- und Struk

turförderung sowie der Stabilisierungsförderung darauf verzichtet, die 
Kostenstellen mit bestimmten Overheadkosten (beispielsweise für Per
sonalverwaltung oder Serviceleistungen) zu belasten. Auf die anderen 
Marktbereiche der IB.SH werden hingegen die entsprechenden Kosten 
pauschaliert aufgeschlagen. Die Kostenstellenergebnisse der genann
ten Bereiche sind daher unvollständig. Da in spitz abgerechneten AÜV 
entsprechende Overheadkosten sehr wohl geltend gemacht werden, 
kann zu Abrechnungszwecken nicht allein auf die Abteilungserfolgs
rechnung zurückgegriffen werden. Stattdessen müssen eigene Berech
nungen der Marktbereiche herangezogen werden. 

 
9.7 Eine Anpassung der Kostenrechnung würde die Nachvollziehbarkeit 

der Abrechnungen erhöhen 
 
Die IB.SH hat die derzeitige Ausgestaltung der Abteilungserfolgsrechnung 
damit begründet, dass diese hauptsächlich für die Gesamtsteuerung der 
Bank und für Plan-Ist-Vergleiche genutzt werde, nicht aber für Abrech
nungszwecke. Auf eine differenziertere Erfassung werde unter Kosten-
Nutzen-Gesichtspunkten verzichtet. Die Marktbereiche würden bei Spitz-
abrechnungen gesonderte Kostennachweise erstellen. 
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Der LRH erkennt zwar an, dass der mit der Kostenrechnung einher-
gehende Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzen stehen 
muss. Allerdings legt gerade das im IBG verankerte Kostendeckungsprin
zip nahe, die Kostenrechnung so auszugestalten, dass sich aus ihr nach
vollziehbar und transparent die Kosten für die einzelnen AÜV ablesen las
sen. Dies ist momentan nicht möglich.  
 
So liegen für die über Pauschalen abgerechneten AÜV in der Regel keine 
exakten Informationen über die tatsächlichen Abwicklungskosten und die 
betriebswirtschaftlichen Ergebnisse der Programmübertragungen vor. 
Aussagekräftige Unterlagen zum internen Kostencontrolling der ent-
sprechenden AÜV hat die IB.SH dem LRH nicht übermittelt.  
 
In den zahlreicher werdenden Fällen, in denen die Ist-Kosten erstattet 
werden, besteht dieses Problem zwar vordergründig nicht. Allerdings müs
sen die Kosten hier wie oben dargestellt mittels einer gesonderten Rech
nung von den Fachbereichen der IB.SH nachgewiesen werden. Sowohl 
externen Prüfinstanzen wie dem LRH als auch den Vertragspartnern in 
den Ressorts wird es so erschwert, die in Rechnung gestellten Kosten mit 
vertretbarem Aufwand nachzuvollziehen. Denn während es sich bei der 
Abteilungserfolgsrechnung um ein mit der Buchführung der IB.SH ver
knüpftes, in sich geschlossenes und gewissermaßen revisionssicheres 
System handelt, kann dies für die mittels einer Überleitungsrechnung 
erstellten AÜV-Abrechnungen ohne umfangreiche Prüfschritte und Plausi
bilitätskontrollen nicht konstatiert werden. 
 
Die IB.SH betont, dass es nicht erforderlich sei, dass sich die Kosten jedes 
AÜV aus der Abteilungserfolgsrechnung ablesen ließen. Der durch eine 
Förderaufgabe verursachte Aufwand sei durch Rechnungswesen und 
Controlling dennoch exakt ermittelbar. Für Abrechnungszwecke sei das 
Systemverständnis entwickelt worden. Hierüber werde eine Ist-Kosten-
Abrechnung sichergestellt.  
 
Der LRH hält an seiner Auffassung fest, dass die Abteilungserfolgsrech
nung in Teilen wenig aussagekräftige Ergebnisse liefert und Anpassungen 
vorgenommen werden sollten. Dass sich die Kosten für alle Förderauf-
gaben exakt ermitteln lassen, deckt sich nicht mit den Prüfungserkenntnis
sen des LRH. Für diverse pauschal vergütete Programme sind keine 
Kostenstellen eingerichtet und es erfolgen derzeit keine programmbezo
genen Zeitaufschreibungen. Unterlagen zum Kostencontrolling dieser Pro
gramme wurden dem LRH nicht vorgelegt.  
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Das Finanzministerium betont, es müsse der Zustand behoben werden, 
dass die Kostenrechnung der IB.SH in der jetzigen Ausbaustufe nicht 
geeignet sei, die AÜV ohne systemfremde Nebenrechnungen abzurech
nen. Das Gleiche gelte für den Umstand, dass keine flächendeckenden 
Daten für das Kostencontrolling der AÜV vorlägen.  
 

9.8 Pauschalvergütungen ohne Kostencontrolling bergen Gefahr von 
Überzahlungen durch das Land 
 
Bei den auf Ist-Kosten-Basis vergüteten AÜV liegen spätestens mit der 
Abrechnung die tatsächlichen Kosten der Aufgabenübertragung vor. Eine 
korrekte Kostenermittlung vorausgesetzt, erwirtschaftet die IB.SH mit dem 
jeweiligen Programm weder Verluste noch Gewinne und das Kosten-
deckungsprinzip wird erfüllt. 

Bei den mittels Pauschalen abgerechneten AÜV ist dies nicht automatisch 
der Fall. Soll sichergestellt werden, dass keine deutlichen Über- oder 
Unterzahlungen durch das Land erfolgen, bedarf es eines Kostencon-
trollings. 
 
Die per Pauschalzahlung abgerechneten AÜV enthalten jedoch nur selten 
Regelungen zur Überprüfung der Kosten und Entgelte. Sofern hierzu 
überhaupt Klauseln enthalten sind, lassen diese Art und Zeitpunkt der  
Prüfung weitgehend offen, was ihre Relevanz und Anwendbarkeit in der 
Praxis einschränkt.  
 
Dies kann für das Land zu nachteiligen Ergebnissen führen. Hierbei ist zu 
beachten, dass bei den per Ist-Kosten-Erstattung abgerechneten Pro
grammen die tatsächlichen Kosten in den vergangenen Jahren um mehr 
als 25 % unter den kalkulierten Werten lagen. Dies liegt u. a. daran, dass 
die Entgelte vorsichtig und mit gewissen Sicherheitspuffern kalkuliert wer
den. Bei pauschal vergüteten Programmen kann daher nicht ausgeschlos
sen werden, dass nennenswerte Kosteneinsparungen nicht an das Land 
weitergegeben werden. 
 
In den vom LRH überprüften AÜV finden sich Beispiele für ein ungenü
gendes Kostencontrolling und unzureichend ausgestaltete Vergütungs-
regeln. Zu nennen sind hier der AÜV zur Durchführung der Richtlinie zur 
Förderung von Investitionen in Frauenfacheinrichtungen sowie der AÜV 
zum Baulandfonds. Beide Programme sind bisher auf eine wesentlich 
geringere Nachfrage getroffen als angenommen.  
 
Bei den Frauenfacheinrichtungen sollten für 16 abzuwickelnde Förderfälle 
im Zeitraum 2019 bis 2021 ursprünglich 70.000 € gezahlt werden. Da das 



93 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Programm mit jährlicher Pauschalvergütung mehrfach verlängert und die 
tatsächlichen Kosten nicht erhoben wurden, flossen für nur 9 Bewilligun
gen bis Ende 2023 bereits 110.000 € an die IB.SH. Sollten die Mittel bis 
zum Vertragsende 2025 verausgabt werden, werden sich die Entgelte mit 
150.000 € gegenüber der geplanten Vergütung mehr als verdoppelt 
haben. 
 
Beim Baulandfonds hat das Land der IB.SH die erwarteten Abwicklungs
kosten von 1,5 Mio. € für den Zeitraum bis 2028 pauschal vorab überwie
sen. Die Planung sah vor, 60 Potenzialanalysen zu fördern, die dann 
24 kommunale Darlehen der IB.SH nach sich ziehen sollten. 14 Darlehen 
sollten bis Ende 2024 bereits bewilligt sein. Tatsächlich wurden bis Mitte 
2024 lediglich 7 Potenzialanalysen und ein Darlehen bewilligt. Es ist 
unwahrscheinlich, dass das Programm noch auf die ursprünglich prognos
tizierte Nachfrage trifft. Da der Vertrag keine Kostenüberprüfungsklausel 
enthält, ist unklar, wie mit der bereits abgeflossenen Vergütung weiter 
umgegangen wird. Derzeit setzt das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport (Innenministerium) darauf, dass die Ausweitung der 
Einsatzmöglichkeiten des Fonds zusätzliche Förderfälle nach sich zieht. 
 
Bereits bei der Ausarbeitung des Programms war das Risiko einer aus
bleibenden Nachfrage thematisiert worden. Der LRH hält die Wahl der 
Vergütungsregelung vor diesem Hintergrund für nicht nachvollziehbar und 
aus Landessicht für unwirtschaftlich. Eine Anpassung ist zwingend erfor
derlich. 
 
Angesichts der o. g. Beispiele rät der LRH von reinen Pauschalvergütun
gen ab, sofern nicht wirksame Mechanismen zum Kostencontrolling 
implementiert werden. 
 
Die IB.SH weist mit Nachdruck zurück, dass sie pauschal vergütete Pro
gramme mit Sicherheitspuffern kalkuliere und abrechne und so das Land 
benachteilige. Dies widerspreche ihrem Selbstverständnis und operativen 
Handeln. Dass bei den spitz abgerechneten Programmen die tatsäch-
lichen Kosten unter den ursprünglich kalkulierten lägen, sei zu einem 
maßgeblichen Teil auf die Corona-Programme zurückzuführen, bei denen 
es aufgrund der dynamischen Entwicklung zu Verzögerungen gekommen 
sei. Auch in den angeführten Beispielen liege keine unwirtschaftliche Aus
gestaltung für das Land vor. Bei den Frauenfacheinrichtungen habe sich 
herausgestellt, dass der Aufwand pro Fall höher als ursprünglich kalkuliert 
gewesen sei. Die tatsächlich gezahlte Vergütung sei daher genau ange
messen. Beim Baulandfonds sei es zwar zu zeitlichen Verzögerungen 
gekommen, man halte aber die ursprünglich angestrebte Zahl von Bewilli
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gungen weiter für erreichbar. Aussagen zur Wirtschaftlichkeit ließen sich 
erst am Programmende treffen. 
 
Das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung (Sozialministerium) führt zu den Frauenfachein-
richtungen aus, dass es die Kritik nachvollziehen könne, die Anzahl der 
abgeschlossenen Bauvorhaben aber nicht den tatsächlichen Beratungs
aufwand widerspiegele. In der Programmumsetzung habe sich das  
Förderverfahren aufgrund der Trägerstrukturen der Frauenhäuser und der 
besonderen Anforderungen an die Standorte als betreuungsintensiver als 
gedacht herausgestellt. Außerdem seien auch Projekte begleitet worden, 
in denen es zu keiner Förderung gekommen sei. Da die Richtlinie nicht 
über 2025 hinaus verlängert werde, werde der laufende Vertrag nicht mehr 
angepasst. Für zukünftige Verfahren würden die Anregungen des LRH 
aber aufgegriffen. 
 
Dem LRH liegt die Interpretation fern, die IB.SH kalkuliere ihre Programme 
zwecks Übervorteilung des Landes mit übertriebenen Sicherheitspuffern. 
Es ist allerdings eine empirische Tatsache, dass die tatsächlichen Kosten 
beim Großteil der spitz abgerechneten Verträge regelmäßig unterhalb der 
ursprünglich kalkulierten Werte lagen. Dies zeigt einerseits, dass die IB.SH 
bei ihren Kalkulationen mit kaufmännischer Vorsicht agiert, was ihr durch 
ihre Wettbewerbsposition erleichtert wird, und sie andererseits im Pro
grammverlauf realisierte Kostensenkungspotenziale an das Land weiter
gibt. Bei per Pauschale abgerechneten Programmen gilt Letzteres 
zunächst nicht. Dies ist besonders dann problematisch, wenn die Pro
grammnachfrage und damit die zu erwarteten Aufwendungen geringer als 
erwartet ausfallen. Dies unterstreicht die Notwendigkeit für die Landes-
regierung, bei Pauschalvergütungen Mechanismen zur Nachkalkulation in 
die Verträge aufzunehmen.  
 
Das Finanzministerium teilt die Auffassung des LRH, dass Pauschalver
gütungen ohne Kostencontrolling die Gefahr von Überzahlungen durch 
das Land beinhalten. Dies gelte es auch im Interesse der IB.SH als zentra
les Förderinstitut des Landes zu vermeiden. 
 

9.9 Mangelhafte Veranschlagung der Vergütungszahlungen im Haushalt  
 
Nur wenn die Vergütungen an die IB.SH vollständig und transparent im 
Landeshaushalt abgebildet werden, kann das Parlament sein Budgetrecht 
umfassend ausüben. Dies ist derzeit nicht ausreichend sichergestellt. 
 
Bei 9 der 21 näher untersuchten AÜV hat der LRH Mängel hinsichtlich der 
Haushaltstransparenz festgestellt. Dabei wurden oftmals die Abwicklungs
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kosten nicht gesondert im Haushalt ausgewiesen, sondern gemeinsam mit 
den eigentlichen Fördermitteln veranschlagt. Welche Vergütung an die 
IB.SH fließt, ist dann für das Parlament nicht erkennbar.  
 
In anderen Fällen wurde sowohl gegen § 56 LHO als auch gegen das 
Jährigkeitsprinzip verstoßen. Die Abwicklungskosten sind der IB.SH für 
mehrere Jahre vorab überwiesen worden und dadurch kumuliert in nur 
einem Haushaltsjahr angefallen. 
 
Ein aktuelles Beispiel hierfür: In dem im November 2024 neu gefassten 
AÜV zur Durchführung von Corona-Wirtschaftshilfen hat sich das Ministe
rium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus (Wirt
schaftsministerium) die Möglichkeit offengehalten, erweiterte Abschlags
zahlungen zu tätigen. Dadurch besteht die Option, die erwarteten 
Abwicklungskosten mehrerer Jahre vorab zu begleichen. Dies führt nicht 
nur zu zusätzlichem Aufwand, da für entsprechende Vorauszahlungen ein 
Sonderkonto eingerichtet werden muss. Es widerspricht auch dem Jährig
keitsprinzip, weshalb von der Option kein Gebrauch gemacht werden darf. 
 
Das Wirtschaftsministerium merkt zum AÜV zu Corona-Wirtschaftshilfen 
an, dass von der Option bisher kein Gebrauch gemacht worden und dies 
auch für 2025 nicht geplant sei. In erster Linie sei die Option aufgenom
men worden, um auch die externen Dienstleisterkosten eines laufenden 
Programmjahres im Abschlag bereits zum Jahresbeginn anweisen zu kön
nen. 
 

9.10 Schwachstellen beheben und Berichterstattung gegenüber dem 
Parlament verbessern 
 
Landesregierung und IB.SH sollten gemeinsam die identifizierten Problem
felder angehen. Der LRH empfiehlt: 
 
• Die Kalkulation und Vergütung von Förderprogrammen ist ressort- und 

bereichsübergreifend klarer zu regeln. Die Thematik sollte auch vom 
Verwaltungsrat der IB.SH begleitet werden. Zielsetzung sollte ein ver
bindlicher Rahmen für die Kalkulations- und Vergütungspraxis sein. 
Darin sind u. a. die Methoden zur Kalkulation und Vergütung von Pro
grammen zu benennen, zu erläutern und festzulegen, unter welchen 
Voraussetzungen sie anzuwenden sind.  

 
• Die Landesverwaltung sollte jederzeit einen zentralen Überblick über 

Anzahl und Art der mit der IB.SH abgeschlossenen AÜV besitzen. 
Hierzu sollte entweder eine verpflichtende Einbindung des Finanz-



96 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

ministeriums bei neuen Vertragsabschlüssen festgelegt oder eine von 
den Ressorts zu pflegende Datenbank aller AÜV vorgehalten werden. 

 
• Die Kostenrechnung der IB.SH ist so auszugestalten, dass sie besser 

für Zwecke der Programmabrechnung und des Kostencontrollings 
genutzt werden kann. Hierfür sollte sie stärker im Sinne einer Kosten
trägerrechnung für die einzelnen AÜV ausgerichtet werden. Ziel muss 
es sein, dass sich die tatsächlich angefallenen Kosten und Erlöse eines 
AÜV direkt aus der Kostenrechnung ablesen lassen. So ließe sich die 
in vielen Fällen gewünschte Ist-Kosten-Abrechnung auf eine solidere 
und nachprüfbarere Grundlage stellen.  

 
• Wenn aus Gründen der Verfahrenserleichterung einige Programme 

weiter über Pauschalen abgerechnet werden sollen, sollte der Gefahr 
von Überzahlungen durch das Land stärker vorgebeugt werden. Sofern 
Erfahrungswerte für den Aufwand pro Förderfall vorliegen, sind Fall- 
statt Gesamtpauschalen zu vereinbaren. Insbesondere bei länger lau
fenden pauschal vergüteten Programmen sind in die AÜV zudem Klau
seln zum Kostencontrolling aufzunehmen. Diese sollten klare Angaben 
zum Zeitpunkt der Kostenüberprüfung enthalten und Kriterien benen
nen, die eine Vergütungsanpassung nach sich ziehen können. Bereits 
bei Vertragsabschluss ist zu prüfen und sicherzustellen, dass die 
Datenbasis für das vereinbarte Kostencontrolling vorhanden ist.  

 
• Die Transparenz gegenüber dem Parlament ist zu erhöhen. Dafür sind 

die jährlichen Abwicklungskosten nachvollziehbar und getrennt von den 
Fördermitteln im Haushalt auszuweisen. Dem zunehmenden Interesse 
des Landtages an Art, Umfang und Kosten der an die IB.SH übertrage
nen Programme könnte durch eine regelmäßige Berichterstattung an 
den Finanzausschuss nachgekommen werden. So könnte beispiels
weise einmal pro Legislaturperiode über den AÜV-Bestand und aktuelle 
Entwicklungen etwa im Bereich der Digitalisierung von Förderverfahren 
berichtet werden. 

 
Die IB.SH merkt an, sie werde im Hinblick auf die Kalkulations- und Vergü
tungspraxis den bereits eigeschlagenen Weg der Standardisierung ent-
sprechend dem Systemverständnis im Dialog mit den Landesressorts wei
ter fortsetzen. Sie werde zudem prüfen, ob bei länger laufenden 
Programmen pauschale Vergütungsregelungen mit Kostencontrolling-
Klauseln eine wirtschaftliche und zweckmäßige Gestaltung versprechen 
oder ob nicht besser von vornherein eine Abrechnung nach Ist-Kosten 
vereinbart werden sollte. 
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Das Finanzministerium hat angekündigt, im Rahmen eines ressortüber
greifenden Austauschs unter Einbindung der IB.SH die Kalkulation und 
Vergütung von AÜV ressort- und bereichsübergreifend klarer zu regeln 
und einen verbindlichen Rahmen dafür zu schaffen. Land und IB.SH  
hätten die notwendigen Standards hierfür zu entwickeln. Auch eine Erör-
terung dieser Thematik im Verwaltungsrat und der Gewährträgerversamm
lung der IB.SH sei sachgerecht.  
 
Die Empfehlung zum Aufbau einer Datenbank zu den AÜV begrüßt das 
Finanzministerium. Dies sei sinnvoll für das Land wie für die IB.SH, wes
halb beide Vertragspartner Zugriff auf die Datenbank haben sollten. 
 
Daneben unterstützt das Finanzministerium die Forderung des LRH, die 
Kostenrechnung der IB.SH so auszugestalten, dass sie besser für Zwecke 
der Abrechnung und des Kostencontrollings genutzt werden könne. Sie sei 
in Richtung einer Kostenträgerrechnung auf Basis von AÜV weiterzuent-
wickeln. Im weiteren Verfahren werde geprüft, ob hierfür ein Auftrag durch 
eines der zuständigen Organe der IB.SH an den Vorstand zu erteilen sei. 
Das Finanzministerium hält es ferner für notwendig, bei pauschal vergüte
ten Programmen Klauseln zum Kostencontrolling standardmäßig aufzu
nehmen.  
 
Im Hinblick auf die Haushaltstransparenz weist das Finanzministerium auf 
die Zuständigkeit der beauftragenden Ressorts hin. Es werde aber prüfen, 
ob den Ressorts zentrale verfahrensleitende Hinweise zur Sicherung einer 
einheitlichen Veranschlagungspraxis an die Hand gegeben werden könn
ten. Daneben werde es einen Vorschlag entwickeln, um - basierend auf 
dem Prozess zur systematischen Erfassung der AÜV - die Transparenz 
gegenüber dem Parlament zu erhöhen. 
 
Der LRH unterstützt die in Aussicht gestellten Schritte. 
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10. Außertarifliche Verträge im UKSH: Vom Aufsichtsrat fest
gelegte Gehaltsgrenzen haben keine nachhaltige Wirkung 

 
Der Vorstand des UKSH hat die Möglichkeit, mit Chefärzten, ärzt
lichen Mitarbeitern mit besonderen Funktionen und leitenden 
Verwaltungsmitarbeitern außertarifliche Verträge abzuschließen.  
 
Um den Aufwuchs der Personalkosten zu begrenzen, führte der 
Aufsichtsrat ab 2007 Gehaltsgrenzen für Chefärzte und Verwal
tungsmitarbeiter ein. Abweichungen bedürfen der Zustimmung 
des Aufsichtsrats.  
 
Die Gehaltsgrenzen dienen jedoch ausschließlich der Entschei
dung, ob ein Vertrag dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorgelegt 
werden muss. Dies erfolgt auf Basis von Prognosen, die in der 
Folge nicht erneut überprüft werden. Sie begrenzen daher nicht 
langfristig die Höhe der Vergütung. 
 
Im September 2022 beschloss der Aufsichtsrat auf Empfehlung 
des Vorstands Anpassungen bei den Gehaltsgrenzen für Chef
ärzte und erhöhte so den Handlungsspielraum des Vorstands. Er 
kann seither ohne Einbindung des Aufsichtsrats höhere Vergü
tungen vereinbaren.  
 
Von der Neuregelung profitierten auch amtierende Chefärzte, 
indem sie mit dem Vorstand Gehaltserhöhungen verhandelten. 
Mehrkosten: bis zu 1 Mio. € pro Jahr. 
 
Der Aufsichtsrat sollte künftig den Vorstand anhand von maß
geblichen Kennzahlen kontrollieren. Dazu sollten die Personal
kosten ganzheitlich betrachtet werden.  

 
10.1 Vorbemerkungen 

 
Seit 2004 hat sich der LRH diverse Male mit den außertariflichen Verträ
gen (AT-Verträgen) im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) 
beschäftigt.1 Die Prüfungsergebnisse führten dazu, dass der Finanzaus
schuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages die Landesregierung und 
das UKSH aufforderte, regulierend tätig zu werden.  
 

                                                      
1  Bemerkungen 2005 des LRH, Nr. 26, 2013, Nr. 16, 2018, Nr. 16 und 2019, Nr. 16. 
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Der Abschluss von AT-Verträgen gehört zu den Aufgaben des UKSH-
Vorstands.1 Der Vorstandsvorsitzende führt die Verhandlungen und ent
scheidet über die Ausgestaltung der Verträge.2 Aufgabe des Aufsichtsrats 
(AR) ist es, die Entscheidungen des Vorstands zu überwachen und Gren
zen und Zustimmungserfordernisse festzulegen.3 
 

10.2 Bis September 2022 geltende Grenzen für Chefarzt-Verträge hatten 
keinen langfristigen Effekt 
 
Der AR führte ab 2007 2 Gehaltsgrenzen für den Abschluss außertarif-
licher Verträge mit Klinik- oder Institutsleitungen ein, die bis Anfang Sep
tember 2022 galten. Danach musste ein Chefarzt-Vertrag dem AR zur 
Zustimmung vorgelegt werden, wenn 
• die Vergütung 55 % der Erlöse aus privatärztlicher Tätigkeit des Vor

gängers überstieg oder 
• die jährliche Gesamtvergütung aus dem Chefarzt-Vertrag voraussicht

lich mehr als 300.000 € betrug. 
 
Für die Übertragung einer Professur wird daneben im Regelfall ein Beam
tenverhältnis auf Lebenszeit mit dem Land begründet, aus dem der Chef
arzt zusätzlich eine Beamtenbesoldung erhält.  
 
Zwischen April 2017 und September 2022 beantragte der Vorstand insge
samt 8-mal die Zustimmung zu einem Chefarzt-Vertrag. Grund war immer 
die Überschreitung der 55 %-Grenze. Das hieß aber nicht, dass die neu 
angestellten Chefärzte maximal 300.000 € aus ihren AT-Verträgen ver
dienten. Eine höhere Vergütung war möglich, weil der 300.000 €-Gehalts-
grenze nur einmalig vor Vertragsabschluss Bedeutung zugemessen 
wurde.  
 
Die Gehaltsgrenze diente dem UKSH ausschließlich zur Entscheidung, ob 
der Vertrag dem AR zur Zustimmung vorgelegt werden musste. Hierfür 
stellt das UKSH vor Vertragsabschluss eine Prognose auf, da die Chef
arzt-Vergütung variable leistungsabhängige Bestandteile enthält. Lag 
diese Prognose unter der 300.000 €-Grenze, wurde der AR nicht einge
bunden.  

  

                                                      
1  § 87 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 05.02.2016, GVOBl. Schl.-H. 2016, 
S. 39, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.03.2025, GVOBl. Schl.-H. 
2025 Nr. 26. 

2  § 7 Abs. 2 Nr. 1 lit. m) Hauptsatzung des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein - 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 
und der Universität zu Lübeck - (Hauptsatzung - HS) in der Fassung der Satzung zur 
zweiten Änderung der Hauptsatzung vom 12.04.2022. 

3  § 85 Abs. 2 Nr. 10 HSG. 
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Überschritt die tatsächliche Vergütung die Prognose, was teilweise schon 
in den ersten Jahren nach Vertragsabschluss geschah, erhielt der AR 
hierüber keine Information. Ihm war mithin nicht bekannt, wie viele Chef
ärzte tatsächlich mehr als 300.000 € verdienten.  
 
Zwar vereinbarte der Vorstand in den Verträgen mit den Chefärzten teil
weise eine Vergütungshöchstgrenze, allerdings machte er nicht durchgän
gig von dieser Möglichkeit Gebrauch. Während der Corona-Pandemie 
führte das zu Verwerfungen, als die Umsätze in einer Abteilung unge
wöhnlich stark anstiegen. Dadurch vervierfachte sich die - der Höhe nach 
nicht begrenzte - variable Vergütung für die beteiligten Chefärzte gegen
über dem sonst üblichen Niveau. Für 2020 und 2021 zahlte das UKSH den 
beteiligten Chefärzten zusammen 1,8 Mio. € mehr als variable Vergütung 
aus als im Vor-Corona-Jahr. Mit der verpflichtenden Aufnahme einer ver
traglichen Vergütungshöchstgrenze in die Chefarzt-Verträge hätte ein 
Kostenaufwuchs in diesem Ausmaß verhindert werden können. 
 
Das UKSH weist zunächst allgemein darauf hin, dass die Kosten im 
gesamten ärztlichen Dienst des UKSH unterhalb der durchschnittlichen 
Kosten der Universitätskliniken in Deutschland liegen. Hierfür sei das 
UKSH vom Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
ausdrücklich gelobt worden. Da die Vergütungen der Chefärzte und Ober
ärzte Bestandteil der ärztlichen Durchschnittsvergütung seien, sei rechne
risch eindeutig, dass das UKSH diese niedriger verhandele als der Durch
schnitt der Universitätskliniken in Deutschland. Die 300.000 €-Grenze sei 
keine Kappungsgrenze. Vielmehr sollten die Chefärzte finanziell belohnt 
werden, wenn sie die vor Vertragsbeginn prognostizierten Leistungen 
überträfen. 
 
Auch das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis
senschaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) kritisiert 
die oft starke Fokussierung auf die Personalkostenentwicklung ohne Ein
beziehung der Gesamtsituation des UKSH, der Arbeitsmarktsituation oder 
bundesweiter Vergleiche. 
 
Der LRH entgegnet, dass sich die Prüfung ausschließlich auf die AT-
Verträge beschränkt. Dem LRH ist der Kostenvergleich des UKSH mit den 
durchschnittlichen Kosten aller Universitätskliniken in Deutschland im ärzt
lichen und Verwaltungsdienst durchaus bekannt. Er hat die vom UKSH 
dargestellten Zahlen jedoch nicht verifiziert, sodass dies nicht Teil der Prü
fung war. Vielmehr lag der Fokus der Prüfung auf der Herstellung von 
Transparenz und einer Kontrolle der Personalkosten.  
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Die vom AR gefasste Gehaltsgrenze beruht auf Beschlüssen des Schles
wig-Holsteinischen Landtages, die alle das Ziel haben, weitere Verluste für 
das UKSH zu vermeiden und Personalkosten im nicht tarifgebundenen 
Bereich zu reduzieren.1  
 

10.3 Neufassung der Gehaltsgrenzen war rechtlich bedenklich und führte 
zu erheblichen Mehrkosten 
 
Auf Betreiben des UKSH-Vorstands änderte der AR im September 2022 
die Gehaltsgrenzen für Chefärzte. Anhand von Vergleichszahlen zu 
Umsatzerlösen und zur Anzahl ärztlicher Mitarbeiter werden die Kliniken 
seither vom UKSH in Cluster eingeteilt. Für jedes der 5 Cluster ist ein 
Gehaltskorridor mit einer Maximalvergütung festgelegt. Dadurch sind Ver
gütungen ohne Zustimmung des AR möglich, die deutlich höher liegen 
können als bisher. 
 

10.3.1 Gehaltsgrenzen haben weiterhin keinen langfristigen Effekt 
 
Auch die neu gefassten Gehaltsgrenzen beschränken die Chefarzt-
Vergütungen nicht nachhaltig. Nach wie vor haben sie nur einmalig bei 
Vertragsabschluss Bedeutung bei der Entscheidung über die Zustim
mungspflicht des AR und beruhen lediglich auf Prognosen des Vorstands. 
Diese Prognosen werden ebenso wenig überprüft wie spätere Gehalts-
steigerungen. Die Gehaltsgrenzen wirken damit weiterhin nicht langfristig.  
 

10.3.2 Neue Gehaltsgrenzen als Grundlage für Gehaltserhöhungen  
 
Die Neufassung der Gehaltsgrenzen führte zu Kostensteigerungen. 14 im 
UKSH bereits beschäftigte Chefärzte verhandelten auf der Grundlage teils 
deutliche Gehaltserhöhungen mit dem Vorstand. Allein hierfür erwartet das 
UKSH jährliche Mehrkosten von bis zu 1 Mio. €. Bei Abschluss der Ände
rungsverträge wurde weder die wirtschaftliche Situation des UKSH insge
samt noch die der einzelnen Kliniken berücksichtigt, die die betreffenden 
Chefärzte leiten. Teilweise gehören diese Kliniken zu den größten Verlust
bringern im UKSH.  
 
Höhere Kosten entstanden dem UKSH auch dadurch, dass 11 der 
14 Änderungsverträge rückwirkend abgeschlossen wurden. Die höheren 
Gehälter wurden teilweise mehr als 5 Monate, in einem Fall sogar 
10 Monate, nachgezahlt.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 16/355, S. 14; LT-Drs. 17/2036, S. 6 und LT-Drs. 18/1355 (neu), S. 8. 
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Das UKSH erklärt, dass die Gehaltserhöhungen zur Aufrechterhaltung der 
Arbeits- und Leistungsfähigkeit des UKSH erforderlich gewesen seien. 
Gehaltsänderungen erfolgten nie aus Selbstzweck, sondern um Ärzte am 
UKSH zu halten oder zusätzliche Leistungen und/oder Aufgaben zu vergü
ten.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Bereits vor Neufassung der 
Gehaltsgrenzen äußerten die Ministerien Bedenken, dass sich die Kosten 
durch die Neufassung erhöhen würden. Dem war der Vorstand entgegen
getreten, hatte Kosteneinsparungen angekündigt und auf Ruhestandsein
tritte hochbezahlter Chefärzte hingewiesen, für die bei Vertragsabschluss 
nicht die 300.000 €-Grenze galt. Letztlich haben sich die zuvor geäußerten 
Bedenken jedoch realisiert. 
 

10.3.3 Trotz neuer Gehaltsgrenzen verstieß der Vorstand gegen Zustim
mungserfordernis 
 
Obwohl der Vorstand durch die differenzierteren Gehaltsgrenzen flexibler 
agieren konnte, hielt er die Grenzen nicht durchgängig ein:  
• Auf Verträge mit Sektionsleitern wandte der Vorstand die neuen 

Gehaltsgrenzen erst gar nicht an, obwohl diese explizit im 
AR-Beschluss genannt waren. Bis Mitte 2024 wurden 7 Verträge 
geschlossen, bei denen das UKSH die Zustimmungspflicht nicht geprüft 
hat. 

• In einem Fall modifizierte das UKSH ohne Absprache die vom AR vor
gegebene Berechnungsweise so, dass ein höheres Clusterergebnis 
erreicht wurde. Dadurch konnte der Vorstand ohne Zustimmung des 
AR eine höhere Vergütung vereinbaren. 

• In einem anderen Fall verhandelte der Vorstand ein Gehalt oberhalb 
des nach dem Cluster vorgesehenen Vergütungskorridors, ohne den 
AR einzubinden. Erst nach Vertragsabschluss fiel dieser Fall dem 
Finanzministerium im Rahmen des regelmäßigen Berichts über 
AT-Verträge auf. Konsequenzen hatte der Verstoß allerdings nicht. 

 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass der Aufsichtsrat, wenn 
eine Überschreitung des Vergütungskorridors erkannt werde, selbst ent
scheide, wie mit solchen Informationen umgegangen werden solle. Die 
Ministerien würden lediglich vorbereitend tätig: Die erstellten Vorberei
tungsvermerke dienten der individuellen fachlichen Vorbereitung der Lan
desmandatsträger. Die Vermerke unterstützten die Landesmandatsträger 
bei ihrer Willensbildung, bildeten aber nicht die Willensbildung selbst ab.  

 
Dem stimmt der LRH zu. 
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Das UKSH verweist darauf, dass es nach Vertragsschluss in den genann
ten Fällen dem Wirtschaftsausschuss berichtet habe.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass ein Bericht nach Vertrags-
abschluss nicht die erforderliche Zustimmung des Aufsichtsrats vor Ver
tragsabschluss ersetzt. 
 

10.3.4 Beschluss des Aufsichtsrats ist rechtlich bedenklich 
 
2024 empfahl der Vorstand eine Fortschreibung der detaillierten Berech
nungsgrundlage. Er schlug u. a. vor, bei der Bestimmung der Umsätze 
einer Klinik ambulante Umsätze aus Medikamentenerlösen zu 10 % ein
zubeziehen. Den Vorschlag des UKSH-Vorstands übernahm der AR 
unverändert.  
 
Der AR-Beschluss ist rechtlich bedenklich. Die Einbeziehung von Medika
mentenerlösen widerspricht dem ärztlichen Berufsrecht. Es ist dem Arzt 
untersagt, „…für die Verordnung oder den Bezug von Arznei- oder Hilfs
mitteln oder Medizinprodukten ein Entgelt oder andere Vorteile zu fordern, 
sich oder Dritten versprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren.“1 Die Koppelung der Vergütungshöhe für 
Chefarzt-Vergütungen an die Umsätze des Krankenhauses aus Medika
mentenerlösen widerspricht diesem Verbot. Der AR-Beschluss ist zu über
prüfen. 
 
Das UKSH sieht keinen Verstoß gegen Berufsrecht. Die Medikamenten-
erlöse seien nur für die Berechnung des Clusters relevant. Der Chefarzt 
erhalte jedoch keine Beteiligung am Medikamentenumsatz.  
 
Das Wissenschaftsministerium erklärt, diesem Punkt nachzugehen.  
 

10.4 Außertarifliche (Zusatz-)Verträge im ärztlichen Bereich: Aufsichtsrat 
ist seinem Anspruch nicht gerecht geworden - Kosten steigen 
 
Neben den Chefarzt-Verträgen kann der UKSH-Vorstand weitere privat
rechtliche Dienstverhältnisse begründen  
• mit Professoren, denen eine besondere Funktion in der Krankenversor

gung übertragen wird2 und 
• mit Leitern einer zentralen Einrichtung oder mit Oberärzten, die keine 

Professoren sind, für die Erbringung bestimmter Aufgaben.3 
                                                      
1  § 32 Abs. 1 Berufsordnung der Ärztekammer Schleswig-Holstein vom 03.02.1999 in der 

Fassung der Satzung zur Änderung der Berufsordnung vom 12.01.2022 (veröffentlicht 
am 08.02.2022). 

2  § 90 Abs. 5 HSG. 
3  § 90 Abs. 6 HSG. 
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Seit 2017 ist in das Hochschulgesetz (HSG) aufgenommen, dass der AR 
auch für diese Fallgestaltungen Eckpunkte festlegen kann.1 Von dieser 
Möglichkeit hat der AR aufgrund der Unterschiedlichkeit der Vertrags-
gestaltungen bis heute keinen Gebrauch gemacht.  
 
UKSH-intern greift damit eine Richtlinie des Vorstands aus 2010. Danach 
prüft das Justiziariat des UKSH bei bestehendem Anlass, ob der Entwurf 
eines AT-(Zusatz-)Vertrags ein außergewöhnliches Rechtsgeschäft dar
stellt, welches dem AR zur Zustimmung vorgelegt werden muss.  
 
Von den 84 AT-(Zusatz-)Verträgen, die der Vorstand zwischen November 
2019 und Juli 2024 abschloss, wertete das UKSH keinen als außer-
gewöhnliches Rechtsgeschäft. Die je AT-(Zusatz-)Vertrag vereinbarte 
Vergütung bewegte sich zwischen 2.640 € und 252.920 € pro Jahr.  
 
Hinzu kommt regelmäßig die Besoldung aus einem parallel bestehenden 
Beamtenverhältnis mit dem Land oder die tarifvertragliche Vergütung aus 
dem Grundbeschäftigungsverhältnis mit dem UKSH.  
 
Die Anzahl der Vollzeitkräfte (VK) mit AT-(Zusatz-)Verträgen wuchs im 
Zeitraum 2016 bis 2023 um 42 VK von 56 auf 98 VK.  
 
Es liegt nahe, dass die Entwicklung zumindest auch auf die fehlende 
Regulierung in diesem Bereich zurückzuführen ist. Der LRH fordert den 
AR auf, kostenbegrenzende Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Das Finanzministerium und das Wissenschaftsministerium weisen 
darauf hin, dass dem Aufsichtsrat die bestehenden Kompetenzen bewusst 
seien und es ihm auch hier selbst obliege, ob er solche Eckwerte für sinn
voll erachte und sie entsprechend beschließe.  
 
Das Wissenschaftsministerium ergänzt, dass geprüft werde, inwiefern 
Eckwerte für die Vergütung von Oberarztzusatzverträgen erstellt werden 
könnten, verweist aber auf tarifrechtliche Schwierigkeiten.  
 
Das UKSH sieht den Anstieg der Personalkosten in diesem Bereich selbst 
als kritisch an, da er nicht ausreichend durch die Krankenkassen gegen-
finanziert sei. Es hält den Personalaufwuchs aber für notwendig, um 
Oberärzte am UKSH zu halten. Diese seien bislang direkt von den Chef
ärzten an den Privaterlösen beteiligt worden. Die Umstellung der Vergü
tungssystematik bei den Chefärzten habe zwangsläufig zu einer Auswei
tung der AT-Verträge bei den Oberärzten geführt. Der LRH lasse zudem 

                                                      
1  § 85 Abs. 2 Nr. 10 HSG. 
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unberücksichtigt, dass es auch im Tarifbereich zwischen 2016 und 2023 
erhebliche Steigerungen gegeben habe. 
 
Der LRH entgegnet, dass gerade wenn die Kosten laut UKSH nicht gegen
finanziert sind, eine transparente Kostenkontrolle durch den AR wichtig ist. 
Es ist Aufgabe des AR, den Vorstand künftig anhand von maßgeblichen 
Kennzahlen zu kontrollieren. Dazu sollten die Personalkosten ganzheitlich 
betrachtet werden.  
 

10.5 Verwaltung: Gehaltsgrenzen laufen weitgehend ins Leere, was zu 
Mehrkosten führt 
 
Für den Verwaltungsbereich hatte der AR demgegenüber bereits 2014 
Gehaltsvorgaben für den Abschluss von AT-Verträgen gemacht und diese 
2016 für die Nachbesetzung von Dezernats- und Stabsstellenleitungen 
sogar verschärft. Danach ist die Gewährung von Leistungszulagen und 
persönlichen Zulagen im Verwaltungsbereich nicht zulässig. Der Höhe 
nach begrenzte Ausnahmen wurden u. a. zugelassen für  
• Geschäftsführungen auf den Campi, bei den Tochtergesellschaften und 

für die geschäftsführenden Direktorinnen und Direktoren.  
• Leitungen von Stabsstellen und Dezernaten. Im Interesse der Tarifein

heit und zur Wahrung der Vergleichbarkeit mit den Vergütungen für 
vergleichbare Positionen in der allgemeinen Verwaltung gilt für diese 
seit 2016 die Begrenzung der Vergütung entsprechend einer Besol
dung nach der Besoldungsgruppe B 2 plus 15 % (Stand 01/2025 
121.506 €).  

 
Darüber hinausgehende Vergütungen bedürfen der vorherigen Zustim
mung des AR. Der Vorstand widersprach dem Beschluss von 2016 unver
züglich. Er befürchtete Wettbewerbsnachteile mit privaten Unternehmen 
der Gesundheitswirtschaft.1 Der LRH erwartete deshalb bereits 2019 
Umsetzungsschwierigkeiten.2 
 
Die Erwartung des LRH aus 2019 hat sich bestätigt. Bei jeder Nachbeset
zung einer Dezernats- oder Stabsstellenleitung wurde der AR einge-
bunden und stimmte einer höheren Vergütung zu. Das Regel-Ausnahme-
Verhältnis hat sich umgekehrt. Die vom AR für die Nachbesetzung von 
Dezernats- und Stabsstellenleitungen in 2016 aufgestellte Gehaltsgrenze 
läuft ins Leere - Kostenpunkt: mindestens 200.000 € jährlich. Der 
AR-Beschluss aus 2016 hat allenfalls Alibi-Funktion, um gegenüber dem 
Landtag und dem LRH nachzuweisen, tätig geworden zu sein. Angesichts 

                                                      
1  Protokollnotiz vom 27.06.2016 zu TOP 19 des Protokolls der 58. AR-Sitzung vom 

27.06.2016. 
2  Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 16.3. 
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der mittlerweile verfestigten Vergütungsstruktur für die Führungsebene im 
UKSH sollte die Gehaltsgrenze hinterfragt werden.  
 
Demgegenüber konnten die Gehälter für Geschäftsführungen und Kauf
männische Campusdirektionen durch die AR-Vorgaben knapp 10 Jahre 
konstant gehalten werden. Anders als die Dezernats- und Stabsstellen-
leitungen, bei denen sukzessive tarifrechtliche Regelungen in die AT-
Verträge aufgenommen wurden, nahmen sie auch 10 Jahre lang nicht am 
Inflationsausgleich teil. Im Zuge dessen ist der finanzielle Abstand 
zwischen den verschiedenen Leitungsebenen im UKSH gesunken. Das 
wird der wirtschaftlichen Verantwortung nicht gerecht. Der LRH sieht die 
Notwendigkeit, die Gehaltsgrenze für Geschäftsführungen und Kaufmän
nische Campusdirektionen nach 10 Jahren an das aktuelle Gehaltsgefüge 
anzupassen. Andernfalls ist damit zu rechnen, dass der AR künftig auch 
bei diesen Verträgen dauerhaft eingebunden wird. Eine Situation wie bei 
den Dezernats- und Stabsstellenleitungen ist zu vermeiden.  
 
Das Wissenschaftsministerium hebt hervor, dass der LRH keinen Ver
stoß gegen Vorgaben und Beschlüsse des AR festgestellt habe. Die 
bestehenden Regelungen würden dennoch überprüft.  
 
Das UKSH führt aus, dass nur die Zahlung marktgerechter Vergütungen 
es dem UKSH ermögliche, geeignete Führungskräfte auch in der Verwal
tung anzustellen und an sich zu binden. Die vom LRH bezifferten Mehr
kosten seien aus Sicht des Vorstands eben diese Gehaltslücke zwischen 
den Gehaltsgrenzen und der marktgerechten Vergütung.  
 
Der LRH befürwortet das Tätigwerden des Wissenschaftsministeriums. 
 

10.6 Empfehlungen 
 
Der LRH erkennt die Schwierigkeiten, konkrete Vergütungshöchstgrenzen 
für Zustimmungspflichten zu etablieren. Weder die detaillierten Cluster-
regelungen für die Chefarzt-Verträge noch die engen Gehaltsgrenzen für 
Dezernats- und Stabsstellenleitungen haben sich im Prüfungszeitraum als 
zielführend erwiesen. Bei den AT-(Zusatz-)Verträgen ist der AR gar nicht 
erst tätig geworden. Auch dies hat zu Fehlentwicklungen geführt. 
 
Der AR sollte seinen Fokus künftig stärker auf die tatsächliche Kosten-
entwicklung legen: 
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10.6.1 Vorgabe von Budgets 
 
Der LRH empfiehlt die Vorgabe von Budgets, die allgemeine Kosten-
steigerungen berücksichtigen. Die Vorgabe solcher Rahmen wäre leicht 
umsetzbar. Sie hat den Vorteil, dass sie transparent und leicht zu kontrol
lieren sind. Bei der Ausgestaltung sollte darauf geachtet werden, dass alle 
Gehaltsbestandteile erfasst werden und nicht nur die aus dem einzelnen 
AT-(Zusatz-)Vertrag. Dadurch werden Vertragsgestaltungen verhindert, 
die darauf abzielen, die Vorgaben zu umgehen. Die Vorgaben sollten sich 
an den tatsächlichen Kosten orientieren und nicht an Kostenprognosen. 
Die Einhaltung der Budgets sollte durch Zielvorgaben an den Vorstand 
abgesichert werden.  
 

10.6.2 Vorgabe klarer und verbindlicher Gehaltsgrenzen 
 
Um das Gehaltsgefüge im UKSH leistungs- und verantwortungsgerecht zu 
strukturieren und zu fixieren, sollten ergänzend für einzelne Funktionen 
und Leitungsebenen Gehaltsgrenzen festgelegt werden, deren Überschrei
tung die Zustimmungspflicht des AR auslöst. Wegen der Kostenkontrolle 
über das Budget sollten die Grenzen aber großzügiger sein als bisher. 
Dadurch würde ein Ausufern von Einzelfallentscheidungen vermieden. 
Detaillierte, komplexe Berechnungsvorgaben haben sich nicht bewährt. 
Stattdessen sollten die Gehaltsgrenzen klar und verbindlich sein. 
 

10.6.3 Absicherung durch vertragliche Gehaltsobergrenzen 
 
Darüber hinaus sollte der Vorstand verpflichtet werden, in jedem 
AT-Vertrag eine Gehaltsobergrenze zu vereinbaren. Dadurch könnte ver
hindert werden, dass in Fällen unerwarteter und ungeplanter Leistungs
ausweitung unverhältnismäßig hohe variable Vergütungen gezahlt werden 
müssen. 
 
Das Finanzministerium teilt die Empfehlungen des LRH. Den Mitgliedern 
des Wirtschaftsausschusses habe es bereits einen entsprechenden Vor
schlag gemacht.  
 
Das Wissenschaftsministerium hält die Entwicklung eines transparenten 
Verfahrens unter Darstellung der Vergütung nach Vertragsabschluss für 
überlegenswert. Bei der vom LRH vorgeschlagenen Budgetierung sieht es 
die Gefahr, dass der Kostenrahmen regelmäßig erhöht werden müsse. Es 
bevorzuge deshalb die Festlegung von Eckwerten. Einzelne Anregungen 
des LRH würden in zukünftige Überlegungen einbezogen werden, wie bei
spielsweise die Festlegung einer Maximalgesamtvergütung. 
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Das UKSH erklärt, dass es seit September 2022 in einzelnen Verträgen, 
wo es sinnvoll gewesen sei, Vergütungshöchstgrenzen mit Chefärzten 
vereinbart habe, um eine langfristige Begrenzung der Vergütungshöhe zu 
erreichen.  
 
Der LRH befürwortet jegliche Bestrebungen des UKSH, der Ministerien 
und der Aufsichtsgremien, die zu einer transparenteren Darstellung der 
Kosten und zu einer größeren Kostenkontrolle führen und den Kostenauf
wuchs begrenzen. 
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11. Berichte des UKSH müssen transparenter werden -  
Darstellung der Kosten optimierungsbedürftig 

 
Eine wirksame Überwachung der Geschäftsführung setzt eine 
transparente Berichterstattung des Vorstands voraus. Bislang 
kommt der Vorstand seinen Berichtspflichten gegenüber den 
internen Gremien des UKSH (Aufsichtsrat und Wirtschaftsaus
schuss) und dem Landtag zwar nach, inhaltlich gibt es aber Ver
besserungspotenzial.  
 
Die Berichte an die internen Gremien über außertarifliche Ver-
träge enthalten keine Informationen zu den tatsächlichen Perso
nalkosten. Sie basieren auf Prognosen und beschränken sich auf 
ausgewählte Vergütungsbestandteile. Eine wirksame Kontrolle 
der Kostenentwicklung durch die Aufsichtsgremien ist so nicht 
möglich. 
 
Die Berichte an den Beteiligungsausschuss beziehen zwar alle 
Gehaltsbestandteile ein. Die vom UKSH berücksichtigte Beam
tenbesoldung war jedoch bis einschließlich des Berichtsjahres 
2023 unvollständig. 
 
In seinem 2019 eingeführten Bericht zum Fundraising 
beschränkte sich der Vorstand ab 2021 auf die Darstellung der 
Einnahmen statt, wie vom Landtag gefordert, auf die Entwick
lung der Kosten einzugehen.  
 
Aktuell trägt das UKSH die Kosten für das Fundraising allein, 
obwohl zwei Drittel der Kosten auf Aktivitäten des Fördervereins 
und der Förderstiftung entfallen. Zukünftig sollte das UKSH die 
Kosten verursachungsgerecht in Rechnung stellen. 
 

11.1 Ausgangslage 
 
Der Vorstand des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) lenkt 
die Geschäfte des UKSH in eigener Verantwortung und ist für die wirt
schaftliche Situation des Klinikums insgesamt verantwortlich. Aufgabe des 
Aufsichtsrats (AR) ist es, die Entscheidungen des Vorstands zu über-
wachen.1 Eine wirksame laufende Überwachung durch den Aufsichtsrat 
setzt eine transparente Berichterstattung des Vorstands voraus.  

                                                      
1  § 85 Abs. 1 Satz 1 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-

Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 05.02.2016, GVOBl. Schl.-H. 2016, S. 39, zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.03.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 26. 
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Der LRH hat sich deshalb exemplarisch die Berichte des Vorstands über 
die Entwicklung der außertariflichen Verträge (AT-Verträge) beispielsweise 
mit den Klinik- und Institutsleitungen1 und zum Fundraising angeschaut.  
 

11.2 Berichte über außertarifliche Verträge verbesserungswürdig 
 
Aufgrund mehrerer AR-Beschlüsse und Vorgaben des Landtages berichtet 
der Vorstand aktuell dem AR, dem Wirtschaftsausschuss als Unteraus
schuss des AR und dem Unterausschuss des Finanzausschusses für 
Unternehmensbeteiligungen des Landes Schleswig-Holstein (Beteiligungs-
ausschuss) über die Entwicklung der AT-Verträge im UKSH. Der Vorstand 
kommt damit seiner Berichtspflicht zwar nach, inhaltlich gibt es allerdings 
Verbesserungsbedarf. 
 

11.2.1 Keine Kostentransparenz in Berichten an interne Gremien  
 
Die Berichte des Vorstands an den AR und den Wirtschaftsausschuss 
enthalten keine Informationen über die tatsächlichen Personalkosten im 
UKSH. Sie basieren auf Prognosen, die das UKSH vor Vertragsabschluss 
erstellt, um die Zustimmungsbedürftigkeit des Vertrags durch den AR zu 
prüfen.2 Ob die Prognosen eintreffen und wie sich die Kosten tatsächlich 
entwickeln, ergibt sich daraus nicht. 
 
Der Vorstand berichtet zudem nur über die Vergütungsbestandteile aus 
dem einzelnen AT-Vertrag. Weitere Vergütungsbestandteile, wie die 
Besoldung aus dem Beamtenverhältnis, die Vergütung aus einem parallel 
bestehenden tarifvertraglichen Arbeitsverhältnis oder aus Anstellungsver
hältnissen bei Konzerngesellschaften, werden bei der Berichterstattung 
nicht berücksichtigt. Dadurch fließen Tarifgehälter von beispielsweise 
120.000 €3 weder in die Kostendarstellung noch in die Durchschnitts-
berechnung ein. 
 
Eine Kostenkontrolle ist nicht möglich, wenn nur über ausgewählte Vergü
tungsbestandteile berichtet wird. Wieviel ein Arzt im UKSH insgesamt ver
dient, ergibt sich aus den Berichten nicht. Die Berechnung eines Durch
schnittsgehalts ist irreführend, wenn nicht alle Gehaltsbestandteile einbe-
zogen werden.  
 

                                                      
1  Vgl. dazu Tz. 10 dieser Bemerkungen.  
2  Vgl. dazu Tz. 10 dieser Bemerkungen. 
3  Entgeltgruppe Ä3 Stufe 3 Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken 

(TV-Ärzte) vom 30.10.2006 in der Fassung des 9. Änderungsvertrags vom 26.03.2024. 
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Der LRH hält es für erforderlich, dass die internen Kontrollgremien künftig 
vollständige Informationen über die Gesamtpersonalkosten und das 
Gehaltsgefüge im AT-Bereich erhalten.  
 
Das UKSH erklärt, dass es den Aufsichtsgremien so berichte, wie es von 
diesen eingefordert werde. Die Einschätzung des LRH könne es nicht 
nachvollziehen. Sofern Anpassungen an die Berichte durch die Gremien 
erwünscht waren, sei das UKSH diesen nachgekommen. So würde sich 
das UKSH auch zukünftig verhalten. Die Prognose sei ein guter Nähe
rungswert, der im Durchschnitt eine gute prognostische Annäherung an 
die tatsächlich erzielte Vergütung gebe. Dass das UKSH den internen 
Gremien nur über die Chefarztvergütung und nicht über die insgesamt 
erzielten Einnahmen der Professoren berichte, sei transparent gewesen. 
Die Vergütung aus der Professur werde nicht vom UKSH gezahlt und habe 
nichts mit den Leistungen oder dem Erfolg der Professoren in der Kran
kenversorgung zu tun. 
 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen
schaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) bestätigt 
demgegenüber, dass die Berichte aktuell sehr umfangreich mit einer teils 
großen Detailtiefe seien. Eine übersichtlichere und kompakte Darstellung 
unter Berücksichtigung der erforderlichen Transparenz und Nachvollzieh
barkeit, angepasst an die Erfordernisse der jeweiligen Gremien wäre von 
Vorteil. Entsprechende Änderungen seien für die Zukunft überlegenswert.  
 
Der LRH teilt die Einschätzung des Wissenschaftsministeriums und emp
fiehlt dem AR, dem Vorstand künftig klare Vorgaben zu machen. 
 

11.2.2 Datengrundlage für den Bericht an den Beteiligungsausschuss war 
unvollständig 
 
Aufgrund von Landtagsbeschlüssen berichtet das UKSH dem Beteili
gungsausschuss einmal jährlich über die Entwicklung der Personalkosten 
im AT-Bereich.1 Dieser Bericht erfolgt laut UKSH unter Einbeziehung aller 
Gehaltsbestandteile, d. h. einschließlich Beamtenbesoldung, Tarifvergü
tung und eventueller Verträge in den Konzerngesellschaften des UKSH.  
 
Die in dem Bericht angegebenen Durchschnittsgehälter waren nicht kor
rekt. Denn die vom UKSH für den Bericht verwendeten Angaben zur 
Beamtenbesoldung waren in allen Jahren unvollständig.  

  

                                                      
1  LT-Drs. 19/1074 und Plenarprotokoll 19/44, S. 3303, LT-Drs. 19/1816 und Plenarprotokoll 

19/74, S. 5688. 
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Das liegt daran, dass die Beamtenbesoldung nicht vom UKSH, sondern 
über das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
(DLZP) ausgezahlt wird. Zwar erhält das UKSH vom DLZP regelmäßig 
Informationen über die ausgezahlten Beträge, diese Informationen wurden 
aber UKSH-intern nicht an das Dezernat Personal weitergeleitet, auf des
sen Daten der Bericht an den Beteiligungsausschuss beruht. Die verwen
deten Behelfsdaten waren dadurch nicht immer vollständig bzw. auf dem 
aktuellen Stand.  
 
Das UKSH hat erklärt, dass die vom DLZP gelieferten Daten seit 2024 
auch vom Dezernat Personal verwendet werden. Auf eine rückwirkende 
Korrektur wollte das UKSH verzichten. Der noch ausstehende Bericht für 
2024 wird also erstmalig auf den tatsächlich vom DLZP ausgezahlten Wer
ten beruhen und einen Überblick über das reale Gehaltsgefüge im UKSH 
und die Gesamtkosten auf Basis der Ist-Werte geben. 
 
In seiner Stellungnahme führt das UKSH aus, dass in der überwiegenden 
Zahl der Verträge die Professorenvergütung vom UKSH richtig dargestellt 
worden sei. Nur bei einzelnen Verträgen seien Informationen manuell in 
das Personalsystem eingepflegt worden. Bei der Auswertung der Daten 
der Personalbuchhaltung für die Berichte an den Beteiligungsausschuss 
seien die in Teilen unvollständigen Daten in der Vergangenheit leider nicht 
aufgefallen. Die Differenz werde die Aussage des Berichts allerdings nicht 
wesentlich verändern. 
 
Der LRH nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Auswirkungen werden 
sich aus dem noch ausstehenden Bericht für 2024 ergeben. 
 

11.3 Kosten des Fundraisings weiter intransparent 
 
Auch beim Fundraising hat der LRH Verstöße gegen die Berichtspflicht 
identifiziert. 2016 hatte der LRH festgestellt, dass die Stabsstelle Fundrai
sing des UKSH unentgeltlich für den Förderverein UKSH Wissen schafft 
Gesundheit e. V. (Förderverein) und die Förderstiftung des UKSH (Förder
stiftung) tätig wird.1 Der Förderverein und die Förderstiftung werben zwar 
öffentlich damit, dass immer 100 % des Engagements ankommen, Kosten 
der Stabsstelle Fundraising für Aktivitäten des Fördervereins und der För
derstiftung fallen dennoch an, nur trägt sie das UKSH. Im Durchschnitt der 
letzten 5 Jahre beliefen sich diese auf jährlich knapp 500.000 €. Erfolg und 
Daseinsberechtigung von Förderverein und Förderstiftung können ohne 
Blick auf die Kostenseite nicht bewertet werden.  

  

                                                      
1  Bemerkungen 2017 des LRH, Nr. 28.12. 
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Daher erwartete der Landtag vom UKSH eine transparente Darstellung der 
Kosten der Stabsstelle Fundraising gegenüber dem AR.1  
 
Dieser Forderung ist der Vorstand lediglich einmal in 2019 nachgekom
men. Danach entsprachen die Berichte nicht mehr der Forderung des 
Landtages. 2020 war die Information zu den Kosten nicht transparent und 
beschränkte sich auf eine pauschale Prozentangabe. Ab 2021 lieferte das 
UKSH nur noch Berichte über die Einnahmen, nicht zu den Kosten. Der 
AR akzeptierte die einseitigen, intransparenten Berichte.  
 
Die unvollständige Information durch das UKSH führte dazu, dass dem AR 
die mit der Erhöhung des Spendenaufkommens verbundene Kostensteige
rung bei der Stabsstelle Fundraising gar nicht auffiel. Insbesondere die 
erfolgreiche Sonderspendenaktion „UKSH hilft Ukraine“ hat 2022 zu einer 
deutlichen Einnahmensteigerung um 4,2 Mio. € beim Förderverein geführt. 
Damit verbunden war auch eine Kostensteigerung um 24 %. Insbesondere 
die Personalkosten stiegen, da vom UKSH teilweise prozentuale Beteili
gungen an den Spendeneinnahmen vereinbart waren. Abgesehen davon, 
dass dieser Kostenaufwuchs in Teilen hätte verhindert werden können, 
wenn der Vorstand rechtzeitig kostensenkende Maßnahmen ergriffen 
hätte, sollte das UKSH die Kosten für die Fundraisingaktivitäten nicht aus 
seinen Einnahmen finanzieren. 
 
Das UKSH muss dafür Sorge tragen, dass der Auftrag des Landtages kor
rekt umgesetzt wird. Das Wissenschaftsministerium als Rechtsaufsicht hat 
die Umsetzung zu begleiten und eventuelle Verstöße zu ahnden.   
 
Das UKSH sollte zudem verpflichtet werden, seine Verwaltungskosten 
dem Förderverein und der Förderstiftung verursachergerecht in Rechnung 
zu stellen.  
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass Adressat der Berichterstat
tung der AR sei. Die Bewertung, ob die Berichterstattung erfüllt sei, 
obliege allein dem Mandatsträger, der sein Mandat persönlich wahrnehme 
und nicht weisungsgebunden sei. Zudem habe es diverse Wechsel der 
AR-Mitglieder gegeben.  
 
Das UKSH führt in seiner Stellungnahme aus, dass die am UKSH etablier
ten Fundraising-Strukturen denen anderer deutscher Universitätsklinika 
entsprächen und finanziell sehr erfolgreich seien. Von 2017 bis 2023 
ergäbe sich ein positiver Gesamtsaldo ohne Berücksichtigung der Sonder
spendenaktion „UKSH hilft Ukraine“ von 6,7 Mio. €.  

  

                                                      
1  Plenarprotokoll 19/16 (neu), S. 1059, zur LT-Drs. 19/364. 
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Im Saldo sei es für das UKSH gleich, ob die Kosten beim UKSH oder im 
Förderverein bzw. in der Förderstiftung verortet seien. Allerdings habe sich 
das UKSH im Februar 2025 entschieden, die bis dahin angefallenen 
Sachkosten für die Sonderspendenaktion von rund 56.000 € aus den 
Spenden für die Ukraine zu erstatten, da der Spendenzweck Ukraine-Hilfe 
nicht unmittelbar etwas mit dem UKSH zu tun habe. Zudem versicherte 
das UKSH abschließend, den verschiedenen Gremien künftig sowohl über 
die Spendenerlöse als auch über die hierfür entstandenen Kosten zu 
berichten.  
 
Der LRH fordert die Landesregierung auf, sicherzustellen, dass das UKSH 
die Landtagsbeschlüsse umsetzt. Wechsel der Mandatsträger dürfen nicht 
zu einem Wissensverlust führen.  
 
Die Entscheidung für eine Kostenerstattung zugunsten des UKSH wird 
befürwortet. Allerdings kann der LRH die Begrenzung auf die Sachkosten 
nicht nachvollziehen. Gerade die Personalkostensteigerung in 2022 war 
fast ausschließlich auf die Sonderspendenaktion zurückzuführen.  
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Staatskanzlei 
 

12. Zu viele und zu hohe Rücklagen bei der Medienanstalt 
Hamburg/Schleswig-Holstein 

 
Die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein hat die Zahl ihrer 
Rücklagen und deren Höhe in den vergangenen Jahren deutlich 
gesteigert. Deren Bildung bzw. Fortführung war in den meisten 
Fällen aber rechtlich nicht zulässig. Die Medienanstalt Hamburg/ 
Schleswig-Holstein muss die unrechtmäßig gebildeten Rücklagen 
daher zeitnah auflösen. 
 

12.1 Prüfungsgegenstand 
 
Die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH) ist eine rechts
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Norderstedt. Sie ging 
2006 aus dem Zusammenschluss der Hamburgischen Anstalt für neue 
Medien (HAM) mit der Unabhängigen Landesanstalt für Rundfunk und 
neue Medien Schleswig-Holstein (ULR) hervor. 
 
Die MA HSH unterliegt nach dem Medienstaatsvertrag Hamburg/ 
Schleswig-Holstein (MStV HSH)1 der Rechtsaufsicht der Regierungen der 
Länder Hamburg und Schleswig-Holstein. Die Länder nehmen diese Auf
gabe im Wechsel von 15 Monaten wahr. Der Rechnungshof der Freien 
und Hansestadt Hamburg und der Landesrechnungshof Schleswig-
Holstein (nachfolgend die Rechnungshöfe) prüfen die MA HSH gemeinsam. 
 
Für das Haushaltswesen der MA HSH verweist der MStV HSH auf die Lan
deshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO).2 Die MA HSH orientiert 
sich danach für ihr Rechnungswesen an den Grundsätzen der Kameralis
tik. Sie erstellt jährlich einen auf Einnahmen und Ausgaben basierenden 
Haushaltsplan und eine Jahresabrechnung.3 
 
Die Rechnungshöfe haben in dieser Prüfung die von der MA HSH gebilde
ten Rücklagen untersucht.  

  

                                                      
1  Staatsvertrag über das Medienrecht in Hamburg und Schleswig-Holstein (Medienstaats

vertrag HSH - MStV HSH) i. d. F. vom 10./14.01.2022, (Gesetz zum Neunten Medienän
derungsstaatsvertrag HSH vom 04.05.2022 (HmbGVBl. 2022 S. 311, Gesetz zum Neunten 
Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften in Hamburg und Schleswig-
Holstein vom 29.03.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 320). 

2  § 49 Abs. 1 MStV HSH verweist auf §§ 106 bis 107 und 109 bis 111 LHO. 
3  § 49 Abs. 2 MStV HSH i. V. m. §§ 19 und 22 Abs. 1 Hauptsatzung der MA HSH. 
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12.2 Rechtliche Grundlagen für die Rücklagenbildung 
 
Im MStV HSH ist die Bildung von Rücklagen durch die MA HSH abschlie
ßend geregelt.1 Demnach kann die MA HSH zur Sicherung der Haushalts-
wirtschaft Rücklagen für besondere mittelfristige Projekte und Investitionen 
bilden, soweit dies für die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist. 
Die jährliche Zuführung darf insgesamt 5 % der Einnahmen nicht überstei
gen. Grund, Höhe und Zeitraum sind dabei jeweils im Haushaltsplan zu 
begründen. 
 
Weiterhin regelt der MStV HSH, dass sämtliche Rechte, Verbindlichkeiten 
und Pflichten der HAM und der ULR im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
bei der MA HSH verbleiben.2 Sofern diese also Rücklagen gebildet hatten, 
deren Gründe fortbestehen, ist auch die MA HSH zur Rücklagenbildung 
verpflichtet. 
 

12.3 Entwicklung der Rücklagen bei der MA HSH 
 
Die Jahresabrechnung der MA HSH wies zum 31.12.2023 einen Gesamt
bestand an Rücklagen von 1,7 Mio. € aus. Zum Vergleich: Am 31.12.2013 
betrugen die Rücklagen noch 1,1 Mio. €. Seit 2013 haben sie sich damit 
um mehr als 50 % erhöht.  
 
Die MA HSH hat dabei zum einen bestehende Rücklagen aufgestockt und 
zum anderen Rücklagen neu gebildet. Der Bestand der Rücklagen zum 
31.12.2023 und deren jeweilige Zwecke ergeben sich aus der nachfolgen
den Tabelle:  

Rücklagen der MA HSH zum 31.12.2023 

Zweck/Bezeichnung Betrag in € 

Rücklage für Ersatzbeschaffung bzw. Neuinvestitionen 
(Technikrücklage) 

216.667,00 

Altersteilzeitverpflichtungen 59.780,08 

Gerichtsverfahren 60.000,00 

Deckung von etwaigen Liquiditätsengpässen zu Jah
resbeginn (Betriebsmittelrücklage) 

200.836,55 

Kosten für den analog-digitalen Umstieg im Rundfunk 40.000,00 

Versorgungslasten für ausgeschiedene Beschäftigte 
der HAM, der ULR und der MA HSH  

1.096.199,47 

Summe Rücklagen 1.673.483,10 
Tabelle 22: Rücklagen der MA HSH zum 31.12.2023 
Quelle: Beträge aus der Jahresabrechnung 2023 der MA HSH, eigene Darstellung der Rech
nungshöfe 

                                                      
1  § 49 Abs. 3 MStV HSH. 
2  § 58 Abs. 1 MStV HSH. 
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Die Technikrücklage erfüllte die gesetzlichen Voraussetzungen und war 
damit zulässig.  

Die Bildung der Rücklagen für Altersteilzeitverpflichtungen und Gerichts
verfahren sowie der Betriebsmittelrücklage ist nicht vom MStV HSH 
gedeckt. Zweck dieser Rücklagen waren weder besondere mittelfristige 
Projekte noch Investitionen. Auch eine Verpflichtung zur Fortführung der 
Rücklagen aus den Vorgängeranstalten HAM und ULR bestand nicht.  
 
In die Rücklage für den analog-digitalen Umstieg im Rundfunkbereich 
wurden Mittel für ein bis 2022 befristetes Projekt eingestellt. Die Bildung 
von Rücklagen für diese Zwecke war zulässig. Ab 2023 ist die Beibehal
tung dieser Rücklage mangels eines zugrundeliegenden Projekts jedoch 
nicht mehr statthaft.  
 
Die Rücklagen für Versorgungslasten bezeichnet die MA HSH selbst als 
„Pensionsrückstellungen“ und „Rücklage für die Ausgaben bei einer  
Zusammenführung der beiden Medienanstalten (Versorgungsrücklage)“. 
De facto handelt es sich insgesamt um Rücklagen, da in der Kameralistik 
die Bildung von Rückstellungen nicht vorgesehen ist. Hinsichtlich der 
rechtlichen Zulässigkeit ist zu unterscheiden:  
• Von der HAM wurden Pensionslasten übernommen. Für diese hatte 

bereits die HAM entsprechende Rücklagen gebildet. Die Fortführung 
dieser Rücklagen ist daher geboten. 

• Die von der MA HSH nach ihrer Errichtung gebildeten Rücklagen für 
weitere Versorgungslasten waren hingegen nicht vom MStV HSH 
gedeckt und waren auch nicht erforderlich, weil sie aus den laufenden 
Einnahmen bestritten werden. Dies betraf zum 31.12.2023 insgesamt 
Rücklagen von rund 676.000 €. 

 
Die Rechnungshöfe haben die MA HSH aufgefordert, die unrechtmäßig 
gebildeten Rücklagen von insgesamt rund 1 Mio. € zeitnah aufzulösen.  
 
Die MA HSH hat mitgeteilt, dass sie die Feststellungen der Rechnungs-
höfe noch nicht abschließend beurteilen könne. Die entsprechende Über
prüfung werde fortgesetzt. 
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13. Förderverfahren Barrierefreiheit als Blaupause 
 
Die Staatskanzlei hat von 2019 bis 2023 187 investive, nicht-
investive und digitale Vorhaben mit insgesamt rund 12 Mio. € 
aus dem Fonds für Barrierefreiheit gefördert. Davon waren 148 
investive Maßnahmen für Bauvorhaben zur Herstellung von Bar
rierefreiheit. 
 
Das Förderprogramm wurde engagiert, verantwortungsvoll und 
kritisch und damit korrekt abgewickelt. 
 
Die Staatskanzlei ist der Verantwortung, die Finanzmittel wirt
schaftlich und nachhaltig einzusetzen, nachgekommen.  
 
Vorangegangene Prüfungen zeigen, dass das in anderen Förder
bereichen in den geprüften Ministerien nicht immer der Fall war. 
 

13.1 Ausgangslage  
 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hatte am 13.12.2006 
das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung“, die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
angenommen. Das Ratifikationsgesetz1, das die UN-BRK in Deutschland 
umsetzt, wurde im Dezember 2008 von Bundestag und Bundesrat verab
schiedet und ist am 01.01.2009 in Kraft getreten. Seit 26.03.2009 ist die 
UN-BRK für Deutschland verbindlich. 
 
Mit dem bereits 2018 mit einem Finanzvolumen von 10 Mio. € einge-
richteten Fonds für Barrierefreiheit und dem Förderprogramm „Fonds für 
Barrierefreiheit gemäß UN-Behindertenkonvention“ hat die Staatskanzlei 
ein Umsetzungsinstrument für die UN-BRK geschaffen, mit dem sie inno
vative Ansätze zur Barrierefreiheit unterstützt. 
 
Aus dem Fonds gefördert werden inklusive Vorhaben, die modellhaften 
Anschubcharakter haben und auf vollständige Nutzungsketten2 wie auf 
Nachhaltigkeit abzielen. 

  

                                                      
1  Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13.12.2006 über die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 
13.12.2006 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, BGBl. II 2008 S. 1419. 

2  Vollständige und barrierefreie Nutzungsketten nehmen den Sozial- und Bewegungsraum 
als Ganzes in den Blick. 
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2019 bis 2023 konnten bereits insgesamt 187 Maßnahmen, davon 148 
investive (bauliche), sowie im Übrigen nichtinvestive Projekte zur Bewusst-
seinsbildung und digitale Vorhaben mit insgesamt rund 12 Mio. € in ganz 
Schleswig-Holstein gefördert werden. Gefördert wurden etwa Umbauten, 
Modernisierungen oder Sanierungen von öffentlich zugänglichen Gebäu
den, barrierefreie Spielplätze in inklusiven Sozialräumen der Kommunen 
oder auch die Umgestaltung zu barrierefreien Websites von Arztpraxen. 
 
Der Fonds wurde in den vergangenen Jahren um 1,2 Mio. € für investive 
Vorhaben, um weitere 5 Mio. € aus Corona-Notkrediten für die Förderung 
von inklusiven Sozialräumen in Kommunen, die im Umfang von 4,1 Mio. € 
verausgabt wurden, sowie erneut um weitere 5 Mio. € für Bauvorhaben zur 
Herstellung von Barrierefreiheit aufgestockt.  
 
2024 wurde die Förderrichtlinie aktualisiert. Bei der Förderung investiver 
Maßnahmen wurde neben den Kommunen Dritten ein Vorrang einge
räumt, da diese bislang kaum Fördermittel erhalten hatten. Sie gilt bis 
31.12.2026. 
 
Die Staatskanzlei führt die Förderung mit eigenem Personal ohne Ein-
schaltung der Investitionsbank Schleswig-Holstein durch. 
 

13.2 Das Ergebnis der Prüfung war erfreulich 
 
Von 2019 bis 2023 wurden 148 bauliche Maßnahmen gefördert. Es wurde 
geprüft, welche Maßnahmen baulicher Art gefördert und wie die Förderung 
anhand der Richtlinie1 abgearbeitet und dokumentiert wurde. 
 
Der LRH hat die E-Akten einzelner Fördermaßnahmen ausgewertet. Dabei 
konnte er sich anhand einer übersichtlichen Aufstellung der einzelnen För
dervorgänge für jedes Jahr orientieren. 
 
Die E-Akten waren nachvollziehbar gegliedert. Die Vorgänge fanden sich 
dort, wo man sie laut Gliederung vermutete. Alle Vorgänge aus der zur 
Verfügung gestellten Aufstellung, nach denen gesucht wurde, waren abge
legt und ließen sich unproblematisch finden. 
 

  

                                                      
1  Richtlinie „Fonds für Barrierefreiheit“ zur Förderung der Barrierefreiheit gemäß 

UN-Behindertenkonvention vom 01.12.2022, Amtsbl. Schl.-H. 2022, S. 1733, geändert 
durch die Richtlinie „Fonds für Barrierefreiheit“ zur Förderung der Barrierefreiheit gemäß 
UN-Behindertenkonvention vom 01.11.2023, Amtsbl. Schl.-H. 2023, S. 2622. 
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Die Dokumentation der Förderverfahren war vollständig und der zeitlichen 
Reihenfolge des Förderverfahrens nach abgelegt. Von der ersten Kontakt
aufnahme oder Beratung bis zur Auswertung des Verwendungsnach-
weises waren alle erforderlichen Zwischenschritte dokumentiert und in der 
Akte vorhanden. 
 
Die Bearbeitung der Anträge war in jedem betrachteten Fall nachvollzieh
bar. Die Anträge wurden hinterfragt, fehlende Informationen nachgefordert 
und nach Eingang bewertet. Im Zweifel wurde nachgefragt oder beraten. 
Die für die jeweiligen Förderbereiche fachlich zuständigen Ministe
rien - z. B. bei Maßnahmen in Schulen das Ministerium für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bildungsministe-
rium) - wurden eingebunden und um ihre fachliche Einschätzung gebeten. 
Nachfragen der Ministerien wurde nachgegangen, Antragsteller beteiligt. 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) wurde bei 
Bedarf regelmäßig eingeschaltet. Nachfragen der GMSH wurden an die 
Antragsteller gegeben und abgeklärt. Antworten der Antragsteller wurden 
wiederum der GMSH zur Verfügung gestellt. 
 
Die Förderbescheide waren nachvollziehbar begründet. Ergab die Prüfung 
der Staatskanzlei oder der GMSH keine Förderfähigkeit nach der Richt-
linie, wurden Anträge abgelehnt. 
 
Die Verwendungsnachweise wurden nachvollziehbar auf Vollständigkeit 
und Plausibilität geprüft. Gegebenenfalls wurden Unterlagen oder Aus
künfte nachgefordert. Es wurden auch Mittel zurückgefordert. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Förderprogramm engagiert, 
verantwortungsvoll und kritisch, alles in allem korrekt abgewickelt wurde. 
Ansatzpunkte für Verbesserungen oder Kritik an der Vorgehensweise sind 
nicht zu erkennen. Allenfalls wäre anzumerken, dass die Richtlinie für mit 
Verwaltungsangelegenheiten nicht vertraute Antragsteller eine Herausfor
derung darstellt und somit zu sehr arbeitsintensiven Beratungen seitens 
der Staatskanzlei führte. Hier sollte bei einer weiteren Verlängerung des 
Förderzeitraums über 2026 hinaus darauf geachtet werden, dass auch 
nicht verwaltungserfahrene Antragsteller die einzelnen Verfahrensschritte 
nachvollziehen und insbesondere die Antragstellung ohne großen Bera
tungsaufwand erfolgreich abschließen können. 
 
Die Staatskanzlei hat sich erfreut gezeigt hinsichtlich der positiven Fest
stellungen. 
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13.3 Fazit 
 
Die aktuelle Prüfung der Förderung von Maßnahmen der Barrierefreiheit 
zeigt, dass die Forderungen des LRH, Finanzmittel wirtschaftlich und 
nachhaltig einzusetzen, geförderte Maßnahmen aktiv zu begleiten, den 
Mittelabfluss zu überwachen und den antragsentsprechenden Mitteleinsatz 
zu kontrollieren, erfolgreich umgesetzt werden kann.  
 
Dies war in der Vergangenheit nicht immer der Fall. Der LRH hatte 20191 
und 20222 in einer Nachschau die Förderung der Kommunen nach dem 
Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 
(Kommunalinvestitionsförderungsgesetz - KInvFG)3 geprüft.  
 
Es zeigte sich, dass in den geprüften Ministerien bei der Vergabe der För
dermittel im Vordergrund stand, Bundesmittel an die Kommunen auszu
zahlen. Die Einhaltung der selbst erstellten Verfahrensvorschriften eines 
Förderverfahrens, bei denen es um die Sicherstellung der zweckent-
sprechenden und wirtschaftlichen Verwendung der Steuermittel geht, trat 
offensichtlich in den Hintergrund. 
 
Die Vergabe von Finanzhilfen und Zuwendungen nimmt das Land in die 
Verantwortung, die Finanzmittel wirtschaftlich und nachhaltig einzusetzen, 
gleich ob die zur Verfügung gestellten Mittel aus dem Bundeshaushalt 
oder von der EU stammen. Hierzu zählt, geförderte Maßnahmen aktiv zu 
begleiten, den Mittelabfluss zu überwachen und insbesondere den 
antragsentsprechenden Mitteleinsatz zu kontrollieren. 
 

  

                                                      
1  Bemerkungen 2021 des LRH, Nr. 10. 
2  Bemerkungen 2023 des LRH, Nr. 9. 
3  „Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen (Kommunalinvesti

tionsförderungsgesetz - KInvFG)“ vom 24.06.2015, BGBl. I 2015 S. 974, 975, zuletzt 
geändert durch Art. 2b des Gesetzes vom 15.04.2020, BGBl. I 2020 S. 811. 
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Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen 
und Sport 
 

14. Institutionelle Förderung des Landessportverbands auf 
neuer Rechtsgrundlage 

 
Das Land fördert den Landessportverband institutionell seit 2022 
mit dem Gesetz zur Förderung des Sports. Dieses kann mit Blick 
auf den zielgerichteten Einsatz öffentlicher Mittel noch nicht 
vollständig überzeugen. Das Gesetz sollte hinsichtlich der Rück
lagenbildung sowie zum Nachweis des wirtschaftlichen Mittel-
einsatzes konkretisiert werden. 
 
Das Land hat die Förderungen des Landessportverbands 
zwischen 2019 bis 2023 spürbar erhöht. Im selben Zeitraum 
erzielte der Landessportverband Überschüsse von etwa 4 Mio. €. 
Hieraus resultierten hohe Bankbestände, deren Bestimmung 
nicht eindeutig dargestellt wird. Der Landessportverband muss 
transparenter machen, inwiefern diese Mittel durch künftige Zah
lungsverpflichtungen tatsächlich gebunden sind und sollte auf 
eine kaufmännische Buchführung umstellen.  
 
Rückläufige Übernachtungszahlen und ein hoher Investitions-
bedarf belasten den wirtschaftlichen Betrieb des Sport- und Bil
dungszentrums in Malente. Zukünftige Investitionen erfordern 
sorgfältige und ergebnisoffene Prüfungen zu Aufwand und Nut
zen. Die Finanzierungsverantwortung liegt in erster Linie beim 
Landesportverband.  
 

14.1 Förderung des Landessportverbands auf neuer Grundlage 
 
Der Landessportverband Schleswig-Holstein e. V. (LSV) ist der Dachver
band der ihm angehörenden Sportvereine, Kreissportverbände, Landes-
und Sportfachverbände in Schleswig-Holstein. Er versteht sich selbst als 
Interessenvertreter seiner Mitglieder gegenüber Politik und Gesellschaft. 
Der LSV betreibt u. a. auch das Sport- und Bildungszentrum (SBZ) in 
Malente. 
 
2022 stellte das Land mit dem Gesetz zur Förderung des Sports im Land 
Schleswig-Holstein (SportFG SH)1 die Finanzierung des LSV auf eine 
neue spezialgesetzliche Grundlage. Bis dahin erhielt der LSV regelmäßig 

                                                      
1  Gesetz zur Förderung des Sports im Land Schleswig-Holstein (SportFG SH) vom 

07.03.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 156-157. 
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Landesförderungen analog zu den haushaltsrechtlichen Vorschriften für 
institutionelle Zuwendungen.  
 
Das SportFG SH garantiert dem LSV seit 2022 nunmehr jährlich insge
samt Mittel von 11 Mio. €. Diese teilen sich auf in eine Grundförderung von 
10 Mio. € und eine Zusatzförderung von 1 Mio. €.  
 
Mit der Zusatzförderung soll der LSV seinen Aufgaben nach der Sportent
wicklungsplanung1 des Landes gerecht werden können. Die Grundförde
rung dient der Finanzierung seiner bisherigen Aufgaben. Die förderungs
würdigen Aufgaben des LSV sind vielfältig und in § 5 Abs. 2 SportFG SH 
konkretisiert. 
 
Die jährliche Grund- und Zusatzförderung bezeichnet der LSV zusammen 
als Regelförderungen. Diese leitet er nach eigenen Richtlinien an seine 
Mitglieder weiter. Einen Teil der Mittel kann er für eigene Sportfördermaß
nahmen verwenden.2 
 
Darüber hinaus erhält er noch weitere Landesmittel - meist als Projektför
derungen, die er unter dem Begriff Sonderförderungen zusammenfasst. 
 
Mit dem neuen SportFG SH inklusive der vorgenannten Finanzierungs-
garantie will das Land der herausragenden Bedeutung des Sports für das 
Gemeinwesen und für die hohe Lebensqualität in Schleswig-Holstein 
Rechnung tragen. Unter Wahrung der Autonomie des organisierten 
Sports, welche das Recht zur Selbstverwaltung und die Verantwortung zur 
Wahrnehmung eigener Angelegenheiten umfasse, solle die Zusammen-
arbeit zwischen Land und organisiertem Sport partnerschaftlich und durch 
ein „Verhältnis auf Augenhöhe“ geprägt sein. Eine effiziente Sportförde
rung erfordere darüber hinaus eine enge Abstimmung zwischen Staat und 
Sport.3 Solche Abstimmungen können einzelfallbezogen sein oder sich in 
allgemeinen Regelungen wiederfinden. 
 
In der Folge dieses Paradigmenwechsels ist mit dem In-Kraft-Treten des 
SportFG SH ein Großteil der bis dahin geltenden haushaltsrechtlichen 
Regelungen für die institutionelle Förderung des LSV entfallen. Dies betrifft 
beispielsweise die Rücklagenbildung, die Art und Weise des Nachweises 
über den wirtschaftlichen Mitteleinsatz und in diesem Zusammenhang 
auch die Bestellung des Wirtschaftsprüfers sowie eigene Prüfungsmög
lichkeiten des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
(Innenministerium) beim LSV. 

                                                      
1  LT-Drs. 19/2395. 
2  § 5 Abs. 1 SportFG SH. 
3  LT-Drs. 19/3270. 
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Das neue SportFG SH sieht gemäß § 6 innerhalb von 3 Jahren eine Über
prüfung der Auswirkungen des Gesetzes durch das Innenministerium vor. 
Die Prüfung des LRH war daher auch darauf ausgerichtet, Hinweise im 
Hinblick auf die bevorstehende Evaluierung des SportFG SH zu geben.  
 

14.2 Jahresüberschüsse führen zu hohen Bankbeständen  
 

Das Land hat seine Förderungen des Landessportverbands zwischen 
2019 bis 2023 spürbar erhöht. In den Jahren 2019 bis 2023 hat der LSV 
insgesamt 60 Mio. € vom Land erhalten. Dies macht etwa 70 % seiner 
Gesamteinnahmen von 85,7 Mio. € in diesem Zeitraum aus. Der Anteil der 
Zahlungen des Landes ist dabei steigend und betrug in 2023 zuletzt - auch 
aufgrund von Einmal- und Sondereffekten - 77 %.  
 
Im gleichen Zeitraum erzielte der LSV Überschüsse von etwa 4 Mio. €. Um 
denselben Betrag sind seine Bankbestände angewachsen:  
 

Überschüsse und Bankbestände 2019 bis 2023 

 2019 
in Mio. € 

2020 
in Mio. € 

2021 
in Mio. € 

2022 
in Mio. € 

2023 
in Mio. € 

Einnahmen 15,2 18,0 14,7 16,8 21,1 
Ausgaben 14,5 15,5 14,6 16,4 20,6 

Überschuss 0,7 2,4 0,0 0,3 0,5 

Bank 31.12. 3,5 5,9 5,9 6,3 6,8 
Tabelle 23: Überschüsse und Bankbestände 2019 bis 2023 
Quelle: Eigene Darstellung; Daten aus den Kassenberichten 2019 bis 2023 des LSV, darge
stellt sind jeweils gerundete Werte 
 
Der LSV hat Anfang 2023 mit 4 Mio. € einen erheblichen Teil seines 
Bankbestandes auf Termingelder angelegt. Durch vertragliche Gestaltun
gen hätte er jedoch alle 90 Tage Zugriff auf die Mittel gehabt. 
 
Den Bankbeständen stehen vom LSV als Verpflichtungen bezeichnete 
Positionen gegenüber. Hierunter bucht der LSV Beträge, die durch eigene 
Bewilligungen an seine Mitglieder oder in anderer Weise mehr oder weni
ger gebunden sind, jedoch noch nicht ausgezahlt wurden. Die größte Posi
tion stellt hierbei die Verpflichtung für vom LSV bewilligte, aber noch nicht 
an Mitgliedsvereine und -verbände ausgezahlte Investitionsförderungen 
dar. Der LSV erfasst jedoch auch Haushaltsreste pauschal unter Verpflich
tungen. Diese lagen von 2019 bis 2023 zwischen 0,5 und 1,1 Mio. €.  
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Der LRH sieht es kritisch, dass derzeit keine Möglichkeit besteht, aus den 
Kassenberichten des LSV nachzuvollziehen, inwiefern die Bankbestände 
durch Verpflichtungen tatsächlich für künftige Ausgaben gebunden sind 
oder inwiefern es sich um (Zweck-)Rücklagen bzw. stille Reserven han
delt. Zu den Verpflichtungen für Investitionen verfügt der LSV intern zwar 
über eine Offene-Posten-Liste, diese muss jedoch dringend bereinigt wer
den. Dort waren noch bis Ende 2024 diverse, z. T. über 10 oder gar 
20 Jahre alte Positionen enthalten, bei denen nicht mehr mit weiteren 
Zahlungen zu rechnen ist. Viele Fälle müssten bereits endabgerechnet 
sein. Zudem ist erläuterungsbedürftig, warum ganz erhebliche Mittel z. T. 
ebenfalls seit mehreren Jahren für Maßnahmen vorgehalten wurden. Allein 
auf das SBZ entfielen Verpflichtungen von 1,1 Mio. €. 
 
Der durch den LSV mit der Prüfung der Kassenberichte beauftragte Wirt
schaftsprüfer prüft die Verpflichtungen explizit nicht. Da es sich hierbei 
jedoch um wesentliche Positionen handelt, sollte er künftig auch die Ver
pflichtungen miteinschließen. 
 
Der LSV verweist darauf, dass die temporären Jahresüberschüsse und 
Bankbestände nicht vom LSV zu vertreten gewesen seien. Sie hingen ins
besondere mit Maßnahmen zusammen, die aufgrund der unvorherseh-
baren Corona-Pandemie nicht umsetzbar gewesen seien. Die Weitergabe 
von zusätzlichen, im Jahr 2020 seitens des Landes gewährten 2,5 Mio. € 
für Investitionen in die Sportstätten an Vereine und Verbände haben sich 
beispielsweise aufgrund fehlender Unterlagen verzögert. 
 
Der LSV hat darüber hinaus mitgeteilt, dass er inzwischen eine Bereini
gung der Offenen-Posten-Liste durchgeführt habe. Zusätzlich habe er 
einen vierteljährlichen Überprüfungsprozess installiert. Die Verpflichtungen 
für das SBZ beruhten zudem im Kern auf notwendigen Brandschutzmaß
nahmen, deren Umsetzung sich verzögert hatte. Inzwischen seien die 
Maßnahmen abgeschlossen und die Mittel abgeflossen.  
 
Auf weitere Nachfrage hat der LSV mitgeteilt, dass nach dem vorläufigen 
Kassenabschluss der Bankbestand 2024 bei nur noch 5,5 Mio. € (Vorjahr 
6,8 Mio. €) und der Bestand an Verpflichtungen für Investitionen bei nur 
noch 3,4 Mio. € (Vorjahr 4,5 Mio. €) liege. 
 
Dem LRH ist bewusst, dass aufgrund der Corona-Pandemie viele Maß
nahmen nicht wie geplant oder später durchgeführt werden konnten. Die 
zusätzlichen 2,5 Mio. € für die Investitionen in Sportstätten hatte der LSV 
jedoch gerade wegen der Corona-Pandemie bekommen und weil er in 
seinem Antrag zusicherte, sogar 2,9 Mio. € umgehend binden zu können.  
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Die nun beabsichtigte regelmäßige Überprüfung der Verpflichtungen 
bewertet der LRH positiv. Zusätzlich sollte der Wirtschaftsprüfer die gebil
deten Verpflichtungen in seine Prüfung des Jahresabschlusses einbezie
hen. 
 
Grundsätzlich besteht ein öffentliches Interesse daran, dass die Sportför
dermittel nicht nur zweckentsprechend, sondern auch zeitnah dem Sport 
zugutekommen. Bis 2021 waren Rücklagen aufgrund der analog gelten
den haushaltsrechtlichen Vorschriften grundsätzlich nicht zulässig. Diese 
Regelungen sind 2022 mit In-Kraft-Treten des SportFG SH entfallen. Der 
LRH sieht hier Handlungsbedarf, um an dieser Stelle für mehr Klarheit und 
Transparenz, insbesondere bei den Rücklagen, zu sorgen.  
 
Die Kassenberichte des LSV sollten zudem hinreichend differenzierte 
Informationen zu den Verpflichtungen liefern. Derzeit erstellt der LSV jähr
lich eine Einnahme-Überschussrechnung, welche mit Einnahmen und 
Ausgaben auf Zahlungsströme abstellt. Die im Kassenbericht enthaltenen 
Informationen zu den Verpflichtungen bleiben jedoch weit hinter dem 
Informationsgehalt beispielsweise einer kaufmännischen Rechnungs-
legung zurück. Diese unterscheidet insbesondere zwischen  
• Verbindlichkeiten (dem Grunde und der Höhe nach gewisse Zahlungs

verpflichtungen),  
• Rückstellungen (dem Grunde und der Höhe nach ungewisse Zahlungs

verpflichtungen) und  
• Rücklagen (grundsätzlich keine Zahlungsverpflichtung, werden dem 

Eigenkapital zugerechnet). 
 

Eine solche Darstellung ist für die Beurteilung der finanziellen Lage des 
LSV entscheidend und damit auch essenziell für die Beantwortung der 
Frage, inwieweit künftig Eigenmittel des LSV zur Finanzierung bestimmter 
Vorhaben zur Verfügung stehen.  
 
In Deutschland gibt es bereits mehrere Landessportverbände, die kauf
männisch buchen. Der LRH empfiehlt auch dem LSV aus Transparenz
gründen und in Anbetracht seines in den letzten Jahren gestiegenen 
Haushaltsvolumens, sein Rechnungswesen mittelfristig auf eine kaufmän
nische Buchführung umzustellen.  
 

14.3 Empfehlungen für Ergänzungen im Sportfördergesetz  
 
Der LSV finanziert sich überwiegend aus Landesmitteln. Es besteht aus 
diesem Grund ein öffentliches Interesse an einem effizienten und effek-
tiven Einsatz der Mittel sowie auch die öffentliche Erwartungshaltung einer 
angemessenen Kontrolle durch das zuständige Ministerium.  



127 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Das SportFG SH sollte diesen berechtigten Interessen dadurch Rechnung 
tragen, dass einige Abläufe und Sachverhalte konkreter geregelt und dem 
Innenministerium wieder bestimmte Rechte eingeräumt werden. Das mit 
dem SportFG SH verfolgte Ziel einer Finanzierungsgarantie im Sinne von 
planbaren Finanzmitteln für den LSV würde hierdurch nicht beeinträchtigt. 
Der LRH empfiehlt folgende Anpassungen/Ergänzungen im SportFG SH: 
 
• Der LSV sollte wieder verpflichtet werden, mit der Vorlage des geprüf

ten Jahresabschlusses inklusive Prüfbericht des Wirtschaftsprüfers 
beim Innenministerium eine Bestätigung abzugeben, dass die im Jah
resabschluss enthaltenen Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaft
lich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben im Jahres-
abschluss mit den Büchern und Belegen übereinstimmen.  

 
• Das Innenministerium sollte sich zudem wieder vom wirtschaftlichen 

Mitteleinsatz beim LSV selbst überzeugen können. Hierfür benötigt es 
das Recht, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen beim 
LSV anzufordern sowie die Verwendung der Fördermittel durch örtliche 
Erhebungen prüfen zu dürfen.  

 
• Die Bestellung des Wirtschaftsprüfers zur Prüfung der Kassenberichte 

sollte wieder im Einvernehmen mit dem Innenministerium erfolgen. LSV 
und Innenministerium sollten dabei auch Umfang und Schwerpunkte 
der Prüfung abstimmen. Zudem sollte zur Wahrung der Unabhängigkeit 
des Prüfers wie zuvor eine Verpflichtung zum Wechsel nach spätestens 
6 Jahren im SportFG SH vorgesehen werden. 

 
• Des Weiteren sollte die Bildung von Rückstellungen und Rücklagen 

hinsichtlich Voraussetzungen, zulässiger Höhe und Dauer im 
SportFG SH geregelt werden. Dabei könnten in Abstimmung mit dem 
Innenministerium im Einzelfall zweckgebundene Rücklagen beispiels
weise für größere Investitionsvorhaben oder auch angemessene 
Betriebsmittelrücklagen vorgesehen werden. Außerdem sollte fest-
gelegt werden, wie bei Verstößen gegen die Regelungen zu verfahren 
ist. Zudem sollte eine Vorgabe zur mittelfristigen Umstellung auf eine 
kaufmännische Buchführung im SportFG SH als Fördervoraussetzung 
verankert werden.  
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Konkretisierungen  
 
• zum Besserstellungsverbot,  
• zur Anwendung von baufachlichen oder vergaberechtlichen Vorschrif

ten oder  
• zu besonderen Informationspflichten, z. B. über die Verwendung der 

Zusatzförderung für Aufgaben der Sportentwicklungsplanung 
 
sollten darüber hinaus auf geeignete Art und Weise untergesetzlich gere
gelt werden.  
 
Der LSV hält die neue Steuerungssystematik des SportFG SH für ausrei
chend differenziert. Danach sollen nur noch 20 % der Grundförderung per 
Bescheid zugewendet werden. Diese neue Steuerungssystematik resul-
tiere aus anerkannten Grundsätzen der Sportförderung, zu welcher die 
Beachtung der verfassungsrechtlich abgesicherten Autonomie des Sports 
gehöre. Hieraus ergebe sich des Weiteren der Grundsatz der partner
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen Staat und Sportorganisationen. 
Die Empfehlungen zu Rückstellungen und Rücklagen nehme der LSV 
zwar gern zur Kenntnis, sehe jedoch keine Notwendigkeit, diese im 
SportFG SH zu verankern. Die Notwendigkeit einer kaufmännischen Buch
führung stellt der LSV infrage, da er seine derzeitige Rechnungslegung für 
ausreichend transparent halte. 
 
Der LRH verweist darauf, dass in § 2 SportFG SH als Grundsatz der 
Sportförderung auch das Prinzip der Subsidiarität genannt ist. Das Subsi
diaritätsprinzip wiederum ergibt sich aus dem ebenfalls zu beachtenden 
Wirtschaftlichkeitsgrundsatz. Die Empfehlungen des LRH leiten sich  
hieraus ab.  
 
Des Weiteren weist der LRH auf die in § 6 SportFG SH vorgesehene Eva
luierung des neuen Gesetzes durch das Innenministerium hin. Hierzu hat 
der LRH Empfehlungen für Ergänzungen und Konkretisierungen insbe
sondere zu bereits bestehenden Regelungen in § 5 Abs. 5 SportFG SH 
gegeben. Gemäß § 5 Abs. 5 SportFG SH hat der LSV dem Innenmini-
sterium u. a. seinen geprüften Jahresabschluss vorzulegen. Dieser bildet 
die Grundlage für die Prüfung der Mittelverwendung gerade der dem LSV 
nicht durch Bescheid zugewendeten Mittel durch das Innenministerium.1  
 

  

                                                      
1  LT-Drs. 19/3270, S. 11. 
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Die Umstellung auf eine kaufmännische Buchführung hatte der LRH im 
Übrigen dem LSV schon in seinen Bemerkungen 2007 bei einem damali
gen Haushaltsvolumen von etwa 10 Mio. € empfohlen. 2023 lag das 
Haushaltsvolumen bereits bei über 20 Mio. €. Eine kaufmännische Buch
führung ist gegenüber einer Einnahme-Überschussrechnung vorzugswür
dig, da sie die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vollständig abbildet 
und insbesondere auch zukünftige finanzielle Verpflichtungen sowie Rück
lagenbildungen transparent macht.  
 

14.4 Weitere Feststellungen zur Wirtschaftsführung  
 

14.4.1 Sport- und Bildungszentrum Malente 
 
Der LSV unterhält in Malente ein Sport- und Bildungszentrum (SBZ) mit 
Übernachtungsbetrieb. Hier werden u. a. Lehrgänge der Sportjugend 
Schleswig-Holstein, der Fachverbände und des Bildungswerks durch-
geführt. Die Einnahmen durch die vorgenannten Gruppen machten von 
2019 bis 2023 etwa 51 % der Einnahmen aus Übernachtungen und Ver
pflegung des SBZ aus. Daneben gibt es noch weitere externe Gäste-
gruppen, die das SBZ als Tagungs- und Fortbildungszentrum nutzen. So 
hatten Belegungen anderer Bundesländer mit 17 % den zweitgrößten 
Anteil an den Einnahmen. Danach folgen weitere Gruppen aus Schleswig-
Holstein mit 16 %. 
 
Der LSV führt für das SBZ einen separaten Haushalt und erstellt hierfür 
eigene Kassenberichte, in denen die laufenden Einnahmen und Ausgaben 
erfasst werden. Die Investitionen werden dagegen bis auf wenige Aus
nahmen im Haushalt des LSV geführt. Selbst ohne die Investitionsaus-
gaben reichen die Einnahmen des SBZ aber nicht aus, um die Ausgaben 
zu decken. Das SBZ erhält daher bereits zum laufenden Betrieb jährlich 
Zuschüsse.  
 
Von 2019 bis 2023 beliefen sich die Zuschüsse im jährlichen Durchschnitt 
auf etwa 0,5 Mio. € bei Gesamteinnahmen von durchschnittlich jährlich 
1,5 Mio. €. 
 
Wie die nachfolgende Grafik zeigt, sind die Übernachtungszahlen des SBZ 
2024 gegenüber 2002 deutlich zurückgegangen:  
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Abbildung 12: Übernachtungen SBZ Malente 
Quelle:  Eigene Darstellung, Daten aus Auswertungen des LSV und des LRH 

 
Mit 24.339 Übernachtungen 2024 lag die Bettenauslastung ausgehend 
von 347 Belegungstagen und 140 Betten nur noch bei 50 %. Allerdings hat 
die Zahl der Tagesgäste im SBZ zugenommen. Sie liegt 2024 bei 12.503. 
 
Die Tendenz zu weniger Übernachtungen führt der LSV auf einen sinken
den Anteil von Präsenzveranstaltungen im Bildungssektor zurück. An 
Wochenenden werde durch die Verbände zudem häufiger nur noch eine 
Übernachtung eingeplant, die Verweilzeiten an den An- und Abreisetagen 
dagegen ausgedehnt.  
 
Der LSV verweist des Weiteren auf die Einschränkungen der Corona-
Jahre, die Tendenz zu Einzelzimmern und die Notwendigkeit, Personen 
unterschiedlichen Geschlechts oder unterschiedlicher Gruppen getrennt 
unterzubringen. Im Übrigen sei für den LSV als Steuerungsgröße die Zahl 
der Belegungstage inklusive Tagesgästen ausschlaggebend. 
 
Der LRH empfiehlt dem LSV dennoch, die Angemessenheit der vorgehal
tenen Bettenkapazitäten im SBZ kritisch im Blick zu behalten.  
 
Denn rückläufige Übernachtungszahlungen belasten den wirtschaftlichen 
Betrieb des SBZ. Dazu kommt ein erheblicher Investitionsbedarf. 
 
Ein entscheidender Kostentreiber beim SBZ ist der Schwimmhallenbetrieb. 
Aktuell gibt es an der Schwimmhalle zusätzlich einen erheblichen Investi-
tionsbedarf. Die geschätzten Kosten belaufen sich auskunftsgemäß auf 
etwa 3 Mio. €.  
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Zwar spielen bei dem Betrieb des SBZ nicht allein betriebswirtschaftliche 
Aspekte eine Rolle. Auch sind die durch das SBZ zu erfüllenden Aufgaben 
in Zusammenhang mit den sportpolitischen Zielsetzungen zu berücksichti
gen. Der Betrieb des SBZ ist unter diesen Voraussetzungen dann noch 
vertretbar, wenn die mit den zu erfüllenden Aufgaben zusammenhängen
den Aufwände bzw. Ausgaben in einem angemessenen Verhältnis zum 
Nutzen stehen. Dies ist durch den LSV sorgfältig und ergebnisoffen abzu
wägen. Das bedeutet konkret, dass die mit dem SBZ verfolgten Ziele klar 
definiert werden müssen. Danach ist die Frage zu stellen, ob am Standort 
Malente, mit den dort vorhandenen Trainingsstätten in Anbetracht der 
absehbar notwendigen Investitionen, diese Ziele mit angemessenem Auf
wand erreicht werden können. Dazu müssen bisherige Entwicklungen und 
erkennbare Tendenzen im Hinblick auf die Nutzerbedürfnisse und Ver
weildauern im SBZ datenbasiert analysiert werden. Zu einer vollständigen 
Abwägung gehört auch die Prüfung alternativer Trainingsmöglichkeiten 
und Standorte. 
 
Aus der Autonomie des Sports leitet sich das Recht des LSV zur Selbst
verwaltung und zur Verantwortung in eigenen Angelegenheiten ab. Dies 
umfasst auch die Finanzierungsverantwortung für eigene Einrichtungen 
wie das SBZ in Malente. Erst nachrangig, wenn der LSV im Rahmen sei
ner finanziellen Leistungsfähigkeit absehbar über keine entsprechenden 
Mittel verfügt, käme eine anteilige zusätzliche (Projekt-)Förderung durch 
das Land in Betracht. Hierfür muss die Rechnungslegung des LSV dem 
Innenministerium die erforderlichen Informationen liefern, damit dieses die 
angemessene Eigenbeteiligung des LSV beurteilen und sicherstellen 
kann. Dies schließt auch eine transparente Darstellung ggf. vorhandener 
Rücklagen mit ein. 
 
Der LSV sieht die Empfehlungen als zu weitreichend an. Bei der Bewer
tung des Standorts Malente spielten zudem auch übergreifende Erwägun
gen aus den Bereichen Schule, Hochschule, Kommunen, Integration, Frei
zeitgestaltung, Gesundheit, Lebensqualität, Tourismus, Familie und 
Soziales sowie Stadtentwicklung und Umwelt im Rahmen eines kooperati
ven Ansatzes eine Rolle. Gleichzeitig sei das SBZ zentrale Bildungs- und 
Trainingsstätte des LSV und habe eine besondere Bedeutung für den 
Schwimmsport für Schleswig-Holstein. Es sei zum Landesleistungszent
rum unter anderem für Schwimmen ernannt worden. 
 
Der LRH sieht die Ausführungen des LSV nicht im Widerspruch zu seinem 
Hinweis, dass Investitionen sorgfältige und ergebnisoffene Prüfungen zu 
Aufwand und Nutzen erfordern, in denen auch auf aktuelle Entwicklungs
tendenzen und Nutzerbedürfnisse einzugehen ist. Dies gebietet der 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. 
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14.4.2 Investive Förderung der vereinseigenen Sportstätten durch den Lan
dessportverband 
 
Regelmäßig mit jährlich 1,5 Mio. € stellte das Innenministerium einen 
bestimmten Teil seiner Grundförderung dem LSV per Bescheid zweck-
gebunden für die investive Förderung seiner vereinseigenen Sportstätten 
zur Verfügung. 2020 erhielt der LSV für diesen Zweck zusätzliche Mittel 
von 2,5 Mio. €. 
 
Zwischen 2019 und 2022 hat der LSV jährlich durchschnittlich 190 Förde
rungen an seine Mitgliedsvereine und -verbände zur Förderung von 
Investitionen in die Sanierung, Modernisierung oder den Neubau von 
Sportstätten ausgesprochen.  
 
Damit profitierten knapp 10 % der LSV-Mitgliedsvereine von einer Förde
rung. In mehr als der Hälfte der Fälle belief sich die Förderung auf lediglich 
bis zu 5.000 €. Die Förderquote des LSV liegt regelmäßig bei 20 % der 
zuwendungsfähigen Kosten. Die Kreise und Gemeinden beteiligen sich 
häufig ebenfalls an den Kosten. Gleichzeitig fordert der LSV von seinen 
Vereinen einen Eigenanteil von ebenfalls mindestens 20 %.  
 
Der LRH hat bei der stichprobenartigen Prüfung der Förderfälle fest-
gestellt, dass viele Vereine Schwierigkeiten hatten, den Eigenanteil in der 
geforderten Höhe zu erbringen. 
 
Er weist darauf hin, dass das Land die Fördermittel an den LSV insgesamt 
in den letzten Jahren bereits deutlich erhöht hat. In Verbindung mit diesen 
zusätzlichen Mitteln hätte der LSV z. B. in seinen eigenen Förderbedin
gungen Ausnahmetatbestände zur Eigenbeteiligung der Vereine vorsehen 
können, um finanzschwachen Vereinen den Zugang zur Förderung zu 
erleichtern. Grundsätzlich kann der LSV im Rahmen seines Rechts auf 
Selbstverwaltung und Selbstverantwortung in eigenen Angelegenheiten 
seine Prioritäten selbst setzen.  
 
Der LSV nimmt die Empfehlungen zum Anlass, seine Richtlinien zur 
Eigenkapitaldefinition zu überprüfen. 
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15. Landessportverband: Fehlschlag bei Vereinssoftware 
 
Das Innenministerium hat dem Landessportverband für eine 
Vereinssoftware eine Förderung von 1,4 Mio. € gewährt. Damit 
wollte es die Ehrenamtlichen in den Sportvereinen entlasten. Der 
Landessportverband ging hierzu eine strategische Kooperation 
mit einem anderen Landessportverband ein. 
 
Die Vereinssoftware stellte sich zunehmend als ungeeignet her
aus. Aufgrund geringer Nutzung durch die Vereine beendete der 
Landessportverband Anfang 2025 die Kooperation. Hierdurch 
konnte er knapp 1 Mio. € an das Land zurückzahlen.  
 
Der Landessportverband hätte jedoch schon früher auf Warn-
signale reagieren können und müssen. Im Ergebnis sind trotz 
Teilrückzahlung erhebliche Ressourcen in ein Projekt ohne 
Mehrwert für die Sportvereine geflossen. 
 
Der Landessportverband hätte vor Unterzeichnung der Koopera
tionsvereinbarung mit einem anderen Landessportverband eine 
vergaberechtliche Bewertung vornehmen müssen. Der LRH ver
tritt die Auffassung, dass eine Ausschreibung erforderlich gewe
sen wäre. Er fordert den Landessportverband auf, künftig vor 
Vertragsabschlüssen die vergaberechtlichen Fragestellungen zu 
klären und in einem Vergabevermerk zu dokumentieren.  
 
Das Innenministerium muss den Landessportverband in Zukunft 
bei Projekten mit hohen Investitionen enger begleiten und unter
stützen. 
 

15.1 Ausgangslage 
 
Für das Projekt „Digitalen Wandel des Sports mitgestalten“ gewährte das 
Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport (Innenministe-
rium) dem Landessportverband e. V. (LSV) 2021 eine Sonderförderung 
von 4,2 Mio. €. Hiervon waren 1,4 Mio. € für die Implementierung einer 
Vereinssoftware für die dem LSV angeschlossenen Sportvereine vorge-
sehen.  
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Das Projekt war eines von mehreren Starterprojekten der im Herbst 2020 
von der Landesregierung vorgestellten landesweiten Sportentwicklungs
planung1. Ziel dieses Starterprojekts war es, durch konsequente Digitali
sierung das Ehrenamt in den Sportvereinen zu unterstützen und zu stär
ken.  
 
Gleichzeitig sollten die Sportvereine für ihre Mitglieder attraktiver werden, 
z. B. durch besseres Informationsmanagement und durch eine Sportler-
App.  
 

15.2 Vereinssoftware als Kooperationsprojekt von Landessportverbänden 
 
Bereits früh favorisierte der LSV eine durch einen anderen Landessport
verband erstellte Vereinssoftware. Er begründete dies damit, dass es sich 
hierbei um ein Produkt „aus der Sportfamilie“ handele, welches weitere 
Landessportverbände ebenfalls nutzen würden.  
 
2021 unterzeichneten die beiden Landessportverbände eine erste Koope
rationsvereinbarung. In der Präambel heißt es, kommerzielle Angebote 
von Vereinssoftware wären zu teuer und Softwareverbesserungen 
und -aktualisierungen lägen meist in der Hand dieser kommerziellen 
Anbieter. Somit wäre nicht sichergestellt, dass die spezifischen Belange 
der Sportvereine dauerhaft berücksichtigt würden. Als bessere Alternative 
hierzu sollte  
• die durch eine Tochtergesellschaft des anderen Landessportverbands 

bereits erstellte Vereinssoftware gemeinsam weiterentwickelt werden 
und  

• der LSV deren Nutzung durch schleswig-holsteinische Vereine als Ver
triebspartner der Tochtergesellschaft unterstützen. 
 

Zu diesem Zweck sollte im nächsten Schritt zwischen dem LSV und der 
Tochtergesellschaft eine Vertriebskooperation geschlossen werden.  
 

15.3 Vereinssoftware kann nicht überzeugen 
 
Bereits im ersten Jahr der Kooperation kam es zu Schwierigkeiten und 
Verzögerungen bei der weiteren Programmentwicklung. Etwa zeitgleich 
wurde dem LSV bekannt, dass die Software im anderen Landessportver
band Akzeptanzprobleme hatte. Ebenfalls im zeitlichen Zusammenhang 
nahmen 2 weitere Landessportverbände von einer Zusammenarbeit in 
Bezug auf die Vereinssoftware der Tochtergesellschaft Abstand.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 19/2395. 
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Der LSV selbst ließ die Software Mitte 2022 durch 8 (von etwa 2.500) 
schleswig-holsteinische Vereine testen. Die Rückmeldungen waren durch-
wachsen. Grafisch unterschiedliche Nutzeroberflächen wurden bemängelt. 
Es habe sich so angefühlt, als müssten mehrere verschiedene Programme 
beherrscht werden. 
 
Erst im März 2023 erstellte der LSV einen Preisvergleich mit einer alterna
tiven am Markt erhältlichen Vereinssoftware. Der Vergleich führte zwar zu 
etwa gleich hohen Kosten für eine Vertragslaufzeit von 5 Jahren. Die 
zugrundeliegenden Preismodelle waren jedoch grundverschieden. So 
wurden für die Vereinssoftware der Tochtergesellschaft hohe Fixkosten für 
Lizenzen und Support angesetzt. Demgegenüber berechnete der kom
merzielle Anbieter seine Preise abhängig von der Vereinsgröße und der 
Anzahl der tatsächlich benötigten Lizenzen. Der Preisvergleich beruhte 
ferner auf der Annahme, dass künftig 46 %, also über 1.100 der im LSV 
organisierten Vereine, die Software nutzen würden.  
 
Eine diese Annahme stützende Bedarfsanalyse oder Vorabfrage bei den 
Vereinen führte der LSV jedoch nicht durch.  
 
Mitte 2023 wurde das Projekt und damit auch der Förderzweck auf soge
nannte Verbandsanwendungen, z. B. für die Bestandserhebung, Ver
bandszeitschrift, Sportversicherung, ausgedehnt, was die Vorteilhaftigkeit 
der ausgewählten Lösung noch erhöhe, so der LSV in seinem ent-
sprechenden Antrag an das Innenministerium. Dass hierfür noch umfang
reiche und der Tochtergesellschaft separat zu vergütende Anpassungen 
an die schleswig-holsteinischen Bedürfnisse erforderlich waren, ließ der 
LSV im Antrag unerwähnt. Das Innenministerium stimmte den beantragten 
Änderungen zu.  
 
Hiernach schloss der LSV am 21.07.2023 mit der Tochtergesellschaft 
einen weiteren Lizenz- und Vertriebskooperationsvertrag.  
 
Durch die Rolle des LSV als Vertriebspartner der Tochtergesellschaft 
bestand grundsätzlich die Gefahr von Interessenskollisionen gegenüber 
den ebenfalls vom LSV zu vertretenden Interessen seiner Mitglieds-
vereine. 
 
Eine etwaige aus seiner Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber resultie
rende Ausschreibungspflicht prüfte er bis zu diesem Zeitpunkt nicht.  
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Der LSV hat im Folgenden die Vereinssoftware über seine Verbandszeit
schrift und ab Januar 2024 bei diversen Informationsveranstaltungen 
intensiv beworben. Wiederum gab es in der Folge kritische Rückmeldun
gen von den Vereinen. So erklärten vor allem mittlere und größere Ver-
eine, bereits eine leistungsfähigere Vereinssoftware zu nutzen. Der Preis 
für bestimmte Erweiterungen, wie das Beitragsmanagement, wäre außer
dem zu hoch. Der LSV änderte daraufhin seine Kommunikationsstrategie 
und fokussierte sich auf kleinere Vereine sowie auf Mehrwerte aus noch 
zu entwickelnden Verbandsanwendungen.  
 
Bis Ende 2024 war die Nachfrage der LSV-Vereine nach der Vereinssoft
ware mit weniger als 100 Bestellungen jedoch weiterhin gering. Ein voll
ständig nutzbares Produkt lag bis zu diesem Zeitpunkt auch noch nicht 
vor. 
 
Der LSV hat aus diesem Grund im Januar 2025 den Vertrag mit der Toch
tergesellschaft außerordentlich gekündigt. Diese hat daraufhin Teile der 
erhaltenen Zahlungen an den LSV zurückerstattet. Der LSV hat in der 
Folge seinerseits knapp 1 Mio. € inklusive nicht ausgeschöpfter Restmittel 
in die Landeskasse zurückgezahlt. 
 
Das Innenministerium teilt die Auffassung, dass das Digitalisierungspro
jekt insbesondere im Hinblick auf die äußerst geringen Nutzungszahlen 
ungünstig verlaufen ist. 
 

15.4 Strategische Kooperation ist gescheitert - Warnsignale wurden über
sehen 
 
Der LSV hat während der Prüfung mehrfach auf die strategisch angelegte 
Ausrichtung der Kooperation verwiesen. Er hat nach Erhalt der ausführ-
lichen Prüfungsfeststellungen weiter vorgetragen, dass er seinerzeit die 
Kooperation mit einem bereits im Bereich der Vereins- und Verbandssoft
ware aktiven Partner aus den Landessportverbänden für die wirtschaft
lichste Lösung gehalten habe. Zudem sei er von hohen Nutzungsquoten 
ausgegangen. Erst nach dem 01.01.2024 seien Probleme hinsichtlich des 
Projektfortschritts aufgetreten. Auch habe sich erst dann herausgestellt, 
dass noch Programmergänzungen zur Akzeptanzsteigerung bei den Ver
einen erforderlich gewesen seien. Im weiteren Verlauf hätten Gesprächs
runden der Kooperationspartner eine zunehmende Diskrepanz zwischen 
den unterschiedlichen Vorstellungen offenbart. Aufgrund der vertraglichen 
Konstellationen sei der LSV jedoch faktisch in seinen Einflussmöglichkei
ten eingeschränkt. Er gesteht ein, dass er aus heutiger Sicht eine andere 
Vertragsgestaltung hätte wählen sollen. 
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In seiner Stellungnahme unterstreicht der LSV, dass die Probleme vor 
Abschluss des Lizenz- und Vertriebskooperationsvertrags mit der Tochter
gesellschaft für ihn nicht erkennbar gewesen seien. Zudem wäre deren 
Lösung keineswegs von vornherein aussichtslos gewesen. Erst als sich 
gezeigt habe, dass eine kurzfristige Abhilfe nicht zu erreichen war, habe er 
zum ersten rechtlich möglichen Zeitpunkt den Vertrag gekündigt. 
 
Der LRH begrüßt zunächst, dass der LSV die Möglichkeit der außeror
dentlichen Kündigung genutzt hat und somit knapp 1 Mio. € der gezahlten 
1,4 Mio. € wieder dem Land zugeflossen sind. 
 
Der LRH ist jedoch der Auffassung, dass der LSV vor Abschluss des 
Lizenz- und Vertriebskooperationsvertrags mit der Tochtergesellschaft auf 
Warnsignale, wie Verzögerungen in der Programmentwicklung, Akzep
tanzprobleme im anderen Landessportverband, durchwachsene eigene 
Testergebnisse sowie den Rückzug anderer Landessportverbände, hätte 
reagieren können und müssen. Mindestens hätte er vor Vertragsabschluss 
eine belastbare Bedarfsanalyse oder Vorabfrage bei den Vereinen durch
führen müssen, um den tatsächlichen Bedarf an Lizenzen abschätzen zu 
können. Ohne eine solche war das vertraglich akzeptierte Preismodell mit 
hohen Fixkosten für den LSV riskant und bei geringen Nutzungsquoten 
unwirtschaftlich. Ebenfalls erst nach kritischen Prüfungshinweisen und 
aufgrund der nicht überraschenden geringen Nachfrage kündigte der LSV 
den Vertrag mit der Tochtergesellschaft außerordentlich.  
 

15.5 Vergaberechtliche Grundlagen nicht hinreichend beachtet 
 
Die hinter dem Projekt „Digitalen Wandel des Sports mitgestalten“ 
stehende Intention, die Ehrenamtlichen der Sportvereine mit einer Ver
einssoftware zu unterstützen und hierdurch die Vereine für ihre Mitglieder 
attraktiver zu machen, ist ausdrücklich anerkennungswürdig. Auch eine 
Zusammenarbeit mit einem anderen Landessportverband ist nicht ausge
schlossen, sofern sie im Einklang mit dem durch den LSV in seiner Eigen
schaft als öffentlicher Auftraggeber zu beachtenden Vergaberecht steht. 
Vergaberechtliche Verstöße lagen jedoch vor. 
 
Die Einordnung als öffentlicher Auftraggeber nach § 99 Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)1 hatte der LSV zu Beginn der Prü
fung des LRH grundsätzlich verneint. Im Rahmen einer erst nachlaufenden 
Bewertung stellte sich der LSV auf den Standpunkt, dass die mit dem 
anderen Landessportverband und seiner Tochtergesellschaft vereinbarte 

                                                      
1  Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) vom 26.08.1998, BGBl. I 1998 

S. 1750, 3245, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 05.12.2024, BGBl. I 
2024 Nr. 400. 



138 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Zusammenarbeit den Voraussetzungen einer vergaberechtsfreien horizon
talen Zusammenarbeit gemäß § 108 Abs. 6 GWB entspräche.  
 
In seiner Stellungnahme verweist der LSV auf diese zuletzt einge-
nommene Rechtsposition. Er räumt aber ein, dass hinsichtlich der verga
berechtlichen Zulässigkeit der gewählten Vorgehensweise die Überlegun
gen des LSV im Entscheidungszeitpunkt nicht ausreichend dokumentiert 
worden seien. Dies sei zukünftig verbesserungswürdig.  
 
Der LRH weist demgegenüber darauf hin, dass nach der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs1 bei Verträgen, die ausschließlich 
zwischen öffentlichen Auftraggebern geschlossen werden, kein privater 
Dienstleistungserbringer - hier die Tochtergesellschaft - besser gestellt 
werden darf als seine Wettbewerber. Dass die Tochtergesellschaft in 
einem In-House-Verhältnis zum anderen Landessportverband steht, 
ändert hieran nichts. Davon losgelöst bleiben die vergaberechtlichen Ver
stöße ohnehin durch die Verneinung der Eigenschaft als öffentlicher Auf
traggeber zum Zeitpunkt der Entscheidung und die fehlende Dokumen-
tation bestehen. 
 
Der LRH erwartet, dass der LSV als öffentlicher Auftraggeber künftig 
rechtskonform handelt und insbesondere vergaberechtliche Fragen vor 
einer Entscheidung klärt sowie in einem Vergabevermerk dokumentiert. 
 
Der LRH fordert das Innenministerium auf, den LSV zukünftig bei solchen 
Projekten enger zu begleiten und zu unterstützen. Insbesondere hat das 
Innenministerium zukünftig die Beachtung des Vergaberechts bei so 
bedeutsamen Vorhaben durch den LSV in seiner Eigenschaft als öffent-
licher Auftraggeber auf geeignete Art sicherzustellen.  
 

  

                                                      
1  EuGH, Urteil vom 13.06.2013 - C-386/11 „Piepenbrock“. 
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Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit,  
Technologie und Tourismus 
 

16. DigiBonus-Programme - Starke Hinweise auf Mitnahme-
effekte, dagegen nur zweifelhafte Digitalisierungsfort
schritte  

 
Mit den Förderprogrammen DigiBonus I und DigiBonus II wollte 
das Wirtschaftsministerium während der Corona-Pandemie die 
Digitalisierung in kleinen Unternehmen voranbringen. Hierfür hat 
das Land insgesamt gut 8 Mio. € ausgegeben. 
 
Beide Programme waren geprägt von massiven Mitnahmeeffek
ten. Der LRH bezweifelt, dass die Förderung nennenswerte wirt
schaftliche Impulse auslösen oder den Digitalisierungsgrad der 
schleswig-holsteinischen Wirtschaft spürbar steigern konnte. 
 
Die Förderbedingungen und die Antragsprüfung ließen darüber 
hinaus insbesondere beim DigiBonus I ein Mindestmaß an Miss
brauchsprävention vermissen. Der LRH hat in zahlreichen  
Förderfällen Zweifel, dass die Mittel im Sinne des Zuwendungs
zwecks ausgegeben wurden.  
 
Nach Auslaufen der DigiBonus-Programme hat das Land eine 
neue Richtlinie für Digitalisierungsmaßnahmen in kleinen Unter
nehmen aufgelegt. Diese stellt zwar einige der Konstruktionsfeh
ler der DigiBonus-Programme ab, der LRH rät aber zu weiteren 
Anpassungen, um eine zielgerichtete und bedarfsorientierte  
Förderung sicherzustellen. 
 

16.1 Förderung als Reaktion auf die Corona-Pandemie 
 
Die Programme DigiBonus I und II sind 2021 unter dem Eindruck der 
Corona-Pandemie aufgelegt worden.1 Zielsetzung war es, kleine Unter
nehmen in Schleswig-Holstein bei ihren - teilweise pandemiebedingten - 
Digitalisierungsanstrengungen zu unterstützen. Dabei sollte auf Wunsch 
des Finanzministeriums auch ein Anreiz für die Anschaffung von papier-
losen Kassensystemen gesetzt werden. Zur Finanzierung sollten u. a. 
zusätzliche Fördermöglichkeiten aus dem Europäischen Fonds für  

                                                      
1  Richtlinie zur Förderung niedrigschwelliger Digitalisierungsmaßnahmen in Kleinstunter

nehmen (DigiBonus I Schleswig-Holstein) vom 02.03.2021, Amtsbl. Schl.-H. 2021,  
S. 347 ff., geändert am 26.03.2021, Amtsbl. Schl.-H. 2021, S. 500 sowie Richtlinie zur 
Förderung niedrigschwelliger Digitalisierungsmaßnahmen in kleinen Unternehmen (Digi
Bonus II Schleswig-Holstein) vom 19.07.2021, Amtsbl. Schl.-H. 2021, S. 1347 ff., geän
dert am 09.12.2021, Amtsbl. Schl.-H. 2021, S. 2002 f., zuletzt geändert am 10.01.2022, 
Amtsbl. Schl.-H. 2022, S. 112. 
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regionale Entwicklung (EFRE) zur Bekämpfung der Pandemiefolgen ge
nutzt werden.  
 
Trotz auf Arbeitsebene des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
Technologie und Tourismus (Wirtschaftsministerium) geäußerter Beden
ken bezüglich der Verhältnismäßigkeit des Förderaufwands wurden 
schließlich zwischen 2021 und 2024 gut 8 Mio. € ausgezahlt, davon knapp 
800.000 € Landesmittel für den DigiBonus I und etwa 7,4 Mio. € EFRE-
Mittel für den DigiBonus II. 
 

16.2 DigiBonus I 
 

16.2.1 Förderbedingungen und Antragsverfahren außergewöhnlich groß-
zügig  
 
Der DigiBonus I richtete sich an Kleinstunternehmen mit bis zu 5 Mitarbei
tenden. Gefördert wurden 798 Projekte, die einen Festbetrag zwischen 
500 und 1.000 € ausgezahlt bekamen. Die Fördermöglichkeiten waren 
breit gefasst und beinhalteten u. a. 
• externe Dienstleistungen sowie Software- und Hardware-Investitionen 

für elektronische Kassen-, Meldeschein- und Bestellaufnahmesysteme,  
• die Errichtung oder Anpassung von Internetauftritten und Onlineshops 

sowie 
• die Erstellung von Online-Speisekarten. 
 
Die Zuschüsse sollten möglichst schnell und reibungslos ausgezahlt und 
der Aufwand für die das Programm abwickelnde Investitionsbank-
Schleswig-Holstein AöR (IB.SH) geringgehalten werden. Daher wurde auf 
sonst übliche Standards im Zuwendungsverfahren verzichtet. So konnten 
beispielsweise auch Leistungen abgerechnet werden, die bereits vor 
Antragstellung in Anspruch genommen worden waren. Daneben wurde auf 
jegliche Zweckbindungsfristen verzichtet.  
 
Die IB.SH sollte darüber hinaus nur rudimentäre Antragsprüfungen durch
führen. Insbesondere war von ihr nicht näher zu untersuchen, ob die gel
tend gemachten Ausgaben zum Fördergegenstand passten. Kontrollen zu 
den Fördervoraussetzungen erfolgten nur stichprobenartig und konzen-
trierten sich im Wesentlichen auf einfache Plausibilitäts- und Vollständig
keitsprüfungen. Eine inhaltliche Bewertung der Anträge war nicht vorgese
hen. Förderziele und Förderinhalte spielten im Antragsverfahren somit nur 
eine untergeordnete Rolle. 
 
Das Wirtschaftsministerium führt aus, dass in Anbetracht der außerge
wöhnlichen Umstände schnell wirksame Maßnahmen ergriffen werden 
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mussten, die einen möglichst breiten Kreis von Unternehmen erreichen. 
Eine kompliziertere Ausgestaltung hätte den administrativen Aufwand ver
größert und die Flexibilität des Programms eingeschränkt. 
 

16.2.2 Land fördert vielfach Homepage-Anpassungen und mobile Endgeräte 
 
Etwa 85 % der Förderungen wurden für Maßnahmen im Zusammenhang 
mit dem Internetauftritt oder Onlineshops von Unternehmen gewährt. 
Elektronische Kassensysteme oder digitale Werkzeuge zur Kontaktnach
verfolgung spielten entgegen der Erwartungen nur eine geringe Rolle. 
 
In zahlreichen Fällen wurde lediglich die Anpassung oder Überarbeitung 
der Homepages oder Shops gefördert. Die Förderung floss, obwohl die 
entsprechenden Websites bereits zuvor regelmäßig angepasst oder über
arbeitet worden waren, ohne dass es hierfür einer Subvention bedurft 
hätte. Auch Kosten für Fotos oder die Erarbeitung von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, die auf den Websites eingestellt wurden, wurden 
mit Zuschüssen bedacht.  
 
Unter den geförderten Hardwarebeschaffungen befanden sich 198 mobile 
Endgeräte. 73 dieser Geräte sollen ausschließlich dazu gedient haben, 
den Internetauftritt oder Onlineshop der jeweiligen Förderempfänger zu 
erstellen. Der LRH hält dies für wenig glaubhaft. Es ist nicht ersichtlich, 
welches Förderinteresse das Land mit der Anschaffung von Smartphones 
oder Tablets verfolgt, die dem privaten wie geschäftlichen Alltagsgebrauch 
zuzurechnen sind. Gleiches gilt für in anderen Projekten angeschaffte 
Software-Lösungen wie das Microsoft Office 365-Paket. 
 
In der Gesamtbetrachtung der geförderten Dienstleistungen und Investitio
nen kann der LRH das für die Bewilligung von Zuwendungen erforderliche 
landespolitische Interesse nicht erkennen. Das angestrebte Ziel, mittels 
der Förderung nennenswerte Digitalisierungsfortschritte in der schleswig-
holsteinischen Wirtschaft auszulösen, ließ sich mit den Förderprojekten 
des DigiBonus I nicht erfüllen. 
 
Das Wirtschaftsministerium weist darauf hin, dass es primäre Zielset
zung des Programms gewesen sei, bestimmte Gruppen von Unternehmen 
in besonders schwierigen Zeiten von bestehenden Kosten zu entlasten. 
Ein Digitalisierungssprung sei dagegen nicht zwingend gewesen. 
 
Der LRH erinnert daran, dass es während der Corona-Pandemie diverse 
Unterstützungsformate (u. a. die Überbrückungshilfen des Bundes) gab, 
die gerade kleinen Unternehmen allgemeine Hilfestellungen bei der Über
windung der wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie gewährten.  



142 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Der DigiBonus I hingegen verfolgte das thematische Ziel, Investitionsan
reize für digitale Anwendungen und Geschäftsmodelle zu setzen, um die 
wirtschaftlichen Chancen der Digitalisierung besser nutzen zu können. 
Hierfür war nach Ansicht des LRH ein Großteil der geförderten Maßnah
men nicht geeignet. 
 

16.2.3 Zahlreiche Beispiele für ungewollte Gestaltungsmöglichkeiten und 
zweckwidrige Verwendungen 
 
Das Programm war in seiner Gänze stark von Mitnahmeeffekten geprägt. 
Folgende Beispiele unterstreichen zudem, welche Gestaltungsmöglichkei
ten den Förderempfängern durch die Konzeption der Förderbedingungen 
und des Antragsverfahrens eröffnet wurden: 
 
• Ein Einzelhandelsgeschäft für Sportwaren ließ sich die Einführung einer 

elektronischen Bestellaufnahme fördern. Eingereicht hat es keine 
Rechnungen für Hard- oder Software, sondern lediglich eine Rechnung 
für eine als „Beratung, Erläuterung und Präsentation“ bezeichnete 
Dienstleistung. Rechnungssteller war ein am Markt als Copy Shop auf
tretendes Unternehmen. Der Copy Shop wiederum erhielt ebenfalls 
eine DigiBonus I-Förderung, laut Förderakte für die Erstellung eines 
Internetauftritts. Hierfür stellte umgekehrt das Sportgeschäft eine 
Rechnung für die „Beratung über Vereinsmailing und Überlassung von 
60 E-Mail-Adressen“ an den Copy Shop.  

 
• In 64 Förderfällen wurde ein Online-3D-Rundgang für Geschäftsräume 

bezuschusst. Die Leistung wurde in allen Fällen vom selben Auftrag
nehmer erbracht. Teils besaßen die Zuwendungsempfänger gar keine 
eigene Homepage; dann sollten die Rundgänge auf Social-Media-
Kanälen o. ä. eingestellt werden. In mehreren Fällen konnte der LRH 
durch Internetrecherchen keine entsprechenden Rundgänge mehr fest
stellen. Zahlreiche Förderanträge wiesen zudem - abgesehen von der 
Unterschrift - dieselbe Handschrift auf. Es liegt nahe, dass das auftrag
nehmende Unternehmen die Initiative bei der Antragstellung übernahm 
und die DigiBonus I-Förderung nutzte, um indirekt in größerem Umfang 
an den Fördermitteln zu partizipieren. Daneben ließ es sich direkt für 
die Erneuerung seiner eigenen Homepage mit 800 € fördern. 

 
In den oben genannten Fällen wurden die Mittel jeweils ohne nähere 
Nachweise und ohne weitere Nachfragen der IB.SH ausgezahlt. Die Fälle 
stehen exemplarisch für zahlreiche weitere zweifelhafte Förderungen, die 
der LRH in seiner Prüfung identifiziert hat. 
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Zusammengefasst zeigen die Beispiele, dass das vom Wirtschafts-
ministerium vorgegebene Förderverfahren ein Mindestmaß an Miss
brauchsprävention vermissen ließ und keine ausreichenden Vorkehrungen 
getroffen wurden, um der unwirtschaftlichen Verwendung von Fördermit
teln vorzubeugen. 
 
Das Wirtschaftsministerium stellt klar, dass die in den Verwaltungsvor
schriften zur LHO zugelassenen Vereinfachungsmöglichkeiten genutzt 
worden seien. Zur Missbrauchsprävention sei eine vertiefte Prüfung von 
mindestens 2 % aller vollständigen Anträge vorgesehen gewesen, tatsäch
lich sei eine Stichprobe von 6,4 % vorgenommen worden. Insgesamt seien 
35 % der eingereichten Anträge abgelehnt oder nicht bewilligt worden. 
 
Für den LRH spricht die Vielzahl seiner Prüfungsfeststellungen für sich. 
Der hohe Anteil an nicht bewilligten Förderanträgen ist nach den Prüfungs-
erkenntnissen des LRH hauptsächlich auf technische Schwierigkeiten bei 
der Online-Antragstellung zurückzuführen. In einer Vielzahl von Fällen 
folgten darauf zudem erfolgreiche Zweitanträge. Allgemein weisen Kleinst
förderungen mit weit gefassten Fördergegenständen ein hohes Miss
brauchsrisiko auf. Mittels der oben genannten Prüfungen ließ sich dieses 
offensichtlich nicht hinreichend reduzieren. Sofern eine wirtschaftliche Mit
telverwendung mit vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht sichergestellt 
werden kann, ist auf vergleichbare Programme zu verzichten. 
 

16.3 DigiBonus II 
 

16.3.1 Auch DigiBonus II bietet große Förder-Spielräume 
 
Über den DigiBonus II konnten Unternehmen mit bis zu 20 Mitarbeitenden 
maximal 17.000 € Fördermittel erhalten. Das Programm richtete sich an 
Gewerbetreibende und Freiberufler und stand auch öffentlichen Unter
nehmen offen. Gefördert werden sollten Vorhaben zur Verbesserung der 
IT-Sicherheit und digitaler Geschäftsmodelle sowie zur Digitalisierung von 
Prozessen und Produkten. Es konnten Kosten für Hard- und Software 
sowie externe Dienstleistungen geltend gemacht werden. 
 
Aufgrund der höheren Fördersummen und des Einsatzes von EFRE-
Mitteln fiel das EU-seitig vorgegebene Förderverfahren etwas strikter aus 
als im DigiBonus I. So führte die mit der Abwicklung beauftragte Wirt
schaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH 
(WT.SH) eine umfangreichere Belegprüfung durch. Außerdem galten das 
übliche Verbot des vorzeitigen Maßnahmenbeginns und Zweckbindungs
fristen von 3 Jahren. Die geförderte Hard- und Software sollte außerdem 
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über eine gebräuchliche Anwendung hinausgehen, um die digitale Trans
formation zu beschleunigen.  
 
Mehr als zwei Drittel der 810 Förderfälle hatten die Digitalisierung von 
Prozessen zum Inhalt. Aufgrund der recht allgemein gehaltenen Fest-
legung der Förderkriterien wurde ein breites Spektrum an Maßnahmen 
bezuschusst. Zu hinterfragen ist dabei, inwieweit die in der Richtlinie 
genannten Anwendungen wie Dokumentenmanagementsysteme oder 
Programme zum Customer-Relationship-Management nicht inzwischen als 
gängige betriebswirtschaftliche Instrumente auch kleiner Unternehmen 
anzusehen sind. Außerdem wurden in diversen Fällen Wirtschaftsgüter als 
sogenannte Peripheriegeräte zur Hardware angeschafft, bei denen dem 
LRH deren Beitrag zur Digitalisierung von Unternehmensprozessen unklar 
bleibt. Dies gilt beispielsweise für die Förderung einer Kantenanleim-
maschine einer Tischlerei oder den Fahrsimulator einer Fahrschule.  
 

16.3.2 Starke Hinweise auf Mitnahmeeffekte, dagegen nur zweifelhafte Digi
talisierungsfortschritte  
 
Besonders auffällig ist beim DigiBonus II die Häufung bestimmter Anschaf
fungen für den Empfängerkreis der freien Berufe. Bei den nachfolgenden 
Beispielen bezweifelt der LRH den Anreizeffekt und den über gebräuch-
liche Anwendungen hinausgehenden Digitalisierungsimpuls der Förde
rung: 
 
• In 27 Fällen wurden sogenannte Intraoralscanner bzw. neue Röntgen

geräte mit digitaler Bildanzeige für Zahnarztpraxen gefördert. Bei 2 Fäl
len handelte es sich dabei um nicht förderfähige Ersatzbeschaffungen.  
 

• Es wurden 52 Apotheken gefördert. In vielen Fällen wurden dabei 
Kommissionierautomaten bezuschusst, mit denen die Warenausgabe 
an die Kunden unterstützt wird. Entsprechende Automaten sind mittler
weile seit Jahrzehnten auf dem Markt und in tausenden Apotheken im 
Einsatz. 
 

• Unter den Empfängern waren auch 33 Steuerberatungskanzleien. In 
vielen Fällen wurden dabei Zuschüsse für Zusatzmodule der bereits 
bestehenden DATEV-Steuerberatungssoftware gezahlt. Auch Scanner 
zur Aktenarchivierung oder die Anschaffung von Notebooks befanden 
sich unter den Förderfällen. 

 
Der LRH hält es für verfehlt, mittels eines Digitalisierungsprogramms Wirt
schaftsgüter zu bezuschussen, die der üblichen Ausstattung einer moder
nen Steuerberatungskanzlei, Zahnarztpraxis oder Apotheke entsprechen. 
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Es ist weder davon auszugehen, dass die Anschaffungen ohne die 
Zuschüsse unterblieben wären, noch ist von entsprechenden Standard-
investitionen ein Digitalisierungsschub für die schleswig-holsteinische 
Wirtschaft zu erwarten.  
 
Gleiches gilt für Fälle, in denen öffentliche Unternehmen von der Förde
rung profitierten. So wurden etwa 9.000 € für das Software-Programm 
einer kreiseigenen Wirtschaftsförderungsgesellschaft und 5.000 € für die 
digitale Datenaufbereitung eines von mehreren Gemeinden und einem 
Kreis getragenen Tourismusvereins gezahlt.  
 
Insgesamt ist es dem Wirtschaftsministerium mit dem DigiBonus II nicht 
gelungen, die in der Richtlinie genannten Ziele der digitalen Transforma-
tion und der Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-
Pandemie effizient zu adressieren. Zu oft wurden für den gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb des Förderempfängers typische Investitionen bezu
schusst. Zudem waren auch gerade Berufszweige unter den Begünstigten, 
die keinen besonderen Härten während der Pandemie ausgesetzt waren, 
sondern im Gegenteil sogar einen Anstieg der Nachfrage nach ihren 
Dienstleistungen verzeichnen konnten. 
 
Das Wirtschaftsministerium räumt ein, dass die Einschätzung des LRH 
zu Mitnahmeeffekten nachvollziehbar sei. Dies gelte auch für den Hinweis, 
dass Freiberufler und Standardinvestitionen nicht durch Digitalisierungs
programme gefördert werden sollten. Allerdings greife die Annahme zu 
kurz, dass alle geförderten Investitionen ohnehin getätigt worden wären. 
Das Wirtschaftsministerium betont daher, dass das Programm insbeson
dere kleinen Unternehmen in der schwierigen Corona-Zeit in vielen Fällen 
einen wichtigen Impuls für die Digitalisierung gegeben und die Unterneh
men in ihrer Transformation unterstützt habe. 
 
Der LRH hält es auch in wirtschaftlich herausfordernden Zeiten für gebo
ten, Fördermittel auf jene Bereiche zu konzentrieren, in denen sie mög
lichst spürbare Anreizeffekte auslösen. Er bezweifelt, dass dies beim Digi
Bonus II gelungen ist und plädiert dafür, die Gefahr offenkundiger 
Mitnahmeeffekte bei künftigen Förderprogrammen stärker in den Blick zu 
nehmen. 

  



146 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

16.4 Neue Einstiegsförderung für Digitalisierungsmaßnahmen zielgerich
teter ausgestalten 
 
Mittlerweile hat das Wirtschaftsministerium seine Digitalisierungsförderung 
mit der Richtlinie zur Förderung von Digitalisierungsmaßnahmen in kleinen 
Unternehmen (DKU) fortgesetzt.1 Für die Richtlinie sind bis zum Ende der 
Programmlaufzeit 2029 weitere 6 Mio. € EFRE-Mittel vorgesehen. Kon-
krete Prüfungserfahrungen hierzu liegen noch nicht vor.  
 
Positiv anzumerken ist, dass mit der DKU-Richtlinie bereits auf einige 
Konstruktionsfehler der DigiBonus-Programme reagiert wurde. So wurde 
die Förderung auf gewerbliche Unternehmen beschränkt und es wurde 
eine Positiv- und Negativliste förderfähiger Ausgaben erstellt. Andererseits 
wurde der potenzielle Empfängerkreis auf Unternehmen mit bis zu 50 Mit
arbeitenden ausgeweitet. 
 
Die Erfahrungen mit den DigiBonus-Programmen sowie die konkrete Aus
gestaltung der DKU-Richtlinie lassen erwarten, dass auch über diese 
Richtlinie Investitionen und Maßnahmen bezuschusst werden, die mittler
weile gängigen betriebswirtschaftlichen Standards entsprechen. Um die 
der Förderung inhärente Gefahr der Mitnahmeeffekte zu verringern, 
schlägt der LRH vor, folgende Anpassungen der DKU-Richtlinie zu prüfen: 
• Begrenzung der Zuwendungsempfänger auf Unternehmen mit bis zu 

20 Mitarbeitenden. 
• Expliziter Ausschluss von öffentlich beherrschten Unternehmen sowie 

gewerblichen Nebenerwerbstätigen. 
• Konzentration der Förderung auf die externe Beratung zu anspruchs

volleren Digitalisierungsmaßnahmen und vollständiger Verzicht auf die 
Förderung gängiger Hard- und Softwaresysteme.  

 
So könnte verhindert werden, dass Unternehmen mit substanzieller Mitar
beiterzahl weiterhin Zuschüsse für die Anschaffung allgemein gebräuch-
licher Systeme erhalten. Die Förderung sollte stattdessen in Projekte 
fließen, die nennenswerte Digitalisierungseffekte auslösen und bei denen 
die wirtschaftlichen Möglichkeiten zur vollständig eigenfinanzierten Umset
zung am geringsten sind. 
 
Das Wirtschaftsministerium weist darauf hin, dass die im Nachfolgepro
gramm DKU vorgenommenen Anpassungen bereits darauf abzielten, die 
Mittel gezielter und bedarfsgerechter einzusetzen. So werde die Förderung 
mit einer zwingenden Beratungsleistung verknüpft und die Bezuschussung 

                                                      
1  Richtlinie zur Förderung von Digitalisierungsmaßnahmen in kleinen Unternehmen (DKU) 

vom 20.04.2023, Amtsbl. Schl.-H. 2023, S. 1237 ff., geändert am 30.11.2023, Amtsbl. 
Schl.-H. 2023, S. 3000 f., zuletzt geändert am 29.04.2024, Amtsbl. Schl.-H. 2024, 
S. 641 f. 
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eigener Personalkosten eingeschränkt. Zu den weiteren Anpassungsvor
schlägen des LRH führt das Wirtschaftsministerium aus, dass die Begren
zung auf Unternehmen mit 20 Mitarbeitenden die Zielgenauigkeit der För
derung zwar erhöhen könnte, gleichzeitig würden dadurch aber größere 
Mittelständler von der Förderung ausgeschlossen. Dies sei gerade in 
Branchen nicht gewollt, in denen Digitalisierung auch für größere Unter
nehmen von zentraler Bedeutung sei. Der Vorschlag, öffentlich 
beherrschte Unternehmen sowie gewerblich Nebenerwerbstätige von der 
Förderung auszuschließen, werde in Abstimmung mit dem Dienstleister 
auf Basis der bisher gemachten Erfahrungen geprüft. Eine Konzentration 
der Förderung auf die externe Beratung anspruchsvollerer Projekte werde 
nicht angestrebt. Gerade kleine Unternehmen benötigten nicht nur eine 
Beratung, sondern auch finanzielle Unterstützung für die technische 
Umsetzung. Es werde daher eine Kombination aus Beratungs- und 
Umsetzungsförderung als sinnvoll erachtet. Auch ein vollständiger Aus
schluss der Förderung gängiger Hard- und Softwaresysteme sei nicht vor
gesehen, da in bestimmten Fällen auch solche Systeme Fortschritte mit 
sich bringen könnten. 
 
Der LRH hält an seinen Empfehlungen fest. Die Eröffnung weitreichender 
und auf die Abdeckung jeder Eventualität ausgerichteter Fördermöglichkei
ten mag die Flexibilität der Förderung erhöhen. Sie verhindert aber eine 
Konzentration auf jene Projekte, bei denen Förderbedarf, wirtschaftliche 
Potenziale und die Verbesserung digitaler Betriebsabläufe für das Unter
nehmen als Ganzes am größten sind.  
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17. Betriebliche Innovationsförderung - Einsparpotenzial bei 
Zuschüssen an Großunternehmen nutzen und Förder-
wirkungen besser erheben 

 
Zwischen 2014 und 2022 hat das Land etwa 40 Mio. € für die 
betriebliche Innovationsförderung bereitgestellt. Die Mittel  
flossen in die betriebliche Forschung und Entwicklung und in 
Prozess- und Organisationsinnovationen. 
 
Der LRH hat bei einigen gescheiterten Projekten festgestellt, 
dass offenkundige Risiken im Antragsverfahren nicht hin-
reichend berücksichtigt wurden. Daneben wurden Vorhaben von 
Großunternehmen unterstützt, deren Förderbedarf der LRH 
bezweifelt. Bei den geförderten Prozessinnovationen wurden 
meist gängige Verfahren statt der geforderten sprunghaften 
Neuerungen bezuschusst.  
 
Die wirtschaftlichen Effekte der Förderung waren schwer fass
bar, da keine umfassende Erfolgskontrolle stattgefunden hat. 
Auffällig ist: Die vom LRH geprüften Fälle hatten nur im Aus
nahmefall neue Patente zum Ergebnis. 
 
Der LRH empfiehlt, den Innovationscharakter und die Erfolgs
chancen der Projekte im Antragsverfahren strenger zu überprü
fen. Die Zuschüsse für Großunternehmen sollten eingeschränkt 
werden, nicht zuletzt aufgrund der seit 2020 vorhandenen För
dermöglichkeiten über die Forschungszulage des Bundes. 
Daneben muss bei allen Förderungen besser überprüft werden, 
ob die Innovationsziele nach Abschluss der Projekte erreicht 
werden. 

 
17.1 Umfangreiche Förderung für Produkt-, Prozess und Organisations-

innovationen 
 
Über die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
betrieblicher Forschung, Entwicklung und Innovation (BFEI-Richtlinie)1 
sowie die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
betrieblicher Prozess- und Organisationsinnovationen (POI-Richtlinie)2 
wurden zwischen 2014 und 2022 etwa 40 Mio. € bewilligt. 29 Mio. € der 

                                                      
1  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung betrieblicher Forschung, 

Entwicklung und Innovation (BFEI-Richtlinie) vom 30.11.2015, Amtsbl. Schl-H. 2015, 
S. 1420 ff. 

2  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung betrieblicher Prozess- und 
Organisationsinnovationen (POI-Richtlinie) vom 30.11.2015, Amtsbl. Schl.-H. 2015, 
S. 1426 ff. 
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Fördermittel stammten aus dem Europäischen Fonds für regionale Ent
wicklung (EFRE) und 11 Mio. € aus der hälftig von Bund und Land finan
zierten Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts
struktur“ (GRW). Abgewickelt wurden die Programme von der Wirtschafts-
förderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH (WT.SH).  
 
Mit der BFEI-Richtlinie sollten Produktinnovationen sowie die Entwicklung 
neuer Verfahren und Dienstleistungen von Unternehmen aller Größen
klassen unterstützt werden. Der maximale Fördersatz lag in Abhängigkeit 
der Unternehmensgröße und der Forschungsintensität zwischen 25 und 
70 %. Von den gesamten Fördermitteln entfielen zwei Drittel auf Projekte 
der BFEI-Richtlinie. Das restliche Drittel wurde für Vorhaben der POI-
Richtlinie verwendet, über die Prozess- und Organisationsinnovationen 
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) bezuschusst wurden. Hier lag 
der maximale Fördersatz einheitlich bei 50 %.  
 

17.2 Förderungen nach der BFEI-Richtlinie 
 

17.2.1 Nicht alle Projekte waren förderwürdig 
 
Grundsätzlich hat die WT.SH die Fördermittel gemäß den formalen 
Zuwendungsvoraussetzungen bewilligt und deren Verwendung im Verfah
ren regelmäßig überprüft. Aus Sicht des LRH hat sie sich im Antragsver
fahren aber des Öfteren zu sehr auf die oft betont optimistischen Angaben 
der Zuwendungsempfänger verlassen. Dies betrifft den Innovationscharak
ter und die wirtschaftlichen Potenziale der insgesamt 85 Förderprojekte.  
 
Unter den 17 vom LRH geprüften Fällen waren einige, die nicht zum Erfolg 
geführt haben und bei denen bereits die Antragsunterlagen Zweifel an den 
Projektaussichten hätten auslösen müssen. Zu nennen ist beispielsweise 
ein Projekt, mit dem ein energieeffizientes Antriebssystem für Radlader 
entwickelt werden sollte. Angestrebt wurde, eine Höchstgeschwindigkeit 
von 100 km/h gegenüber den bisher gängigen maximal 40 km/h zu 
erreichen, was vor dem Hintergrund der technischen Gegebenheiten als 
wenig realistisch anzusehen ist. Eine kritische Auseinandersetzung mit 
derartig auffälligen Zielvorstellungen war den Bewilligungsunterlagen nicht 
zu entnehmen. Das Projekt wurde schließlich wegen technischer Schwie
rigkeiten vorzeitig beendet. Zu dem Zeitpunkt waren 252.388 € der 
ursprünglich bewilligten 480.583 € Fördermittel ausgezahlt. 
 
In einem weiteren Fall hatte das Mutterunternehmen des Zuwendungs
empfängers die finanzielle Unterstützung eines Innovationsprojekts  
aufgrund zu geringer wirtschaftlicher Erfolgsaussichten abgelehnt.  
Die WT.SH hinderte das nicht daran, den Antrag für das Vorhaben als  
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förderwürdig anzuerkennen und Mittel zu bewilligen. Auch dieses Projekt 
wurde nicht wie geplant zum Abschluss gebracht. Mangelnde Marktnach
frage und die schwierigen Bedingungen während der Corona-Pandemie 
wurden als Gründe aufgeführt. Aufgrund des Projektabbruchs wurden 
letztlich nur 14.050 € der bewilligten 214.155 € ausgezahlt.  
 
Der LRH ist sich bewusst, dass Innovationsprojekten die Gefahr des 
Scheiterns immanent ist. Er erwartet aber, dass im Bewilligungsprozess 
eine angemessene Risikoabwägung stattfindet und auch dokumentiert 
wird. Bei deutlichen Warnsignalen sind Anträge abzulehnen. 
 
Das Wirtschaftsministerium betont, dass die WT.SH vor jeder Bewilli
gung Recherchen zum Innovationspotenzial durchführe. Dies sei in der 
Vergangenheit nicht immer im erforderlichen Umfang dokumentiert wor
den. Es werde sichergestellt, dass Entscheidungen künftig nachvollziehbar 
und umfassender dokumentiert würden. Dabei sei es unausweichlich, dass 
auch risikoreiche Projekte unterstützt würden, sodass nicht jedes Vorha
ben zum gewünschten Ergebnis führe. Wären ausschließlich risikofreie 
Projekte förderfähig, bestünde keine Notwendigkeit staatlicher Förderung. 
 
Der LRH hat gegen eine Förderung risikobehafteter Projekte keine grund
sätzlichen Einwände. Im Antragsprozess sollten aber bei überwiegenden 
Zweifeln an den Realisierungschancen Förderungen auch abgelehnt wer
den. 
 

17.2.2 Zweifelhafte Wohltaten für Großunternehmen 
 
Bei Förderungen an Großunternehmen sollte besonders intensiv auf die 
Förderinhalte und den Innovationscharakter geachtet werden. In der Regel 
haben Großunternehmen einen besseren Zugang zu Finanzierungsmitteln 
als KMU und verfügen oftmals über gut ausgestattete Forschungs- und 
Entwicklungsabteilungen. Mittels Fördermitteln zusätzliche Anreize für ent
sprechende Ausgaben zu setzen, ist daher aus Sicht des LRH bei Unter
nehmen dieser Größenklasse weniger dringlich als bei KMU. 
 
Die Förderung aus der BFEI-Richtlinie hat dieser Tatsache aus Sicht des 
LRH nicht ausreichend Rechnung getragen. So wurden beispielsweise in 
2 Fällen Förderungen an Großunternehmen im Nachgang zu Gesprächen 
des Wirtschaftsministeriums mit den Unternehmensgeschäftsführungen in 
die Wege geleitet. Unterstützt durch die WT.SH wurden Projektanträge 
erarbeitet, um den Förderbedingungen der BFEI-Richtlinie zu entsprechen. 
Dabei spielte auch eine Rolle, dass anderweitige öffentliche Mittel nach 
den Förderregularien nicht bereitstanden. Einen besonderen und über die 
laufenden Entwicklungsarbeiten der jeweiligen Unternehmen hinausge
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henden Innovationscharakter der Projekte kann der LRH allerdings nicht 
erkennen.  
 
In einem dieser Fälle ist die Förderung nach Einschätzung des LRH 
zudem im Wesentlichen als eine Kompensation für die zuvor getroffene 
Standortentscheidung des Unternehmens anzusehen. Das Unternehmen 
hatte seinen Sitz nach Schleswig-Holstein verlegt. In der Folge wurde dem 
Unternehmen die letztlich bewilligte Fördersumme unverbindlich in Aus
sicht gestellt. Dies geschah, bevor der Förderantrag überhaupt in Ansät
zen ausgearbeitet war. Die später vorgebrachte Begründung für die För
dernotwendigkeit (Finanzbedarf aufgrund hoher Umzugskosten) überzeugt 
den LRH nicht. Sowohl vor als auch nach der Betriebsverlagerung konnte 
das Unternehmen einen Milliardenumsatz sowie Gewinne im dreistelligen 
Millionenbereich vorweisen. Die laufenden Entwicklungsarbeiten hätten 
somit auch problemlos ohne die gesonderte Förderung von 2 Mio. € 
geleistet werden können.  
 
Das Wirtschaftsministerium ist der Auffassung, dass eine Förderung von 
Großunternehmen weiterhin sinnvoll und in Teilbereichen sogar notwendig 
sei. Staatliche Unterstützung könne Großunternehmen dazu bewegen, 
auch in bahnbrechende aber risikoreiche Innovationen zu investieren. In 
bestimmten Schlüsselbereichen könne es im Interesse des Staates sein, 
Innovationen zu unterstützen, um die technologische Souveränität und 
internationale Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. 
 
Der LRH kann die oben aufgeführten Gründe für Förderungen an Groß-
unternehmen im Grundsatz nachvollziehen. Er kann sie allerdings nicht mit 
den oben genannten Einzelfällen in Einklang bringen, da hier weder 
außergewöhnliche Neuerungen gefördert noch Investitionen in Schlüssel
technologien unterstützt wurden.  
 

17.2.3 Wirkungen der Förderung auf die Innovationskraft Schleswig-
Holsteins unklar 
 
Die wirtschaftlichen und innovationspolitischen Wirkungen der Förderung 
waren nur schwer fassbar. Für die Berichterstattungen gegenüber der 
EU-Kommission wurden zwar die neu geschaffenen Arbeitsplätze und neu 
eingestellten Wissenschaftler im Projekt abgefragt. Die von den Unter
nehmen gemachten Angaben waren aber teils widersprüchlich, wurden 
nicht überprüft und hatten im Hinblick auf die Innovationswirkungen auch 
nur eine geringe Aussagekraft. 
 
Daneben mussten die Unternehmen Verwertungsberichte an die WT.SH 
abgeben. Darin machten sie u. a. Angaben dazu, welchen Stellenwert das 
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Projekt für sie hatte und wie mit eventuellen Schutzrechten der Innovatio
nen umgegangen wurde. Diese Berichte wurden aber nicht aggregiert 
ausgewertet. So lagen beispielsweise keine Informationen darüber vor, in 
wie viel Prozent der Fälle erfolgreich ein neues Produkt am Markt platziert 
werden konnte oder wie viele Patente im Zuge der Förderung neu ange
meldet wurden. Der LRH hält dies für ein Versäumnis. Denn letztlich wur
den mit der Förderung genau solche Zielsetzungen wie die Einführung 
neuer Produkte oder die Erhöhung der als zu niedrig eingestuften Patent-
intensität der schleswig-holsteinischen Wirtschaft verfolgt.  
 
Bezüglich der 17 im Detail geprüften BFEI-Förderprojekte hat der LRH 
festgestellt, dass nur in 2 Fällen Patente angemeldet wurden. Dass offen
bar nur wenige schützenswerte Ergebnisse erzielt worden sind, relativiert 
aus Sicht des LRH die angestrebten Innovationswirkungen der Förderung. 
 
Das Wirtschaftsministerium verweist auf die Schwierigkeit, die Erfolge 
von Innovationsförderung anhand klassischer Kennziffern wie Umsatz- 
oder Arbeitsplatzzahlen zu messen. Gründe seien, dass die Innovationen 
oft erst langfristige Wirkungen erzielten und sie oft schwer quantifizierbare 
Folgeeffekte auslösten. Die Anzahl der Patente sage wenig über die tat
sächlichen Wirkungen und Erfolge einer Innovation aus. Das Thema solle 
im Rahmen der Programmevaluierungen des EFRE aufgegriffen werden. 
Es werde geprüft, ob die bei der WT.SH vorhandenen Informationen bes
ser ausgewertet werden könnten. 
 
Der LRH hält eine systematischere Analyse der Verwertungsberichte 
durch die WT.SH für einen notwendigen und gangbaren Weg, um zusätz-
liche Erkenntnisse zu den tatsächlichen Wirkungen der betrieblichen Inno
vationsförderung zu gewinnen.  
 

17.3 POI-Förderungen unterstützen zu oft Standardinstrumente statt ech
ter Neuerungen 
 
Durch die Förderung von Prozess- und Organisationsinnovationen sollten 
gemäß der POI-Richtlinie sprunghafte Leistungssteigerungen im Unter
nehmen ausgelöst werden. Einfache Ersatzinvestitionen bestehender 
Systeme sowie regelmäßige Veränderungen in der Unternehmenspraxis 
waren nicht förderfähig. Nach dem Prüfungseindruck des LRH kamen 
diese Vorgaben im Bewilligungsprozess nicht ausreichend zum Tragen. 
Stattdessen wurden gemäß den Förderakten überwiegend Projekte geför
dert, die die Optimierung vorhandener technischer Systeme und Verfahren 
beinhalteten. 
So wurden in einem Fall Notebooks und die eigene Entwicklung einer auf 
der Tabellenkalkulationssoftware Excel aufbauenden Applikation bezu
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schusst. Hierdurch sollte ein besserer Informationsaustausch mit Kunden, 
Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern gewährleistet werden. Der LRH 
erkennt hierin keine wesentliche Neuerung oder Innovation, die einer 
öffentlichen Unterstützung bedarf. Ähnliches gilt für Zuschüsse für die 
Anschaffung und Einrichtung von Systemen für das Customer Relationship 
Management (CRM) oder das Enterprise Resource Planning (ERP). Bei 
solchen zur Kundenpflege und Ressourcenplanung eingesetzten Syste
men handelt es sich mittlerweile um gängige betriebswirtschaftliche Instru-
mente. Diese sollten aus Sicht des LRH nicht als besondere Innovation mit 
dem Potenzial für sprunghafte Leistungssteigerungen gefördert werden. 
 
In 5 der im Detail geprüften 8 Förderfälle wurden zudem als Projekt-
bestandteil Notebooks und Tablets angeschafft und die Kosten im Wege 
der Abschreibung für Abnutzung berücksichtigt. Für den LRH handelt es 
sich hierbei um einfache Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen, die gemäß 
Richtlinie nicht förderfähig waren. 
 
Das Wirtschaftsministerium hält die POI-Förderung für notwendig, auch 
wenn die Projekte auf den ersten Blick eher als routinemäßige Anpassun
gen betrieblicher Abläufe wahrgenommen werden könnten. Es würden nur 
Anpassungen gefördert, die für die langfristige Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen unerlässlich seien. Der Innovationsbegriff der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) stufe außer
dem auch solche Tätigkeiten als Innovation ein, die nicht für den Markt, 
sehr wohl aber für das jeweilige Unternehmen neu seien. Prozess- und 
Organisationsinnovationen bereiteten oftmals den Boden für weiter-
führende technologische Neuerungen, weshalb die Förderung aus wirt-
schaftspolitischer Sicht gerechtfertigt sei. 
 
Der LRH hat die Förderprojekte an den Vorgaben der Förderrichtlinie 
gemessen und hält daher an seiner Einschätzung fest, dass die von ihm 
geprüften Projekte kaum das Potenzial für die gewünschten sprunghaften 
Leistungssteigerungen beinhalteten. Er gibt zu bedenken, dass eine allzu 
weiche Auslegung des Innovationsbegriffs in der Bewilligungspraxis die 
Gefahr der Beliebigkeit von Förderungen beinhaltet. 
 

17.4 Förderung zukünftig noch stärker auf kleine und mittlere Unterneh
men fokussieren und Innovationswirkungen besser erfassen 
 
Seit 2023 wird die betriebliche Innovationsförderung über eine gemein-
same Richtlinie für Produkt-, Organisations- und Prozessinnovationen 
abgewickelt. Die Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur För
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derung von betrieblichen Innovationen (BIF-Richtlinie)1 fasst dabei im 
Wesentlichen die Tatbestände der bisherigen BFEI- und POI-Richtlinie in 
einem Umfang von 26 Mio. € bis Ende 2029 zusammen. 
 
Wie oben ausgeführt, sollten der Innovationscharakter und die Erfolgsaus
sichten beantragter Projekte im Bewilligungsverfahren künftig strenger 
überprüft werden. Daneben gibt der LRH im Hinblick auf die Richtlinien
vorgaben und die Erfolgskontrolle folgende Empfehlungen: 
 
• Unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten ist ein restriktiverer Umgang 

bei der Förderung von Großunternehmen geboten. Hierbei ist auch zu 
berücksichtigen, dass Unternehmen aller Größenklassen seit 2020 
Anspruch auf die Forschungszulage des Bundes haben.2 Mit der For-
schungszulage können Großunternehmen für Projekte der sogenann-
ten experimentellen Entwicklung sowie der industriellen Forschung3  
eine Gutschrift von jeweils 25 % der förderfähigen Kosten im Zuge der 
Festsetzung der Einkommen- oder Körperschaftssteuer erhalten. Fällt 
die Steuerlast niedriger aus als der Förderanspruch, wird die Differenz 
ans Unternehmen ausgezahlt. Abgesehen von leichten Unterschieden 
bei der Bemessungsgrundlage der förderfähigen Kosten erhalten Groß-
unternehmen für Projekte der experimentellen Entwicklung über die 
Forschungszulage den gleichen Fördersatz wie bei der Landes-
förderung über die BIF-Richtlinie. Lediglich bei Projekten der indus-
triellen Forschung bietet die Landesförderung mit einem Satz von bis 
zu 50 % damit nennenswerte Vorteile. Sofern nicht in Gänze auf die 
Landesförderung von Großunternehmen verzichtet werden soll, plädiert 
der LRH dafür, diese zumindest auf Projekte industrieller Forschung zu 
beschränken. Für die anderen Projekte könnte auf die Forschungszu-
lage verwiesen werden. Entsprechend könnten die EFRE- und GRW-
Mittel des Landes geschont und für andere Maßnahmen eingesetzt 
werden. Darüber hinaus geben die neuen Fördermöglichkeiten der 
Forschungszulage aus Sicht des LRH Anlass, Umfang und Bedarf der 
betrieblichen Innovationsförderung des Landes grundsätzlich zu hinter
fragen. 
 

                                                      
1  Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von betrieblichen 

Innovationen (BIF-Richtlinie) vom 18.11.2022, Amtsbl. Schl.-H. 2022, S. 1722 ff., geän
dert am 01.12.2023, Amtsbl. Schl.-H. 2023, S. 3002 ff. 

2  §§ 1 ff. des Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung (For
schungszulagengesetz) vom 14. 12.2019 (BGBl. I 2019 S. 2763) zuletzt geändert am 
27.03.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 108). 

3  Bei der experimentellen Entwicklung und der industriellen Forschung handelt es sich um 
Definitionen für Forschungskategorien, auf deren Grundlage u. a. im EU-Beihilferecht die 
maximal zulässigen Fördersätze festgelegt werden. Projekte der experimentellen Ent
wicklung sind weniger forschungsintensiv als solche der industriellen Forschung, weshalb 
die maximal zulässigen Fördersätze entsprechend niedriger ausfallen. 
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• Es sollten aussagekräftige Indikatoren zu den Innovationserfolgen 
erhoben werden. Nur so lässt sich einschätzen, ob mit dem Programm 
die wesentlichen Förderziele erreicht werden. Beispielsweise soll die 
Förderung dazu beitragen, neue Produkte auf den Markt zu bringen 
sowie die geringe Patentintensität der Wirtschaft in Schleswig-Holstein 
zu erhöhen. Von daher ist es geboten, die Anzahl der im Zusammen
hang mit den Förderprojekten erfolgreich am Markt platzierten Produkte 
sowie der angemeldeten Patente zu ermitteln. 
 

• Angesichts der Prüfungserkenntnisse zu den geförderten Prozess- und 
Organisationsinnovationen hat der LRH Zweifel, dass mit den Förde
rungen nennenswerte wirtschaftliche Wirkungen erzielt werden. Ohne 
eine stringentere Bewilligungspraxis drohen weiterhin Zuschüsse für 
die routinemäßige Anpassung betrieblicher Abläufe zu fließen. Grund
stürzende Neuerungen zur Verbesserung der unternehmerischen 
Wettbewerbsfähigkeit lassen sich so nicht initiieren. Notwendigkeit und 
Förderbedingungen der Zuschüsse für Prozess- und Organisations-
innovationen sollten vor diesem Hintergrund überdacht werden. 

 
Das Wirtschaftsministerium betont, dass die betriebliche Innovationsför
derung bereits jetzt vorrangig auf die Unterstützung von KMU ausgerichtet 
sei. Um diesen Schwerpunkt zu stärken, sei in der BIF-Richtlinie ein 
zusätzliches, niedrigschwelliges Modul eingeführt worden. Die Förderung 
von Großunternehmen spiele lediglich eine untergeordnete Rolle. Um 
sicherzustellen, dass die Förderung weiterhin zielgerichtet und angemes
sen bleibe, werde sich das Fachreferat intensiv mit der Thematik ausei
nandersetzen und die bestehenden Fördervoraussetzungen für Groß-
unternehmen prüfen. Es werde untersuchen, ob weitere Kriterien oder 
Voraussetzungen eingeführt werden könnten und ob die Forschungs-
zulage als ergänzendes Instrument eingesetzt werden könne. 
 
An der Förderung von Prozess- und Organisationsinnovationen will das 
Wirtschaftsministerium festhalten. Um eine höhere Antragsqualität zu 
erreichen, habe es aber die Mindesthöhe der zuwendungsfähigen Kosten 
Anfang des Jahres auf 100.000 € erhöht. 
 
Der LRH unterstützt das Wirtschaftsministerium darin, die Kriterien für die 
Förderung von Großunternehmen anzupassen und bekräftigt seinen Vor
schlag, sie für Projekte experimenteller Entwicklung abzuschaffen. 
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Ministerium für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
 

18. Steigende Schülerzahlen werden den Lehrkräftemangel 
weiter vergrößern - reicht die Reaktion des Ministeriums 
aus? 

 
Aktuell scheiden vergleichsweise wenige Lehrkräfte alters-
bedingt aus. Dies ändert sich aber bald. Steigende Schülerzahlen 
werden den Lehrkräftemangel weiter vergrößern. Das Land hat 
zwar Maßnahmen ergriffen, um den Stellenbedarf zu reduzieren, 
dennoch könnten mehr als 1.500 Stellen zusätzlich erforderlich 
sein. 
 
Bereits jetzt werden für die Grund- und Gemeinschaftsschulen 
insgesamt zu wenige Lehrkräfte ausgebildet. In einigen Fächern 
wie Mathematik und Physik kann der Bedarf auch an den Gym
nasien nicht gedeckt werden.  
 
Alarmierend ist, dass die Zahl der Studienanfänger zuletzt deut
lich zurückgegangen ist. Und zu wenige beenden ihr Studium 
erfolgreich. In Physik sind es in Kiel nur knapp mehr als 10 %. Es 
fehlt eine systematische Auswertung und Analyse der Gründe 
für den Schwund und den Verbleib der Studierenden. 
 
Schon die Spezialisierungsmöglichkeiten in den Schulen in Hin
blick auf die Mangelfächer verschlechtern sich zunehmend. Pro
filoberstufen in Physik oder Chemie sind an Gemeinschafts-
schulen kaum vorhanden, auch an den Gymnasien zeigt sich ein 
deutlicher Rückgang. 
 
Der vom Bildungsministerium aufgesetzte Handlungsplan Lehr
kräftegewinnung mit 49 Einzelmaßnahmen und die neu gegrün
dete „Allianz für Lehrkräftebildung“ sind Schritte zur Lösung des 
Problems. Es fehlt aber an einer datenbasierten Steuerung und 
auch an Durchschlagskraft einzelner Maßnahmen.  
 
Strukturelle Veränderungen, zum Beispiel bei der Lehrkräftebil
dung, sind bisher nicht vorgesehen. Es ist zu bezweifeln, dass 
insbesondere die Versorgung mit Gemeinschaftsschullehr-
kräften in Mangelfächern innerhalb der bestehenden Strukturen 
geleistet werden kann. 
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18.1 Ausgangslage 
 

18.1.1 Altersstruktur der Lehrkräfte und Ruhestand 
 
Blickt man gut 20 Jahre zurück, drohte die Lehrerschaft in Schleswig-
Holstein zu überaltern. 24,3 % der Lehrkräfte waren 55 Jahre alt oder 
älter.  
 
Im Schuljahr 2023/24 waren nur noch 20,6 % der Lehrkräfte 55 Jahre und 
älter gewesen, obwohl die Regelaltersgrenze sukzessive von 65 auf 
(zukünftig) 67 angehoben worden ist.  
 
Damit hat sich die Altersstruktur verjüngt. Sie zeigt jedoch auch, dass die 
Zahl der Altersabgänge in einigen Jahren wieder deutlich ansteigen wird.  
 
Zudem arbeiten immer weniger Lehrkräfte bis zur Altersgrenze. So ist 
allein von 2020 bis 2023 der Anteil der Lehrkräfte, die die gesetzliche 
Altersgrenze erreichen, von 25,9 % auf 16,5 % zurückgegangen. Dabei 
hat sich der Anteil der wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand 
versetzten Beamten im gleichen Zeitraum von 12,3 % auf 24,7 % verdop
pelt. 
 
Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bildungsministerium) 
werden die Abgänge aufgrund des Erreichens der Altersgrenze von 317 in 
2024 voraussichtlich auf insgesamt 719 Abgänge in 2033 anwachsen.1 
Hierzu gehören vor allem Lehrkräfte. 
 
In Bezug auf die vorzeitigen Ruhestände muss aus der Sicht des Bil
dungsministeriums berücksichtigt werden, dass die Jahre 2020 bis 2023 
entscheidend durch die Corona-Pandemie geprägt gewesen sind. Dies 
könne einen großen Einfluss auf die so stark gestiegenen Werte haben. 
Trotzdem erfordere dieser Anstieg für die Zukunft eine genaue Beobach
tung des Verlaufs der Ruhestände aus Gründen der Dienstunfähigkeit. 
 

18.1.2 Schülerzahlen wachsen kontinuierlich an 
 
Die Zahl der Schüler ist in den letzten Jahren überwiegend rückläufig 
gewesen. Gegenüber dem letzten Höchststand von 330.593 im Schuljahr 
2004/05 ist sie auf 274.260 im Schuljahr 2020/21 zurückgegangen. Seit
dem ist sie wieder auf 283.676 im Schuljahr 2022/23 gestiegen.  
 

                                                      
1  Personalstruktur- und Personalmanagementbericht 2024 des Landes Schleswig-Holstein, 

LT-Drs. 20/2778 v. 10.12.2024. 
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Insgesamt wird die Zahl der Schüler an den allgemeinbildenden Schulen 
bis 2035/36 weiter um 26.000 steigen.1 Mit 313.141 prognostizierten Schü
lern läge sie aber noch deutlich unterhalb des Schülerhöchststands im 
Schuljahr 2004/05. 
 
Für den Zeitraum nach 2035/36 ist - bei moderater Zuwanderung und 
Geburtenentwicklung - ein leichter Rückgang der Schülerzahlen zu erwar
ten. Aller Voraussicht nach verbleiben die Schülerzahlen dabei aber über 
dem derzeitigen Niveau. 
 

18.1.3 Lehrkräftebedarf steigt deutlich an 
 
Die Entwicklung des Lehrkräftebedarfs wird maßgeblich durch die Verän
derung der Schülerzahlen bestimmt. Wegen der derzeit wieder 
ansteigenden Schülerzahlen hat das Bildungsministerium im Rahmen der 
Haushaltskonsolidierung Maßnahmen ergriffen, um den damit verbunde
nen Bedarfsanstieg abzumildern. Hierzu gehören eine Absenkung der 
Unterrichtsversorgung, Kürzungen in den Stundentafeln sowie eine wirt
schaftlichere Gruppenbildung in den Oberstufen. 
 
Dennoch würde der Lehrkräftebedarf an den allgemeinbildenden Schulen 
bis zum Schuljahr 2033/34 rechnerisch um mehr als 1.500 Stellen anstei
gen, wenn keine weiteren Maßnahmen zur Reduzierung des Stellen-
bedarfs getroffen werden: 
 

 
Abbildung 13: Entwicklung des Lehrkräftebedarfs bis 2035/36 
Quelle: Berechnungen LRH 

 

                                                      
1  LT-Drs. 20/2797, Tabelle 5.6. 
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Der Bedarf an Stellen steigt zunächst an den Grundschulen um bis zu 220 
Stellen bis zum Schuljahr 2026/27 an und geht in den Folgejahren wieder 
sukzessive zurück. 2035/36 sind es 35 Stellen weniger als zuletzt. 
 
Bei den Gymnasien wird der Stellenbedarf mit der Wiedereinrichtung eines 
13. Jahrgangs (Schulzeitverlängerung bis zum Abitur) im Schuljahr 
2026/27 sprunghaft um über 500 Stellen ansteigen.  
 
Zeitversetzt folgen die Gemeinschaftsschulen. Bei diesen wird der Stellen
bedarf nach Rückgängen aufgrund zurückgegangener Übergangsquoten 
von den Grundschulen sowie der Einsparmaßnahmen erst ab 2028/29 
wachsen und zwar um bis zu 390 im Schuljahr 2032/33. 
 
An den Förderzentren steigt der Bedarf um bis zu 80 Stellen. 
 

18.1.4 In den Mangelfächern potenzieren sich die Probleme 
 
Für die Grundschulen und Gemeinschaftsschulen werden in Schleswig-
Holstein insgesamt zu wenige Lehrkräfte ausgebildet, obwohl die Universi
täten über ausreichend Kapazitäten verfügen.  
 
Die größten Lücken bestehen derzeit und mittelfristig im Grundschullehr
amt in den Fächern Musik, Kunst, Katholische Religion und Mathematik.  
 
Im Gemeinschaftsschullehramt gibt es derzeit in den Fächern Englisch, 
Mathematik, Musik, Wirtschaft/Politik und Physik die größten Defizite. 
Hinzu kommt in den nächsten Jahren Kunst. 
 
Demgegenüber gibt es für die Gymnasien sowohl im Bestand wie auch in 
der Ausbildung in der überwiegenden Zahl der Fächer genügend Lehr-
kräfte. In den Fächern Kunst, Mathematik und Physik sowie künftig in 
Latein kann der Bedarf jedoch auch dort nicht gedeckt werden. 
 
In einigen Fächern wird andererseits auch ein deutliches Überangebot an 
Lehrkräften erwartet - insbesondere in der Schulart Gymnasium. Dies gilt 
dort vor allem für die Fächer Philosophie, Geschichte, Erdkunde und 
Deutsch. 
 

18.1.5 MINT-Profile in den Oberstufen: Physik und Chemie schrumpfen an 
Gymnasien, an Gemeinschaftsschulen sind sie kaum existent 
 
Für die Frage, ob es genügend potenzielle Bewerber für einen Lehramts
studienplatz gibt, ist auch maßgeblich, wie sich die Zahl der Schüler in der 
Oberstufe entwickelt und welche Fächer bzw. Profile gewählt werden. 
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Für die Schüler kann sich die Wahl des Profils als eine persönliche 
Weichenstellung erweisen. Durch die hiermit einhergehende Spezialisie
rung werden Berufsfindungsprozesse beeinflusst, dergestalt, dass die spä
tere Wahl möglicher Berufsfelder wahrscheinlicher wird bzw. erstrebens
werter erscheint.1 
 
Daher hat auch die Kultusministerkonferenz (KMK) zur Stärkung des 
Lehramtsstudiums in Mangelfächern u. a. empfohlen, Möglichkeiten der 
Vertiefung und Ergänzung in der gymnasialen Oberstufe zu sichern und 
ggf. auszuweiten, wie beispielsweise durch ein Angebot von MINT-
Fächern auf erhöhtem Anforderungsniveau.2  
 
An den 99 Gymnasien können im Naturwissenschaftlichen Profil neben 
Biologie häufiger auch Chemie und Physik als profilgebendes Fach belegt 
werden. Jedoch sind die Belegungsmöglichkeiten rückläufig:  
 

 
Abbildung 14: Anteil der Gymnasien mit Chemie, Physik oder Biologie als Profilfach (insge
samt bzw. durchgehend) 
* Zu beachten ist für das letzte Schuljahr die Einführung von G9 und der damit an fast allen 
Gymnasien verbundene Entfall des Einführungsjahrgangs der Oberstufe in diesem Jahr. 
Quelle: Statistikamt Nord, Berechnungen LRH 

 
Während 2020/21 noch an 13,1 % der Gymnasien Chemie durchgehend 
als Profilfach belegt werden konnte, ist es 2022/23 nur noch an 5,1 % der 
Schulen möglich gewesen. Im Fach Physik ist der Anteil von 39,4 % auf 
26,3 % zurückgegangen. 
 

                                                      
1  Höft, Bernholt, IPN Kiel (2018). Einflussfaktoren auf die Wahl von Chemie als profilge

bendes Fach. In: C. Maurer (Hrsg.), Qualitätsvoller Chemie- und Physikunterricht - 
normative und empirische Dimensionen. Gesellschaft für Didaktik der Chemie und  
Physik, Jahrestagung in Regensburg 2017 (S. 424), Universität Regensburg. 

2  Beschluss der KMK vom 09.12.2021. 
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An den 44 Gemeinschaftsschulen mit Oberstufe kann das Fach Chemie 
nur an einer niedrigen einstelligen Zahl an Schulen und das Fach Physik 
gar nicht als profilgebendes Fach belegt werden. 
 
Das Bildungsministerium führt die niedrige Zahl von Chemie- und Phy
sikprofilen in den Oberstufen der Gymnasien und Gemeinschaftsschulen 
darauf zurück, dass diese Profile häufig von zu wenigen Schülern gewählt 
würden. Die Schüler, die ein solches Profil gewählt hätten, müssten dann 
auf ihre Zweitwahl zurückgreifen. Die Einrichtung kleinerer Profilklassen 
erfordere zusätzliche Haushaltsmittel. 
 
Aus der Sicht des LRH ändert die nachvollziehbare Erläuterung nichts am 
unbefriedigendem Zustand. Daher sollten die bereits vorhandenen Struktu
ren und Initiativen zur MINT-Förderung überdacht und zielorientiert ange
passt werden. Neben dem Interesse muss auch das Zutrauen gestärkt 
werden, Chemie oder Physik als Profilfach zu wählen. Sonst entsteht ein 
sich selbst verstärkender Kreislauf nach unten. 
 

18.1.6 Hochschulausbildung: Sinkende Anfängerzahlen und geringe 
Erfolgsquoten in Mangelfächern 
 
Neben der Europa-Universität Flensburg (Universität Flensburg) und der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (Universität Kiel) bieten in geringem 
Umfang auch die Musikhochschule Lübeck (MusikHS Lübeck) und die 
Muthesius Kunsthochschule (Muthesius KunstHS) ein Studium zur Vorbe
reitung auf das Lehramt an. Zur Bewältigung des „doppelten Abiturienten
jahrgangs“ im Jahr 2016 als Folge der G8-Einführung sind die Studien-
kapazitäten deutlich ausgebaut worden.  
 
Hingegen ist zuletzt die Zahl derjenigen, die ein Studium (Bachelor Lehr
amt) begonnen haben, drastisch zurückgegangen: Haben vor der Corona-
Pandemie noch knapp über 1.000 Studierende ein Lehramtsstudium an 
der Universität Flensburg begonnen, waren es 2023 nur noch 700.  
 
Ähnlich ist die Entwicklung an der Universität Kiel. Dort ist die ent-
sprechende Zahl der Studierenden von über 1.200 auf 855 gesunken. 
 
Ein Problem ist unter anderem, dass Abiturienten aus dem südlichen Lan
desteil mit zunehmender Entfernung zum Wohnort nicht bereit sind, an 
einer der beiden lehramtsausbildenden Universitäten zu studieren. Dies 
betrifft vor allem die Universität Flensburg.1 Damit wird das Potenzial für 

                                                      
1  https://hochschuldaten.che.de/einzugsgebiete-deutscher-hochschulen-und-

hochschulwahl-nach-landkreisen/; aufgerufen am 03.02.2025. 
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einen ausreichenden Lehrkräftenachwuchs in Schleswig-Holstein insbe
sondere für die Gemeinschaftsschulen bei weitem nicht ausgeschöpft. 
 
Für das Bildungsministerium ist der Rückgang der Studienanfängerzah
len in den Kontext der allgemeinen und bundesweiten Entwicklungen ein
zuordnen. In der Zeit von 2017 bis 2021 hätten sich die Studienanfänger
zahlen insgesamt sehr positiv entwickelt, wofür auch Hochschulpakt-
bedingte Kapazitätserweiterungen ursächlich sein könnten. Die aktuelle, 
negative Entwicklung der Studienanfängerzahlen leite eine Trendumkehr 
ein. Bei der Bewertung dieser Entwicklung seien der demographisch be
dingte, allgemeine, bundesweit rückläufige Trend bei den Studienanfän
gerzahlen und noch nachwirkende Corona-Effekte zu beachten. Die posi-
tive Geburtenentwicklung ab 2012 werde bis ca. 2035 wieder zu ähnlich 
hohen Studienanfängerzahlen wie in den vergangenen Jahren führen. 
 
Umso mehr muss es aus der Sicht des LRH jetzt darum gehen, das vor
handene Potenzial auszuschöpfen, sodass mehr Abiturienten in Schles
wig-Holstein ein Lehramtsstudium beginnen.  
 
Es fangen aber nicht nur zu wenige ein Studium an, sondern es gehen 
auch im Studium zu viele potenzielle Lehrkräfte verloren. Dies gilt insbe
sondere für die Universität Kiel. Besonders niedrige Erfolgsquoten zeigen 
sich dort in den MINT-Fächern Mathematik, Physik und Informatik sowie 
auch in Latein und evangelischer Religion: 
 

Erfolgsquoten* an der Universität Kiel  
(Durchschnitt in den Mangelfächern bis Prüfungsjahr 2022 in %) 

 
Fach 

Abschluss 
Bachelor Master Gesamtes 

Studium 

Mathematik 20,3 91,5 18,5 
Informatik 9,2 87,0 8,0 
Chemie 38,8 90,4 35,1 
Physik 13,5 93,4 12,6 
Evangelische Religion 22,3 91,4 20,3 
Kunst 60,3 96,2 58,0 
Latein 21,9 83,6 18,3 

Tabelle 24: Erfolgsquoten an der Universität Kiel (Durchschnitt in den Mangelfächern bis 
Prüfungsjahr 2022 in %) 
* Zahl der Absolventen bezogen auf Studienanfängerkohorten 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen LRH 
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Besser sieht es an der Universität Flensburg aus. Aber auch hier gehen 
in den Mangelfächern zu viele Studierende verloren, insbesondere in 
Mathematik: 
 

Erfolgsquoten* an der Universität Flensburg  
(Durchschnitt in den Mangelfächern bis Prüfungsjahr 2022 in %) 

 
Fach 

Abschluss 
Bachelor Master Gesamtes 

Studium 

Mathematik 44,6 88,6 39,5 
Chemie 57,1 91,9 52,5 
Physik 57,7 91,8 52,9 
Englisch 62,2 85,3 53,3 
Kunst 76,1 75,0 57,1 
Musik 71,7 93,2 66,8 

Tabelle 25: Erfolgsquoten an der Universität Flensburg (Durchschnitt in den Mangelfächern 
bis Prüfungsjahr 2022 in %) 
* Zahl der Absolventen bezogen auf Studienanfängerkohorten 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen des LRH 

 
Den Hochschulen liegen zwar Hinweise und Informationen zu den Grün
den vor, insgesamt fehlt jedoch eine systematische Analyse der Gründe 
für den Schwund und den Verbleib der Studierenden. 
 
Der Studienerfolg ist zwar ein Kriterium für die Mittelverteilung an die 
Hochschulen, die nach dem Hochschulgesetz „auch“ nach Leistungen zu 
erfolgen hat, jedoch haben die Hochschulen in den Ziel- und Leistungs
vereinbarungen für die Periode 2020 bis 2024 mit dem Land vereinbart, 
dass die Erfolgsquoten ganz überwiegend sinken dürfen.  
 
Der Abwärtstrend ist von der Universität Flensburg u. a. mit dem Wegfall 
der Präsenzpflicht für die Studierenden begründet worden. 
 
Dem Bildungsministerium ist die Problematik des zu geringen Studiener
folgs bekannt. Es habe bereits erste Maßnahmen ergriffen. Aufgrund der 
kurzen Laufzeit der Maßnahmen könnten bisher nur vereinzelt erste Er
gebnisse und Auswirkungen dargelegt werden. So habe die Einrichtung 
eines Lernzentrums Mathematik an der Universität Kiel zu einem Anstieg 
von bestandenen Klausuren geführt. 
 
Der LRH erkennt die Bemühungen des Bildungsministeriums an, hat aber 
Zweifel, dass die aufgelegten Maßnahmen ausreichen werden, um die  
Erfolgsquoten nachhaltig zu erhöhen.  
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18.1.7 Wachsende Defizite bei der Deckung des Lehrkräftebedarfs 
 
Bleiben die Anfängerzahlen auf dem niedrigen Niveau und verbessern sich 
die Erfolgsquoten nicht, wird sich das Unterangebot an Lehrkräften beson
ders an den Grund- und Gemeinschaftsschulen weiter vergrößern.  
 
Betrachtet man nur die an der Universität Flensburg ausgebildeten 
Gemeinschaftsschullehrkräfte im Verhältnis zu den vom Bildungsministeri
um formulierten zukünftigen Lehrkräftebedarfen, ergibt sich ein kritisches 
Bild: 
 

Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Flensburg) 

Fach Mathe Chemie Physik Englisch Musik 
Deckungsgrad 24,1 28,6 13,8 45,1 4,9 

Tabelle 26: Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Flensburg) 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen LRH 

 
Diese Zahlen bedeuten, dass alle nicht bedienten Bedarfe durch Absol
venten aus anderen Bundesländern und/oder Gymnasiallehrkräfte gedeckt 
werden müssten. Dies erscheint in den Mangelfächern bei ebenfalls 
schwierigen Zahlen im Gymnasialbereich (s. u.) unrealistisch. Zudem wer
den hier keine Abgänge in andere Bundesländer unterstellt. Und auch 
schon bestehende Versorgungslücken an Schulen werden nicht geschlos
sen.  
 
Auch durch die Universität Kiel wird der Lehrkräftebedarf der Gymnasien 
in den Mangelfächern nur unzureichend gedeckt.  
 

Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Kiel) 

Fach Mathe Chemie Physik Kunst Religion 
Deckungsgrad 21,9 24,0 11,9 19,6 28,6 

Tabelle 27: Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Kiel) 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen LRH 

 
Die Zahlen verdeutlichen, dass Strukturen, Inhalte und Standortfaktoren 
geprüft werden müssen, um den Deckungsgrad zu steigern.  
 

18.2 Reaktion des Bildungsministeriums: noch nicht ausreichend 
 
Ende 2020 hat das Bildungsministerium mit den Hochschulen im 
„Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken“1 sowie den hierzu 
geschlossenen individuellen Zielvereinbarungen erste Maßnahmen zur 

                                                      
1  https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/H/hochschulreform/zukunftsvertrag. 
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Lehrkräftegewinnung vereinbart. Hierbei ging es vor allem darum, die vor
handenen Studienplatzkapazitäten zu erhalten. Es sollten aber auch Maß
nahmen zur Studierendengewinnung und -begleitung initiiert werden. 
 
2022 hat das Bildungsministerium eine „Allianz für Lehrkräftebildung“ 
(Allianz) gegründet. Nach § 18a HSG1 soll die Allianz u. a. Vorschläge er
arbeiten für  
• die Weiterentwicklung der hochschulübergreifenden und phasenüber

greifenden Abstimmung der Angebote der Lehrkräftebildung, 
• hochschulübergreifende gemeinsame Lehrangebote und 
• die quantitative und qualitative Weiterentwicklung der Lehrkräftebil

dung. 
 
Im Bildungsministerium ist zudem eine Projektgruppe Lehrkräftegewin
nung eingerichtet worden.  
 
Von der Allianz vorgeschlagene, aber auch andere Maßnahmen, die in der 
Projektgruppe erörtert wurden, sind in einen „Handlungsplan Lehrkräfte
gewinnung“ (Handlungsplan) eingeflossen. Dieser wird fortlaufend aktuali
siert. 
 
Der Handlungsplan bezieht sich auf: 
• eine Vorphase, die „Berufliche Orientierung“, 
• die Phasen 1 bis 3 („Studium“, „Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst“ 

sowie „Lehrkräfte im Schuldienst“) und  
• die Phase „Strukturelle Änderungen“. 
 
Mit Stand vom 01.10.2024 umfasste der Handlungsplan insgesamt 
49 Maßnahmen. Davon entfallen die Mehrzahl auf das Studium sowie die 
Lehrkräfte im Schuldienst.  
 
Strukturelle Änderungen, z. B. bei der Lehrkräftebildung, sind nach dem 
Handlungsplan bisher nicht geplant.  
 
Positiv zu bewerten ist, dass durch die den jeweiligen Phasen zugeordne
ten Maßnahmen des Handlungsplans das Thema Lehrkräftemangel im 
Gesamtkontext betrachtet und bearbeitet werden kann. 
 
Bedauerlich ist jedoch, dass bezüglich der Auswahl und Priorisierung von 
Maßnahmen des Handlungsplans keine durchgehende Steuerung anhand 
vorab festgelegter Kriterien erfolgt ist. Zielführend wäre etwa gewesen, alle 

                                                      
1  Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hoch

schulgesetz - HSG) in der Fassung vom 05.02.2016, zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 03.02.2022, GVOBl. 2022, S. 102. 
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geplanten Maßnahmen des Handlungsplans einheitlich nach den Kriterien 
„Aufwand für die Umsetzung der Maßnahme“ und „Wirkung der Maß-
nahme im Hinblick auf die Minderung des Lehrkräftemangels“ (quantitativ 
und in zeitlicher Hinsicht) zu bewerten und ihre Umsetzung danach zu 
steuern.  
 
Die Maßnahmen unterscheiden sich in Umfang und Qualität. Die Band
breite bewegt sich zwischen der Einrichtung eines gesonderten Studien
pfads Grundschulmathematik an der Universität Flensburg (neues Studi
enprofil) und der Erstellung einer Handreichung für die Bewerbung für den 
Vorbereitungsdienst („Serviceleistung des Tagesgeschäfts“). Bei einzelnen 
Maßnahmen fehlt es an Durchschlagskraft. 
 
Nur für 17 der 49 Maßnahmen ist ein „Finanzbedarf“ von insgesamt 
9,1 Mio. € veranschlagt worden. Haushaltsrechtlich problematisch ist, dass 
bei mehr als der Hälfte der beschlossenen Maßnahmen Angaben zum Mit
telbedarf fehlen.  
 
Ab 2026 ist der zusätzliche Finanzbedarf für die Maßnahmen des Hand
lungsplans in dem neu zu schließenden Hochschulvertrag sowie den 
dazugehörigen Ziel- und Leistungsvereinbarungen festzulegen, soweit sie 
die Hochschulen betreffen. Für die bisher nicht finanziell unterlegten Maß
nahmen muss das Bildungsministerium darlegen, wie die Finanzierung 
aussehen soll. 
 
Das Bildungsministerium weist darauf hin, dass eine datenbasierte 
Steuerung in allen Maßnahmen der Allianz durch regelmäßige Evaluatio
nen und Betrachtung der Wirksamkeit vorgesehen sei. Aufgrund der bisher 
kurzen Laufzeit der Maßnahmen könnten (jedoch) zur Wirkung der einzel
nen Maßnahmen aktuell noch keine Aussagen getroffen werden. 
 
Soweit keine Angaben zum Mittelbedarf gemacht worden seien, könnten 
diese im Rahmen der bestehenden Budgets der Institutionen umgesetzt 
werden. Im Übrigen seien die benötigten Finanzbedarfe detailliert darge
legt worden. 
 
Zum Mittelbedarf ab 2026 teilt das Bildungsministerium mit, dass den lehr
kräftebildenden Hochschulen noch mindestens bis Ende 2026 finanzielle 
Mittel für Maßnahmen der Allianz für Lehrkräftebildung zur Verfügung 
stünden. Es sei geplant, in dem zu schließenden Hochschulvertrag ab 
2027 ein Budget von bis zu 3,5 Mio. € zur Finanzierung der Maßnahmen 
zur Verfügung zu stellen. 
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Der LRH hält es auch bei Maßnahmen, welche mit dem bestehenden 
Budget umgesetzt werden können für erforderlich, den voraussichtlichen 
Mittelbedarf zu konkretisieren. Sonst können keine Aussagen zur Wirt
schaftlichkeit der geplanten Maßnahme getroffen werden. 
 

18.3 Weitere Optionen 
 
Einige Länder haben in Mangelfächern oder -bereichen vergütete duale 
Studiengänge eingeführt. Diese Entwicklung sollte das Bildungsministeri
um weiter beobachten. Insbesondere die entstehenden Kosten sowie die 
Entwicklung der Studierendenzahlen können wichtige Hinweise dafür lie
fern, ob die Einführung vergüteter dualer Studiengänge in Schleswig-
Holstein effektiv sein kann. 
 
Ein weiterer Ansatz in anderen Ländern ist es, Studierenden eine (nicht 
rückzahlbare) monatliche Zuwendung zu gewähren. Auch Studierende, die 
nicht an Hochschulen im jeweiligen Land studieren, können die Zuwen
dungen erhalten. Aufgrund der Förderung besteht in solchen Fällen etwa 
die Verpflichtung, den Vorbereitungsdienst in einer festgelegten Bedarfs
region zu absolvieren und/oder nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes 
eine bestimmte Zeit als Lehrkraft in einer Bedarfsregion tätig zu sein. 
 
Die Vor- und Nachteile solcher Modelle werden vom Bildungsministerium 
z. T. bereits abgewogen. Sie müssten im Falle einer beabsichtigten Um
setzung mit weiteren Mitteln hinterlegt werden. Dabei gilt es, Effektivität 
und Effizienz gründlich zu untersuchen, denn wie auch bei den schon vor
handenen 49 Maßnahmen wird sich Schleswig-Holstein keine Maßnah
men ohne messbare und nachhaltige Wirkung leisten können.  
 
Zu der vom LRH empfohlenen Einführung von Stipendien für ausgewählte 
Bedarfsregionen teilt das Bildungsministerium mit, dass es bisher keine 
inhaltliche Befassung damit gegeben hätte. Diese könne im Rahmen der 
Allianz erfolgen.  
 
Auch vor dem Hintergrund der zusätzlichen Kosten sei das Bildungsminis
terium bisher der Empfehlung des Beirats der Allianz der Lehrkräftebildung 
gefolgt, mit den vorhandenen Ressourcen einen gut abgewogenen Maß
nahmen-Mix umzusetzen und zusätzliche Zielgruppen unter anderem 
durch die Einrichtung von Quereinstiegs-Masterstudiengängen anzu-
sprechen.  
 
Ein Augenmerk sollte aus der Sicht des LRH zudem auf die steigende Zahl 
von vorzeitig aus dem Dienst scheidenden Lehrkräften und die hohe Zahl 
an Teilzeitkräften gerichtet werden. Es sollte geprüft werden, wie die 
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Arbeitsbedingungen in der Schule verbessert werden können, damit die 
Lehrkräfte länger im Schuldienst verbleiben und/oder ggf. mit einer höhe
ren Stundenzahl beschäftigt werden.  
 
Erste Ansätze durch die Beschäftigung von Assistenz- und Verwaltungs-
kräften sind erkennbar.  
 
Im Einzelnen empfiehlt der LRH u. a.:1 
• in der Vorphase (Berufsorientierung) 

− den Kontakt zwischen den Hochschulen sowie den Schulen mit Abi
turjahrgängen auch mit dem Ziel zu verstärken, dass diese besser 
auf die Anforderungen im universitären Studium vorbereitet werden, 

− in den Oberstufen die Wahlmöglichkeiten von Profilfächern insbe
sondere in den Mangelfächern zu erhalten bzw. zu erweitern sowie 
auch zu koordinieren. 

 
• in der Phase 1 (Studium)  

− die Daten zu den individuellen Studienverläufen systematisch aus
zuwerten und zu analysieren, um bestehende Informationsdefizite 
zu beheben, 

− bei den nächsten Ziel- und Leistungsvereinbarungen ambitioniertere 
und auch spezifische Ziele zum Studienerfolg in den Lehramts-
studiengängen zu vereinbaren sowie 

− deren Anreizwirkung durch höhere leistungsorientierte Anteile bei 
der Mittelzuweisung zu erhöhen und 

− kritisch zu prüfen, ob für bestimmte Fächer oder Bereiche mit 
besonderem erhöhten Bedarf Stipendien oder duale Studiengänge 
angeboten werden sollten. 

 
• in der Phase 3 (Lehrkräfte im Schuldienst) 

− für einen längeren Verbleib der Lehrkräfte sowie auch zur Verringe
rung von Teilzeit zu prüfen, inwieweit die Lehrkräfte weiter entlastet 
werden und sich auf ihre Kernaufgabe Unterricht konzentrieren kön
nen und 

− zu erwägen, ein Mindeststundenmaß für die Teilzeitbeschäftigung 
einzuführen, soweit sich der Lehrkräftemangel dergestalt verschärft, 
dass freiwerdende Stellen nicht mehr nachbesetzt werden können. 

 
Es muss sich zeigen, ob die im Handlungsplan vorgesehenen und in die 
weiteren Überlegungen einbezogenen Maßnahmen ausreichend sind oder 
ob auch strukturelle und tiefgreifende Änderungen erforderlich sein wer
den.  

                                                      
1  Im Übrigen (Phase 2) siehe Tz. 19 dieser Bemerkungen. 
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Zu diesen strukturellen Fragen hat das Bildungsministerium bisher keine 
öffentlich wahrgenommenen Überlegungen angestellt. Strukturelle Verän
derungen dürfen aus Sicht des LRH aber bei den Betrachtungen nicht 
ausgeklammert werden. Dies betrifft die Fragen der Inhalte und Strukturen 
der Lehrkräfteausbildung sowie der anbietenden Hochschulstandorte. Ins
besondere Überlegungen zur weitergehenden Abkopplung der Ausbildung 
von den Fachstudiengängen in ausgewählten Fächern wären ein sinnvol
ler Anknüpfungspunkt zu bereits veranlassten Maßnahmen. 
 
Die vom LRH vorgeschlagene systematische Auswertung und Analyse der 
individuellen Studienverläufe sei nach Angaben des Bildungsministeri
ums aufgrund fehlender Daten (noch) nicht möglich. Hierzu tage aber eine 
Arbeitsgruppe des Hochschulausschusses der KMK unter der Leitung von 
Schleswig-Holstein und die Landesregierung plane zudem aktuell, den 
Austausch zwischen den Hochschulen, Seminaren und Schulen strukturell 
zu intensivieren und die verschiedenen Phasen der Lehrkräftebildung stär
ker miteinander zu verzahnen.  
 
Um die Bedeutung des Studienerfolgs in den Lehramtsstudiengängen für 
das Land hervorzuheben, sähen die Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
mit den Hochschulen für die Jahre 2026 bis 2029 in der leistungsorientier
ten Mittelverteilung das Lehramtsstudium als eine Kennzahl mit einem 
maßgeblichen Anteil an der Zuweisung vor und würden die Zielerreichung 
mit ambitionierten Zielwerten verbinden.  
 
Im Rahmen der Einzelzielvereinbarungen werde mit den Hochschulen 
zudem ein intensiver Dialog zum Portfolio, der Auslastung sowie dem Stu
dienerfolg der Lehramtsstudiengänge geführt, um hochschulspezifische 
Zielsetzungen festzulegen.  
 
Zu den Vorschlägen zur Verlängerung des Verbleibs der Lehrkräfte merkt 
das Bildungsministerium an, dass die Thematik Lehrkräftegesundheit 
dort einen hohen Stellenwert besitze. Das Bildungsministerium stimme 
dem LRH zu, dass Lehrkräfte weiter entlastet werden sollten, damit sich 
diese auf ihre Kernaufgabe Unterricht konzentrieren könnten. Aus diesem 
Grund werde bereits an einem Konzept zur Stärkung der multiprofessio
nellen Teams an Schulen gearbeitet. Weiterhin sei die Staatskanzlei gebe
ten worden, zu prüfen, ob über eine Anpassung der Landesbeamtenrege
lung Altersteilzeit 63 Plus dazu führen könnte, dass mehr Lehrkräfte bis 
zur Altersgrenze berufstätig blieben. 
 
Zur Feststellung des LRH, dass strukturelle Änderungen in der Lehrkräfte-
bildung bisher nicht vorgesehen bzw. umgesetzt worden sind, weist das 
Bildungsministerium darauf hin, dass es sich in der KMK massiv für die 
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Schaffung der Möglichkeiten zusätzlicher Wege ins Lehramt (z. B. als Ein-
Fach-Lehrkraft bzw. durch Quereinstiegs-Masterstudiengänge) eingesetzt 
habe. 
 
Der LRH sieht die vielfältigen Bemühungen des Bildungsministeriums. 
Diese Vielzahl an Aktivitäten machen eine Messung von Wirkungsgraden 
jedoch umso wichtiger. Insofern bleibt es beim Erfordernis einer ergebnis
orientierten Maßnahmenkonzeption. Bei den in Erwägung zu ziehenden 
strukturellen Veränderungen dürfen auch die schwierigen Fragen nicht 
ausgeklammert werden. 
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19. Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
 
Der Vorbereitungsdienst wird durch das Bildungsministerium 
sowie durch das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen 
Schleswig-Holstein und das Schleswig-Hosteinische Institut für 
Berufliche Bildung ordnungsgemäß und funktional organisiert. 
Geringe Quoten bei Nichtbestehen und Abbruch des Vorberei
tungsdienstes unterstreichen eine gute Durchführung und 
Akzeptanz. 
 
Mit den 9 Vorhaben aus dem Handlungsplan Lehrkräftegewin
nung1 versucht das Bildungsministerium aktuell, den Vorberei
tungsdienst zu stärken. 
 
Diese Maßnahmen unterscheiden sich beträchtlich hinsichtlich 
ihres Finanzbedarfs, ihrer Tragweite und Qualität und sind teil
weise bedeutungslos oder selbstverständlich. 
 
Mit der Gewährung von 4 Ausgleichsstunden für die Ausbil
dungsschulen, die die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst an den 
Schulen unterstützen, leistet sich Schleswig-Holstein im Ver
gleich zu den anderen Ländern den höchsten Standard. Die 
meisten Länder stellen maximal 2 Ausgleichsstunden zur Verfü
gung. 
 
Bei einer Reduktion der Stunden von 4 auf 2 könnten rechne
risch 120 Lehrerstellen umgesteuert und damit z. B. die Unter
richtsversorgung verbessert werden. 
 
Der von Lehrkräften im Vorbereitungsdienst eigenverantwortlich 
erteilte Unterricht entspricht einem Volumen von 610 Lehrerstel
len. Dieser Unterricht verbessert die Versorgung vor Ort, bleibt 
aber bei der öffentlichen Darstellung und der internen Planung 
unberücksichtigt. Diese Verzerrung der realen Verhältnisse sollte 
vom Bildungsministerium korrigiert werden. 
 

  

                                                      
1  Vgl. hierzu Tz. 18 dieser Bemerkungen. 
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19.1 Ausgangslage: Wie funktioniert der Vorbereitungsdienst? 
 
Der Vorbereitungsdienst dauert derzeit 18 Monate und stellt die zweite 
Phase der Lehrerausbildung dar. Etwa 550 angehende Lehrkräfte nehmen 
jeweils zum 01.02. oder 01.08. eines Jahres ihren Vorbereitungsdienst an 
einer Ausbildungsschule auf. Das Institut für Qualitätsentwicklung an 
Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) und das Schleswig-Holsteinische Insti
tut für Berufliche Bildung (SHIBB), Dezernat Landesseminar Berufliche 
Bildung (LSBB), sind verantwortlich für die Gestaltung des Vorbereitungs
dienstes und führen die Ausbildungsveranstaltungen durch. Die Lehrkräfte 
im Vorbereitungsdienst (LiV) werden in regionalen, fächer- und schulart
bezogenen Gruppen von den Studienleitern des IQSH bzw. des LSBB 
ausgebildet. 
 
An der Schule steht den LiV für jedes Fach eine Ausbildungslehrkraft 
unterstützend zur Verfügung. In der Regel wird in 2 Fächern ausgebildet. 
Der Umfang des eigenverantwortlich erteilten Unterrichts der LiV beträgt 
durchschnittlich 10 Stunden pro Woche. Die Ausbildungslehrkräfte, die die 
LiV an der Schule als Mentoren betreuen, erhalten für diese Tätigkeit ins
gesamt 4 Ausgleichsstunden wöchentlich (2 Stunden pro LiV pro Fach). 
 
Derzeit befinden sich etwa 1.650 angehende Lehrkräfte im Vorbereitungs
dienst, verteilt auf 3 Ausbildungsdurchgänge. 
 
Gut 1.000 Absolventen beenden jährlich den Vorbereitungsdienst erfolg
reich und stehen potenziell für eine Übernahme in den Schuldienst zur 
Verfügung. Die Quote der Abbrecher und nicht bestandener Prüfungen ist 
gering und liegt zusammen bei etwa 5 %. 
 
Im Haushalt 2024 standen für die LiV an allgemeinbildenden Schulen 
1.469 Planstellen und für die LiV an berufsbildenden Schulen 240 Plan
stellen zur Verfügung. Die Planstellen und Ausbildungskapazitäten sind 
grundsätzlich ausreichend und seit Jahren stabil. 
 
Die Bezüge der Planstellen der Beamtinnen und Beamten im Vorberei
tungsdienst waren im Haushalt 2024 mit 29 Mio. € veranschlagt. Insge
samt wurden mit allen dazugehörigen Maßnahmen am IQSH/LSBB und 
den ausbildenden Schulen 74,31 Mio. € pro Jahr aufgewendet. Die Dar
stellung der Finanzmittel für den Vorbereitungsdienst im Haushalt war 
wenig transparent und aus Sicht des LRH verbesserungsbedürftig. 
 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen
schaft, Forschung und Kultur (Bildungsministerium) hat angekündigt, 
die Hinweise des LRH zur Buchung der Personaltitel zum Anlass zu  
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nehmen, die Bewirtschaftung des Haushaltskapitels zu überprüfen und zu
künftig auf eine präzisere Beachtung der Verwendung der betreffenden Ti
tel hinzuwirken. Des Weiteren sollen auch die Anmerkungen zur derzeiti
gen Darstellung der Finanzmittel für den Vorbereitungsdienst im 
Haushaltsaufstellungsverfahren 2026 aufgegriffen werden.  
 
Generell beurteilt der LRH die bisherige Ausgestaltung des Vorbereitungs
dienstes als funktional und ordnungsgemäß. Die Quote der endgültig nicht 
bestandenen Abschlussprüfungen ist gering. Dies sowie eine verhältnis
mäßig kleine Zahl an Abbrechern belegen eine gute Organisation, Durch
führung und Akzeptanz dieser zweiten Phase der Lehrerausbildung. 
 
Dennoch bleiben die Herausforderungen des Lehrkräftemangels bestehen. 
Der LRH hat aus diesem Grund die Vorhaben des Bildungsministeriums 
geprüft, die in den Handlungsplan Lehrkräftegewinnung (Handlungsplan) 
aufgenommen wurden. 

 
19.2 Handlungsplan Lehrkräftegewinnung: Quantität statt Qualität? 

 
Der Handlungsplan besteht aus 49 Maßnahmen, die zum Ziel haben, den 
Lehrkräftemangel abzumildern und die Unterrichtsversorgung sicherzustel
len. Die Maßnahmen beziehen sich auf alle Phasen der Lehrerausbildung 
und werden sukzessive umgesetzt. 
 
Der Handlungsplan folgt in vielen Teilen den Empfehlungen der Ständigen 
Wissenschaftlichen Kommission der Kultusministerkonferenz (SWK)1 und 
Beschlüssen der Kultusministerkonferenz (KMK) zum Umgang mit dem 
Lehrermangel. 
 
Für den Vorbereitungsdienst gibt es im Handlungsplan 9 Maßnahmen, die 
diese Phase der Lehrerausbildung verbessern sollen. Das Bildungs-
ministerium verfolgt dabei das Ziel, möglichst viele Lehrkräfte nach erfolg
reicher Ausbildung für den Schuldienst in Schleswig-Holstein zu gewinnen.  
 
Auf veränderte und erhöhte Bedarfe möchte das Bildungsministerium 
gezielt und flexibel reagieren und die Ausbildung attraktiver machen. Aus 
diesem Grund können auch Quereinsteiger den Vorbereitungsdienst 
absolvieren, sofern nicht genügend Lehramts-Absolventen zur Verfügung 
stehen. Auch studierten und bewährten ausländischen Lehrkräften soll der 
Einstieg in den Vorbereitungsdienst und damit später auch in den Schul
dienst erleichtert werden. 

                                                      
1  Empfehlungen zum Umgang mit dem akuten Lehrkräftemangel. Stellungnahme der 

Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der Kultusministerkonferenz (SWK). 
Bonn 2023. https://www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/02/SWK-2023-Stellung-
nahme_Lehrkraeftemangel.pdf. 

https://www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/02/SWK-2023-Stellungnahme_Lehrkraeftemangel.pdf
https://www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/02/SWK-2023-Stellungnahme_Lehrkraeftemangel.pdf
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Folgende 9 Maßnahmen des Handlungsplans, die den Vorbereitungs
dienst betreffen, hat der LRH geprüft: 
• Übergang Studium - Vorbereitungsdienst (Erstellung einer Broschüre), 
• Weiterentwicklung der Anerkennung und Qualifizierung von auslän-

dischen Lehrkräften und Erleichterung ihres Einsatzes an den öffent-
lichen Schulen, 

• „Quereinstieg“ von Masterabsolventen Lehramt an Gymnasien in den 
Vorbereitungsdienst Lehramt an Gemeinschaftsschulen ohne Ober-
stufe, 

• Evaluation der bisherigen finanziellen Anreizsysteme für LiV (Sonder
zuschlag für Mangelkreise), 

• Bewerbungstermin und -kriterien für die Einstellung von LiV angepasst, 
• Online-Training „Gelassen im Referendariat“, 
• Sonderzuschlag für LiV in Bedarfskreisen, 
• Übernahme von Umzugskosten für LiV in Bedarfskreise, 
• Flexibilisierung von Einstellungen in Sondermaßnahmen. 
 
Die im Handlungsplan ergriffenen Maßnahmen unterscheiden sich 
beträchtlich hinsichtlich ihrer Tragweite, des Umfangs und der finanziellen 
Auswirkungen. Der Finanzbedarf für die einzelnen Vorhaben ist seitens 
des Bildungsministeriums nicht explizit beziffert worden. Vielfach fehlen 
geeignete Evaluationen, Daten und Kennzahlen, um Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Vorhaben beurteilen zu können. Auch Qualität und 
Geeignetheit der Maßnahmen sind sehr verschieden. 
 
Das Bildungsministerium verweist darauf, dass die Maßnahmen erst seit 
2023 umgesetzt würden und daher noch gar nicht ihre vollständige Wir
kung hätten entfalten können und eine Evaluation zu früh käme. Mit der 
Allianz Lehrkräftebildung sei vereinbart, dass alle Maßnahmen der Allianz 
evaluiert würden. Die Gedanken des LRH würden hierbei aufgegriffen 
werden. 
 
Der Handlungsplan enthält große Projekte, wie die Qualifizierung und 
Gewinnung von Quereinsteigern und ausländischen Lehrkräften sowie die 
Zahlung von Sonderzuschlägen für LiV, die ihren Vorbereitungsdienst in 
Regionen bzw. an Schulen mit besonderem Lehrkräftebedarf absolvieren. 
Auch die Weiterqualifizierung von Gymnasiallehrkräften und flexiblere 
Möglichkeiten, das Lehramt zu wechseln, sind Vorhaben größeren Aus
maßes. Der Erfolg dieser Maßnahmen bleibt abzuwarten. 
 
Umgesetzt sind hingegen Kleinstmaßnahmen. So stellt beispielsweise die 
Erstellung einer Broschüre, die Hinweise zum Bewerbungsverfahren für 
den Vorbereitungsdienst enthält, aus Sicht des LRH eine selbstverständ-
liche Serviceleistung des Bildungsministeriums dar. Eine Aufnahme in den 
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Handlungsplan erscheint überzogen und nicht sachgerecht. Zumal nicht 
ersichtlich ist, inwieweit hierdurch tatsächlich der Lehrkräftemangel abge
mildert werden kann. 
 
Auch das Online-Training „Gelassen im Referendariat“, an dem lediglich 
29 LiV einmalig teilnehmen konnten, ist kein überzeugendes und hinsicht
lich der Lehrkräftegewinnung wirksames Vorhaben. 
 
Das Bildungsministerium führt aus, dass auch kleine Maßnahmen für die 
einzelnen Betroffenen eine große Unterstützung sein könnten und somit 
auch positive Auswirkungen auf die Lehrkräftegewinnung hätten. Bei be
endeten Maßnahmen sei nun aber beabsichtigt, diese als abgeschlossen 
im Handlungsplan auszuweisen.  
 

19.3 Unterricht der LiV und Ausgleichsstunden für die Lehrkräfte: wenig 
Transparenz  
 
Die 1.650 LiV leisten in der Regel 10 Wochenstunden eigenverantwort-
lichen Unterricht. Dies entspricht 610 Lehrerstellen1. Der Unterricht der LiV 
verbessert die Versorgung der Ausbildungsschule, wird aber in der stel
lenbezogenen Darstellung der Unterrichtsversorgung des Bildungsministe
riums und im Planstellenzuweisungsverfahren (PZV) nicht berücksichtigt. 
 
Demgegenüber stehen die Ausgleichsstunden für die Ausbildungslehr-
kräfte, die die LiV als Mentoren an den Schulen ausbilden. Hierfür werden 
2 Ausgleichsstunden pro LiV pro Fach gewährt. Die Ausbildungsschulen 
erhalten also ein Zeitbudget von 4 Ausgleichstunden pro LiV. Umgerech
net auf alle Ausbildungsschulen bedeutet dies, dass etwa 240 Lehrerstel
len an Ausgleichsstunden gewährt werden. Der Gegenwert hierfür beträgt 
21,6 Mio. €2. Diese Ausgleichsstunden sind allerdings in den Berechnun
gen des Bildungsministeriums berücksichtigt und werden im Rahmen des 
PZV ausgeglichen.  
 
Mit 4 Ausgleichsstunden pro LiV liegt Schleswig-Holstein bundesweit an 
der Spitze und leistet sich damit an dieser Stelle einen vergleichsweise 
teuren Ausbildungsbestandteil: Kein anderes Land gewährt mehr Stunden, 
80 % der Länder gewähren weniger Stunden. Die meisten Länder stellen 
nur 2 Ausgleichsstunden für die „Mentoren“ zur Verfügung, Niedersachsen 
gar keine. 
 

                                                      
1  Für die Umwandlung von Stunden in Stellen wird ein Deputat von 27 Stunden zugrunde 

gelegt. 
2  Personalkostentabelle für die Landesverwaltung Schleswig-Holstein 2024. Für die  

Berechnung wurde ein Näherungswert von 90.000 € zugrunde gelegt. 
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Mit Blick auf die Standards in den anderen Ländern schlägt der LRH vor, 
die 4 Ausgleichsstunden auf 2 Stunden (eine Stunde pro Fach pro LiV) zu 
reduzieren. Damit könnten 120 Lehrerstellen innerhalb des eigenen 
Systems erwirtschaftet und z. B. zugunsten einer besseren Unterrichtsver
sorgung umgesteuert werden. Diese Lehrerstellen hätten eine Haushalts
relevanz von 10,8 Mio. €. 
 
Das Bildungsministerium hält den Umfang von 4 Ausgleichsstunden für 
angemessen und sinnvoll. Eine Reduktion auf 2 Stunden würde die Bereit
schaft der Schulen und Lehrkräfte, LiV auszubilden, senken. Durch eine 
Reduktion der Ausgleichsstunden sieht das Bildungsministerium die Aus
bildungsqualität gefährdet und es könnte aufgrund dessen möglicherweise 
zu einer erhöhten Zahl von Abbrüchen und nicht bestandenen Prüfungen 
kommen. Außerdem sei die Höhe der Ausgleichsstunden in ein Verhältnis 
zu den Maßnahmen des IQSH zu bringen, das weniger Unterrichtsbera
tungen durch die Studienleitungen durchführe als dies in anderen Ländern 
der Fall sei. 
 
In Schleswig-Holstein habe also die Ausbildung durch die Schule einen 
besonders hohen Stellenwert, was sich u. a. darin äußere, dass die Aus
bildungslehrkräfte qualifiziert und zertifiziert seien, was es in dieser Form 
in keinem anderen Bundesland gäbe. 
 
Eine Evaluation der Organisation des Vorbereitungsdienstes solle laut Bil
dungsministerium erfolgen. Hierbei sollen die Anmerkungen des LRH 
berücksichtigt werden. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass die 4 Ausgleichsstunden redu
ziert werden könnten, um zum Beispiel die Unterrichtsversorgung zu ver
bessern.  
 
Das Bildungsministerium sollte zumindest in der angekündigten Evaluation 
des Vorbereitungsdienstes die Aufgaben und Tätigkeiten der Ausbildungs
lehrkräfte überprüfen und den Umfang von 4 Stunden präzise darstellen 
und einen erhöhten Bedarf im Vergleich zu den anderen Ländern valide 
begründen.  
Bislang werden keine Tätigkeitsnachweise der Ausbildungslehrkräfte 
erbracht und es existieren wenige verbindliche Vorgaben explizit für die 
Ausbildungstätigkeit der Schulen. 
 
Warum der eigenverantwortliche Unterricht der LiV in der Darstellung der 
Unterrichtsversorgung und im PZV nicht eingerechnet ist, die Aus-
gleichsstunden hingegen schon, hält der LRH für nicht sachgerecht.  
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Die ungleiche Darstellung erzeugt aus Sicht des LRH eine Verzerrung in 
der Betrachtung der Unterrichtsversorgung. 
 
Angesichts des Lehrkräftemangels und der in diesem Zusammenhang 
nicht transparent ausgewiesenen Unterrichtsstunden der LiV, die die Ver
sorgung aber real verbessern, empfiehlt der LRH, dies zukünftig zu 
ändern. Der von den LiV zu leistende Unterricht sollte ausgewiesen wer
den und in die Berechnungen und Zuweisungen einfließen. Um dabei die 
reale Versorgung stabil zu halten, wäre es dann erforderlich, die Ziel-
größen bei der Darstellung der Unterrichtsversorgung und im PZV ent
sprechend anzupassen. 

  



178 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

20. Baumaßnahmen der Landesmuseen: Neustart erfolgt 
 
Die Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss 
Gottorf hat mit der Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 
AöR ihren Immobilienbestand erfasst und einen Fünf-Jahres-
Plan zur Bauunterhaltung erarbeitet. 
 
Daraus ist ersichtlich, dass die für die Bauunterhaltung der  
Liegenschaften der Stiftung, also des Stiftungsvermögens, jähr
lich zur Verfügung stehenden 2,7 Mio. € bei Weitem nicht aus-
reichen.  
 
Die Arbeitsbeziehung zwischen der Stiftung und der Gebäude
management Schleswig-Holstein AöR muss für eine vertrauens
volle Zusammenarbeit auf ein verlässliches Fundament gestellt 
werden. Hier sind auch Kulturministerium und Finanzmini-
sterium gefordert. 
 
Eine Eigenerledigung aller Bauaufgaben durch die Stiftung setzt 
eine personelle Ausstattung und Fachlichkeit bei der Stiftung 
und entsprechende Finanzmittel voraus. Dies ist bei der Stiftung 
nicht gegeben. 
 

20.1 Nachschau auf die Prüfung 2019 
 
Der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein (LRH) hat in einer Nach
schau zu seiner 2019 durchgeführten Prüfung „Baumaßnahmen in  
Landesmuseen“1 erneut Organisation und Umsetzung der Bauaufgabe bei 
der Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf  
(Stiftung) geprüft. 
 
In seiner 2019 durchgeführten Prüfung der Baumaßnahmen in den  
Landesmuseen hatte er kritisiert, dass die Bauunterhaltung der Museums
gebäude unzureichend wahrgenommen wurde und das Immobilien-
management der Stiftung u. a. das Vergaberecht nicht hinreichend beach
tete. Die Stiftung schaltete die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 
AöR (GMSH), die für sie die Bauaufgaben durchführen sollte, nicht oder 
nicht rechtzeitig ein. Dies führte zu Verzögerungen und Kostensteige-
rungen. Der LRH forderte, die Regelungen für die Zusammenarbeit  
eindeutig zu fassen. Schließlich stellte der LRH fest, dass die für die Bau
unterhaltung zur Verfügung gestellten Mittel bei Weitem nicht ausreichten. 
 

                                                      
1  Bemerkungen 2020 des LRH, Nr. 15. 
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20.2 Rechtlicher Rahmen angepasst 
 
Die Wahrnehmung der Bauaufgaben der Stiftung ist ursprünglich im 
Gesetz über die Errichtung der „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landes
museen Schloss Gottorf“ (GottStiftErG SH)1 (Errichtungsgesetz) und seit 
2021 im Gesetz über die „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen 
Schloss Gottorf“2 (Stiftungsgesetz), der Landesverordnung zu § 3 Abs. 3 
des Gesetzes über die Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen3 
und in der Satzung der Stiftung geregelt. 
 
Danach werden sämtliche Bauaufgaben der Stiftung, mit Ausnahme der 
nicht delegierbaren Bauherrenaufgaben, von der GMSH erfüllt. Die GMSH 
nimmt diese Aufgabe als eigene Aufgabe der Stiftung in Organleihe wahr 
(§ 3 Abs. 3 Sätze 1 bis 2 Stiftungsgesetz). 
 
Tatsächlich wurde das Stiftungsgesetz geändert und die Anregungen des 
LRH jedenfalls zum Teil in das Gesetz aufgenommen und in einer Landes-
verordnung geregelt. Die Zuständigkeit der GMSH für alle baulichen Maß
nahmen über 20.000 € wurde eindeutig festgelegt. Darunter kann die Stif
tung Baumaßnahmen und insbesondere Maßnahmen der Bauunterhaltung 
in Eigenregie durchführen. 
 

20.3 Planvolle Bauunterhaltung angestoßen 
 
Die Stiftung wurde 2019 aufgefordert, die GMSH in ihren Bauunter-
haltungsangelegenheiten frühzeitig und umfassend einzuschalten.  
Voraussetzung hierfür sollte sein, dass Stiftung und GMSH gemeinsam ein 
Liegenschaftskataster erstellen, das neben den üblichen Angaben zur  
Immobilie den Zustand und den Bauunterhaltungsbedarf der Liegenschaf
ten beschreibt. 
 
Dieses Liegenschaftskataster liegt nunmehr vor. Der Zustand der Immo-
bilien wurde von der GMSH festgestellt und eine Planung für die notwen
digen Bauunterhaltungsmaßnahmen über 5 Jahre erstellt. 
 
Sie plante die von ihr zu verantwortenden Bauunterhaltungsmaßnahmen 
bis 2030 einschließlich des notwendigen Bedarfs an Finanzmitteln. In einer 
Übersicht sind die für die Liegenschaften der Stiftung für jedes Jahr vorge

                                                      
1  Gesetz über die Errichtung der „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss 

Gottorf“ (GottStiftErG SH) vom 15.12.1998, GVOBl. Schl.-H. 1998, S. 372, zuletzt geän
dert durch Gesetz vom 03.05.2012, GVOBl. Schl.-H. 2012, S. 510. 

2  Gesetz über die „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf“ vom 
29.09.2021, GVOBl. Schl.-H. 2021, S. 1311. 

3  Landesverordnung zu § 3 Absatz 3 des Gesetzes über die Stiftung Schleswig-
Holsteinische Landesmuseen vom 08.04.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 634. 
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sehenen Bauunterhaltungsmaßnahmen und die dafür voraussichtlich 
erforderlichen Mittel, ab dem Jahr 2026 entsprechend indexiert, aufgeführt. 
Summiert bewegen sich die ausgesteuerten Mittel zwischen 2,26 und 
2,74 Mio. € jährlich. Dies entspricht dem jährlich vom Ministerium für  
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
des Landes Schleswig-Holstein (Kulturministerium) derzeit für die Bau-
unterhaltung der stiftungseigenen Liegenschaften bereitgestellten Betrag 
von 2,7 Mio. €. 
 
Die Liste berücksichtigt darüber hinaus einen jährlichen Betrag von 
300.000 € für kleine Bauunterhaltungsmaßnahmen bis 20.000 €, die vom 
stiftungseigenen Immobilienmanagement in Eigenregie durchgeführt wer
den. Damit steigen die für Bauunterhaltung jährlich eingeplanten Mittel auf 
folgende Werte. 
 

Übersicht der geplanten Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln 
2025 bis 2030 in Tausend €* 

 2025 2026 2027 2028 2029 2030 

Investitionssumme BU 2.742 2.304 2.255 2.280 2.270 2.301 
Beschaffung / Kleinste BU 300 300 300 300 300 300 

Summe 3.042 2.604 2.555 2.580 2.570 2.601 
Baukostenindex 5 %  130 128 129 129 130 

Summe Bauunterhaltung 
indexiert 

 
3.042 

 
2.734 

 
2.683 

 
2.709 

 
2.699 

 
2.731 

Tabelle 28: Übersicht der geplanten Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln 2025 bis 2030 
* die Zahlen sind gerundet 
Quelle: LRH, GMSH: Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf: 
Übersicht der Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln für die zusätzlichen Bedarfe 2025-
2030 

 
Die GMSH hat darüber hinaus auch den tatsächlichen Bauunterhaltungs
bedarf festgestellt. Die hierfür benötigten Mittel gehen noch deutlich über 
die oben aufgeführten Summen hinaus. Für die Jahre 2025 bis 2030 erge
ben sich folgende Werte. 
 

Tatsächlicher Mittelbedarf unter Einbeziehung der vorliegenden 
Bauunterhaltungsliste für 2025 bis 2030 indexiert in Tausend €* 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 

5.650 3.396 5.126 4.836 3.308 3.926 

Tabelle 29: Tatsächlicher Mittelbedarf unter Einbeziehung der vorliegenden Bauunterhal
tungsliste für 2025 bis 2030 indexiert 
* die Zahlen sind gerundet 
Quelle: LRH, GMSH: Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf: 
Übersicht der Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln für die zusätzlichen Bedarfe 2025-
2030 
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Damit sind Stiftung und GMSH einer zentralen Forderung des LRH nach
gekommen, den Bauunterhaltungsbedarf festzustellen und planvoll vorzu
gehen. Es bleibt festzustellen, dass die eingeplanten Mittel sich im Rah
men des vom Kulturministerium seit 2023 jährlich in den Haushalt 
eingestellten Betrags von 2,7 Mio. € bewegen. Der LRH hatte schon 2019 
darauf hingewiesen, dass dieser Betrag ein politisch festgesetzter Betrag 
ist und sich nicht am erforderlichen Bauunterhaltungsbedarf orientiert. 
Vielmehr wird die geplante Bauunterhaltung an den zur Verfügung gestell
ten Mitteln ausgerichtet. 
 
Das Kulturministerium bestätigt den tatsächlich festgestellten Bedarf an 
Bauunterhaltungsmitteln von 3,4 bis 5,7 Mio. € pro Jahr, weist aber auf er
hebliche eingeworbene Sondermittel von insgesamt 48,4 Mio. € hin, die 
u. a. im Freilichtmuseum Molfsee, dem Kloster Cismar und dem Jüdischen 
Museum, insbesondere aber zur Umsetzung des Masterplans auf der Mu
seumsinsel in Gottorf für notwendige Sanierungsmaßnahmen und den ge
planten Erweiterungsbau zur Verfügung gestanden hätten. Mehrheitlich 
handele es sich dabei um noch nicht endabgerechnete Maßnahmen. 
 
Laut den Kieler Nachrichten vom 19. April 2025 haben die Landesmuseen 
mitgeteilt, dass der geplante Erweiterungsbau des Schlosses Gottorf nun
mehr nicht umgesetzt werden solle, weil die hierfür vorgesehenen 
44,8 Mio. € der insgesamt 48,4 Mio. € Sondermittel aufgrund gestiegener 
Bau- und Planungskosten für die Umsetzung der vollständigen Pläne nicht 
ausreichen würden. Stattdessen sollen diese Mittel für die notwendigen 
Umbauten und Sanierungen des Schlosses und die Erneuerung der Aus
stellungen aufgewendet werden. 
 

20.4 Fehlende Bauunterhaltungsmittel verschärfen den Sanierungsstau 
 
Die Prüfung hat erneut ergeben, dass die vom Kulturministerium pauschal 
zur Verfügung gestellten Mittel von zuletzt 2,7 Mio. € für eine ordnungs
gemäße Bauunterhaltung nicht ausreichend sind. Die Unterhaltung des 
teils historischen Gebäudebestands der Stiftung, der gleichzeitig das Gros 
des Stiftungsvermögens darstellt, ist damit chronisch unterfinanziert. Dies 
führt unweigerlich zur Fortsetzung des Bauunterhaltungsstaus an den 
Immobilien der Stiftung, dessen späterer Abbau die Kosten einer regulären 
Instandhaltung bei Weitem übersteigen wird. 
 
Das Kulturministerium ist daher aufgefordert, auch in einer herausfordern
den Haushaltslage Sorge dafür zu tragen, dass das Immobilienvermögen 
der Stiftung nicht durch einen sich weiter aufbauenden Bauunterhaltungs
stau nach und nach entwertet wird und der historische Gebäudebestand 
ernsthaften Schaden nimmt.  
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Das Kulturministerium schließt sich der Einschätzung des LRH an, dass 
die 2,7 Mio. € und die ab 2026 zur Verfügung stehenden 1,7 Mio. € nicht 
ausreichen werden, wenn es nicht gelinge, Sondermittel zu erhalten. Das 
Kulturministerium werde sich im Zuge des Haushaltsaufstellungsverfah
rens für die Fortschreibung der 2,7 Mio. € einsetzen, weil die Beantragung 
von Sondermitteln mit Unsicherheit in der Bewilligung behaftet sei. 
 
Der LRH mahnt, dass die reguläre und für den Substanzerhalt notwendige 
Bauunterhaltung durch einen entsprechenden Haushaltsansatz dauerhaft 
sichergestellt werden muss. Sondermittel sollten für den Abbau eines  
entstandenen Bauunterhaltungsstaus genutzt werden, den es durch  
regelmäßige Bauunterhaltung zu vermeiden gilt. Alles andere ist unwirt
schaftlich. 
 

20.5 Was weiterhin offen ist 
 
Das Verwaltungsabkommen von 2015, das die Erledigung der Bauauf-
gaben der Stiftung durch die GMSH regelt und auch angepasst werden 
musste, konnte bisher noch nicht neu vereinbart werden. Obwohl seit 2023 
über ein neues Verwaltungsabkommen verhandelt wird, konnte noch keine 
Einigung erzielt werden. 
 
Hintergrund ist zum einen Unzufriedenheit der Stiftung über die Zusam
menarbeit mit der GMSH. Zum anderen führt die Stiftung aus dem  
Konstrukt der Organleihe ergebende Haftungsfragen an. 
 
Die Stiftung strebt deshalb an, entweder die Bauaufgabe komplett in 
Eigenregie zu übernehmen oder ihr Verhältnis zur GMSH privatrechtlich 
auszugestalten, um die GMSH im Falle einer Schlechtleistung direkt in 
Regress nehmen zu können. Trotz Einschaltung des für die Stiftung 
zuständigen Kulturministeriums und des die Rechtsaufsicht über die 
GMSH führenden Finanzministeriums konnte bislang kein neues Verwal
tungsabkommen geschlossen werden. 
 
Das Finanzministerium gibt zu bedenken, dass ein privatrechtliches Ver
hältnis zwischen Stiftung und GMSH schon allein aus rechtlichen Gründen 
nicht möglich sei. Das Schließen eines solchen Vertrags erfordere voraus
sichtlich eine Ausschreibung nach Vergaberecht, an der sich die GMSH 
nicht beteiligen könne, weil sie nicht in Konkurrenz zu freiberuflich Tätigen 
bzw. Unternehmen am Markt treten könne. 
 
Der LRH fordert Kultur- und Finanzministerium dringend auf, in dieser 
Frage nunmehr eine Einigung herbeizuführen und eine verbindliche 
Lösung zu finden. Eine wirtschaftliche und fachlich substantiierte Lösung 
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muss den Erhalt des Immobilienbestands und -vermögens der Stiftung 
zum Ziel haben. Zur Zielerreichung wird eine personelle Ausstattung und 
Fachlichkeit benötigt, die die fachlich und rechtlich ordnungsgemäße 
Durchführung der Bauaufgaben sicherstellt. Mit den derzeitigen Qualifika
tionen ihres Personals ist die Stiftung für die Bewirtschaftung ihrer Liegen
schaften gut aufgestellt. Für das Management und die Durchführung von 
größeren Baumaßnahmen fehlt ihr allerdings der hierfür erforderliche bau
fachliche Sachverstand. Die Stiftung sollte sich darauf konzentrieren, die 
für die speziellen Anforderungen historischer oder diesen nachempfunde
nen Bauten erforderlichen baufachlichen Qualifikationen in ihrem Immobi
lienmanagement zu verankern, damit sie die entsprechenden Vorgaben 
machen und die Anforderungen an Baumaßnahmen formulieren kann. 
 
Der Einsatz der Ressourcen muss wirtschaftlich sein, da die zur Verfügung 
stehenden Mittel begrenzt sind. Das setzt voraus, dass die Kosten und 
wirtschaftlichen Risiken der Organleihe denen einer Eigenwahrnehmung 
der Bauaufgaben durch die Stiftung gegenübergestellt werden. 
 
Das Kulturministerium führt an, dass es gegenüber der Stiftung lediglich 
die Rechtsaufsicht ausübe, ebenso wie das Finanzministerium gegenüber 
der GMSH. Deshalb stünden die Landesmuseen als eigenständige  
Stiftung in der Pflicht, gemeinsam mit der GMSH eine Lösung zu erarbei
ten. Sollte die Stiftung aufgrund des fehlenden Verwaltungsabkommens  
ihre gesetzlich festgelegten Aufgaben nicht mehr erfüllen, werde das  
Kulturministerium im Rahmen der Rechtsaufsicht tätig werden. Bisher sei 
dies aber nicht zu erkennen. 
 
Weiter führt das Kulturministerium aus, dass auch aus seiner Sicht als 
Zuwendungsgeber eine wirtschaftliche und fachlich fundierte Lösung nötig 
sei und die Stiftung nicht aus der Organleihe entlassen werden sollte. Die 
von der Stiftung problematisierte Haftung des Vorstands würde sich 
dadurch nicht ändern und sei im Übrigen kalkulierbar. Das Kulturministeri
um werde gemeinsam mit dem Finanzministerium nach einer Lösung  
suchen und werde einen Wirtschaftlichkeitsvergleich von Organleihe und 
Eigenwahrnehmung der Bauaufgabe durch die Stiftung verfolgen. 
 
Der LRH merkt an, dass seit 2019 aufgrund der Neubesetzung des  
Stiftungsvorstands und der Neuaufstellung des Immobilienmanagements 
viel Zeit vergangen ist. Das Verwaltungsabkommen wird nun schon seit 
2023 verhandelt. Es ist an der Zeit, dass nunmehr kurzfristig eine für alle 
Seiten befriedigende und praktikable Lösung gefunden wird.  
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass die GMSH ihre Leistungen 
für die Stiftung in Organleihe und damit als Drittgeschäft wahrnehme.  
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Damit übe das Finanzministerium lediglich die Rechtsaufsicht gegenüber 
der GMSH aus, nicht die Fachaufsicht und könne deshalb nur Rechtmä
ßigkeitserwägungen, nicht Zweckmäßigkeitserwägungen einbringen. 
 
Dass die GMSH die Haftungsbegrenzung der derzeitigen Verwaltungsver
einbarung beibehalten wolle, sei rechtmäßig und rechtlich erforderlich. Der 
Organentleiher dürfe durch die Organleihe nicht bessergestellt werden, nur 
weil die Aufgabenerledigung nicht durch eigene Beschäftigte, sondern im 
Rahmen der Organleihe durch einen anderen Hoheitsträger erfolge. Dies 
sei auch aus Sicht des Landes mit Blick auf die Gewährträgerhaftung für 
die GMSH zweckmäßig. 
 
Das Finanzministerium stehe jedoch zur Verfügung, unter Federführung 
des für die Stiftungsaufsicht zuständigen Kulturministeriums moderierend 
einen Lösungsansatz von Kulturministerium, Stiftung und GMSH zu beglei
ten. 
 
Der LRH ist sich der Beschränkungen der bloßen Rechtsaufsicht bewusst. 
Er hält es dennoch für zielführend, wenn das Finanzministerium als nicht 
unmittelbar involviertes Ministerium auch im Hinblick auf die Wirtschaft
lichkeit der in Rede stehenden Lösungen und eine am Ende befriedigende 
Wahrnehmung der Bauaufgaben der Stiftung gemeinsam mit dem Kultur
ministerium eine für alle zweckmäßige Lösung moderieren könnte. Dass 
beide Ministerien diese Bereitschaft deutlich gemacht haben, ist eine gute 
Basis für eine zeitnahe Einigung. 
 
Der LRH rät dringend davon ab, die Stiftung aus der Zusammenarbeit mit 
der GMSH zu entlassen. Das Immobilienmanagement der Stiftung ist fach
lich und personell nicht dafür aufgestellt, größere Bauunterhaltungsmaß
nahmen in eigener Verantwortung durchzuführen - erst recht nicht Große 
Baumaßnahmen, wie die Sanierung und die Umbauten im Rahmen des 
nunmehr abgespeckten Masterplans. Die Wahrnehmung der Bauaufgaben 
der Stiftung durch die GMSH sichert die rechtskonforme, fachlich korrekte 
und wirtschaftliche Durchführung der Baumaßnahmen. 
 
Kultur- und Finanzministerium müssen gemeinsam mit Stiftung und GMSH 
zeitnah eine Lösung finden. 
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21. Offene Fragen, rechtliche Risiken und zusätzliche Kosten: 
Was hat die Neuordnung der Hochschulmedizin für 
Forschung und Lehre gebracht? 
 

Die Stärkung der Belange von Forschung und Lehre im UKSH 
war eines der erklärten Hauptziele der Hochschulgesetznovelle 
von 2017. Angesichts zahlreicher Unklarheiten bei der Umset
zung der neuen Regelungen ist allerdings fraglich, ob dieses Ziel 
erreicht werden konnte. 
 
Die Aufgaben, die von den für Forschung und Lehre zuständigen 
Vorstandsmitgliedern im UKSH wahrzunehmen sind, sind nicht 
eindeutig. Das vom Gesetz vorgesehene Nebeneinander von 
Vorstands- und Hochschulämtern stellt die handelnden Akteure 
und Institutionen vor schwierige Abgrenzungserfordernisse bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Inkonsistente Regelungen 
schaffen Rechtsunsicherheit und Haftungsrisiken. 

 
21.1 Gesetzesnovelle 2017: Forschung und Lehre in der klinischen Medi

zin in Kiel und Lübeck stärken 
 
Ein Medizinstudium ist in Schleswig-Holstein an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel (Universität Kiel) und der Universität zu Lübeck (Univer
sität Lübeck) möglich. An den ersten, eher theoretisch ausgelegten 
Abschnitt des Studiums (Vorklinik) schließt sich dabei ein zweiter, bereits 
sehr viel praktischer ausgerichteter Teil der Ausbildung an. Dieser kli-
nische Teil des Medizinstudiums findet in Schleswig-Holstein an den bei
den Standorten des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) in 
Kiel und Lübeck statt. 
 
Forschung und Lehre (FuL) sind in den klinischen Fächern der Medizin 
ohne die Praxis der Krankenversorgung nicht denkbar. Die sinnvolle orga
nisatorische Verzahnung beider Bereiche ist allerdings nicht zuletzt auf
grund des schwierigen rechtlichen Rahmens eine Herausforderung. So 
erfordert das europäische Beihilferecht auf der Ebene der Finanzen einer
seits eine strikte Trennung, um Quersubventionierungen zwischen Kran
kenversorgung und FuL auszuschließen. Andererseits ist es verfassungs
rechtlich geboten, dass die an den Hochschulen tätigen Wissenschaftler 
auch auf wissenschaftsrelevante Entscheidungen in der Krankenversor
gung Einfluss nehmen können.1 Dies wiederum erfordert ein enges 
Zusammenwirken. Wie dieses Zusammenwirken optimal organisiert wer
den kann, ist seit langem Gegenstand der Diskussion. 

  

                                                      
1  BVerfG, Beschluss vom 24.06.2014 - 1 BvR 3217/07. 
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An den bestehenden Strukturen der Hochschulmedizin in Schleswig-
Holstein hatten bereits 2011 sowohl der Wissenschaftsrat als auch der 
LRH Kritik geübt.1 Mit dem 2017 in Kraft getretenen „Gesetz zur Neuord
nung der Hochschulmedizin“2 hat der Landesgesetzgeber die damaligen 
Empfehlungen aufgriffen. Durch Schaffung zweier standortbezogener 
Campuszentren als rechtlich unselbständige Anstalten in Kiel und Lübeck 
sollten die beiden UKSH-Standorte unabhängiger und flexibler werden. 
Vor allem aber sollten FuL innerhalb des UKSH gestärkt werden.3 
 
Um dieses Ziel umzusetzen, wurden 2017 mit dem novellierten Hoch
schulgesetz (HSG) 2 neue Vorstandsposten geschaffen. Seitdem sind der 
Dekan der medizinischen Fakultät an der Universität Kiel (Dekan MF Kiel) 
und der Vizepräsident für Medizin an der Universität Lübeck (VP Medizin 
Lübeck) als Mitglied im erweiterten UKSH-Vorstand für FuL zuständig. 
Zugleich nehmen beide auch Leitungsfunktionen an den Campi des UKSH 
in Kiel und Lübeck wahr. 
 
Der LRH hat die Umsetzung der Neuregelung 2017 vor allem im Hinblick 
auf die vom Gesetzgeber verfolgten Ziele geprüft. Dabei ist deutlich 
geworden: Insbesondere bei der Wahrnehmung der Aufgaben durch die 
neuen für FuL zuständigen Vorstandsmitglieder (FuL-Vorstände) sind 
wichtige Fragen ungeklärt. Zwar hat sich in der Praxis mittlerweile eine 
gewisse Routine herausgebildet, es ist aber unklar, ob diese tatsächlich 
den Intentionen des Gesetzgebers entspricht. Das HSG muss an mehre
ren Stellen nachgeschärft werden, um Klarheit zu schaffen. 
 

21.2 Campusdirektionen bisher ohne relevantes „Eigengewicht“ 
 
Die Neuordnung des UKSH sah eine holdingartige Struktur mit starken 
und teilautonomen Standorten vor.4 Der Vorstand des UKSH sollte in die
ser Struktur eher koordinierend wirken. An den beiden Standorten in Kiel 
und Lübeck sind die neu geschaffenen Campusdirektionen jeweils zustän
dig und verantwortlich für die Sicherstellung von FuL und Krankenversor
gung auf universitärem Niveau.5  

  

                                                      
1  Wissenschaftsrat, Stellungnahme zur Weiterentwicklung der Universitätsmedizin in 

Schleswig-Holstein, Drucksache 1416-11 vom 08.07.2011, Landesrechnungshof Schles
wig-Holstein, Sonderbericht 2011 „Die schleswig-holsteinische Hochschullandschaft und 
ihre Finanzierung“, Nr. 16.7. 

2  Gesetz zur Neuordnung der Hochschulmedizin vom 14.03.2017, GVOBl. Schl.-H. 2017, 
S. 142. 

3  LT-Drs. 18/4813, S. 30. 
4  LT-Drs. 18/4813, S. 2. 
5  § 88a HSG. 
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Als Wissenschaftliche Direktoren und Sprecher dieser beiden mehrköpfi
gen Leitungsorgane1 spielen der Dekan MF Kiel und der VP Medizin 
Lübeck hierbei eine hervorgehobene Rolle. 
 
In der Praxis ist das Ziel einer holdingartigen Struktur aber verfehlt wor
den. Als Entscheidungsgremien haben die Campusdirektionen im neuen 
Organisationsgefüge des UKSH bisher kaum Eigengewicht entwickelt. Die 
Sitzungen werden primär für informelle Abstimmungen untereinander und 
zum laufenden Informationsaustausch genutzt. Für gemeinsame Entschei-
dungen gibt es kaum Bedarf, denn die Zuständigkeiten der Mitglieder sind 
genau untereinander aufgeteilt. Dabei haben die Campusdirektionen nicht 
einmal über diese Aufgabenteilung selbst entschieden: Obwohl die innere 
Ordnung der Campusdirektionen nach dem HSG eigentlich von diesen 
selbst geregelt werden soll,2 werden die Einzelzuständigkeiten bereits 
detailliert von der Hauptsatzung des UKSH vorgegeben. Im Ergebnis ver
walten die Mitglieder der Campusdirektionen ihre eigenen Verantwortungs-
bereiche (ärztlich, kaufmännisch, Pflege, Wissenschaft) weitgehend allein 
und unabhängig voneinander. Sie fungieren eher als Verwaltungseinheiten 
unter zentraler Leitung des UKSH-Vorstands. Ob es mit den jetzigen 
Strukturen gelingt, die mit der Umstrukturierung beabsichtigte differen-
zierte Entwicklung beider Standorte zu verwirklichen, ist fraglich. 
 
Das UKSH, die Universität Kiel und die Universität Lübeck sind der Auf
fassung, dass die Rolle der Campusdirektionen nicht ausschließlich 
anhand ihrer formellen Entscheidungsmacht bewertet werden sollte. Durch 
Teilnahme von Mitgliedern der Campusdirektionen an den wöchentlichen 
Vorstandssitzungen würden die Belange der Campi stets berücksichtigt. 
Zudem wird in der Stellungnahme darauf verwiesen, dass die Begutach
tung durch den Wissenschaftsrat 2022 die Vorteile der zentralen Wahr
nehmung bestimmter Aufgaben bestätigt hat. 
 
Der LRH bestreitet nicht, dass die Campusdirektionen für den Austausch 
und die Koordination innerhalb des UKSH nutzbringend sind. Er stellt 
lediglich fest, dass es offenbar nicht gelungen ist, die Campusdirektionen 
als Spitze starker und teilautonomer Standorte zu etablieren. Diese neh
men gegenüber dem Vorstand lediglich eine zuarbeitende Rolle ein. Wenn 
auf Basis neuerer Erkenntnisse die Strukturen anders gestaltet werden, 
muss dies auch von der Rechtslage abgebildet werden. 
 

  

                                                      
1  § 88b Abs. 1 HSG. 
2  § 88b Abs. 2 HSG. 
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21.3 Rolle und Aufgaben der Vorstandsmitglieder für Forschung und 
Lehre sind unklar 
 
In der geänderten Struktur der klinischen Medizin ist der erweiterte UKSH-
Vorstand von besonderer Bedeutung. Die Einbindung des Dekans MF Kiel 
und des VP Medizin Lübeck in den UKSH-Vorstand bedeutet für diese 
mehr Verantwortung, aber auch deutlich mehr und schnellere wechsel-
seitige Information. Der LRH hat den Eindruck gewonnen, dass die 
dadurch erreichte Nähe zwischen Hochschule und Krankenversorgung als 
gewinnbringend wahrgenommen wird. Soweit für den LRH erkennbar, 
funktioniert die Zusammenarbeit ohne größere Probleme. Die vom HSG 
für mögliche Konflikte im Vorstand vorgesehenen Eskalationsregeln1 sind 
bisher nicht zum Tragen gekommen. 
 
Was aber heißt das im Hinblick auf die mit der gesetzlichen Neuordnung 
verfolgten Ziele? Haben die FuL-Vorstände mit ihren bisherigen Aktivitäten 
die an sie gestellten Erwartungen erfüllt? Konnten die Belange von FuL 
durch ihre Einbindung im UKSH-Vorstand tatsächlich gestärkt werden?  
 
Die Beantwortung dieser Fragen ist tatsächlich nicht möglich, da schon 
nicht geklärt ist, welche konkreten Aufgaben die FuL-Vorstände am UKSH 
überhaupt zu erfüllen haben. Weder das HSG noch die mit den FuL-
Vorständen geschlossenen Anstellungsverträge regeln ihre spezifischen 
Aufgaben. Ohne jede Konkretisierung sind sie im UKSH allgemein für FuL 
zuständig - und dies obwohl die wissenschaftliche Tätigkeit am UKSH 
allein durch Personal der Universitäten erbracht wird.2 
 
Es dauerte fast 2 Jahre, bis in einer neugefassten Hauptsatzung des 
UKSH die Aufgaben der FuL-Vorstände definiert wurden. Das Ergebnis 
überzeugt dennoch nicht. Was dort sehr detailliert geregelt worden ist, sind 
keine UKSH-Aufgaben. Bei den in der aktuellen Hauptsatzung des UKSH 
verankerten FuL-Zuständigkeiten handelt es sich durchweg um Aufgaben, 
die im Zuständigkeitsbereich der kooperierenden Hochschulen liegen. 
Dass diese Aufgaben vom Vorstand des UKSH wahrgenommen werden 
sollen, sieht das Gesetz nicht vor. Soweit die FuL-Vorstände diese Auf-
gaben tatsächlich wahrnehmen, sind sie hierzu nur in ihrer Hochschulrolle 
berechtigt: als Dekan MF Kiel oder als VP Medizin Lübeck. Auch die 
administrative Unterstützung, die die FuL-Vorstände bei der Wahrneh
mung „ihrer“ FuL-Aufgaben erhalten, wird von den Hochschulen selbst 
geleistet. Was also bleibt an „echten“ FuL-Aufgaben der Vorstände im 
UKSH? 

  

                                                      
1  § 87a Abs. 4 S. 6, § 86a Abs. 2 und 3 HSG. 
2  § 91 Abs. 4 Satz 1 HSG. 
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Im Geschäftsbetrieb des UKSH besteht die Tätigkeit der FuL-Vorstände in 
der Mitarbeit im Gesamtvorstand, insbesondere durch Mitwirkung an 
gemeinsamen Beschlüssen. Die Hauptsatzung des UKSH sieht für den 
Vorstand eine Vielzahl gemeinsamer Zuständigkeiten vor und bindet damit 
auch die FuL-Vorstände in signifikantem Umfang in die Gesamtverantwor
tung für das UKSH mit ein. Unter dem Aspekt „Stärkung von Forschung 
und Lehre im UKSH“ wäre es von erheblicher Bedeutung, wenn sie dabei 
wenigstens die Interessen ihrer Hochschule vertreten dürften. Dass eine 
solche spezifische Interessenvertretung gewollt war, klingt in der Begrün
dung des Gesetzentwurfs deutlich an. Auf Vertreter der Hochschulen im 
Aufsichtsrat des UKSH ist verzichtet worden, „da die Hochschulen nun
mehr im Vorstand durch ihre Dekaninnen oder Dekane vertreten werden“.1 
 
Im aktuellen Gesetzestext ist ein Mandat der FuL-Vorstände zugunsten 
ihrer Hochschule allerdings überhaupt nicht vorgesehen. Nach dem Wort
laut des Gesetzes sind sie ohne Bezug auf eine der beiden Hochschulen 
allgemein für FuL zuständig.2  
 
Als Vorstandsmitglied sind sie den im Gesetz verankerten „zentralen Zie
len des Klinikums“ verpflichtet.3 Eigene Ziele der Universitäten dürfen bei 
Entscheidungen im UKSH demnach keine Rolle spielen. Die Arbeit der 
FuL-Vorstände wäre allein an den Zielen des UKSH zu messen. Nimmt 
man die Begründung der Gesetzesnovelle 2017 als Maßstab, war dies 
allerdings nicht die Intention des Gesetzgebers. 
 
Zu einem anderen Ergebnis könnte man kommen, wenn man die UKSH-
Aufgaben von vornherein als integralen Teil der Hochschulämter interpre
tiert. Wenn ein FuL-Vorstand auch innerhalb des UKSH gleichzeitig immer 
als Dekan MF Kiel oder VP Medizin Lübeck agierte, würde er die Interes
sen seiner Hochschule auch ohne einen besonderen gesetzlichen Auftrag 
vertreten. Dies hätte tatsächlich eine deutliche Stärkung der Hochschul-
interessen innerhalb des UKSH zur Folge. Allerdings würden sich bei einer 
solchen Auslegung des Gesetzes schwierige Folgefragen ergeben. 
 
Wie wäre die Wahrnehmung der Hochschulinteressen mit den sonstigen 
Pflichten als Mitglied des UKSH-Vorstands in Einklang zu bringen? Aus 
Sicht der Universitäten wäre zudem fraglich, wie die hochschulinterne 
Transparenz und Zuständigkeiten gewahrt werden können, wenn im 
UKSH-Vorstand über FuL-relevante Fragen entschieden werden soll. 
Hätte der Hochschulvertreter im UKSH-Vorstand eine Weisung der Hoch-
schule zu beachten? Zu diesen Aspekten schweigt das aktuelle HSG. 

                                                      
1  LT-Drs. 18/4813, S. 40. 
2  § 87a Abs. 1 S. 1 Nr. 4 HSG. 
3  § 83 Abs. 3 HSG. 
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Damit bleibt ein wesentlicher Punkt der Novellierung unklar: Inwieweit dür
fen die FuL-Interessen der Hochschulen über die FuL-Vorstände tatsäch
lich in die Entscheidungen des UKSH hineinwirken, sodass im Ergebnis 
die Interessen des UKSH hinter denen der Hochschulen zurückstehen? 
 
Das UKSH, die Universität Kiel und die Universität Lübeck sehen in der 
aktuellen gesetzlichen Ausgestaltung der Vorstandsämter kein Problem. 
Dekan MF Kiel und VP Medizin Lübeck vereinten in sich je beide Aufga
ben: die Vertretung der Medizin in ihren jeweiligen Hochschulen und die 
Aufgaben als Vorstandsmitglieder für FuL. Diese in Personalunion wahr
genommenen Aufgaben würden sich in weiten Teilen inhaltlich über
schneiden. Diese Konstruktion sei bewusst so gewählt. Hinsichtlich der 
Aufgaben der Vorstandsmitglieder für FuL sei die Hauptsatzung des UKSH 
einschlägig. 
 
Das Wissenschaftsministerium sieht es als selbstverständlich an, dass 
die von der Hochschule entsandten Vorstände Forschung und Lehre ihrer 
Universität im UKSH vertreten. Mit der Übernahme des Amts des Dekans 
MF Kiel bzw. des VP Medizin Lübeck gehöre die Vorstandstätigkeit zur 
Dienstaufgabe. Allerdings sei das UKSH als einziger Maximalversorger für 
die Krankenversorgung in Schleswig-Holstein von besonderer Bedeutung. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung: Die gesetzlichen Regelungen und 
die gelebte Praxis passen nicht zusammen. Die rechtssichere Klärung der 
Rolle der FuL-Vorstände ist daher erforderlich. 
 
In jedem Fall dürfen im Rahmen der Vorstandsverträge wie auch in der 
Hauptsatzung nur Aufgaben für die Vorstände vorgesehen werden, die 
das HSG dem UKSH und nicht ausschließlich den Hochschulen zuweist. 
Nur so ließe sich eine Rollenklarheit, vor allem auch in Haftungsfragen, 
schaffen. 
 

21.4 Kostenbelastung durch Vorstandsverträge: Mehrwert für Forschung 
und Lehre? 
 
Die Ämter als Dekan MF Kiel und VP Medizin Lübeck sind nach dem 
novellierten HSG hauptamtliche Tätigkeiten. Das schleswig-holsteinische 
Besoldungsrecht sieht für beide Ämter eine Besoldung nach W 3 oder ein 
entsprechend vergütetes privatrechtliches Dienstverhältnis vor. Zusätzlich 
können Leistungsbezüge gewährt werden. Im Gesetzentwurf von 2016 
waren für die Vergütung der beiden neuen Hochschulämter zusammen 
jährlich ca. 240.000 € eingeplant. Ergänzend ist zu erwähnen, dass die 
Betroffenen nicht parallel als Chefarzt oder Klinikdirektor beschäftigt wer
den können.  
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Tatsächlich sind die Kosten deutlich höher. Der Grund hierfür ist allerdings 
nicht die Vergütung der Hochschulämter. Ursache für die sehr viel höheren 
Kosten ist der Umstand, dass mit dem Dekan MF Kiel und dem 
VP Medizin Lübeck jeweils zusätzliche Anstellungsverträge für ihre Tätig
keit im UKSH-Vorstand geschlossen worden sind. 2023 beliefen sich die 
zusätzlichen vertraglichen Vergütungen für beide FuL-Vorstände 
zusammen in Summe auf 338.000 €. Diese Beträge belasten die Budgets 
der Hochschulen für FuL in der klinischen Medizin zusätzlich in voller 
Höhe, da diese Gehälter aus dem Landeszuschuss genommen werden. 
 
Es ist ungeklärt, mit welchem inhaltlichen Mandat die FuL-Vorstände im 
UKSH tätig sind (vgl. Tz. 21.3). Einer Belastung der FuL-Budgets der 
Hochschulen mit der Vorstandsvergütung sollte ein praktischer Nutzen für 
FuL der jeweiligen Hochschule gegenüberstehen. Erschöpfte sich die  
Tätigkeit der FuL-Vorstände allein darin, die Beschlüsse des Gesamtvor
stands mitzutragen, würde sich nicht nur die Frage stellen, ob hierfür die 
Schaffung zusätzlicher Vorstandsämter nötig war. Fraglich wäre dann 
auch, ob bei einem solchen Verständnis der Vorstandsrollen eine signi-
fikante Stärkung von FuL erreicht werden kann. 
 
Das Finanzministerium hält es für zwingend erforderlich, dass die 
Gewährträgerversammlung auch mit diesen Vorstandsmitgliedern Anstel
lungsverträge abschließt. Allerdings sei die hierfür zuständige Gewährträ
gerversammlung bei der Bestellung gesetzlich an die Entscheidung der 
jeweiligen Hochschulen gebunden. Vor diesem Hintergrund bestehe kaum 
Spielraum in den Verhandlungen mit den von den Hochschulen bestimm
ten Personen.  
 
Nach Auffassung des UKSH, der Universität Kiel und der Universität 
Lübeck sind die Vergütungen für die FuL-Vorstände am UKSH nicht zu 
hoch. Sie lägen im Bereich der Vergütungen von Vorstandsmitgliedern für 
FuL an anderen Universitätsklinika. Geringere Vergütungen würden die 
Rekrutierung von geeigneten Persönlichkeiten erschweren oder sogar 
unmöglich machen. 
 
Der LRH betont, dass im Gesetz für die Neuordnung der Hochschulmedi
zin zusätzlich vergütete Anstellungsverträge nicht erwähnt werden. Auch 
wenn diese Zusatzverträge geboten sein sollten, sollten diese zunächst 
mit konkreten Aufgaben im HSG verankert werden. Diese Aufgaben müs
sen von den Zuständigkeiten abgrenzbar sein, die aus dem jeweiligen 
Hochschulamt erwachsen. Die Höhe der Vergütungen in den beiden 
Ämtern muss dabei dem jeweiligen Aufgabenumfang entsprechen.  
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21.5 Risiken und Nebenwirkungen der aktuellen Praxis 
 
Die gesonderte Anstellung als Vorstand neben dem Hochschulamt mag 
grundsätzlich geeignet - aus Sicht des UKSH als Unternehmen mög-
licherweise sogar geboten - sein, um in Fragen von Vergütung, Haftung 
und Loyalität klare Verhältnisse zu schaffen. Da allerdings die Schnittstel
len zu den Hochschulämtern wie vorstehend beschrieben in der Auf-
gabenwahrnehmung ungeklärt sind, gelingt dies im Fall der FuL-Vorstände 
am UKSH nicht. Wichtige praktische Fragen bleiben unbeantwortet. 
Sowohl für die handelnden Personen als auch für die beiden Universitäten 
und das UKSH bringt die unklare Rolle der FuL-Vorstände nicht unerheb-
liche Risiken mit sich. 
 
Nicht geklärt ist z. B. schon die Frage, ob und inwieweit der Dekan MF Kiel 
und der VP Medizin Lübeck im Verhältnis zu ihrer Hochschule Verschwie
genheit über die im Vorstand des UKSH erlangten, unternehmensinternen 
Kenntnisse zu wahren haben, auch wenn sie die klinische Ausbildung oder 
Forschungsbelange unmittelbar betreffen könnten. 
 
Offen ist zudem, wer die FuL-Vorstände im Falle geplanter oder auch 
unvorhergesehener Abwesenheiten korrekterweise vertritt. Für die Hoch
schulämter sieht das Gesetz eine hochschulinterne Vertretung nach den 
für die Hochschule geltenden Regelungen vor.1 Im UKSH-Vorstand ist 
demgegenüber eine wechselseitige Vertretung der FuL-Vorstände unterei
nander vorgesehen. Kritisch kann sich dies insbesondere im wichtigen 
Bereich der Mittelbewirtschaftung auswirken. 
 
Das UKSH hat dem Gesetz nach die Aufgabe, die Mittel aus dem Landes
zuschuss für FuL in der klinischen Medizin zu verwalten.2 Die Hauptsat
zung des UKSH weist den FuL-Vorständen hierbei maßgebliche Zustän
digkeiten zu. Dies ist problematisch, denn zur Verwendung des Landes-
zuschusses trifft das HSG eine eindeutige Regelung: Allein der Dekan 
MF Kiel und der VP Medizin Lübeck entscheiden für ihre Hochschulen 
über die Verwendung der Mittel.3 
 

  

                                                      
1  § 30 Abs. 5 S. 1 HSG. 
2  § 8a HSG. 
3  §§ 8a Abs. 4, 18 Abs. 2 Satz 4, 24 Abs. 4 HSG. 
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Fällt einer der beiden aus - möglicherweise in einer Phase kritischer 
Haushaltsfragen -, obliegt die Entscheidung über die Verwendung der Mit
tel für FuL nach den derzeit geltenden Regelungen dem jeweils anderen 
FuL-Vorstand. Und dies, obwohl dieser kein Hochschulmitglied, sondern 
Amtsträger in einer konkurrierenden Hochschule ist und es sich nach dem 
Gesetz um eine originäre Hochschulkompetenz handelt. Dies darf nicht 
sein. 
 
In diesem Sachverhalt zeigt sich aus Sicht des LRH mit besonderer Deut
lichkeit der gesetzgeberische Handlungsbedarf. Die zentralen Fragen, in 
wessen Namen, mit welchem Mandat und welchen Aufgaben die FuL-
Vorstände im UKSH tätig sein sollen, dürfen nicht Gegenstand kompli-
zierter Normauslegungen und sich möglicherweise anschließenden  
Haftungsfragen sein. Diese Grundsatzfragen müssen vom Gesetzgeber 
selbst klar beantwortet werden. Das aktuelle HSG gibt diese Antworten 
nicht, jedenfalls nicht widerspruchsfrei. 
 
Der LRH sieht das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) in der 
Verantwortung, die aktuellen Regelungen zu überprüfen und dem Landtag 
einen Entwurf für eine Gesetzesänderung vorzulegen. Dabei muss im 
Rahmen der Novellierung auch erneut geprüft werden, in welchem 
Umfang die Belange von FuL gestärkt werden können und sollen. Der Fo
kus sollte sich auf Klarheit, Rechtssicherheit und nicht zuletzt auch Wirt
schaftlichkeit richten. Zumindest sollte es die Rechtslage in Einklang mit 
der gelebten Praxis bringen. 
 
Nach Auffassung des UKSH, der Universität Kiel und der Universität 
Lübeck ist die Frage der Verschwiegenheit eindeutig geregelt: Aufgrund 
der unterzeichneten Anstellungsverträge seien die FuL-Vorstände zur Ver
schwiegenheit gegenüber jedermann verpflichtet. In der Frage der Vertre
tung der FuL-Vorstände untereinander habe es bisher keine Probleme 
gegeben.  
 
Auch das Wissenschaftsministerium geht davon aus, dass die FuL-
Vorstände umfassend zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Sofern 
Forschung und Lehre von Angelegenheiten im UKSH betroffen seien, 
müssten die FuL-Vertreter allerdings „eine Position entwickeln, die auch 
hochschulintern besprochen werden kann“. Man werde den Hinweis des 
LRH aber aufgreifen und den Vorstand bitten, zu prüfen, ob bei Vorliegen 
bestimmter Bedingungen und nur in bestimmten Bereichen die FuL-
Vorstände von der Verschwiegenheitsverpflichtung in Vorstandsangele
genheiten ausgenommen werden könnten. 
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Das Wissenschaftsministerium räumt zudem ein, dass im Hinblick auf die 
Ausgestaltung der neu geschaffenen Vorstandsämter gewisse gesetzliche 
Anpassungen im HSG notwendig sein könnten. Regelungsbedarf sieht es 
jedenfalls hinsichtlich der vom LRH kritisierten Vertretungsregelungen. Im 
Zuge der anstehenden HSG-Novelle werde das Wissenschaftsministerium 
hierzu eine Regelung treffen.  
 
Der LRH erkennt die Absicht des Wissenschaftsministeriums an, bei Ver
tretungsregelungen und Verschwiegenheitspflichten nachzubessern. Dies 
reicht jedoch zur Lösung der Gesamtproblematik nicht aus. Maßstab muss 
eine rechtssichere und konsistente Handhabung aller angesprochenen 
Aspekte sein. Dieser Zustand ist zurzeit nicht gegeben. 
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22. Förderung von Kulturknotenpunkten: Mehrwert für die 
kulturelle Infrastruktur? 
 

Kulturknotenpunkte sollen kulturelle Angebotsstrukturen im 
ländlichen Raum durch Beratung, Unterstützung und Koopera-
tionen untereinander und mit den großen Zentren im Land ver
netzen. Hierfür hat das Kulturministerium seit 2015 rund 
2,7 Mio. € Projektfördermittel bewilligt.  
 
Die Idee der Kulturknotenpunkte wurde bisher nicht in einem 
tragfähigen Förderkonzept verwirklicht. Letztlich hat das Kultur
ministerium die Verwendung der Mittel den Zuwendungs-
empfängern weitgehend selbst überlassen. Auch diesen ist es  
allerdings nicht gelungen, mit ihren Aktivitäten dem Kern der 
Förderung gerecht zu werden: Ein erheblicher Teil der Förder-
mittel ist direkt in örtliche Kulturprojekte geflossen. In ihrer zu
gedachten Rolle als Netzwerkpartner treten die Kulturknoten-
punkte in Schleswig-Holstein bisher kaum in Erscheinung.  
 
Mehr als die Hälfte der Fördermittel wird bei den Kulturknoten-
punkten zur Finanzierung von Personal verwendet. Ob und  
inwieweit es sich hierbei um zusätzliche Personalkapazitäten 
gehandelt hat, hat das Kulturministerium nicht geprüft. Dieses 
Versäumnis hat Mitnahmeeffekte ermöglicht.  
 
Das Kulturministerium sollte die Förderung grundsätzlich auf 
den Prüfstand stellen und die Fortführung überdenken. 
 

22.1 Kulturknotenpunkte: Anspruch und Wirklichkeit klaffen weit ausein-
ander 
 
Die Idee der Förderung von Kulturknotenpunkten ist ab 2013 im Dialog 
zwischen Land, Kommunen und Kulturschaffenden entstanden. Festgehal
ten ist sie im Kulturkonzept „Kulturperspektiven“ des Landes Schleswig-
Holstein1: „Um eine flächendeckende kulturelle Infrastruktur zu fördern, 
sollen regionale „kulturelle Knotenpunkte“ unter Einbeziehung vorhande
ner Kultur- und Bildungseinrichtungen gebildet werden. Deren Aufgabe ist 
insbesondere die Förderung von Kooperation und Vernetzung auf regiona
ler Ebene.“ 
 
In Umsetzung dieser Idee startete das Land 2015 mit Projektförderungen. 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 

                                                      
1  https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kulturpolitik/Downloads/konzept_-

kulturperspektiven.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kulturpolitik/Downloads/konzept_kulturperspektiven.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kulturpolitik/Downloads/konzept_kulturperspektiven.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Forschung und Kultur (Kulturministerium) bewilligte zunächst die Einrich
tung von 3 regionalen Kulturknotenpunkten, die über einen Projektzeit
raum von 5 Jahren eine jährliche Förderung von jeweils 20.000 € erhalten 
sollten. In der Folgezeit sind dann weitere regionale Kulturknotenpunkte 
hinzugekommen. Über die Förderung ist jeweils in einem mehrstufigen 
Verfahren entschieden worden. Aktuell fördert das Land 
7 Kulturknotenpunkte, davon 2 als „Doppelpunkte“. In den Regionen Nord-
Ost und Süd-Ost teilen sich jeweils 2 Institutionen die Aufgaben des  
Kulturknotenpunkts und die dafür bewilligte Landesförderung, sodass ins
gesamt 9 Träger aktiv sind. Seit 2021 ist die Förderung pro Kulturknoten
punkt auf jährlich 40.000 € erhöht worden.  
 
Ergänzend erhält auch der Landeskulturverband Schleswig-Holstein (LKV) 
Fördermittel im Zusammenhang mit den Kulturknotenpunkten: seit 2015 
für die Aufgabe als „Koordinator der Kulturknotenpunkte“ jährlich 20.000 € 
und seit 2018 zusätzlich weitere 20.000 € jährlich zur „Stärkung der  
Kulturknotenpunkte“. Für die Realisierung von Kulturknotenpunkten bis 
Ende 2026 hat das Kulturministerium seit 2015 insgesamt rund 2,7 Mio. € 
Projektfördermittel bewilligt. 
 
Das Förderverfahren ist insgesamt sehr verwaltungsaufwendig. Das  
Kulturministerium hält den mit der Kulturknotenpunkt-Förderung verbun
denen Aufwand gleichwohl für gerechtfertigt, da „mit vergleichsweise ge
ringem Mitteleinsatz eine langfristige Strukturstärkung des ländlichen 
Raums und ein Beitrag zur kulturellen Teilhabe“ erreicht werden könne: 
„Sie bringen einzelne Akteure zusammen, initiieren und begleiten Koope
rationen, unterstützen bei der Förderakquise und bringen somit Förder-
mittel in die Regionen. Gleichzeitig schaffen sie Zugänge zu bestehenden 
Beratungs- und Qualifizierungsangeboten und tragen als hauptamtliche 
Struktur zur Stärkung des Ehrenamtes bei. Sie können bei Aufgaben, die 
nicht direkt mit kultureller Arbeit zu tun haben - wie etwa Steuererklärun
gen oder Vereinsgründungen usw. - auch unmittelbar Ehrenamtliche  
unterstützen oder geeignete Kontakte vermitteln.“ Nicht zuletzt seien die 
Kulturknotenpunkte auch Multiplikatoren der Landeskulturpolitik, die aktu
elle Themen vor Ort operationalisieren und den Zielgruppen nahebringen 
würden.  
 
Der LRH hat die Förderung der Kulturknotenpunkte geprüft. Dabei hat er 
festgestellt, dass es dem Kulturministerium im Ergebnis nicht gelungen ist, 
diese hohen Erwartungen an die Kulturknotenpunkte zu vermitteln.  
 
Tatsächlich hat das Kulturministerium den geförderten Institutionen für die 
konkrete Arbeit der Kulturknotenpunkte kaum eigene Vorgaben gemacht. 
Die Zuwendungen für die Kulturknotenpunkte sind auf Basis der von den 
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Zuwendungsempfängern selbst erdachten Konzepte bewilligt worden.  
Diese Konzepte sind nicht nur inhaltlich sehr verschieden. Sie sind in  
weiten Teilen auch so unspezifisch und vage formuliert, dass nicht zu  
erkennen ist, welche konkreten Leistungen als Kulturknotenpunkt erbracht 
werden sollen. Wie die Kulturknotenpunkte mit der bewilligten Förderung 
tatsächlich das vom Kulturministerium skizzierte Aufgabenspektrum bewäl
tigen sollen, kann weder den Bewerbungen noch den Bewilligungen  
entnommen werden. Für die bei Landesförderungen unerlässliche Erfolgs
kontrolle fehlt im Fall der Kulturknotenpunkte schon ein Maßstab für den 
Abgleich von Wunsch und Wirklichkeit.  
 
Dass dieses elementare Defizit der Förderung auch in der praktischen 
Umsetzung zu Problemen führte, war dem Kulturministerium frühzeitig  
bekannt. Der LKV wies im Rahmen einer vom Kulturministerium selbst an
geforderten Stellungnahme bereits 2019 darauf hin, dass die Kulturkno
tenpunkte mit deutlichen Startschwierigkeiten zu kämpfen gehabt hätten: 
„Die Ausschreibung und die Aufgaben der Kulturknotenpunkte musste  
jeder der Kulturknotenpunkte erst einmal für sich selbst auslegen und sich 
darin finden, ohne, dass ihnen, nach eigenen Angaben, klar gewesen ist, 
was genau vom Ministerium gewünscht wird.“ 
 
Der LRH konnte im Rahmen seiner Prüfung nicht feststellen, dass das  
Kulturministerium hinsichtlich dieser Orientierungslosigkeit zumindest in 
der zweiten Förderperiode ab 2021 Abhilfe schaffen konnte.  
 
Das Kulturministerium vertritt hingegen die Auffassung, dass die Vielfalt 
der Ansätze zur vernetzenden Kulturarbeit in ländlichen Räumen die maß
gebliche Stärke der Kulturknotenpunkte sei. Nach der ersten Förderperio
de habe man die Förderkriterien präzisiert und den realen Gegebenheiten 
angepasst. Man habe die Kriterien bei der Ausschreibung 2020/2021 aber 
nicht noch enger formuliert, damit weiterhin maßgeschneiderte Angebote 
für die Bedarfe vor Ort möglich blieben. Den Kulturknotenpunkt-
Verantwortlichen sei ab 2020 trotzdem erheblich deutlicher gewesen, was 
das Land von ihnen erwarte. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Ziel und Zweck der Förderung  
bleiben auch in der 2. Förderperiode im Ungefähren. Es mag sein, dass es 
viele unterschiedliche Ansätze für vernetzende Kulturarbeit gibt. Wenn 
man solche fördern möchte, hätte hier dennoch spätestens in den Zuwen
dungsbescheiden konkret festgelegt werden müssen, was darunter zu 
verstehen gewesen wäre. Dies ist nicht passiert. Die in weiten Teilen  
unspezifischen Inhalte der Zuwendungsbescheide haben eine seriöse 
Überprüfung der Mittelverwendung von vornherein unmöglich gemacht.  
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22.2 Unzureichende Vorgaben ermöglichen Mitnahmeeffekte bei den  
Zuwendungsempfängern 
 
Für die aktuelle 5-jährige Förderperiode haben die Trägerinstitutionen der 
Kulturknotenpunkte mehr als die Hälfte der Gesamtfördersumme von 
1,4 Mio. €, nämlich 775.000 €, für Personalkosten veranschlagt. Ob es 
sich dabei um Kosten für zusätzlich eingestelltes Personal, um Kosten für 
Aufstockungen der Arbeitszeit bei vorhandenem Personal oder um Kosten 
für das von der Einrichtung bisher selbst finanzierte Stammpersonal han
delte, war der Förderakte nicht zu entnehmen.  
 
Das Kulturministerium hat den Zuwendungsempfängern in dieser Frage 
keine Vorgaben gemacht und Angaben dazu weder im Vorfeld der Förde
rung noch für den Verwendungsnachweis abgefragt. Soweit erkennbar, 
hat sich das Kulturministerium für diesen Aspekt im Förderverfahren nicht 
interessiert. Da die Förderung von bereits vorhandenen Stellen(-anteilen) 
bei Projektförderungen im Hinblick auf unerwünschte Mitnahmeeffekte 
problematisch ist, hat der LRH zu diesem Punkt selbst Informationen bei 
den Trägerinstitutionen erhoben. Ergebnis: Nur 2 der geförderten Träger
institutionen haben nach eigenen Angaben zusätzliche personelle Kapa-
zitäten (neu eingestelltes Personal oder Aufstockung der Stundenzahl)  
geschaffen. Die Trägerinstitutionen nehmen die weitgehend selbst  
bestimmten Kulturknotenpunkte-Aufgaben also überwiegend mit Personal 
wahr, das bereits vor Einrichtung als Kulturknotenpunkte bei ihnen - gene
rell in Vollzeit - beschäftigt war. Wesentliche Teile der Förderung gewährt 
das Land den geförderten Institutionen demnach für ihr - teils ohnehin 
schon institutionell gefördertes - Stammpersonal.  
 
Ob und in welchem Umfang von dem hier eingesetzten Stammpersonal 
zusätzliche Aufgaben im Sinne der Idee der Kulturknotenpunkte über
nommen worden sind, ist nicht feststellbar. Das Kulturministerium hat es 
versäumt, im Verfahren einen wirtschaftlichen und effizienten Einsatz der 
Fördermittel sicherzustellen. 
 
Das Kulturministerium wendet ein, aufgrund des relativ geringen Förder
budgets sei es durchaus sinnvoll, bestehendes Personal für die Projektar
beit in der Stundenzahl aufzustocken oder die Personalstunden auf ande
res Personal zu verteilen. Mitnahmeeffekte bei den Zuwendungs-
empfängern seien zwar im Bereich des Möglichen, nachgewiesen habe 
der LRH sie allerdings nicht. Das Kulturministerium werde dies künftig 
aber „noch intensiver“ prüfen.  
 
Der LRH betont: Nur in 2 Fällen wurden Personalkapazitäten ausgeweitet. 
Sofern nicht andere Aufgaben zu Gunsten der neuen Betätigung bei  
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diesen Mitarbeitern weggefallen sind, muss von einem Mitnahmeeffekt 
ausgegangen werden. Ob neue und zusätzliche Tätigkeiten als Kulturkno
tenpunkt wahrgenommen wurden, lässt sich nicht überprüfen. Weder die 
Zuwendungsbescheide noch die Verwendungsnachweise enthalten ent
sprechende Informationen. So hat das Kulturministerium den Zuwen
dungsempfängern in der Vergangenheit alle Freiheiten gelassen und eine 
unwirtschaftliche Verwendung der Mittel ermöglicht.  
 

22.3 Ein erkennbarer Schwerpunkt der Kulturknotenpunkt-Aktivitäten: 
Unterstützung von Kulturveranstaltungen  
 
Die von den Zuwendungsempfängern vorgelegten Verwendungsnach-
weise liefern zwar Informationen zu zahlreichen Aktivitäten. Bei diesen 
bleibt aber überwiegend unklar, ob sie den Kulturknotenpunkten, der  
sonstigen Arbeit der Trägerinstitutionen oder sogar Dritten zuzuordnen 
sind. Der LRH hat daher neben den Prüfakten auch frei verfügbare Infor
mationen hierzu ausgewertet. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die  
(Mit-)Finanzierung regionaler Kulturveranstaltungen bei der Arbeit der 
meisten Kulturknotenpunkte einen Schwerpunkt ihrer Tätigkeit darstellt. 
Erhebliche Teile der Förderung sind unmittelbar in Maßnahmen wie Aus
stellungen, Kunstprojekte, Feste und Festivals, Konzerte, Filmvor-
führungen und Kulturseminare für den Bürger als „Endverbraucher“  
geflossen. Dies mag durchaus im Interesse der Kultur gewesen sein. Der 
vom Kulturministerium entwickelten Vorstellung von der vernetzenden und 
beratenden Arbeit der Kulturknotenpunkte entspricht diese Art der Mittel-
verwendung allerdings nicht.  
 
Das Kulturministerium hat die Verwendung der Fördermittel für solche 
Zwecke dennoch durchgängig akzeptiert. Den geförderten Trägerinsti-
tutionen ermöglicht dies auch dann Mitnahmeeffekte, wenn sie Veran-
staltungen aus Kulturknotenpunkt-Mitteln finanzieren, die sie aber nicht in 
ihrer Eigenschaft als Kulturknotenpunkte anbieten, sondern in ihrer Rolle, 
z. B. als Bildungseinrichtung, Veranstaltungszentrum oder Stiftung und 
bisher anderweitig finanzieren mussten. 
 
Angesichts des einerseits hohen Anteils geltend gemachter Personal-
ausgaben und des andererseits geringen Umfangs an klar erkennbaren 
Kulturknotenpunkt-Aktivitäten lässt sich schlussfolgern, dass die För-
derung zu einem erheblichen Teil für Tätigkeiten verbraucht wurde, die die 
Trägerinstitutionen auch ohne ihre Rolle als Kulturknotenpunkt verrichtet 
hätten.  
 
Das Kulturministerium weist darauf hin, dass sichtbare Aktivitäten der 
Kulturknotenpunkte wie die (Mit-)Veranstaltung von Kulturevents notwen
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dig seien, um den Kontakt zu den Kulturakteuren der Regionen zu pflegen 
oder auszubauen.  
 
Der LRH wendet dagegen ein, dass dieses Programm nicht als Fördertopf 
für die Finanzierung von Kulturveranstaltungen aufgesetzt worden ist. Die 
Argumentation des Kulturministeriums wirft sogar noch eine weitere Frage 
auf: Sollte es wirklich so sein, dass eine Kontaktpflege auf regionaler Ebe
ne nur gelingt, wenn die Kulturknotenpunkte mit Zuschüssen für eine Viel
zahl von Veranstaltungen locken können - welches konkrete Interesse gibt 
es dann überhaupt an deren weiterer Arbeit jenseits der zusätzlichen  
Fördermittel? 
 

22.4 Netzwerkarbeit der Kulturknotenpunkte im Ergebnis ohne größere 
Relevanz  
 
Auch den zentralen Aspekt der Vernetzungsaktivitäten musste der LRH  
direkt bei den Kulturknotenpunkten abfragen. Das Ergebnis ist äußerst  
unbefriedigend.  
 
Gefragt nach ihren eigenen Netzwerken beziehen sich die Kulturknoten
punkte vor allem auf Formate, die nicht auf ihrer eigenen Arbeit und Initia
tive fußen. Das gilt insbesondere für bereits vom Land aus anderen Titeln 
geförderte Projekte wie z. B. „Kultur trifft Schule“ und „Museumsberatung 
und -zertifizierung“. Was letztlich an eigenen Netzwerkaktivitäten der Kul
turknotenpunkte sichtbar ist, verdient den Namen kaum. Es handelt sich 
um eine Vielzahl kleiner und kleinster Veranstaltungsformate, bei denen 
sich weder die Reichweite noch die längerfristige Verankerung in der  
jeweiligen Region nachvollziehen lassen, z. B. vereinzelte Veranstaltungen 
wie Fortbildungen, Podiumsdiskussionen, Stammtische und Fachta-
gungen. Häufig sind genannte Aktivitäten inhaltlich zudem kaum von der 
sonstigen Tätigkeit der Trägerinstitutionen abzugrenzen - zuwendungs
rechtlich ein Problem, da Projektförderungen nur für klar abgrenzbare 
Maßnahmen gewährt werden dürfen.  
 
Die ganze Kulturknotenpunkt-Förderung geht von der Annahme aus, dass 
in den Regionen ein Bedarf an zusätzlicher „Vernetzung“ der Akteure  
besteht. Was dies konkret bedeutet, ist allerdings nie geklärt worden, denn 
das Kulturministerium hat im Vorfeld der Förderung Art und Umfang der 
tatsächlichen Nachfrage nicht erhoben.  
 
Die Frage, ob die Kulturknotenpunkte mit ihren Maßnahmen einen tatsäch
lichen Bedarf decken, erscheint zumindest zweifelhaft. Vor dem Hinter
grund, dass Netzwerkarbeit eigentlich der Kern der Kulturknotenpunkt-
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Aktivitäten sein sollte, sind die vom LRH in diesem Bereich festgestellten 
Resultate aber ernüchternd.  
 
Die Feststellungen des LRH deuten in die gleiche Richtung wie die Ergeb
nisse der Kulturakteursbefragung, die das Kulturministerium bereits 2021 
hat durchführen lassen: Eine kulturelle Kartierung sollte einen Überblick 
über die kulturelle Infrastruktur Schleswig-Holsteins sowie Aufschluss über 
ihre Kooperations- und Netzwerkarbeit geben und Grundlage für ein  
Kulturkonzept des Landes Schleswig-Holstein sein. Als relevanter Netz
werkpartner der Kulturakteure in Schleswig-Holstein spielten die Kultur
knotenpunkte nach den Ergebnissen dieser Untersuchung weder einzeln 
noch in ihrer Gesamtheit eine Rolle. Den Kulturknotenpunkten ist es bisher 
nicht gelungen, mit eigener Netzwerkarbeit ein Tätigkeitsprofil zu ent-
wickeln.  
 
Das Kulturministerium ist anderer Auffassung: Die Vernetzungsarbeit der 
Kulturknotenpunkte sei keineswegs ohne Mehrwert in den Regionen.  
Längerfristige Kooperationen seien häufig Ergebnis von langfristigem Ver
trauensaufbau zwischen den handelnden Akteuren. Etablierte Kontakte 
vor Ort seien oftmals der entscheidende „Türöffner“ für Formate, die ande
re Akteure allein nicht bewerkstelligen würden.  
 
Diesen Mehrwert hätten die Evaluationen und Verwendungsnachweis-
prüfungen durch das Kulturministerium ergeben. Die Arbeit der Kultur-
knotenpunkte sei allerdings deutlich besser mit qualitativen Maßstäben als 
mit Kennzahlen zu bewerten. 
 
So sei auch eine Bezugnahme auf die landesweite Kulturakteursbefragung 
nicht zielführend. Die Kulturknotenpunkte richteten sich nur an Teilräume 
und könnten schon deswegen nicht so häufig benannt werden. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung. Da es 7 Kulturknotenpunkte gibt, die 
in ihrer Gesamtheit ein landesweites Netz bilden sollen, hat es durchaus 
eine gewisse Aussagekraft, wenn deren Arbeit in einer Umfrage kaum eine 
Rolle spielt. Nennenswerte Ergebnisse sind nach den Feststellungen des 
LRH auch in den Verwendungsnachweisen der Kulturknotenpunkte nicht 
sichtbar. Welche Aktivitäten der Kulturknotenpunkte das Kulturministerium 
in seinen Verwendungsnachweisprüfungen qualitativ bewertet haben will, 
bleibt unklar. Wenn die Kulturknotenpunkte tatsächlich oftmals „Türöffner“ 
für neu geschaffene Kooperationsformate waren, sollte das Kulturmini-
sterium diese oder zumindest die angewandten „qualitativen Maßstäbe“ 
benennen können. Wunsch und Wirklichkeit gehen auch an dieser Stelle 
offenbar weit auseinander. 
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22.5 Fortführung der Förderung muss auf den Prüfstand   
 
Aus Sicht des LRH ist die Förderung der Kulturknotenpunkte in der bishe
rigen Form insgesamt infrage zu stellen. Nach fast 10 Jahren Kultur-
knotenpunkten fehlt immer noch ein konsistentes Konzept. Im gesamten 
Förderverfahren fehlen klare und prüffähige Vorgaben für die Tätigkeit der 
Kulturknotenpunkte, die sich für eine Erfolgskontrolle, insbesondere auch 
eine vergleichende Kontrolle der Kulturknotenpunkte untereinander,  
eignen würden. Auch die Aufgaben des LKV sind nicht klar beschrieben 
und vom Tätigkeitsspektrum der Kulturknotenpunkte nicht hinreichend  
abgrenzbar. Mit den dem LKV gesondert bewilligten Mitteln ist vor allem 
dieser selbst gestärkt worden.  
 
Unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit ist zudem zu berücksichtigen, 
dass kleinteilige Kulturförderungen wie diese gerade bei korrekter Admi
nistration mit einem hohen Arbeitsaufwand verbunden sind. Dabei kann es 
kein Trost sein, dass das reale Arbeitsaufkommen im Kulturministerium 
bisher wohl geringer ausfiel. In der bisherigen Praxis der Kulturknoten
punkt-Förderung sind nämlich grundlegende ministerielle Tätigkeiten wie 
die Erstellung eines ausführbaren Konzepts, die Ermöglichung einer 
messbaren Erfolgskontrolle, die Erstellung einer Förderrichtlinie oder die 
Abfassung aussagekräftiger und rechtssicherer Bescheide teilweise oder 
gänzlich unterblieben. Wesentliche Anforderungen des Zuwendungsrechts 
wurden bisher nicht berücksichtigt.  
 
Das Kulturministerium muss sich mehrere grundsätzliche Fragen stellen 
lassen:  
• Gibt es überhaupt einen erkennbaren Bedarf für Kulturknotenpunkte mit 

einem Tätigkeitsprofil und einem Anspruch, wie er vom Kulturmini-
sterium bisher idealtypisch formuliert worden ist?  

• Welche konkreten vernetzenden Angebote werden in der Fläche tat
sächlich nachgefragt?  

• Ist die Idee der Kulturknotenpunkte gescheitert, wenn die Mittel über-
wiegend in Personal der Trägerinstitutionen und regionale Kultur-
veranstaltungen fließen? 

 
Das Kulturministerium sagt zu, das Förderverfahren künftig nochmals zu 
überarbeiten und auch die vom LRH aufgezeigten Mängel in der verwal-
tungsseitigen Bearbeitung zügig abzustellen. Die Aufgaben im Netzwerk 
zwischen Kulturknotenpunkten, LKV und Kulturministerium sollten künftig 
klar abgegrenzt werden und bei den Neuausschreibungen 2025/2026 sol
len mindestens beispielhaft Maßnahmen benannt und damit die Förderkri
terien präzisiert werden.  
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Der LRH bezweifelt, dass ein bloßes Nachbessern der bisherigen Förde
rung durchgreifenden Erfolg verspricht, solange die oben genannten 
grundsätzlichen Fragen unbeantwortet bleiben. Aus LRH-Sicht spricht 
grundsätzlich nichts gegen die Idee, die Vernetzung der Kulturarbeit auf 
regionaler Ebene gezielt zu stärken. Der bisher gewählte Weg des Auf
baus mehrstufiger Strukturen, die sich regional so fundamental unter-
scheiden, dass kaum Gemeinsamkeiten untereinander bestehen, ist  
jedoch kein zielführender Ansatz. 
 
Insgesamt drängt sich der Eindruck auf, dass die öffentliche Förderung 
immer neuer kleinteiliger Projekte mit immer leicht veränderten inhaltlichen 
und regionalen Bezügen die Orientierung in der Kulturlandschaft - auch für 
Insider - nicht erleichtert, sondern erschwert. Anders ist es nicht zu erklä
ren, dass in der Kulturszene des Landes der Wunsch nach besseren 
Netzwerkstrukturen laut der vom Kulturministerium beauftragten „kultu-
rellen Kartierung“ offenbar ungebrochen hoch ist. Zudem besteht bei einer 
sich stetig vergrößernden Anzahl kleinteiliger Kulturförderungen mit ähn-
licher Ausrichtung immer das Risiko unwirtschaftlicher und intransparenter 
Doppelförderungen.  
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Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, 
Umwelt und Natur 
 

23. Wolfsmanagement notwendig, aber teuer 
 
In Schleswig-Holstein leben aktuell 15 bis 20 Wölfe. Sie sind 
gesetzlich geschützt. 21 hauptamtliche Mitarbeiter im Umfang 
von 4,5 Vollzeitstellen und - bei Bedarf - bis zu 70 ehrenamtliche 
Wolfsbetreuer beraten Nutztierhalter über mögliche Schutzmaß
nahmen und kümmern sich um die Abwicklung von Schadens-
fällen. Das Umweltministerium beobachtet die Entwicklung des 
Bestands in einem Wolfsmonitoring intensiv und entschädigt die 
Tierhalter bei einem Wolfsriss. 
 
Das Zusammentreffen von Wölfen und Weidetieren birgt Konflikte, 
die entschärft werden müssen. Dafür fördert das Umweltministe
rium Schutzmaßnahmen für Weidetiere.  
 
Das Wolfsmanagement kostet durchschnittlich 1,5 Mio. € pro Jahr. 
55 % davon sind Verwaltungskosten. Die Aufgaben werden z. T. 
gemeinsam vom Umweltministerium und Landesamt für Umwelt 
wahrgenommen. Sie sollten dort gebündelt werden.  
 
Das Umweltministerium sollte den Einsatz von Fördermitteln aus 
der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz  
prüfen, um das Wolfsmanagement soweit wie möglich aus Bun
desmitteln zu finanzieren und damit Landesmittel zu sparen. 
 
Außerdem sollte sich das Umweltministerium dafür einsetzen, 
die Standards des Wolfsmonitorings zu senken. Dies würde 
ebenfalls die Kosten des Wolfsmanagements senken. 
 

23.1 Trotz hoher Aufwendungen bleibt Akzeptanz bei Weidetierhaltern 
gering 
 
Wölfe sind eine streng geschützte Tierart.1, Seit 2000 besiedeln Wölfe 
Deutschland erneut. Die Wolfspopulation ist seither mit regionalen Schwer-
punkten gewachsen. In Schleswig-Holstein leben mit aktuell 2 bis 
3 Rudeln und insgesamt 15 bis 20 Tieren vergleichsweise wenig Wölfe.  
 
Das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur  
(Umweltministerium) überwacht die Ausbreitung des Wolfs. Es fördert 

                                                      
1 Washingtoner Artenschutzabkommen, https://www.bfn.de/regelungen sowie Berner Kon

vention, https://rm.coe.int/1680078b1b. 

https://www.bfn.de/regelungen
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Maßnahmen zum Schutz von Weidetieren und entschädigt durch den Wolf 
entstandene Schäden.1 Ziel der Maßnahmen ist ein möglichst konfliktfrei
es Zusammenleben mit dem Wolf sowie eine erhöhte Akzeptanz für den 
Wolf. 
 
Zwischen 2019 und 2023 hat das Umweltministerium insgesamt 3,2 Mio. € 
an Landesmitteln für wolfsabweisende Zäune und für sogenannte Herden
schutzpakete für den Notfall aufgewendet. Im selben Zeitraum wurden 
insgesamt 222.400 € Entschädigungen für 672 geschädigte Nutztiere  
gezahlt, d. h. durchschnittlich 331 € pro geschädigtem Tier einschließlich 
Tierarztkosten. 
 
Zwischen 2019 und 2023 sind die Entschädigungsleistungen von 108.100 € 
auf 27.700 € gesunken. Dies bewertet das Umweltministerium als Beleg für 
den Erfolg der Schutzmaßnahmen. 
 
Trotz des hohen Einsatzes des Umweltministeriums beim Wolfsmanage
ment bleibt die Akzeptanz für den Wolf bei Weidetierhaltern nach Erkennt
nissen des LRH gering. Dies belegen auch zunehmende Forderungen, 
Wölfe, die Nutztiere gerissen haben, einfacher töten zu können.  
 
Voraussetzung für eine einfachere Entnahme ist die Änderung des natur
schutzrechtlichen Schutzes des Wolfs. Ein erster Schritt dahin wurde auf 
Ebene der Berner Konvention, einem 1979 verabschiedeten völkerrecht-
lichen Vertrag des Europarats zum Schutz europäischer wildlebender Tiere 
und Pflanzen, bereits gemacht. Der ständige Ausschuss der Berner Kon
vention hat am 03.12.2024 zugestimmt, den Schutzstatus für den Wolf von 
„streng geschützt“ in „geschützt“ herabzustufen.2 Im nächsten Schritt ist 
eine Änderung der europäischen Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen3 erforderlich. 
Danach muss das nationale Recht angepasst werden. Bis dahin gilt wei
terhin der strenge Schutzstatus.  
  
Nach Änderung der Rechtsgrundlagen sollte das Umweltministerium sein 
Bestandsmanagement für den Wolf überarbeiten.  
 

                                                      
1 Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen von Maßnahmen für verschiedene Maß

nahmen zur Sicherung des Bestandes zu- und durchwandernder Wölfe in Schleswig-
Holstein (Wolfsrichtlinie) vom 19.02.2019, Amtsbl. Schl.-H. 2019, S. 338. 

2 https://www.coe.int/de/web/portal/-/bern-convention-standing-committee-approves-eu-
proposal-to-modify-wolf-protection. 

3 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, FFH-
RL), Amtsbl. EU vom 22.07.1992, S. 7, in der konsolidierten Fassung vom 01.07.2013. 
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Das Umweltministerium weist auf die generell schwierige Messung von 
Akzeptanz hin. Ziel sei, dass die Weidetierhalter sich mit der Situation 
arrangierten. 
 

23.2 Wolfsmanagement schlanker organisieren 
 
Die Aufgaben des Wolfsmanagements in der Umweltverwaltung werden in 
Form einer Projektorganisation wahrgenommen. Das Projektmanagement 
setzt sich aus einer Lenkungsgruppe und einer Projektgruppe zusammen. 
Lenkungs- und Projektgruppe bestehen aus Mitarbeitern des Umwelt-
ministeriums und des Landesamts für Umwelt (Landesamt). Der Projekt-
auftrag wurde zuletzt bis zum 31.12.2025 verlängert.  
 
Eine Projektorganisation war zu Beginn der Wiederbesiedelung durch den 
Wolf eine angemessene Organisationsform. Mittlerweile hat sich eine Wolfs-
population jedoch etabliert. Damit sind die Aufgaben des Wolfsmanage-
ments zu Daueraufgaben geworden, die in zuverlässigen Strukturen erledigt 
werden müssen. Das Umweltministerium sollte sich dabei auf ministerielle 
Aufgaben beschränken und die Aufgabenumsetzung im Landesamt bün
deln. Dies erhöht die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung. 
 
Die z. T. gemeinsame Aufgabenwahrnehmung von Umweltministerium und 
Landesamt führt zu Medienbrüchen in der elektronischen Vorgangsbear
beitung, einer unvollständigen Aktenführung und insgesamt unklaren 
Datenlage. So werden z. B. vom Landesamt elektronisch übermittelte Akten 
im Umweltministerium weiterverarbeitet und Teilakten in Papier dort neu 
angelegt. 
 
Im Wolfsmanagement sind haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter tätig. 2023 
waren insgesamt 21 hauptamtliche Mitarbeiter im Umfang von 4,5 Vollzeit-
äquivalenten (VZÄ) eingesetzt. Die Personalkosten betrugen 422.000 €.  
 
Darüber hinaus gibt es 70 ehrenamtliche Wolfsbetreuer und Rissgutachter. 
Sie beraten im Bedarfsfall Tierhalter vor Ort und dokumentieren Wolfs
schäden. Dafür erhalten sie Aufwandsentschädigungen, die 2023 bei 
12.000 € lagen.  
 
Mit dem bedarfsgerechten Einsatz und einer ausreichenden Reserve an 
ehrenamtlichen Kräften kann das Umweltministerium kurzfristig auf erhöhte 
Wolfsrisse reagieren. In ruhigen Zeiten fallen geringere Kosten an, was 
wirtschaftlich und sparsam ist. 
 
Zusätzlich werden die hauptamtlichen Mitarbeiter von externen Dienst-
leistern unterstützt, die jährliche Folgeaufträge erhalten. Diese verwalten 
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und bewerten u. a. Beobachtungsdaten von Wölfen, erstellen Monitoring-
berichte, beraten das Umweltministerium sowie Nutztierhalter und bilden 
Wolfsbetreuer aus. 2023 fielen dafür Kosten von insgesamt 172.602 € an.  
 
Die Verwaltungskosten für das Wolfsmanagement liegen bei durchschnitt
lich 808.000 € pro Jahr. Zwischen 2019 und 2023 lag ihr Anteil bei durch
schnittlich 55 % der Gesamtkosten für das Wolfsmanagement von durch
schnittlich 1,5 Mio. € pro Jahr.  
 
Ursache für den hohen Anteil an Verwaltungskosten sind z. T. die hohen 
Standards für das Wolfsmonitoring1. Sie wurden bundesweit einheitlich 
zwischen Bund und Ländern vereinbart. In den Monitoringstandards werden 
z. B. Methoden, Anforderungen an die Qualität des eingesetzten Personals 
und an die Datenqualität, ihre Interpretation und Analyse sowie die Auf-
gabenteilung zwischen Bund und Ländern festgelegt. 
 
Die hohen Standards mögen zu Beginn der Wiederbesiedelung durch den 
Wolf gerechtfertigt gewesen sein. Damals bestand ein erheblicher  
Forschungsbedarf. Mittlerweile hat sich der Wolf jedoch dauerhaft ange-
siedelt. Die Umweltverwaltung hat ausreichend Erfahrungen im Umgang 
mit dem Wolf gesammelt. 
 
Die Monitoringstandards können daher gesenkt werden. So könnten z. B. 
Untersuchungen, die bislang in 100 % der Fälle vorgenommen wurden, auf 
Stichproben beschränkt werden. Teilaufgaben, die bisher von einer erfah
renen, wissenschaftlich ausgebildeten Person wahrgenommen werden, 
könnten von erfahrenen Mitarbeitern des Wolfsmanagements erledigt wer
den. Das Umweltministerium sollte sich hierfür auf Bundesebene einsetzen, 
um die Kosten für das Wolfsmanagement insgesamt zu senken. 
 
Das Umweltministerium will sich darum bemühen, die Projektorganisa-
tion in eine dauerhafte Organisationseinheit im Landesamt für Umwelt zu 
überführen.  
 
Die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und 
Erholung habe bereits 2024 beschlossen, vor dem Hintergrund steigenden 
Aufwands Anpassungen beim Wolfsmonitoring prüfen zu lassen. 
 
Der LRH betont, dass die Entlastungen durch einfachere Monitoringstan
dards zeitnah erfolgen sollten. 
 

                                                      
1  https://www.bfn.de/publikationen/bfn-schriften/bfn-schriften-251-monitoring-von-

grossraubtieren-deutschland. 
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23.3 Haushaltsmittel ordnungsgemäß ausweisen  
 
Das Umweltministerium veranschlagt die Haushaltsmittel für Förderungen 
von Schutzmaßnahmen vor Wölfen und Entschädigungszahlungen für 
Schäden durch Wölfe zusammen in einem Haushaltstitel. 
 
Entschädigungszahlungen sind Billigkeitsleistungen nach § 53 LHO.1 Dies 
sind finanzielle Leistungen des Landes, auf die kein Anspruch besteht. Sie 
können aber aus Gründen der staatlichen Fürsorge zum Ausgleich oder 
der Milderung von Schäden und Nachteilen gewährt werden.  
 
Der Landtag als Haushaltsgesetzgeber stellt Billigkeitsleistungen „besonders 
zur Verfügung“. Hierfür ist ein eigens dafür eingerichteter Haushaltstitel 
oder ein verbindlicher Haushaltsvermerk, der den Verwendungszweck und 
die Höhe der Mittel eindeutig festlegt, erforderlich.  
 
Die gemeinsame Veranschlagung von Fördermitteln und Entschädigungs
zahlungen in einem Haushaltstitel, die nach Ermessen des Umweltministe
riums entweder als Förderung oder als Entschädigungsleistungen veraus
gabt werden können, ist unzulässig.  
 
Das Umweltministerium hat die Kritik des LRH bereits aufgegriffen und im 
Haushaltsentwurf 2025 einen eigenen Haushaltstitel für Entschädigungs
leistungen eingerichtet.  
 

23.4 Bundesmittel einsetzen 
 
Der Bund beteiligt sich über die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 
Küstenschutz (GAK) an den Kosten für den Wolfsschutz.2 Er bietet an, 
60 % der Förderung von Investitionen und laufenden Betriebsausgaben zu 
tragen.  
 
Das Umweltministerium verzichtet bislang aus verschiedenen Gründen auf 
den Einsatz von Bundesmitteln. So passten nach Auffassung des Umwelt-
ministeriums die Förderbedingungen des Bundes nicht für die hiesigen 
Gegebenheiten. Die GAK enthalte nicht alle Fördertatbestände, die in 
Schleswig-Holstein berücksichtigt würden, z. B. die Erstattung eingetretener 
Schäden. Die Förderhöchstsumme sei auf 30.000 € begrenzt. Höhere För
derungen seien in Schleswig-Holstein nicht ungewöhnlich. Zudem sei der 
finanzielle Mehrbedarf für die Förderung laufender Betriebsausgaben für 

                                                      
1 Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein (LHO) vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

1992, S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.03.2024, GVOBl. Schl.-H. 2024, 
S. 178. 

2 https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_laendliche-Regionen/Foerderung-des-
laendlichen-Raumes/GAK/gak-rahmenplan-2022-2025.pdf?__blob=publicationFile&v=8. 
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wolfsabweisende Zäune in Schleswig-Holstein hoch. Auch seien die GAK-
Mittel durch andere Förderprogramme ausgeschöpft. 
 
Der LRH hält die Gründe des Umweltministeriums für nicht stichhaltig. Das 
Umweltministerium könnte z. B. die Rahmen-Förderbedingungen des Bun-
des auf die schleswig-holsteinischen Gegebenheiten anpassen. Außerdem 
werden die GAK-Mittel vom Land regelmäßig nicht ausgeschöpft. 2021 
und 2022 hat das Umweltministerium jeweils über 10 Mio. € an den Bund 
zurückgegeben.1 
 
Das Umweltministerium sollte den Einsatz von Fördermitteln aus der GAK 
prüfen, um das Wolfsmanagement in Teilen aus Bundesmitteln zu finanzie
ren und damit Landesmittel zu sparen. 
 
Das Umweltministerium will prüfen, ob der Einsatz von GAK-Mitteln trotz 
des damit vermutlich verbundenen höheren Verwaltungsaufwands wirt
schaftlich wäre. 
 
Der LRH bekräftigt, dass der Einsatz von GAK-Mitteln eine Routineauf-
gabe in vielen Fördermaßnahmen der Landwirtschafts- und Umweltverwal
tung ist. Sie kann schlank organisiert werden und zur Entlastung des Lan
deshaushalts beitragen. 

  

                                                      
1 LT-Drs. 20/700 Ziff. 2.1 und LT-Drs. 20/2104 Ziff. 2.1. 
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Ministerium für Justiz und Gesundheit 
 

24. Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt - Defizite konse-
quent beseitigen 

 
Im geplanten Vollbetrieb der seit August 2021 betriebenen 
Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt sollen 60 Haftplätze 
bereitstehen. In einer Verwaltungsvereinbarung zwischen den 
Ländern Freie und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein wird geregelt, dass jedes Land ein 
Drittel der belegbaren Haftplätze als Kontingent nutzen kann.  
 
Mit dem derzeit vorhandenen Personal könnten aktuell 42 Haft
plätze belegt werden. Die Optimierung von Strukturen und 
Abläufen könnte den Personalbedarf reduzieren. 
 
In den bisherigen Betriebsjahren wurden die belegbaren Haft
plätze maximal zu 60 % ausgeschöpft. Schleswig-Holstein hat 
sein Platzkontingent in 2024 lediglich zu 26 % genutzt. 
 
Die abgeschlossene Verwaltungsvereinbarung über die Nutzung 
der Abschiebungshafteinrichtung durch Hamburg und Mecklen
burg-Vorpommern ist in mehreren Punkten für Schleswig- 
Holstein nachteilig.  
 
Der Tageshaftkostensatz, der weiteren Ländern bei Nutzung von 
Haftplätzen in Rechnung gestellt wird, ist zu niedrig kalkuliert. 
 
Das Justizministerium und die Abschiebungshafteinrichtung 
Glückstadt müssen prüfen, wie sie die Wirtschaftlichkeit verbes
sern und die genannten Defizite beseitigen können.  
 

24.1 Ausgangslage  
 
Seit dem 16.08.2021 betreibt Schleswig-Holstein die Abschiebungshaftein
richtung Glückstadt (AHE) in der angemieteten Liegenschaft der ehemali
gen Marienkaserne Glückstadt. 
 
Die AHE gehörte zunächst zum Ressort des Innenministeriums. 2022 war 
sie kurzzeitig im Ressort des Ministeriums für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung (Sozialministerium) angesiedelt. 
Seit dem 01.10.2022 ist die AHE eine untere Landesbehörde und unter
steht der Rechts- und Fachaufsicht des Ministeriums für Justiz und 
Gesundheit (Justizministerium).  



211 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Schleswig-Holstein hat bereits vor der Betriebsaufnahme mit den Ländern 
Freie Hansestadt Hamburg (Hamburg) und Mecklenburg-Vorpommern eine 
Verwaltungsvereinbarung (Vereinbarung) abgeschlossen. Diese sieht u. a. 
einen Vollbetrieb mit 60 Haftplätzen vor, von denen zurzeit nur 42 genutzt 
werden können. Geregelt wird in der Vereinbarung u. a., dass die Länder 
jeweils ein Drittel der Haftplätze gegen Kostenübernahme in Anspruch 
nehmen dürfen.  
 
2024 wurden verschiedene Regelungen im „Gesetz über den Aufenthalt, 
die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet 
(Aufenthaltsgesetz - AufenthG)“ novelliert. Der nationale Normenkontrollrat 
bewertete dies wie folgt: „Mehrere Rechtsänderungen führen dazu, dass 
Aufenthalte in Form der Abschiebehaft und des Ausreisegewahrsams in 
Abschiebehafteinrichtungen und anderen betroffenen Haftanstalten zuneh-
men werden.“1 
 
Vor dem Hintergrund der geschilderten Gesetzesänderungen hat der LRH 
geprüft, 
• ob die vorgehaltenen Haftkapazitäten ausreichend und angemessen 

sind, 
• in welchem Umfang die Haftplätze der AHE durch die Länder genutzt 

werden,  
• inwieweit die Organisation optimiert werden sollte und 
• ob die derzeitige Regelung zur Kostentragung zwischen den Ländern in 

der Verwaltungsvereinbarung sachgerecht ist. 
 

24.2 Haftplätze vorhanden  
 
In der Verwaltungsvereinbarung mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpom-
mern wurde vereinbart, insgesamt 60 Haftplätze belegen zu können. Jedes 
der Länder erhielt ein Kontingent von 20 Haftplätzen. Für die 60 Haftplätze 
wurde der Personalbedarf mehrfach ermittelt.2 Die letzte Ermittlung erfolgte 
durch das Justizministerium zum 01.12.2024.  

Danach werden 83 Stellen benötigt, davon 72 für den allgemeinen Voll
zugsdienst. 
 
Um den Personalbedarf zu decken, wurden vom Justizministerium und 
den zuvor zuständigen Ministerien verschiedene Maßnahmen zur Perso
nalakquise ergriffen.  

                                                      
1  Bundesrat-Drucksache 563/23. 
2  Nach Auskunft der AHE wäre der ermittelte Personalbedarf auch ausreichend, um eine 

Belegung der 66 Haftplätze sicherzustellen. 



212 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Bis zum 01.12.2024 führten die Maßnahmen jedoch nicht dazu, dass der 
oben dargestellte Personalbedarf gedeckt werden konnte. So waren im 
allgemeinen Vollzugsdienst lediglich 45 der 72 Stellen besetzt. 

 
Die Folge:  
• Maximal 42 Haftplätze können derzeit mit männlichen Abzuschiebenden 

belegt werden.  
• Eine Unterbringung von Frauen erfolgt aufgrund fehlenden Vollzugs

personals nicht.  
 
Die Nutzung der Familienhafträume für Frauen mit Kindern wäre - unab
hängig vom fehlenden Vollzugspersonal - bereits aus formalen Gründen 
zumindest für Abzuschiebende aus Schleswig-Holstein kaum möglich: Ein 
Erlass des Sozialministeriums sieht vor, u. a. bei Minderjährigen und 
Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern grundsätzlich von Anträgen 
auf Abschiebungshaft abzusehen. Zumindest für Schleswig-Holstein 
erschließt sich daher die Sinnhaftigkeit der Vorhaltung von Familienhaft
räumen ohnehin nicht.  
 
Das Justizministerium muss prüfen, durch welche Optimierungen von Pro
zessen und Organisationsstrukturen der Personalbedarf reduziert werden 
könnte, und auf dieser Basis eine neue Personalbedarfsermittlung vor
nehmen: 
• Welche Auswirkungen würde ein - derzeit nicht erfolgender - Nachtein

schluss der Abzuschiebenden auf den Personalbedarf beim Vollzugs
personal haben?  

• Welche Auswirkung würde eine Kooperation mit der JVA Itzehoe im 
Bereich des Verwaltungspersonals haben?  

 
Ein Nachteinschluss der Abzuschiebenden ist in anderen Bundesländern 
durchaus üblich1 und war im ursprünglichen Entwurf der Landesregierung2 
über das Gesetz über den Vollzug der Abschiebungshaft in Schleswig-
Holstein (AHaftVollzG SH) vorgesehen, wurde jedoch im weiteren Verfah
ren nicht umgesetzt. In einem Vermerk vom 26.04.2018 schätzte das 
Innenministerium, dass ein fehlender Nachteinschluss den „Personalbedarf 
an Vollzugskräften um rd. 1/3 erhöhen dürfte“.  
 
Das Justizministerium weist darauf hin, dass der Gesetzgeber eine 
Regelung für den Nachteinschluss vorsehen müsste. Aus dem ursprüng-
lichen Gesetzentwurf sei diese gestrichen worden. Das Justizministerium 
stimmt mit dem LRH darin überein, dass ein Nachteinschluss zu einem 

                                                      
1  Vgl. etwa § 11 Abs. 2 AHaftVollzG NRW sowie § 8 Abs. 2 Sächsisches Abschiebungs

haftvollzugsgesetz. 
2  LT-Drs. 19/1354, S. 6. 
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verringerten Personalbedarf führen kann. Der genaue Umfang wäre im 
Rahmen einer Personalbedarfsberechnung zu ermitteln. Mittelfristig könn
ten sich zudem noch personelle Einsparmöglichkeiten in der „klassischen 
Verwaltung“ ergeben. 
 

24.3 Geringe Auslastung der AHE-Haftplätze - es besteht Handlungs-
bedarf 
 
Ein wirtschaftlicher Betrieb der AHE setzt u. a. voraus, dass die Zahl der 
Haftplätze dem tatsächlichen Bedarf entspricht. Auch eine möglichst hohe 
Belegung der Hafträume ist wirtschaftlich, da der Einsatz von AHE-Mit-
arbeitern zumindest nicht kurz- oder mittelfristig der Belegung angepasst 
werden kann. 

Die Anzahl verfügbarer Haftplätze hat sich in der mehrjährigen Anlaufphase 
der AHE sukzessiv - auch unterjährig - vergrößert. Sie stieg von 12 in 2021 
auf 42 in 2024. 
 
Eine Betrachtung des gesamten Betriebszeitraums1 zeigt, dass die insge
samt belegbaren Haftplätze zunächst nur zu rund 23 % belegt werden 
konnten. Die Auslastung stieg dann auf rund 60 % in den Jahren 2023 und 
2024.  
 
Eine Notwendigkeit zur Erweiterung der belegbaren Haftplatzkapazitäten 
auf die in der Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern vereinbarten 60 Haftplätze lässt sich aus den 
bisherigen Belegungszahlen nicht ableiten. 
 
Die Nutzung der Haftplatzkontingente durch die Länder von je 14 Haftplät
zen unterscheidet sich erheblich. Hamburg nutzt sein Haftplatzkontingent 
am stärksten aus.2 Nach den Berechnungen des LRH für 2024 nutzten 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern ihre Kontingente nur zu 
26,6 bzw. 30,5 %, während Hamburg zusätzliche Haftplätze aus dem Kon
tingent der beiden anderen Länder benötigte. 
 
Auch 4 Jahre nach Inbetriebnahme der AHE sind die belegbaren Haft-
plätze mit durchschnittlich 60 % nicht besonders stark ausgelastet. 

Ein denkbarer Weg für eine bessere Gesamtauslastung könnte sein, wei
tere Bundesländer in den Verbund aufzunehmen. Für eine stärkere Auslas
tung des eigenen Haftplatzkontingents könnte das Justizministerium erwä
gen, Haftplätze verstärkt anderen Bundesländern gegen Kostenerstattung 

                                                      
1  Betrachtet wurde der Zeitraum 16.08.2021 bis 01.12.2024. 
2  An einzelnen Tagen musste Hamburg Plätze aus dem Haftplatzkontingent Schleswig-

Holsteins in Anspruch nehmen. 
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zu überlassen. Dies hatte etwa Mecklenburg-Vorpommern in der Vergan
genheit bereits getan. 
 
Das Justizministerium erklärt, zusammen mit der AHE bestehe lediglich 
die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Vollzug der Abschiebungs
haft. Die Auslastung der AHE stehe unmittelbar im Zusammenhang mit der 
Zahl der erwirkten Haftbeschlüsse durch die Ausländerbehörden. Hierfür 
liege die Zuständigkeit im Sozialministerium. Eine Anfrage des Justiz-
ministeriums, dem Land Sachsen-Anhalt eine feste Haftplatzzahl aus dem 
schleswig-holsteinischen Kontingent anbieten zu dürfen, habe das Sozial
ministerium abgelehnt. 
 
Der LRH begrüßt die bereits unternommenen Anstrengungen des Justiz
ministeriums, das schleswig-holsteinische Haftplatzkontingent besser aus
zunutzen. Die ablehnende Haltung des Sozialministeriums ist jedenfalls 
nicht begründbar mit den vom LRH errechneten Auslastungszahlen. Diese 
sollte das Justizministerium dem Sozialministerium übermitteln und um 
eine erneute Prüfung bitten sowie hierüber berichten.  
 

24.4 Verwaltungsvereinbarung und die Abrechnung von Kosten - Anpas
sungen sind notwendig 
  
Die Prüfung des LRH hat ergeben, dass die AHE teilweise mit fehlerhaften 
Daten zur Auslastung der Länderkontingente arbeitete. Der LRH weist 
darauf hin, dass dieses Folgen bei der Berechnung der Kosten wie auch des 
Personalbedarfs haben kann. 
 
Der LRH fordert das Justizministerium auf, zu prüfen, ob und ggf. wie die 
Erfassung und Auswertung der Belegungsdaten der AHE verbessert werden 
können. 
 
Das Justizministerium merkt an, die statistischen Erhebungen zur Bele
gung befänden sich derzeit in der Überarbeitung. Es werde in mehreren 
Schritten u. a. geprüft, welche Daten zusätzlich benötigt würden und wie 
diese erhoben werden könnten.  
 
Der LRH bittet das Justizministerium, nach dem Abschluss der Überarbei
tung über das Ergebnis zu berichten. 
 
Die mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern abgeschlossene Vereinba
rung enthält detaillierte Regelungen zu den anfallenden Kosten und deren 
Abrechnung, insbesondere auch hinsichtlich der Abrechnungszeitpunkte.  
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Unsere Prüfung hat gezeigt, dass Abrechnungen gegenüber Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern teilweise mit mehrmonatiger Verzögerung 
erfolgten. 
 
Erfolgen Abrechnungen und damit auch die Vereinnahmung der Mittel ver
spätet, stellt dies nicht nur einen Verstoß gegen die haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen dar.1 Es ist auch für das Land finanziell nachteilig, da die 
Mittel über einen längeren Zeitraum vorverauslagt werden. Allein 2023 
wurden im Haushalt mehr als 10,7 Mio. € an zu erstattenden Kosten ver
anschlagt. Die AHE und das Justizministerium müssen prüfen, wie die  
Abrechnung beschleunigt werden kann. 
 
Bislang nicht nach der Verwaltungsvereinbarung abrechenbar sind die im 
Justizministerium anfallenden Gemeinkosten. Sie werden von Schleswig-
Holstein allein getragen. Dies sind z. B. Personalkosten für die Aufsicht 
und Betreuung der AHE. 
 
Der LRH empfiehlt dem Justizministerium, diese Kosten in einem ersten 
Schritt zu ermitteln. In einem zweiten Schritt sollte es mit Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern erörtern, ob und wie diese Kosten durch etwaige 
Änderungen in der Vereinbarung abgerechnet werden können.  
 
Zudem ist nicht geregelt, wer die Kosten im Falle einer vorsätzlichen 
Beschädigung eines Haftraumes durch einen Abzuschiebenden trägt. 
Sachgerecht erscheint, die für eine Instandsetzung anfallenden Kosten 
nicht zu dritteln, sondern verursachergerecht dem Land zuzuweisen, das 
den Abzuschiebenden untergebracht hat. Der LRH empfiehlt dem Justiz
ministerium, den Ländern Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern eine 
klarstellende Regelung vorzuschlagen.  
 
Soweit andere Länder als Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern Abzu
schiebende in der AHE unterbringen, werden diesen Kosten auf Basis eines 
Tagessatzes in Rechnung gestellt. Dieser wird anhand der Ist-Ausgaben 
des Vorjahres auf Basis von 60 Haftplätzen berechnet. Einfluss auf die Ist-
Ausgaben haben u. a. die Personalkosten, die Sachkosten sowie die  
Kosten für Werkverträge (u. a. für Verpflegung, Dolmetscher). Die letzte 
Berechnung des Tagessatzes erfolgte 2022 und wurde mit rund 650 € an
gesetzt. Im Ländervergleich ist dies ein hoher Wert.2 
 
Aufgrund der sukzessiven Erweiterung der Haftplätze - zuletzt zum 
01.10.2023 - und des damit einhergehenden Personalaufwuchses sind die 

                                                      
1  Vgl. dazu die Vorgaben aus Nr. 2.1 VV zu § 34 LHO. 
2  THKS anderer Länder zum Vergleich: Nordrhein-Westfalen 224,17 €; Rheinland-Pfalz 

454,79 €. Allerdings unterscheiden sich die in die Berechnung einbezogenen Positionen. 
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Ist-Kosten allerdings gestiegen. Der Tagessatz ist damit zu niedrig ange
setzt. Das Justizministerium muss die Berechnung prüfen und den Tages
satz neu festsetzen. 
 
In der Vergangenheit nahm Hamburg an einzelnen Tagen Haftplätze aus 
dem schleswig-holsteinischen Haftplatzkontingent in Anspruch. Dafür wur
den nur die häftlingsbezogenen Kosten in Rechnung gestellt. Eine Abrech-
nung nach Tagessätzen erfolgte nicht. Dadurch wurden weitere Kosten, 
wie etwa die Herrichtungs-, Miet- und Investitionskosten, nicht in Ansatz 
gebracht. Dies ist nicht sachgerecht. Nimmt Hamburg Haftplätze über sein 
Kontingent hinaus in Anspruch, sollten auch diese nach dem Tagessatz 
abgerechnet werden.  
 
Das Justizministerium verweist darauf, dass das Abrechnungsverfahren 
nach der Verwaltungsvereinbarung sehr komplex und vielschichtig sei. Es 
bedürfe einer Überarbeitung.  
 
Um die Abrechnung zu beschleunigen, sollen bestimmte Kosten - die im 
Finanzministerium errechnet würden - künftig auch direkt von dort bei den 
Partnerländern angefordert werden. 
 
Die im Justizministerium anfallenden Gemeinkosten seien bereits ermittelt 
worden. Erwägenswert sei zudem, weitere Kosten - etwa für Pensions
rückstellungen oder Beihilfezahlungen - zu ermitteln. Ob die Partnerländer 
einer Änderung der Verwaltungsvereinbarung und der Abrechnung dieser 
Kosten zustimmen, bliebe aber abzuwarten. Kosten für die vorsätzliche 
Beschädigung eines Haftraumes könne man auch ohne explizite Regelung 
in der Verwaltungsvereinbarung abrechnen, dieser Punkt sei daher eher 
nachrangig. 
 
Die bisherigen Bemühungen des Justizministeriums werden vom LRH  
begrüßt. Es sollte sich nun bemühen, mit den Partnerländern eine Anpas
sung der Verwaltungsvereinbarung auszuhandeln. 
 
Die Länder stellten der Bundespolizei (BPol) grundsätzlich keine Abschie
bungshaftplätze zur Verfügung. 

Grund dafür ist, dass nach Rechtsauffassung der BPol diese nicht ver
pflichtet ist, Kosten zu erstatten, wenn sie Haftplätze in den AHE der Län
der in Anspruch nimmt.  
 
Seit 2023 werden der BPol allerdings bis zu 2 Plätze zur Verfügung 
gestellt. In 2023 und 2024 brachte die BPol jeweils an mehr als 350 Tagen 
Abzuschiebende in der AHE unter. Wird der Tagessatz 2022 von 650 € 



217 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

zugrunde gelegt, betragen die abrechenbaren Unterbringungskosten ins
gesamt mehr als 450.000 €.  
 
Eine Erstattung der Kosten lehnte die BPol auch hier ab. Im September 2024 
beauftragte das Justizministerium daher eine Kanzlei damit, ein Rechts
gutachten zu dieser Thematik zu erstellen. Zum Zeitpunkt der Prüfung lag 
das Gutachten noch nicht vor. 
 
Das Justizministerium sollte die Rechtsauffassung der BPol zügig durch 
das Gutachten klären lassen und die ausstehenden Kosten ggf. gerichtlich 
eintreiben. 
 
Nach Einschätzung des Justizministeriums ist fraglich, ob die gesamten 
Unterbringungskosten im Rahmen einer Klage realisiert werden könnten. 
Je nach rechtlicher Anspruchsgrundlage sei auch denkbar, dass lediglich 
ein Teil der Summe eingeklagt werden kann. Zu den Erfolgsaussichten 
einer potenziellen Klage bleibe das Gutachten der beauftragten Kanzlei 
abzuwarten. 
 
Der LRH nimmt die Einschätzung des Justizministeriums zur Kenntnis. Er 
bittet, ihm das Gutachten der Kanzlei zu übersenden, sobald es vorliegt. 
 

24.5 Fazit 
 
Im Ergebnis besteht für das Justizministerium und die AHE erheblicher 
Handlungsbedarf, um den Betrieb wirtschaftlicher zu gestalten.  
 
Einige der vom LRH vorgeschlagenen Maßnahmen können nur gemeinsam 
mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt werden. Andere 
können Justizministerium und AHE ohne weitere Abstimmungen angehen.  
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25. Reform der Vermögensabschöpfung in Strafverfahren 
zeigt Wirkung - weitere Potenziale ermitteln 
 

Die 2017 in Kraft getretene Reform der Vermögensabschöpfung 
hat sich für Schleswig-Holstein positiv ausgewirkt. Die Staats
anwaltschaften nutzen die ihnen seitdem zur Verfügung stehen
den Möglichkeiten: Infolgedessen konnten sie von 2017 bis 2023 
18,7 Mio. € zugunsten des Landes abschöpfen. Gegenüber dem 
Zeitraum 2010 bis 2016 ist dies eine Steigerung um 12,8 Mio. €.  
 
Um auf diesem Weg weiterzumachen, sollte das Justiz-
ministerium prüfen, ob weitere Potenziale vorhanden sind. Dafür 
hat es insbesondere im Personalbereich bei den für die Vermö
gensabschöpfung geschaffenen Sonderzuständigkeiten für eine 
nachvollziehbare Kosten-Nutzen-Analyse zwischen eingesetztem 
Personal und erzielten Ergebnissen zu sorgen.  
 
Der positive Verlauf hat aber auch eine Kehrseite: Die absolute 
Zahl von Verfahren mit Maßnahmen der Vermögensabschöpfung 
hat sich seit der Reform im Durchschnitt mehr als verzehnfacht. 
Auch die Komplexität der Strafverfahren hat deutlich zugenom
men. In Kombination mit der ohnehin angespannten Belastungs
situation bei den Staatsanwaltschaften ist dies bei der zukünfti
gen Personalplanung zu berücksichtigen. Dafür sind die 
entsprechenden Bedarfe zu ermitteln.  

 
25.1 Was ist Vermögensabschöpfung?  

 
Eine Vielzahl von Straftaten wird begangen, um Vermögensvorteile zu 
erlangen. Damit „Verbrechen sich nicht lohnen“, besteht ein gesamt-
gesellschaftliches Bedürfnis, Straftätern diese erlangten Werte durch 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte wieder zu entziehen. Hierfür 
bedarf es einer wirksamen Vermögensabschöpfung. 
 
Mit dem Gesetz zur Reform der Vermögensabschöpfung1 hat dieses 
Instrument 2017 eine erhebliche Aufwertung erfahren. Den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften stehen seitdem zahlreiche Maßnahmen zur Verfü
gung, um rechtswidrig erlangte Vermögenswerte zurückzuführen. 
 

  

                                                      
1  Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung vom 13.04.2017, BGBl. I 

2017 S. 872. 
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Die Staatsanwaltschaft kann in Ermittlungsverfahren bereits frühzeitig auf 
die Umsetzung von Maßnahmen der Vermögensabschöpfung hinwirken. 
Hierzu gehören in Zusammenarbeit mit den Ermittlungspersonen die 
Durchführung von Finanzermittlungen und die vorläufige Sicherung von 
Vermögenswerten. Die endgültige Entscheidung über eine Einziehung 
obliegt regelmäßig dem Gericht.  
 
Gerade frühzeitige Sicherungsmaßnahmen, wie etwa die Beschlagnahme 
von Diebesgut bei auf frischer Tat Betroffenen, sind für Strafverfahren von 
besonderer Bedeutung, da sich mit ihnen Vermögensverschiebungen im 
Nachgang zu Straftaten effektiv verhindern lassen. Anderenfalls besteht 
das Risiko, dass abzuschöpfende Vermögenswerte später nicht mehr vor
handen sind oder die nachfolgende Vollstreckung aus anderen Gründen 
vereitelt oder erheblich erschwert wird.  
 
Speziell zur Stärkung dieser Aufgabe sind in Schleswig-Holstein seit der 
Reform Sonderzuständigkeiten bei den Staatsanwaltschaften geschaffen 
worden. Zudem wurde bei der Generalstaatsanwaltschaft des Landes 
Schleswig-Holstein eine zentrale Organisationsstelle für den Bereich der 
Vermögensabschöpfung (ZOV-SH) eingerichtet.   
 

25.2 Reform der Vermögensabschöpfung zeigt Wirkung - auch in Schles
wig-Holstein 
 
Mit der Reform der Vermögensabschöpfung 2017 hat die Bedeutung von 
Einziehungsmaßnahmen erheblich zugenommen. Der Anteil an Strafver
fahren mit Maßnahmen der Vermögensabschöpfung gegenüber insgesamt 
erledigten Strafverfahren hat sich seitdem auf mehr als das Zehnfache von 
unter einem Promille auf 1,2 % erhöht. In einem Ländervergleich liegt 
Schleswig-Holstein hier im oberen Mittelfeld. 
 
Daneben hat sich auch die Zahl der sichergestellten und eingezogenen 
Vermögenswerte zugunsten des Landes verdreifacht. Von 2017 bis 2023 
konnten insgesamt 18,7 Mio. € zugunsten des Landes abgeschöpft wer
den. Dieser Betrag ist gegenüber den Jahren 2010 bis 2016 um 
12,8 Mio. € angestiegen. Im Durchschnitt sind die zugunsten des Landes 
pro Jahr vollstreckten Beträge nach der Reform von knapp 0,9 Mio. € auf 
2,7 Mio. € angestiegen.  
 
Daneben stehen noch die Fälle, in denen Vermögenswerte an Dritte als 
sogenannte Tatverletzte zurückgeführt werden. Sofern möglich, erfolgt 
dies spätestens nach Verfahrensabschluss. Unter anderem in Steuerstraf
sachen können auch die Finanzämter Tatverletzte sein, sodass hier das 
Land ebenfalls profitieren kann. Die Höhe der Einziehungsentscheidungen 
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hat sich im Vergleich der vorgenannten Zeiträume von 10 Mio. € auf gut 
150 Mio. € erhöht. Über die tatsächlichen Rückgaben wird allerdings keine 
vollständige Statistik geführt. 
 

25.3 Weitere Potenziale ermitteln   
 
Die Prüfungserkenntnisse des LRH legen nahe, dass die Vermögensab
schöpfung durch intensivere Analyse- und Steuerungsmaßnahmen des 
Ministeriums für Justiz und Gesundheit (Justizministerium) noch effektiver, 
effizienter und damit wirtschaftlicher gestaltet werden kann. Das Justiz-
ministerium darf hier trotz der bisherigen positiven Ergebnisse nicht untätig 
bleiben. Es sollte zügig prüfen, ob sich der Einsatz weiteren Personals im 
Aufgabenbereich der Vermögensabschöpfung auch unter Berücksichti
gung der dadurch verursachten Kosten für das Land gewinnbringend  
auswirken kann. Auch durch Erreichen einer Kostenneutralität wäre mit 
Blick auf die gesellschaftliche und kriminalpolitische Bedeutung von  
Vermögensabschöpfung ein Mehrwert geschaffen. Der LRH hat in den 
vorgelegten Unterlagen keine ausreichend belastbaren Daten vorgefun
den, die jenseits einer begründeten Vermutung eine Amortisation belegen.  
 
Unklar ist bereits, wieviel Arbeitsaufwand tatsächlich zugunsten der Ver
mögensabschöpfung erbracht wird. In den Stellenplänen des Justiz-
ministeriums sind seit 2017 bei den Staatsanwaltschaften 10 Stellen mit 
Bezug zu dem Aufgabenzuwachs als Folge der Reform geschaffen wor
den. Zusätzlich sind 6 Stellenhebungen erfolgt. Die dafür erforderlichen 
Personalkosten belaufen sich auf rund 1 Mio. €1 p. a. und liegen deutlich 
unter den zugunsten des Landes jährlich vollstreckten Beträgen. 
 
Zum Zeitpunkt der Prüfung waren summarisch 7,5 Vollzeitstellen mit Son
derzuständigkeiten für Aufgaben der Vermögensabschöpfung bei den 
Staatsanwaltschaften eingerichtet. In welchem Umfang eine Schnittmenge 
zwischen den in den Haushalten seit 2017 geschaffenen Stellen und den 
eingerichteten Sonderzuständigkeiten besteht, ist für den LRH nicht nach
vollziehbar. 
 
Dies liegt unter anderem daran, dass Maßnahmen der Vermögens-
abschöpfung neben den Sonderzuständigkeiten auch in originärer Zustän
digkeit betrieben werden und mit in die Gesamtergebnisse der Vermö
gensabschöpfung einfließen. Weder dieser Arbeitsaufwand noch die 
erzielten Ergebnisse werden gesondert erfasst. Diese Erfassung wäre für 
die beschriebene Kosten-Nutzen-Analyse aber vonnöten.  

                                                      
1  Vgl. die Personalkostentabelle für die Landesverwaltung Schleswig-Holstein 2024; für die 

dort nicht aufgeführte R-Besoldung wurde mit A15 ein vergleichbarer Näherungswert 
herangezogen.  
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Das Fehlen einer solchen Analyse ist mit Blick auf die eigens geschaffe
nen Sonderzuständigkeiten und das - insbesondere für vorläufige Siche
rungsmaßnahmen - eingesetzte Personal wenig nachvollziehbar. Aufgrund 
der Bedeutung der Sicherung für den Vollstreckungserfolg sind diese Stel
len ein potenziell ertragreicher Ansatzpunkt für den Einsatz weiterer Res
sourcen.  
 
Das Justizministerium teilt diese Einschätzung grundsätzlich. Es weist 
aber darauf hin, dass aufgrund der Vielfalt staatsanwaltlicher Aufgaben 
nicht alle Aspekte der Vermögensabschöpfung einer streng wirtschaft-
lichen Betrachtungsweise zugänglich sind. Mögliche Mehreinnahmen 
seien aber ein positiver und begrüßenswerter Nebeneffekt.  
 
Eine Erhebung von Aufwand und Nutzen ist umso eindeutiger möglich, je 
spezialisierter die Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Vermögens-
abschöpfung erfolgt. Das Justizministerium hat hierzu angekündigt, in 
einem ersten Schritt mögliche Effekte durch personellen Mehreinsatz im 
Bereich der ZOV-SH untersuchen zu wollen. Zu diesem Zweck sollen 
Gespräche mit dem Generalstaatsanwalt des Landes Schleswig-Holstein 
aufgenommen werden. 
 
Der LRH kann diese Priorisierung nachvollziehen, regt aber eine tiefer-
gehende Analyse auch bezüglich der bei den Staatsanwaltschaften tätigen 
Sonderdezernenten an.  
 

25.4 Allgemeine Belastungssituation der Staatsanwaltschaften hat Aus
wirkungen auf die Vermögensabschöpfung 
 
Vermögensabschöpfung kann nur dann wirksam erfolgen, wenn dafür im 
Gesamtkontext staatsanwaltlicher Tätigkeit Personalkapazitäten vorhan
den sind. Dies gilt sowohl für Sonder- als auch für allgemeine Dezernate. 
Die derzeitige Belastungssituation der Bediensteten bei den Staatsanwalt
schaften droht einer effektiveren und erfolgreicheren Durchführung von 
Vermögensabschöpfung entgegenzustehen.  
 
Die Anzahl erledigter Strafverfahren steigt kontinuierlich an. Im Zeitraum 
von 2013 bis 2023 ist dieser Wert um über 33 % auf knapp 200.000 Ver
fahren pro Jahr angestiegen. Gleichzeitig stieg auch die Zahl unerledigter 
Verfahren bis Ende 2023 auf über 30.000 an.  
 
Hinzu kommt, dass die tatsächliche und rechtliche Komplexität von Straf
verfahren perspektivisch noch weiter zunimmt. Dazu trägt auch die  
Vermögensabschöpfung bei. Weitere Gesetzesvorhaben wie z. B. die 
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Stärkung der Bekämpfung von Geldwäsche1 legen nahe, dass sich die 
aufgezeigte Entwicklung fortsetzt.  
 
Das Justizministerium wird diese Aspekte bei der zukünftigen Ermittlung 
von Personalbedarfen zu berücksichtigten haben, will es die Vermögens
abschöpfung effektiv und wirtschaftlich ausgestalten. Bekannte Instru-
mente wie das Personalbedarfsberechnungssystem PEBB§Y sind nur mit 
praxiskompatiblen Basiszahlen aussagekräftig. Ist eine Aktualisierung die
ser Zahlen kurzfristig nicht möglich, müssen Alternativen erwogen oder 
eigene Prüfungen durchgeführt werden.  
 
Das Justizministerium führt aus, dass die Personalausstattung bei den 
Staatsanwaltschaften nicht auskömmlich ist. Es hat angekündigt, im Rah
men der haushalterischen Möglichkeiten weitere Stellen bis zu einem 
Deckungsgrad von 100 % nach PEBB§Y zu schaffen.  
 
Auch das Justizministerium hält die Vollerhebung aktueller Basiszahlen für 
dringend geboten, verweist aber auf eine bundeseinheitlich gültige 
Beschlusslage, nach der eine Durchführung erst 2027 erfolgen soll.  
 

  

                                                      
1  Vgl. hierzu LT-Drs. 20/2709. 
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Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung 
 

26. Wohnpflegeaufsicht über die stationären Altenpflege-
einrichtungen: Grundsätzlich gut, aber Optimierungen 
erforderlich 

 
Die Wohnpflegeaufsicht über die stationären Einrichtungen der 
Altenpflege durch die Kreise und kreisfreien Städte ist qualitativ 
gut. Die landesweite Prüfquote für die jährlich durchzuführende 
Regelprüfung ist jedoch zu gering. 2023 wurde nur bei 358 der 
575 Altenpflegeeinrichtungen eine Regelprüfung durchgeführt. 
 
Um künftig alle Einrichtungen jährlich prüfen zu können, sollte 
das Selbstbestimmungsstärkungsgesetz enger gefasst werden. 
Es sollte eine Fokussierung auf den ordnungsrechtlichen Kern 
der Aufgabe erfolgen. 
 
Zudem ist die Ausübung der Fachaufsicht durch das Sozial-
ministerium zu verbessern. Die Unterstützung der Wohnpflege
aufsichten bei der rechtlichen Auslegung von Regelungen des 
Selbstbestimmungsstärkungsgesetzes sollte zügig und verbind
lich erfolgen. 
 
Das Sozialministerium sollte im Einvernehmen mit den Wohn
pflegeaufsichten den Umfang der Prüfrichtlinie für Regelprüfun
gen reduzieren und diese optimieren. 
 

26.1 Was ist Aufgabe der Wohnpflegeaufsicht und wer ist zuständig? 
 
Nach dem Selbstbestimmungsstärkungsgesetz (SbStG)1 hat der Staat den 
Schutz volljähriger Menschen mit Pflegebedarf oder Behinderung zu  
gewährleisten sowie deren Selbstbestimmung zu stärken. Um dies zu  
erreichen, definiert das Gesetz Voraussetzungen und Pflichten, die Anbie
tende von Wohn-, Pflege- und Betreuungsformen sowie stationäre Einrich
tungen und diesen gleichgestellte Wohnformen (im Folgenden nur  
stationäre Einrichtungen genannt) beim Betrieb zu erfüllen haben.  
 
Zuständig für die Durchführung des SbStG sind die Landrätinnen und 
Landräte sowie die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der kreisfreien 

                                                      
1 Gesetz zur Stärkung von Selbstbestimmung und Schutz von Menschen mit Pflegebedarf 

oder Behinderung (Selbstbestimmungsstärkungsgesetz - SbStG), Pflegegesetzbuch 
Schleswig-Holstein - Zweites Buch vom 17.07.2009, GVOBl. Schl.-H. 2009, S. 402, zu
letzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 30.05.2023, GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 279. 



224 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Städte als Wohnpflegeaufsichten. Sie führen die Aufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung durch. Oberste Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für 
Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung 
(Sozialministerium).1 
 
Das SbStG gibt den Wohnpflegeaufsichten ein ordnungsrechtliches 
Instrumentarium vor, das von der Beratung von Einrichtungsträgern, 
Bewohnern und Angehörigen, Regel- und Anlassprüfungen bis hin zur 
Schließung von Einrichtungen reicht. Im SbStG ist als ein Kernstück fest
gelegt, dass alle stationären Einrichtungen bei der Betriebsaufnahme und 
jährlich wiederkehrend im Rahmen einer Regelprüfung daraufhin zu über
prüfen sind, ob die gesetzlichen Anforderungen erfüllt werden.  
 

26.2 Personal der Wohnpflegeaufsichten und Einrichtungslandschaft 
 
Zum Stichtag 31.12.2023 waren in den Wohnpflegeaufsichten in Vollzeit
äquivalenten (VZÄ) 65 Mitarbeitende tätig, davon 34 Verwaltungskräfte 
und 31 Fachkräfte wie zum Beispiel Pflegefachkräfte. Der Personal-
bestand der Wohnpflegeaufsichten ist in den vergangenen Jahren stetig 
gestiegen: 
 

Entwicklung des Personalbestands  
der Wohnpflegeaufsichten 2017 bis 2023 

Jahr Personal der Wohnpflegeaufsichten in VZÄ 
2017 38 
2018 42 
2019 46 
2020 49 
2021 54 
2022 56 
2023 65 

Tabelle 30: Entwicklung des Personalbestands der Wohnpflegeaufsichten 2017 bis 2023 
Quelle: 2017 bis 2022 Landesberichte des Sozialministeriums, 2023 Abfrage des LRH bei 
den Wohnpflegeaufsichten 

 
Die Anzahl der nach dem SbStG zu beaufsichtigten stationären Einrich
tungen und die genehmigten Plätze sind hingegen in den vergangenen 
Jahren in etwa gleichgeblieben.  

  

                                                      
1  § 30 SbStG. 
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Entwicklung der Anzahl der stationären Einrichtungen  
und der genehmigten Plätze 2017 bis 2023 

Jahr Einrich
tungen 

der  
Alten
pflege 

Plätze Einrich
tungen 

der  
Eingliede
rungshilfe 

Plätze Summe  
Einrich
tungen 

Summe 
Plätze 

2017 594 38.443 315 10.585 909 49.028 
2018 586 37.696 311 10.457 897 48.153 
2019 574 39.154 312 10.492 886 49.646 
2020 571 39.351 312 10.393 883 49.744 
2021 567 39.242 344 10.403 911 49.645 
2022 563 39.432 335 10.376 898 49.808 
2023 575 38.874 358 10.289 933 49.163 

Tabelle 31: Entwicklung und Anzahl der stationären Einrichtungen und der genehmigten Plät
ze 2017 bis 2023 
Quelle: 2017 bis 2022 Landesberichte des Sozialministeriums, 2023 Abfrage des LRH bei 
den Wohnpflegeaufsichten 

 
Auffällig ist, dass die personelle Ausstattung der Wohnpflegeaufsichten im 
Verhältnis zu den zu beaufsichtigenden stationären Einrichtungen  
zwischen den Kreisen und kreisfreien Städten stark variierte. Während im 
Kreis Rendsburg-Eckernförde auf jeden Mitarbeitenden 9 stationäre Ein
richtungen kamen, waren es bei der Stadt Flensburg rechnerisch 50. Der 
Durchschnitt lag bei 14 stationären Einrichtungen je Mitarbeitendem:  
 

Personal der Wohnpflegeaufsichten 2023 im Verhältnis zu den 
zu beaufsichtigenden stationären Einrichtungen 

und den genehmigten Plätzen 

Wohn
pflege

aufsicht 

Mitar
bei-

tende 
in VZÄ 

stationäre 
Einrichtun

gen  
 

Einrich
tungen / 

VZÄ 

geneh
migte 
Plätze. 

Plätze / 
VZÄ 

 

RD-ECK 10,12 94 9,29 4.768 471,15 
SE 8,77 78 9,57 4.873 597,91 
OH 5,28 81 10,54 4.578 732,64 
KI 5,00 46 11,50 2.319 579,75 

HEI 5,00 63 12,60 2.425 485,00 
NMS 1,51 20 13,25 1.443 955,56 
PLÖ 2,00 32 16,00 1.950 975,00 
RZ 4,00 65 16,25 2.977 744,25 
OD 5,00 83 16,60 4.567 913,40 
PI 3,73 62 16,62 4.078 1.093,30 
NF 3,00 52 17,33 2.430 810,00 

SL-FL 6,20 121 19,52 4.531 730,81 
IZ 2,00 42 21,00 2.435 1.217,50 
HL 2,77 69 24,91 4.278 1.544,40 
FL 0,50 25 50,00 1.511 3.022,00 

Summe 64,88 933 Ø 14,38 49.163 Ø 757, 75 
Tabelle 32: Personal der Wohnpflegeaufsichten 2023 im Verhältnis zu den zu beaufsichti
genden stationären Einrichtungen und den genehmigten Plätzen 
Quelle: Abfrage des LRH bei den Wohnpflegeaufsichten 
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26.3 Aufsicht über die stationären Altenpflegeeinrichtungen grundsätzlich 
gut, aber Optimierungen erforderlich 
 
Der LRH hat sich bei seiner Prüfung auf die Aufsicht über die stationären 
Einrichtungen der Altenpflege beschränkt. Nicht betrachtet wurde die Auf
sicht über die stationären Einrichtungen der Eingliederungshilfe. Geprüft 
wurde insbesondere das Jahr 2023. 
 

26.3.1 Die große Herausforderung: Personalmangel in den Einrichtungen  
 
Aufgrund des Personalmangels in den Einrichtungen und steigender  
Kosten verschlechtern sich die Rahmenbedingungen der stationären  
Pflege zunehmend. Vor diesem Hintergrund hat sich der Tätigkeits
schwerpunkt der Wohnpflegeaufsichten in den vergangenen Jahren ver
ändert. In den Einrichtungen sind vermehrt Qualitätsmängel zu verzeich
nen, die zu einem Anstieg von Beschwerden, Mängelberatungen und 
Anlassprüfungen führen. Insbesondere ist es zeit- und damit personalauf
wendig, bei festgestellten Mängeln die Beseitigung weiter zu verfolgen. 
Zudem sind vermehrt Trägerwechsel, Einrichtungsschließungen oder  
Insolvenzen zu begleiten.  
 

26.3.2 Qualitativ gute Regelprüfungen, aber in unterschiedlicher Intensität 
 
Die vom LRH betrachteten 6 Wohnpflegeaufsichten führten ihre Regelprü
fungen alle in einer guten Qualität durch. Sie prüften gründlich, ob die Ein
richtungen die Anforderungen an den Betrieb erfüllten.  
 
Allerdings prüften die Aufsichten in unterschiedlicher Intensität. So gibt es 
beispielsweise Aufsichten, die den individuellen Pflege- und Betreuungs
zustand von Bewohnern, die sogenannte Ergebnisqualität, nur dann prü
fen, wenn es Auffälligkeiten bei der Prüfung der Ablauf- und Prozessquali
tät gab. Andere hingegen hielten es für erforderlich, grundsätzlich 
Visitationen an Bewohnern durchzuführen, um ein aussagekräftiges  
Ergebnis zu erhalten. Eine grundsätzliche Korrelation zwischen Intensität 
der Prüfung und Personalschlüssel der Wohnpflegeaufsicht war nicht fest
zustellen.  
 
Einen Schwerpunkt der Prüfungen der Wohnpflegeaufsichten stellt die 
Personalprüfung dar. Hierbei ist zu bewerten, ob die Personalausstattung 
der Einrichtung qualitativ und quantitativ ausreichend ist, um die Pflege der 
Bewohner sicherzustellen. Zudem ist zu prüfen, ob das im Dienstplan vor
gesehene Personal auch tatsächlich anwesend ist. 
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Die Wohnpflegeaufsichten erledigten diese Personalprüfungen überwie
gend in einer guten Qualität. Es gab aber eine große Spannbreite beim 
Prüfungsumfang. Bei der Prüfung der Dienstpläne reichte diese beispiels
weise von der Prüfung eines Soll-Dienstplans für den laufenden Monat bis 
hin zu 2 abgeschlossenen Ist-Dienstplänen plus dem Abgleich mit dem 
aktuellen Soll-Plan.  
 
Das Sozialministerium sollte im Rahmen seiner Fachaufsicht eine einheit
liche Prüfweise sicherstellen. 
 
Gerade in Bezug auf die zeitaufwendige Personalprüfung sollte die  
Zusammenarbeit mit dem Medizinischen Dienst intensiviert werden. Dieser 
hat zu prüfen, ob die Qualitätsanforderungen nach dem SGB XI1 und nach 
den auf dieser Grundlage abgeschlossenen vertraglichen Vereinbarungen 
erfüllt sind.2 Tatsächlich prüft der Medizinische Dienst aber nicht, ob das 
vertraglich vereinbarte Personal auch vorhanden ist. Dies wird derzeit 
ausschließlich von den Wohnpflegeaufsichten geprüft. 
 
Das Sozialministerium merkt hierzu an, dass die Wohnpflegeaufsichten 
bei der Personalprüfung im Rahmen ihres Ermessens handeln. Dennoch 
werde die Fachaufsicht die gegebenen Hinweise bei der nächsten Anpas
sung der Prüfrichtlinie berücksichtigen. Mit einem 2024 eingeführten  
Berechnungstool seien die Personalprüfungen grundlegend vereinfacht 
und vereinheitlicht worden. Die Zusammenarbeit mit dem Medizinischen 
Dienst sei ein besonderes Anliegen des Ministeriums. Man stehe dazu in 
einem regelmäßigen Austausch.  
 

26.3.3 Selbstbestimmungsstärkungsgesetz zu weit gefasst  
 
Im seit 2009 geltenden SbStG stehen die 5 Aufgaben Selbstbestimmung, 
Schutz der Bewohner, Qualitätssicherung, Verbraucherschutz sowie Wah
rung der Rechte der Bewohner gegenüber den Einrichtungen gleichwertig 
nebeneinander.3 Diese Gleichwertigkeit wird dem Wandel, der sich im  
stationären Pflegesektor derzeit vollzieht, nicht mehr gerecht. Denn um all 
die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben erfüllen zu können, bedürfte es 
eines deutlichen Personalaufwuchses bei den Wohnpflegeaufsichten. Der 
Schutz der Bewohner muss Priorität haben. Um diesen zu erreichen,  
sollten die Aufsichten ihren Fokus darauf richten können. 
 

                                                      
1  Sozialgesetzbuch - Elftes Buch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI), Artikel 1 des Ge

setzes vom 26.05.1994, BGBl. I 1994 S. 1014, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge
setzes vom 30.05.2024, BGBl. I 2024 Nr. 173. 

2  § 114 Abs. 2 SGB XI. 
3  § 1 Abs. 1 SbStG. 
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Darüber hinaus enthält das SbStG zahlreiche Regelungen, die in der  
Praxis nicht oder teilweise nicht umgesetzt werden, wie die Pflicht zur Ver
öffentlichung der Prüfberichte1. In Bezug auf die Beratungstätigkeit ist eine 
klare Definition von Inhalt und Grenzen der Beratung erforderlich. 
 
Der LRH hält daher eine Überarbeitung des SbStG für erforderlich. 
 
Das Sozialministerium will kontinuierlich überprüfen, inwieweit Aufgaben 
priorisiert, der Fokus auf die ordnungsrechtlich wesentlichen Aufgaben  
gelegt sowie rechtliche Vorgaben gestrichen werden können. Aktuell sei 
geplant, im SbStG die Pflicht zur Veröffentlichung der Prüfberichte und zur 
Erstellung von Tätigkeitsberichten zu streichen.  
 
Der LRH sieht dies als ersten Schritt, dem weitere folgen sollten.  
 

26.3.4 Durchgängig Prüfquote nicht erfüllt  
 
2023 ist keine Wohnpflegeaufsicht ihrer Verpflichtung nachgekommen, in 
jeder stationären Einrichtung eine Regelprüfung durchzuführen. Es wurden 
nur 358 der 575 Altenpflegeeinrichtungen geprüft. Das sind nur 62 %.  
 
Die Erfüllung der Prüfpflicht (Prüfquote) war in den einzelnen Kreisen und 
kreisfreien Städte sehr unterschiedlich: 
 

 
Abbildung 15: Prüfquoten 2023 
Quelle: Abfrage des LRH bei den Wohnpflegeaufsichten 

 

                                                      
1  § 18 SbStG. 

98% 98% 96% 94% 94%
68% 63% 61% 54% 52% 47% 39% 35% 26% 21%

Prüfquoten 2023

Regelprüfung hat stattgefunden Regelprüfung hat nicht stattgefunden



229 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Ursächlich für die unterschiedlichen Prüfquoten sind vor allem die perso
nelle Ausstattung der Wohnpflegeaufsicht und die zu überprüfende Ein
richtungslandschaft. Auch die unterschiedliche Intensität der Prüfungen 
kann sich auf die Prüfquote auswirken. Ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen Prüfquote und Prüfqualität war jedoch nicht festzustellen. 
 
Aus Sicht des LRH ist eine landesweite Prüfquote von 62 % und eine 
Prüfquote von unter 75 % bei 10 von 15 Wohnpflegeaufsichten auf Dauer 
nicht ausreichend und hinnehmbar. Es ist zu bezweifeln, dass mit einer so 
niedrigen Prüfquote der Schutz der pflegebedürftigen Menschen in Alten
pflegeeinrichtungen sicherzustellen ist. 
 
Das Sozialministerium muss im Rahmen seiner Fachaufsicht dafür Sorge 
tragen, dass die Wohnpflegeaufsichten das SbStG ordnungsgemäß  
umsetzen. Dies könnte z. B. durch eine Priorisierung und Konkretisierung 
der Aufgaben der Wohnpflegeaufsichten erreicht werden. 
 
Das Sozialministerium kündigt an, dass die Fachaufsicht künftig verstärkt 
auf die Einhaltung der festgelegten Prüfungszeiträume durch die Wohn
pflegeaufsichten hinwirken werde. 
 

26.3.5 Fachaufsicht ist zu verbessern 
 
Auch die Fachaufsicht durch das Sozialministerium ist zu verbessern. Dies 
zeigte sich beispielsweise im Zusammenhang mit der Änderung des 
SbStG 2022. Bei dieser Änderung wurde die Überwachung auf die den 
stationären Einrichtungen gleichgestellten Wohnformen erweitert. Rege
lungen zum Umfang der Regelprüfungen bei diesen Wohnformen hat das 
Sozialministerium erst 2 Jahre später mit der Änderung der SbStG-DVO 
Ende 2024 getroffen. In der Praxis führte dies zu Rechtsunsicherheiten bei 
den Wohnpflegeaufsichten und zu Problemen mit Anbietern von entspre
chenden Wohnformen hinsichtlich des Tätigwerdens der Wohnpflegeauf
sichten in ihren Einrichtungen. Künftig müssen Ausführungsregelungen 
zeitnah mit Gesetzesänderungen in Kraft treten bzw. für den Übergangs
zeitraum konkrete Handreichungen oder Handlungsempfehlungen zur Ver
fügung gestellt werden.  
 
Zudem ist ein größeres Augenmerk auf einen guten Informationsfluss  
zwischen Fachaufsicht und Wohnpflegeaufsichten zu legen, beispiels-
weise durch Workshops, Fortbildungsveranstaltungen oder Dienstbe-
sprechungen vor Ort bei Wohnpflegeaufsichten. So würde auch dem von 
Wohnpflegeaufsichten geäußerten Wunsch nach einer intensiveren und 
verbindlicheren Unterstützung zur rechtlichen Auslegung von Regelungen 
des SbStG Rechnung getragen.  
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Auf die Erstellung von standardisierten Tätigkeitsberichten durch die 
Wohnpflegeaufsichten und die Zusammenfassung dieser zu einem  
Landesbericht1 sollte verzichtet werden. Künftig sollten nur noch steue
rungsrelevante Daten wie beispielsweise die Prüfquote erhoben werden. 
 
Das Sozialministerium sagt zu, die Hinweise und Verbesserungs-
vorschläge aufzugreifen und in die Weiterentwicklung der Fachaufsicht 
einfließen zu lassen. Es sei geplant, auf die Erstellung von Tätigkeitsbe
richten zu verzichten (vgl. Tz. 26.3.3).  
 

26.3.6 Umfang der Prüfrichtlinie ist zu reduzieren 
 
Im SbStG ist geregelt, dass das Sozialministerium im Einvernehmen mit 
den Wohnpflegeaufsichten eine Richtlinie erlässt, um eine möglichst ein
heitliche Durchführung der Prüfungen sicherzustellen.2  
 
Die 59-seitige Prüfrichtlinie für Regelprüfungen in der Altenpflege ist aber 
zu umfangreich. Eine Gewichtung zwischen den einzelnen Bereichen fehlt. 
Ebenso wie beim SbStG ist es erforderlich, den Umfang der Richtlinie zu 
reduzieren und eine Priorisierung vorzunehmen. Die in der Prüfrichtlinie 
enthaltenen Fragen gehen weit über das Ordnungsrecht hinaus. Einen so 
umfassenden Ansatz bei jeder Regelprüfung abprüfen zu wollen, ist von 
den Wohnpflegeaufsichten nicht leistbar. 
 
Das Sozialministerium sollte die Prüfrichtlinie zeitnah in Zusammenarbeit 
mit den Wohnpflegeaufsichten grundlegend überarbeiten. Es wird erforder
lich sein, sich im Wesentlichen auf den Kernbereich der Wohnpflegeauf
sicht zu beschränken, nämlich die ordnungsrechtliche Prüfung. Von daher 
werden beispielsweise die Bereiche Personal, freiheitseinschränkende 
Maßnahmen und Arzneimittelversorgung immer zu prüfen sein. Denkbar 
wäre, darüber hinaus gehende Bereiche wie beispielsweise hauswirt
schaftliche Versorgung optional zu betrachten, z. B. im zeitlichen Wechsel 
bzw. insbesondere dann, wenn sich Auffälligkeiten ergeben. Die während 
der Corona-Pandemie vom Sozialministerium herausgegebene „Empfeh
lung für eine verkürzte/präsenzarme Prüfung auf Basis der Prüfrichtlinie für 
Regelprüfungen nach § 20 Abs. 9 SbStG“ könnte eine Orientierung für die 
Priorisierung bieten.  
 
Das Sozialministerium kündigt an, die Ausführungen zur Prüfrichtlinie bei 
der nächsten Überarbeitung zu prüfen und zu berücksichtigen. 
 
Wann diese Überarbeitung erfolgen soll, wurde nicht mitgeteilt. 

                                                      
1  § 18 Abs. 4 SbStG. 
2  § 20 Abs. 9 SbStG. 
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26.3.7 Zusammenarbeit in Arbeitsgemeinschaften unzureichend 
 
Die Wohnpflegeaufsichten sind verpflichtet, insbesondere mit den Pflege
kassen, deren Landesverbänden, dem Medizinischen Dienst, dem Prüf
dienst der Privaten Krankenversicherung, den für die infektionshygienische 
Überwachung zuständigen Gesundheitsämtern und dem zuständigen Trä
ger der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe eng zusammenzuarbeiten.1 
 
Die gesetzlich geforderte institutionelle Zusammenarbeit in Form regel-
mäßiger Sitzungen der jeweiligen Arbeitsgemeinschaften wird in den letz
ten Jahren nur in geringem Ausmaß durchgeführt. Lediglich in 2 Kreisen 
und einer kreisfreien Stadt tagen die Arbeitsgemeinschaften regelmäßig 
wie gesetzlich vorgesehen. Insgesamt haben 9 Arbeitsgemeinschaften in 
6 Kreisen und 3 kreisfreien Städten seit 5 Jahren und länger nicht mehr 
getagt. 
 
Für eine belastbare Zusammenarbeit - vor allem in Krisenzeiten - ist es  
unabdingbar, dass sich alle Akteure persönlich kennen und die Zusam
menarbeit institutionalisiert ist. Daher sollte die im Gesetz vorgesehene 
Zusammenarbeit auch in der Praxis stattfinden. Die Fachaufsicht sollte 
dies begleiten. 
 
Das Sozialministerium beabsichtigt, die Hinweise zur institutionellen  
Zusammenarbeit in Form von regelmäßigen Sitzungen durch Arbeits-
gemeinschaften zu berücksichtigen.  
 

26.3.8 Verwaltungsgebühren nicht regelmäßig überprüft und aktualisiert 
 
Die Wohnpflegeaufsichten der Kreise und kreisfreien Städte haben für ihre 
Amtshandlungen Verwaltungsgebühren von den Einrichtungsträgern zu 
erheben.  
 
Die Gebührentatbestände und die Gebührenhöhe sind landesrechtlich  
geregelt.2 Bei der Bemessung ist zu berücksichtigen, dass die Gebühr in 
keinem groben Missverhältnis zu der von der öffentlichen Verwaltung  
gebotenen Leistung stehen darf. Grundsätzlich gilt das Kostendeckungs
prinzip. Das Gesamtgebührenaufkommen soll die gesamten Aufwendun
gen für die entsprechenden Leistungen decken. Das heißt, der Gebühren
rahmen insgesamt - nicht unbedingt die Gebühr im Einzelfall - muss 

                                                      
1  § 19 SbStG. 
2  Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG) vom 17.01.1974, 

zuletzt geändert durch Art. 64 LVO vom 27.10.2023, GVOBl. Schl.-H. 2023, S. 514. 
Landesverordnung über Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührenverordnung-
VerwGebVO) vom 26.09.2018, zuletzt geändert durch Landesverordnung vom 
04.04.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 55.  
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geeignet sein, die Kosten für den besonderen Aufwand der Verwaltung zu 
decken.  
 
Das Sozialministerium hat die Gebühren zuletzt 2018 angepasst und seit
her nicht geprüft, ob die bestehenden Gebühren noch angemessen sind. 
Selbst eine Anpassung der Gebühren an die gestiegenen Stundensätze ist 
nicht erfolgt. Ob auf der Grundlage von Praxiserfahrungen der Wohnpfle
geaufsichten Tätigkeiten mit Gebühren zu belegen sind, die bisher nicht 
vom Gebührenkatalog erfasst sind, hat es ebenfalls nicht geprüft. 
 
Eine Verzögerung der Anpassung bzw. Neufassung des Gebührentarifs 
bedeutet einen ständigen Verzicht auf zu erzielende Einnahmen. Der LRH 
erwartet daher, dass die vom Sozialministerium angekündigte Änderung 
des Gebührentarifs umgehend erfolgt. Zukünftig ist auf eine regelmäßige 
Überprüfung und Aktualisierung zu achten. 
 
Das Sozialministerium sagt zu, den Gebührentarif in diesem Jahr anzu
passen. 
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Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, 
Europa und Verbraucherschutz 
 

27. Zielerreichung der Fischereiförderung verbessern 
 
Die Ziele der Fischereiförderung sind vielfältig. Sie reichen vom 
Erhalt einer nachhaltigen Fischerei und Aquakultur über den 
Schutz der Biodiversität bis hin zu einer wirksamen Fischerei
aufsicht. An den Fördermaßnahmen für die Fischerei beteiligen 
sich die EU, der Bund, das Land und Kommunen. 
Aus dem Landeshaushalt sind zwischen 2018 und 2024 jährlich 
durchschnittlich 5,2 Mio. € verausgabt worden. 
 
Davon sind insgesamt 6,3 Mio. € in die Modernisierung kommu
naler Fischereihäfen geflossen. Bei der Förderung müssen die 
zuwendungsrechtlichen Vorschriften besser beachtet werden.  
 
Die Fördermaßnahmen sind vielfältig, tragen aber nicht immer 
zur Zielerreichung bei. 
 
Zusätzlich zu den Fördermaßnahmen kommen die Kosten des 
Landes für die Fischereiaufsicht mit jährlich über 6 Mio. € hinzu. 
Dem steht eine sinkende Zahl von Fischereifahrzeugen und 
Anlandemengen gegenüber. Das Landwirtschaftsministerium 
muss auf diese Entwicklung reagieren und die Kapazitäten der 
Fischereiaufsicht an den sinkenden Kontrollbedarf anpassen. 
 

27.1 Finanzierung der Fischereiförderung 
 
Die Fischereiförderung wird von unterschiedlichen Fördermittelgebern 
finanziert: der Europäischen Union (EU), dem Bund, dem Land und den 
Kommunen. Der Großteil der Fördermittel wird von der EU in sogenannten 
Fischereifonds bereitgestellt. 2014 bis 2020 war dies der Europäische 
Meeres- und Fischereifonds (EMFF)1, 2021 bis 2027 der Europäische 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (EMFAF)2. Der Bund hat die Vor-
gaben der Fischereifonds in nationale Programme umgesetzt. Diese Pro
gramme enthalten Maßnahmen des Bundes und der beteiligten Länder.  
 

                                                      
1 Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15.05.2014 über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und (EG) 
Nr. 791/2007 des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Europäischen Par
laments und des Rates (EMFF-Verordnung), Amtsbl. EU vom 20.05.2014, S. 1. 

2 Verordnung (EU) 2021/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07.07.2021 
über den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2017/1004 (EMFAF-Verordnung), Amtsbl. EU vom 13.07.2021, S. 1. 
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Schleswig-Holstein erhält aus dem aktuellen nationalen Programm insge
samt 40 Mio. €. In der vorherigen Förderperiode hat das Land durch
schnittlich 5,2 Mio. € pro Jahr für die Fischerei verausgabt. 
 

27.2 Aal-Schutz wirksamer gestalten 
 
Der Europäische Aal ist eine vom Aussterben bedrohte Art.1 Im Rahmen 
des Schutzes der Biodiversität hat die EU eine Verordnung mit Maßnahmen 
zur Wiederauffüllung des Bestandes des Europäischen Aals (EU-Aal-VO)2 
erlassen. Das regelmäßige Aussetzen von Jungaalen (Besatzmaßnahmen) 
soll die Abwanderung von 40 % erwachsener Aale in Richtung des Laich-
gebiets in der Sargassosee gewährleisten. 
 
Der LRH hat die Förderung von 2 Projektträgern in 2021 geprüft. Die  
Kosten der Besatzmaßnahmen beliefen sich auf insgesamt 190.668 € und 
100.412 €. Sie wurden jeweils zu 60 % gefördert. 75 % der Förderung trug 
die EU, 25 % das Land. 
 
Erfolgskontrollen der Besatzmaßnahmen sind schwierig. 2023 hat ein Moni-
toringprojekt den Einfluss von Aalbesatzmaßnahmen auf den Aalbestand 
im Nord-Ostsee-Kanal und Elbe-Lübeck-Kanal untersucht. Ergebnis war, 
dass der vorhandene Aalbestand zum überwiegenden Teil vom Besatz 
abhängig ist. Ohne Besatz wären kaum noch nennenswerte Aalbestände 
in den untersuchten Gewässersystemen vorhanden. 
 
Bereits 2019 hatte sich das Thünen-Institut kritisch zu Besatzmaßnahmen 
geäußert. Besatz solle nur dort erfolgen, wo die Überlebensrate bis zur 
Abwanderung der Aale hoch ist. Er solle nicht als Alternative zur Verringe
rung der menschlich bedingten Aal-Sterblichkeit eingesetzt werden. 
 
Der Aalbestand hat eine große wirtschaftliche Bedeutung für die 
30 Erwerbsbetriebe der Binnenfischerei in Schleswig-Holstein. Der Besatz 
liegt daher auch im wirtschaftlichen Interesse der Fischereibetriebe.  
 
Dies ist jedoch nicht das vorrangige Ziel der EU-Aal-VO und der einge
setzten Fördermittel. Hauptziel ist es, den Aalbestand aus Gründen des 
Artenschutzes zu schützen und wiederaufzubauen.  
 
Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und Ver
braucherschutz (Landwirtschaftsministerium) sollte sich daher dafür ein
setzen, dass der Aalschutz insgesamt verstärkt wird. Erst wenn sich der 

                                                      
1 https://www.iucnredlist.org. 
2 Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 des Rates vom 18.09.2007 mit Maßnahmen zur Wieder

auffüllung des Bestands des Europäischen Aals, Amtsbl. EU vom 22.09.2007, S. 17. 
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Aalbestand erholt hat, ist auch eine nachhaltige Befischung wieder mög
lich.  
 
Das Landwirtschaftsministerium kündigt an, dass die Aalmanagement
pläne 2025 und 2026 überarbeitet würden, um den Schutz des Aals zu 
verbessern. Es wolle sich aktiv in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe in den 
Überarbeitungsprozess einbringen. 
 
Der LRH begrüßt dies und fordert das Landwirtschaftsministerium auf, sich 
im Sinne der Entbürokratisierung für wirksame und einfache Schutzmaß
nahmen für den Aal einzusetzen.  
 

27.3 Investitionen in Fischereihäfen besser prüfen  
 
Das Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung (Lan
desamt)1 hat zwischen 2018 und 2024 insgesamt 5 kommunale Investi-
tionsvorhaben zur Modernisierung von Fischereihäfen an der Ostsee-
küste2 mit insgesamt 6,3 Mio. € EU-Mitteln bezuschusst. Förderziel war 
eine leistungsfähige Erwerbsfischerei und eine nachhaltige Entwicklung 
von Fischwirtschaftsgebieten. 
 
Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen ist die fachlich zuständige tech-
nische staatliche Verwaltung zu beteiligen. Für Baumaßnahmen im  
Bereich Häfen ist der Landesbetrieb Küstenschutz, Nationalpark und  
Meeresschutz (LKN) zuständig.3 Der LKN prüft die Antragsunterlagen auf 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Planung, Konstruktion sowie 
Angemessenheit der Kosten. Zur baufachlichen Prüfung gehört auch die 
Prüfung des Verwendungsnachweises. 
 
Ein Bauvorhaben hat sich dabei als besonders problematisch erwiesen: 
2021 beantragte eine Stadt Fördermittel für die Modernisierung ihres 
Fischereihafens. Dafür erhielt sie vom Landesamt eine Förderung von 
1,9 Mio. € aus EU-Mitteln. Die Kommune beteiligte sich mit 600.000 €.  
 
2023 stellte die Kommune kurz vor Ende der EU-Förderperiode einen um
fassenden Änderungsantrag, weil sie ihre Investitionsplanungen erheblich 
geändert hatte. Die Gesamtkosten stiegen nun auf 7,1 Mio. €. Das Landes
amt beließ die Zuwendung in der bisherigen Höhe. Die Mehrkosten wur
den über erhöhte Eigenmittel der Kommune von 4,6 Mio. € aufgefangen.  
 

                                                      
1 Zuständige Behörde bis zum 31.12.2022: Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 

ländliche Räume. 
2  Es handelte sich hierbei um folgende Maßnahmen: Fischereihafen Lübeck-Travemünde, 

Anlegesteg für Kleinstfischer Heiligenhafen, Hafeninfrastrukturmaßnahme Stadt Fehmarn, 
Ersatzneubau Südmole Laboe, Erneuerung Nordmole-Möltenort. 

3 Zuwendungen zur Projektförderung an Gemeinden, Kreise, Ämter und Zweckverbände 
(kommunale Körperschaften) (VV-K) zu § 44 Abs. 1 LHO i. V. m. Baufachliche Ergän-
zungsbestimmungen (ZBau) des Finanzministeriums des Landes Schleswig-Holstein zu 
den Verwaltungsvorschriften.  
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Das Landesamt hat dem LKN keine prüffähigen Planungsunterlagen vor
gelegt. Die vorgeschriebene baufachliche Prüfung hat daher nicht statt-
gefunden. 
 
Der LKN muss als baufachlich zuständige Behörde auch die Verwendungs
nachweise von Hafenbaumaßnahmen prüfen. Stattdessen hat das Lan
desamt die Verwendungsnachweise allein geprüft. Das erforderliche Ein
vernehmen des LRH für diese Verfahrensänderung lag nicht vor.  
 
Da das vorgeschriebene baufachliche Verfahren im Zuwendungsverfahren 
nicht erfolgt ist, war das Projekt nicht bewilligungsreif. Das Landesamt 
hätte 2021 weder die Bewilligung noch die Umbewilligung 2023 vorneh
men dürfen. 
 
Landwirtschaftsministerium und Landesamt müssen künftig sicherstellen, 
dass Fördermaßnahmen für Investitionen in Fischereihäfen entsprechend 
den Vorschriften geprüft und bewilligt werden.  
 
Das Landwirtschaftsministerium weist daraufhin, dass dem LKN eine 
detaillierte Bauausführungsplanung zum Zweck der küstenschutzrecht-
lichen Genehmigung der Baumaßnahme vorgelegen habe. Außerdem sei 
das Vorhaben noch nicht abgeschlossen. Eine Einbindung des LKN werde 
nach Abschluss bei der Prüfung des finalen Verwendungsnachweises mit 
einer fachlichen Abnahme vor Ort erfolgen. Das Landwirtschafts-
ministerium will das Fördervorhaben im Detail aufarbeiten und Konse
quenzen für die Bearbeitung vergleichbarer Vorhaben prüfen. 
 
Der LRH bleibt daher bei seiner Feststellung, dass das Landwirtschafts-
ministerium in der Vergangenheit keine ordnungsgemäßen baufachlichen 
Verfahren beim LKN für die geförderten Hafenbaumaßnahmen durchge-
führt hat.  
 
Die Erteilung einer küstenschutzrechtlichen Genehmigung durch den LKN 
als untere Küstenschutzbehörde ist eine grundsätzlich andere Aufgabe als 
eine baufachliche Prüfung im Zuwendungsbereich. Für beide Aufgaben 
gelten unterschiedliche Verwaltungsverfahren mit unterschiedlichen  
Antragstellern. 
 
Der LRH befürwortet, dass das Landwirtschaftsministerium seine Zuwen
dungsverfahren grundsätzlich überprüfen will. 
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27.4 Kosten der Fischereiaufsicht senken 
 
Um illegales Fischen zu verhindern und die Einhaltung von Fangquoten zu 
gewährleisten, unterliegen die Fischerei und die Fischverarbeitung um
fangreichen Kontrollen nach EU-Recht.1 Die schleswig-holsteinische  
Fischereiaufsicht kontrolliert Kutter und Boote in Nord- und Ostsee sowie 
Freizeitangler.  
 
Die Fischereiaufsicht wird durch das Landesamt und die Wasserschutz-
polizei (WSP) wahrgenommen. Die WSP setzt 26 Mitarbeiter und 5 Boote 
für Fischerei-Kontrollen ein. Das Landesamt überwacht an 7 Standorten 
mit insgesamt 24 Mitarbeitern die Vermarktung und den Transport in den 
Häfen und im Binnenland. Die Kosten der Fischereiaufsicht für Sach- und 
Personalkosten liegen bei jährlich mindestens 6,5 Mio. € mit steigender 
Tendenz.  
 
Den steigenden Kosten der Fischereiaufsicht steht eine sinkende Zahl von 
Fischereifahrzeugen und Anlandemengen gegenüber. Zwischen 2020 und 
2023 ist die Zahl der Fischereifahrzeuge von 505 auf 443 gesunken. 
Gleichzeitig ist die Anlandemenge schleswig-holsteinischer Betriebe von 
35.454 Tonnen (t) auf 32.044 t gesunken. Lagen die Kosten der Fischerei
aufsicht 2019/2020 noch bei 12.871 €/Fischereifahrzeug, stiegen sie 2023 
bereits auf 14.673 €/Fischereifahrzeug.  
 
Die Kosten der Fischereiaufsicht in Relation zu den zu kontrollierenden 
Fahrzeugen sowie den rückläufigen Anlandemengen werden angesichts 
des Strukturwandels in der Fischerei, abnehmender Fischbestände und 
steigender Personal- und Sachkosten in der Fischereiaufsicht absehbar 
weiter zunehmen.  
 
Die Fischbestände insbesondere der Ostsee sind aufgrund von Über-
fischung, Überdüngung und Klimawandel gefährdet oder bereits zusam
mengebrochen.2 Die Fischereiaufsicht kann nur den Faktor Überfischung 
beeinflussen. Die umweltbedingten Ursachen für die gefährdeten Fisch-
bestände liegen außerhalb des Wirkungskreises der Fischereiaufsicht. 
 

                                                      
1 Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20.11.2009 zur Einführung einer gemein-

schaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der ge
meinsamen Fischereipolitik (Fischereikontrollverordnung) und zur Änderung der Verord
nungen (EG) Nr. 847/96, (EG) Nr. 2371/2002, (EG) Nr. 811/2004, (EG) Nr. 768/2005, 
(EG) Nr. 2115/2005, (EG) Nr. 2166/2005, (EG) Nr. 388/2006, (EG) Nr. 509/2007, (EG) 
Nr. 676/2007, (EG) Nr. 1098/2007, (EG) Nr. 1300/2008, (EG) Nr. 1342/2008 sowie zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1627/94 und (EG) Nr. 1966/2006, 
Amtsbl. EU vom 22.12.2009, S. 1. 

2 https://www.geomar.de/news/article/erwaermung-verschaerft-sauerstoffmangel-in-der-
westlichen-ostsee. 
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Das Landwirtschaftsministerium ist daher gefordert, die Fischereiaufsicht 
dem Strukturwandel in der Fischerei anzupassen und zukünftig wirtschaft
licher zu organisieren.  
 
Das Landwirtschaftsministerium betont, dass zu den Aufgaben der  
Fischereiaufsicht auch die Kontrolle des Handels sowie der Freizeit-
fischerei gehöre. Die Kontrollanforderungen der EU stiegen weiter an.  
Angesichts der zurückgehenden Berufsfischerei solle die Fischereiaufsicht 
aber neu aufgestellt werden, sodass für die neuen Kontrollaufgaben kein 
zusätzliches Personal erforderlich sei.  
 
Der LRH befürwortet, dass das Landwirtschaftsministerium Einsparungs
potenziale nutzen will, um auf geänderte Aufgabenstellungen zu reagieren.  
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Rundfunk 
 

28. Fuhrpark des NDR 
 

Mehr als die Hälfte der geprüften Fahrzeuge hat die angestrebte 
Soll-Auslastung nicht erreicht.  
 
Die nicht oder nur unzureichend vernetzten IT-Systeme machen 
eine händische Zusammenführung von Daten für das Controlling 
des Fuhrparks erforderlich.  
 
Aufwendungen und Erträge von Fahrzeugen werden nicht immer 
konsequent den richtigen Kostenträgern zugeordnet. 
 

28.1 Prüfungsgegenstand 
 
Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg (Prüfungsleitung), 
der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern, der Niedersächsische 
Landesrechnungshof und der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein 
haben gemeinsam den Fuhrpark des Norddeutschen Rundfunks (NDR) 
geprüft. Dieser umfasste zum 31.12.2022 insgesamt 527 Fahrzeuge.  
Betrachtet wurden die 277 für den Straßenverkehr zugelassenen Fahr
zeuge. Diese sind festen Standorten im Sendegebiet zugeordnet.  
 
Der NDR ist nach § 32 Absatz 2 des Staatsvertrags über den NDR ver
pflichtet, bei seiner Wirtschaftsführung die Grundsätze der Wirtschaftlich
keit und Sparsamkeit, der Nachhaltigkeit sowie der Klarheit bei der finan
ziellen Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben zu beachten.  
 

28.2 Wirtschaftlichkeit des Fuhrparkmanagements 
 

28.2.1 Auslastung 
 
Der NDR beurteilt die Auslastung seiner Fahrzeuge - und im Ergebnis 
auch deren Wirtschaftlichkeit - anhand von Einsatztagen. Abhängig vom 
Fahrzeugtyp hat er eine Anzahl an jährlichen Einsatztagen festgelegt, die 
für einen wirtschaftlichen Einsatz des Fahrzeugs erreicht werden müssen. 
 
Eine Stichprobe der Fahrtenbücher von 40 Fahrzeugen für die Jahre 2020 
bis 2022 hat ergeben, dass 23 dieser Fahrzeuge die Anzahl der vorgege
benen jährlichen Einsatztage nicht erreicht haben. Sie wurden damit nach 
den Maßstäben, die sich der NDR selbst gesetzt hat, nicht wirtschaftlich 
eingesetzt. Für 19 Fahrzeuge galt dies sogar über den gesamten Zeit
raum. Zwei Fahrzeuge wurden im oben genannten Zeitraum nahezu nicht 
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genutzt. Zudem haben sich in einigen Fällen zum Teil erhebliche Abwei
chungen zwischen den im IT-System erfassten und den in den Fahrten-
büchern dokumentierten Einsatztagen ergeben. 
 
Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefordert, 
• die Ursachen für die zum Teil sehr geringe Auslastung zu ermitteln, 
• auf eine verbesserte Auslastung des Fahrzeugbestands hinzuwirken, 
• die Abweichungen der Daten zwischen IT-System und Fahrtenbuch 

aufzuklären und den Mangel abzustellen. 
 
Bei einzelnen Fahrzeugen haben die Rechnungshöfe gefordert, eine alter
native Verwendung innerhalb des NDR zu prüfen oder einen Verkauf zu 
erwägen. 
 
Der NDR hat dies zugesagt. Zwischenzeitlich seien bereits einzelne Fahr
zeuge einer anderen Nutzung zugeführt worden. 
 

28.2.2 Ersatzbeschaffung 
 
Den wirtschaftlichen Austauschzeitpunkt seiner Fahrzeuge prüft der NDR 
anhand der Kilometerlaufleistung. Zur Ermittlung der Laufleistung sind 
nach internen Regelwerken die Kilometerstände in regelmäßigen Abstän
den sowie zum Jahresende manuell im Fuhrparkmanagementsystem zu 
erfassen. Als Datengrundlage dienen die jeweiligen Fahrtenbücher. 
 
Die im Fuhrparkmanagementsystem hinterlegte Laufleistung war für eine 
nicht unerhebliche Anzahl von Fahrzeugen mängelbehaftet, weil Kilome
terstände 
• überhaupt nicht erfasst, 
• mit dem Kilometerstand des Vorjahres identisch, 
• ungewöhnlich hoch oder 
• im Vergleich zum Kilometerstand des Vorjahres niedriger 
waren. 
 
Hiervon waren etwa 10 % aller Fahrzeuge betroffen. 
 
Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefordert, 
die Kilometerstände entsprechend der Vorgaben zu erfassen. 
 
Der NDR hat zugesagt zu prüfen, inwieweit die Datenlage verbessert wer
den kann.  
 
Die Rechnungshöfe haben ergänzend darauf hingewiesen, dass eine voll
ständige und zutreffende Datenerfassung die Grundlage für die Ermittlung 
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des wirtschaftlichen Austauschzeitpunkts bildet. Zudem muss der NDR 
seine eigenen Regelwerke einhalten. 
 

28.2.3 IT-Systeme 
 
Das Fuhrparkmanagement des NDR verwendet verschiedene IT-Systeme 
u. a. zur Fuhrparkverwaltung, zur Anlagenbuchhaltung sowie zur Buchung 
von Aufwendungen und Erträgen. 
 
Innerhalb dieser IT-Systeme sowie bei deren Verknüpfung haben die 
Rechnungshöfe Mängel festgestellt: 
• Fehlende Plausibilitätskontrollen führten zu fehlerhaften Datenbestän

den. 
• Eine automatische Übernahme des Fahrzeugbestands aus der Anla

genbuchhaltung in das Fuhrparkverwaltungssystem existierte nicht. 
Dadurch war die Vollständigkeit der in diesem System enthaltenen  
Daten nicht gewährleistet. 

• Ein Standortwechsel eines Fahrzeugs machte zwangsläufig die Einrich
tung eines zweiten Kostenträgers notwendig. Die Aufwendungen und  
Erträge desselben Fahrzeugs wurden somit auf 2 Kostenträgern abge
bildet. Mangels einer Schnittstelle waren manuelle Korrekturen  
erforderlich, um die Kosten für dieses Fahrzeug zusammenzuführen.  

 
Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefordert, 
die festgestellten Mängel abzustellen. 
 
Der NDR hat die Mängel eingeräumt und mitgeteilt, dass das Fuhrpark
verwaltungssystem abgelöst und durch ein buchhaltungskompatibles Fuhr-
parkmanagementsystem im Rahmen einer gemeinschaftlichen ARD-Aus-
schreibung ersetzt werden soll. 
 

28.3 Weitere Feststellungen 
 

28.3.1 Interne Leistungsverrechnung 
 
Der Fuhrpark ist in die Interne Leistungsverrechnung (ILV) des NDR ein
gebunden. Der NDR ist nach § 22 seiner Finanzordnung verpflichtet, eine 
Betriebsabrechnung nach anerkannten betriebswirtschaftlichen Methoden 
mit Kostenträgern und -stellen zu führen. 
 
Die Verrechnung der Aufwendungen für Fahrzeuge erfolgt mittels eines für 
jede Fahrzeugkategorie individuell ermittelten Kostenverrechnungssatzes 
pro Einsatzstunde.  
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Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass 
• der NDR bei der Ermittlung des Verrechnungssatzes für LKW die Treib-

stoffkosten nicht berücksichtigt hat, 
• die Kalkulation der ILV zuletzt 2019 angepasst wurde, 
• der Verrechnungssatz für Tätigkeiten des in Hamburg-Lokstedt ansäs

sigen zentralen „Service Point“ zuletzt 2014 kalkuliert wurde, 
• der NDR bei der Ermittlung des Verrechnungssatzes für den „Service 

Point“ ausschließlich Personalkosten einbezogen hat. 
 
Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefordert, 
die Verrechnungssätze zu überprüfen und gegebenenfalls neu zu berech
nen. Dabei sind alle im Zusammenhang mit den Fahrzeugen entstandenen 
Kosten zu berücksichtigen.  
 
Der NDR hat auf eine Anpassung der ILV im Zuge der geplanten Umstel
lung auf ein neues SAP-Verfahren hingewiesen. 
 
Die Rechnungshöfe haben den NDR darauf hingewiesen, dass unzutref
fende Verrechnungssätze ungeachtet eines neuen SAP-Verfahrens zu  
berichtigen sind. 
 

28.3.2 Fahrzeugkosten 
 
Das Controlling des Fuhrparks erfolgt auf der Grundlage der Buchung von 
Aufwendungen auf Kostenstellen und Kostenträgern in der Buchhaltungs
software SAP. Jedem Fahrzeug im Bestand ist ein Kostenträger zugeord
net, auf dem die für das jeweilige Fahrzeug entstandenen Aufwendungen 
und Erträge gebucht werden sollen.  
 
Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass fahrzeugbezogene Aufwen
dungen und Erträge teilweise nicht ordnungsgemäß gebucht wurden. Dies 
führte bei den betroffenen Kostenträgern zu einer fehlerhaften Datengrund-
lage. Ein verlässliches Fahrzeugcontrolling ist für das Fuhrparkmanage
ment jedoch unabdingbar. 
 
Die Rechnungshöfe haben die Mängel beanstandet und den NDR aufge
fordert, Aufwendungen und Erträge vollständig und verursachungsgerecht 
zu buchen. 
 
Der NDR hat die Mängel eingeräumt und zugesagt, die Vorgaben künftig 
zu beachten.  
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28.4 Bilanzierung von Anlagen 
 
Vom NDR erworbene Fahrzeuge werden als Sachanlage in der Bilanz  
aktiviert. Einzelne Fahrzeuge, wie zum Beispiel Kamerafahrzeuge, mussten 
für den jeweiligen Einsatzzweck durch Aus- bzw. Umbauten in einen  
betriebsbereiten Zustand versetzt werden. 
 
Anschaffungskosten sind nach § 255 Absatz 1 Handelsgesetzbuch (HGB) 
die Aufwendungen, die aufgewendet werden müssen, um einen Vermö
gensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand 
zu versetzen. 
 
Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass  
• Neufahrzeuge bereits abgeschrieben wurden, obwohl Aus- und  

Umbauten noch nicht erfolgt und die Fahrzeuge damit noch nicht  
betriebsbereit waren, 

• Aufwendungen für den Aus- und Umbau der Fahrzeuge nicht wie vor
geschrieben gemeinsam mit den Anschaffungskosten des Fahrzeugs 
aktiviert und über die Nutzungsdauer abgeschrieben, sondern als lau
fender Aufwand eines Kalenderjahres gebucht wurden. 

 
Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufgefordert, 
die gesetzlichen Vorgaben einzuhalten.  
 
Der NDR hat die Mängel eingeräumt und mitgeteilt, dass er die betroffe
nen Bereiche diesbezüglich sensibilisieren und auf die Vorgaben des HGB 
hinweisen wird. 

Kiel, 29. April 2025 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein 

Dr. Gaby Schäfer 

 Silke Seemann Dr. Matthias Badenhop 

 Christian Albrecht Erhard Wollny 
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